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Praktische Kriminalpolitik
Klaus-Stephan von Danwitz

1. Einleitung
Der Landespräventionsrat Nordrhein-Westfalen (LPR) 

unter Vorsitz des Kölner Kriminologen und Strafrechtlers 
Mi chael Walter hat soeben (2004) einen Leitfaden „Kom-
mu nale Kriminalprävention“ vorgelegt. Auf der Grundlage 
einer rational begründeten und empirisch untermauerten 
Kri minalpolitik will die 54 Seiten umfassende Handreichung 
einen Beitrag liefern, um Kriminalität gezielt vorzubeugen. 
Mit dieser Broschüre übernimmt der LPR die Perspektive 
der nordrhein-westfälischen Landesregierung, die bereits 
im Jahre 1993 im Erlassweg eine Verbesserung der Zu-
sam menarbeit aller Politikbereiche, Sozialinstanzen und 
ge sellschaftlichen Kräfte zur Stabilisierung der inneren 
Si cherheit angemahnt hat. Inhaltlich antwortet der LPR auf 
die Fragestellungen des Sherman-Reports, welche Prä-
ven    tions  pro gramme von ihrer Konzeption und Ausführung 
wirksam sind oder nicht wirken bzw. wenigstens vielver-
sprechend sind. 

2. Vorstellung des Leitfadens
Anhand eines ausführlich behandelten Musterprojekts, 

das den Titel „Kriminalprävention an Schulen“ trägt und fast 
die Hälfte des Umfangs ausmacht, verdeutlicht der LPR, 
welche theoretischen und praktischen Anforderungen er 
an kriminalpräventive Projekte stellt, damit sich Be mü-
hun gen um Eindämmung von Kriminalität nicht in bloßem 
Aktionismus erschöpfen. 

a) Überblick
Dreh- und Angelpunkt einer Präventionsmaßnahme, in 

den Worten des Leitfadens „unverzichtbarer Qualitäts stan-
dard“, sei die systematische Begleitung und Kontrolle eines 
Projekts. Diese soll sich über die gesamte zeitliche Abfolge 
von Zielsetzung über Realisierung bis hin zur Beurteilung 
der Wirkungen eines Projekts erstrecken. Die zentrale 
Rol le der Evaluierbarkeit und Evaluation eines Vorhabens     
dokumentiert der LPR zum einen in der Funktion als Aus-
schluss  kriterium: Präventionsmaßnahmen ohne vor ge se-
hene Evaluation sollen keine finanzielle Unterstützung      
einer Kommune, die über einen Förderungsantrag zu be-
  fin den hat, erfahren. Zum anderen konkretisiert der LPR 
den Stellenwert der Evaluation, indem er „Goldene Regeln“ 
anführt. Zu diesen zählt man eine frühzeitige Integration 
von Evaluationsmaßnahmen in ein Projekt, die Doku men-
ta tion des Projekts, Transparenz und Überprüfbarkeit von 
Datener hebung und -auswertung sowie die externe Durch-
füh rung einer Evaluation in der Ausnahmesituation eines 
innovativen, komplexen oder kostenintensiven Projekts. 

Für den Ablauf von Planung bis Verwirklichung einer 
präventiven Maßnahme werden vier Phasen unterschie-
den. Im ersten Abschnitt will der LPR geklärt wissen, ob 
nach Problembeschreibung, Ursachenanalyse und Ur sa-
chen  bewertung die in Aussicht genommene Präventions-
maß nahme überhaupt notwendig ist. Sodann schließt sich 
bei bejahter Erforderlichkeit des Projekts die zweite Phase, 
dem genaueren Entwurf gewidmet, an. In diesem Stadium 
des Designs sollen vornehmlich die Projektziele festgelegt, 
die Zielgruppe eingegrenzt, die einzelnen Präventions-
schritte begründet, die Merkmale zur Messung der Ziel-

er rei chung geklärt und die Projektlaufzeit fixiert werden. 
Den dritten Abschnitt bezieht der LPR auf die Projekt durch-
füh rung, während die abschließende vierte Phase der 
Erar bei tung eines Projektberichts und der Verwertung der 
Ergeb nis se des Projekts vorbehalten bleibt. 

Im Nachgang zu den sogleich darzustellenden konkre-
ten Anregungen für lokale Präventionstätigkeit komplettie-
ren Arbeitsmaterialien den Leitfaden. Es finden sich Vor dru-
cke für einen Projektantrag, einen Ressourcenplan, einen 
tabellarischen und einen grafischen Ablaufplan sowie ein 
Projekt-Tagebuch, zudem der Nachweis von Infor ma tions-
quel len und ein Literaturverzeichnis. 

b) „Kriminalprävention an Schulen“ 
Die Verfasser des Leitfadens vertiefen und veranschau li-

chen die soeben angeführten abstrakten Vorgaben im Rah-
men der Vorstellung des fiktiven Projekts „Kriminal prä ven-
tion an Schulen“. Zielgruppe, Informationsart und -dauer 
nehmen Elemente erfolgreicher ausländischer Program me 
auf (Düsseldorfer Gutachten, Langfassung, S. 26 f., S. 105 
f.). Innerhalb der ersten Phase über die Feststellung und 
Notwendigkeit des Präventionsprojekts (Aus gangs la ge) 
werten die Projektbeteiligten, im Modellfall neben ande ren 
der Jugendhilfeausschuss, der kriminalpräventive Rat der 
Kommune, die lokale Arbeitsgruppe Jugendschutz und 
der Allgemeine Soziale Dienst die Daten der örtlichen Ju-
gend gerichtshilfe aus. Das Datenmaterial ergibt - so die 
Be  fun de im vorgegebenen Beispiel - einen kontinuierlichen 
und deutlichen Anstieg von Jugendlichen und Heran wach-
senden, die wegen Normverletzungen aufgefallen und mit 
der Jugendgerichtshilfe in Kontakt gekommen sind. Zusätz-
lich erhalten die Projektbeteiligten - so die weitere An nah-
me - Kenntnis von den beim örtlichen Jugendamt einge-
gangenen Bitten einer Reihe von Schulleitern, die Schulen 
bei der Verbesserung des Sozialverhaltens von Schülern 
zu unterstützen. Diese Faktenzusammenstellung kombi-
niert der LPR mit weithin abgesicherten wissenschaftli-
chen Erkenntnissen um die Hintergründe des Entstehens 
von  so zial abweichendem Verhalten in der Zeitspanne 
des Über gangs zum Erwachsenenalter, namentlich feh-
lende Em pa thiefähigkeit und emotionale Perspektiven über-
 nahme so wie fehlende Konfliktlösungskompetenzen. Die 
Ge samt  schau begründet - nach Sicht der Verfasser des 
Leit   fa dens - letztlich die Notwendigkeit für ein kriminal      prä-
ventives Vorhaben mit Schülern. 

Dessen Design (Phase 2) richtet der LPR an der Ver-
mitt lung defizitärer Kenntnisse und Handlungsmuster aus. 
Über den Zeitraum eines Schulhalbjahres soll Jugend li-
chen, nach Geschlechtern getrennt, nahe gebracht wer-
den, wie Streitsituationen entstehen können und welche 
For  men der Streitbeilegung angezeigt sind, was Gruppen-
zwang bewirken und wie man sich ihm entziehen kann, 
was Selbstbehauptung und Selbstverteidigung bedeutet. 
Zu den Strafnormen als Gesprächsgegenstand zählt man 
in erster Linie Ladendiebstahl, Schwarzfahren, Verstöße 
gegen das BtMG und Verstöße im Straßenverkehr, im We-
sent lichen Formen von Kleinkriminalität. Die Schüler grup-
pe, die erreicht werden soll, legen die Verantwortlichen 
im Beispielsfall mit der sechsten Jahrgangsstufe fest, da 
deren Angehörige sich wegen ihres Alters kurz vor der 
Straf mündigkeitsgrenze mit 14 Jahren befinden. 
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Zur Überprüfung der Zielerreichung dient eine anony-
me Befragung der Schüler zu Beginn und am Ende des 
Schul halbjahres nach Ende der Kurse. Bei den Frage bö gen 
soll neben gewaltbefürwortenden Einstellungen auch die 
Akzeptanz der Ladendiebstahlsnorm erhoben werden. Als 
Erfolgsuntergrenze gilt im fiktiven Projekt, dahinterstehend 
der LPR als Erfinder des Modellprojekts, mindestens eine 
zehnprozentige Verbesserung der Durch  schnittswerte 
der Befragungsergebnisse nach Durch füh rung der Maß-
nahme. 

In Phase 3 des Beispielsfalls kann zur Leitung und 
Durch  führung des Projekts eine promovierte pädagogi-
sche Fachkraft eingesetzt werden. Eine Stelle wird auf drei 
Jahre befristet beim Jugendamt eingerichtet. Weiterhin 
wirken Mit arbeiter der Jugendgerichtshilfe im Rahmen 
ihrer Dienst      tätigkeit mit. Die Datenerfassung und die Be-
rech nung der Mittelwerte übertragen die Verantwortlichen 
des exemplarischen Projekts einer Praktikantin des Jugend-
amts. Die grafische und statistische Auswertung soll einem 
Studierenden einer - wiederum im Beispielsfall - nahen 
Uni ver sität oder Fachhochschule angetragen werden. Um 
ihn zur kostenlosen Mitarbeit zu motivieren, darf der Studie-
ren de die erhobenen Daten für seine Diplomarbeit nutzen. 
Die Leiterin des Projekts im Beispielsfall entwickelt einen 
Ab lauf plan und koordiniert die Zuständigkeiten der jewei-
ligen Mit arbeiter. Die Abfassung des Abschlussberichts 
(Pha se 4) hat sich - so die Vorgaben - an den verwaltungs-
ver fah rens   rechtlichen Prinzipien der Aktenwahrheit und 
Akten  klarheit auszurichten. Die Zugänglichkeit des Ab-
schluss   berichts soll für die Öffentlichkeit gewährleistet 
werden. 

c) Weitere Projekte
Die Autoren des Leitfadens gliedern die weiteren drei 

Beispielsprojekte entsprechend der bisher vorgenomme-
nen vierteiligen Systematik nach Ausgangslage, Pro jekt-
design, -durchführung und -abschluss. Auch diese Prä ven-
tions  pro gramme enthalten Komponenten der im Schrifttum 
als günstig beurteilten Maßnahmen. 

Im Zentrum des „Kommunale Sicherheitstage“ genann-
ten Projekts, das im Muster während eines Bürgerfests 
durch geführt wird, stehen die Vermittlung von Kenntnissen 
über Normen des Nebenstrafrechts, Hinweise zur tech-
nischen Prävention von Fahrraddiebstahl und Wohnungs-
ein bruch sowie die Reduktion von Kriminalitätsfurcht im 
Vordergrund. 

Das Beispiel „Städtebauliche Kriminalprävention“ zielt 
auf die Stärkung der informellen Sozialkontrolle und die 
Ver änderung von Tatgelegenheitsstrukturen ab. Mit der 
„Jugend und Alkohol“ überschriebenen Präventions vor keh-
rung soll längerfristig die Abnahme von Straftaten erreicht 
werden, die von alkoholisierten Jugendlichen begangen 
werden. 

3. Stellungnahme
Die Verdeutlichung der wissenschaftlichen Standards 

für Präventionsprogramme war dringend notwendig. Der 
LPR behebt mit seinem Leitfaden dieses Defizit. Zugleich 
leistet er einen wesentlichen Beitrag zur Vereinheitlichung 
und Vergleichbarkeit lokaler Maßnahmen. 

a) Zustimmende Bemerkungen
Auch wenn dem Leitfaden des Landespräventionsrats 

normativ kein Richtliniencharakter zukommt, dürfte der 
Ratgeber angesichts der ausgefeilten Modellprojekte und 

der ihnen zugrunde gelegten abstrakten Kriterien, insbe-
sondere von Erforderlichkeit und Evaluierbarkeit, faktisch 
ein Mindestniveau vorgeben, das Projektverantwortliche 
tunlich einhalten sollten, wenn sie Gelder und sonstige 
Unterstützung der öffentlichen Hand beantragen, ande-
renfalls sie begründet annehmen können, abschlägig 
beschieden zu werden. 

Damit ist nicht wenig gelungen: Aus dem Wust an 
präventiven Aktionen und Maßnahmen, vielfach ohne 
theoretisches Fundament, zusammengehalten durch 
die begriffliche Klammer der Prävention, filtert der LPR 
berechtigt die jenigen Vorhaben aus, deren Notwendigkeit 
zur Be hand lung von Kriminalitätsformen nicht zumindest 
in Ansätzen belegbar und nachprüfbar sind. Auch der 
tatsächliche Zwang zur Rechenschaftslegung infolge von 
Mess  barkeit und Messung kriminalpräventiver Wirkungen 
ist heilsam, die Angabe der Messlatte (Anhebung der Ein-
stel lungs durch schnittswerte um wenigstens 10%) präzise. 
Vor keh rungen, die nur der Absicht geschuldet sind, „etwas 
gegen die Kriminalität zu tun“, verdienen mit Recht keine 
staatlichen Hilfen. 

Beachtlich ist zudem die überaus gelungene Layout-
mä ßige Darstellung des Leitfadens. Sie nimmt den Leser 
an die Hand und verhilft ihm zu den notwendigen Tipps 
und Hinweisen, um ein Präventionsprojekt realisieren zu 
können. Dankenswerterweise verzichtet der Leiffaden auch 
weit gehend auf Fachchinesisch, so dass er eine große 
Leserschaft finden kann und soll. 

b) Anfragen
Nach wie vor problematisch ist jedoch das die Prä ven-

tionsdiskussion bestimmende und auch den vorgelegten 
Leitfaden prägende Kriminalitätsbild. Jugendliche Straftäter 
und überwiegend deren Kleinkriminalität wie La den- und 
Fahr raddiebstahl, Fehlverhalten im Straßen ver kehr und 
Verstöße gegen das BtMG charakterisieren die für mini-
mierungsbedürftig angesehene Kriminalität. Mit dieser Be-
stimmung und ohne die Berechtigung der genannten Straf-
tat bestimmungen zu hinterfragen, übernimmt der LPR die 
kriminalpolitische Mehrheitsmeinung als Axiom. 

Dabei ließe sich etwa im Beispielsfall der „Kommunalen 
Sicherheitstage“ die Diskussion aufwerfen, welche Formen 
von Kriminalität schwerwiegende gesellschaftliche Verwer-
fungen hervorrufen können. Müsste nicht der Maßstab 
für Sozialschädlichkeit von strafbarem Verhalten diffe-
renziert werden? Wäre nicht vorrangig auf Formen der 
Wirt   schafts kri minalität abzuheben, da diese verglichen 
mit herkömmlicher Eigentums- und Vermögenskriminalität 
gravieren dere Schadenskategorien erfüllt? Selbst illegale 
Arbeit   nehmer überlassung oder das Nichtabführen von 
Arbeitnehmer bei trägen an die Sozialversicherung haben 
beispielsweise über die Schädigung von Konkurrenten bis 
zu deren In sol venz lokale Auswirkungen. 

So weit der LPR im Musterprojekt „Kriminalprävention 
an Schulen“ für die Erhöhung der Norm befol gungs be reit-
schaft von Jugendlichen auf die Vermittlung der Norm kennt-
nis von Ladendiebstahl oder Schwarzfahren abhebt, mutet 
diese Schwerpunktsetzung merkwürdig ahistorisch an. We-
der die Entwicklung im Handel hin zum Selbstbedie nungs-
ge schäft (und dessen betriebswirtschaftliche Vorteile trotz 
der Entwendungen von Kunden) noch die Ein spa run gen 
durch Verzicht auf Kontrolleure und Sperren im öffentlichen 
Personennahverkehr trotz vorkommender Leistungs er schlei-
 chung noch die interpretative Anpassung der §§ 248a, 265a 
StGB hieran durch die höchstrichterliche Recht sprechung 
(BVerfG NJW 1979, 1039; NJW 1998, 1135) finden Be rück-
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sichtigung. Die Konzentration auf jugendliche Täter beim 
Ladendiebstahl blendet zudem aus, dass untrainierte jün-
gere Täter eher auffallen, sie weniger beschwerdemächtig 
als Erwachsene sind, dass Laden de tek ti ve - angesichts der 
einfacheren Überführbarkeit nicht ge  rade fern  liegend - ge-
zielt junge Men schen als potentielle Tat ver däch tige über-
wachen und kontrollieren. Wäre nicht angesichts der mani-
festen Ab hän gig keit von gesellschaftlichen Strömungen ein 
wenig mehr Wagemut bei den privatisierten Kontrolldelikten 
angezeigt? Wenn schon nicht Entkrimi na lisierung oder Ent-
pöna li sie rung zum Thema gemacht werden, sollten dann 
nicht primär angestrebte Ver haltens ver  änderungen in 
einem präventiven Experiment untersucht werden anstatt 
Einstel lungs ver änderungen zu messen?

Um auf der argumentativen Ebene von fiktiven Bei spie-
len anzuschließen: Man könnte den durch Diebstahl von 
(jungen) Kunden entstandenen Schaden in einem großen 
Warenhaus innerhalb eines Monats erheben und mit dem 
Schaden kontrastieren, der nach Einstellung einer hinrei-
chenden Anzahl von 1-Euro-Jobbern als Servicekräfte und 
Aufpasser in einem vergleichbaren Zeitraum verursacht 
würde. Im Falle des Rückgangs von Ladendiebstählen 
müsste man kontrollieren, ob Kriminalitätsmodifizierunge
n auftreten oder kriminelle Handlungsmotivation erlischt. 
Wegen der Legitimierungsbemühungen zu § 248b StGB, 
dass die Verkaufsform der Selbstbedienung der Allge mein-
heit dienlich sei (Jakobs, KritV 1996, S. 320 (322 f.)), ließe 
sich folgerichtig die vorübergehende Einstellung der 1-
Euro-Kräfte als dem Gemeinwohl nützlich rechtfertigen. Ein 
ähnlich gelagertes Modell könnte im öffentlichen Personen-
nahverkehr überprüft werden, eventuell mit Studierenden 
in der Rolle von Auskunftspersonen und Kontrolleuren 
im Rah men einer Seminarveranstaltung. Unbeschadet 
der recht lichen Transformation sei eine weitere Variante 
erwähnt: Wäre es finanziell zumutbar, Schüler bzw. ihre 
gesetzlichen Vertreter zum Bezug eines Tickets, das zur 
Nutzung des Verkehrsverbunds berechtigte, zu verpflich-
ten? Sollten nicht entsprechende Modellrechnungen ein-
mal in Auftrag gegeben werden? 

Bei den genannten privatisierten Kontrolldelikten La den-
diebstahl und Leistungserschleichung halte ich schon we-
gen der dem Staat zur Last fallenden erheblichen Kosten 
der Strafverfolgung und der geringen Steuerungs kraft der 
besagten Strafnormen die Entwicklung von alternativen 
Handlungs- und Bearbeitungsmodellen für vorzugswürdig.

Erstellung eines „Kompasses“ 
für Strafgefangene in der JVA 
Gel dern im Rahmen einer sozia-
len Trainingsmaßnahme
Heinz-Jürgen Metternich

Intention der Maßnahme
Von Oktober 2003 bis Oktober 2004 wurde mit dem 

Redaktionsteam der Gefangenenzeitschrift „Posaune“ ein 
„Kompass“ für Strafgefangene in der JVA Geldern erstellt. 
Das Redaktionsteam bestand während der Maßnahme 
bis Juli 2004 aus vier Mitgliedern. Im Juli 2004 wurde ein 
Mitglied vorzeitig entlassen.

Verantwortliche Trainer der Maßnahme waren zwei 
Sozialarbeiter, von denen einer bis Ende August 2004 
auch der verantwortliche Redakteur der „Posaune“ war. Die 
Kooperation der beiden Sozialarbeiter bot sich an, da hier 
Erfahrungen und Kenntnisse aus den Bereichen Soziales 
Training und der sozial orientierten Redaktionsarbeit ver-
eint werden konnten. Zeitweise hat an den Trai nings sit zun-
gen eine Sozialpraktikantin teilgenommen.

Mit dem „Kompass“ sollte der zunehmend komplexer 
werdenden Situation der Gefangenen in der JVA Geldern 
mehr Transparenz verliehen werden. Dabei sollte durch 
„solide Basisinformationen Konflikten der Strafgefangenen 
innerhalb der Anstalt und mit ihren Bezugspersonen drau-
ßen vorgebeugt werden“. (Rotthaus, 1996) Bei Entwicklung 
und Durchführung der Trainingsmaßnahme wurde auf die 
wertvollen Erfahrungen aus der Erstellung des „Check hef-
tes zur Entlassungsvorbereitung“ für die Justizvollzugsan-
stalten in Nordrhein-Westfalen zurückgegriffen. Schon die 
ersten Arbeitsergebnisse ermöglichten die Planung und 
Durchführung einer sozialen Trainingsmaßnahme mit dem 
Themenschwerpunkt „Veränderung durch soziales Ler-
nen“. (ZfStrVo 6/04)

Ein für Gefangene brauchbarer „Kompass“ sollte Infor-
ma tionen enthalten und Einstellungen vermitteln, die sich 
an der konkreten Lebenswelt der Strafgefangenen orien-
tieren. Um dieser Zielsetzung gerecht werden zu können, 
musste eine Gefangenengruppe ausgewählt werden, die 
bereit und in der Lage ist, diese Aufgabe zu bewältigen. 
Das Redaktionsteam der Gefangenenzeitschrift „Posaune“ 
erschien dazu am ehesten geeignet, weil es sich bereits 
durch die Erstellung der Gefangenenzeitschrift mit Infor-
ma tionsvermittlung auseinander setzt. Ohne die Mitarbeit    
dieser Gefangenengruppe wäre ein solcher „Kompass“ 
theoretisch erarbeitet worden und würde dann nur Infor  ma-
tionen enthalten, die von den Gefangenen möglicherweise 
nicht angenommen werden.

Der Inhalt des „Kompasses“
Der „Kompass“ ist eine 34-seitige Broschüre. Er wird 

vom Redaktionsteam der Gefangenenzeitschrift „Posaune“ 
herausgegeben.

Die einzelnen Themen beginnen damit, dass zunächst 
der Weg des Strafgefangenen in der JVA Geldern von sei-
ner Ankunft bis in seine Zelle nachgezeichnet wird. Dann 
werden die ersten Tage und die Besuchssituation darge-
stellt. Dabei wird in einem besonderen Kapitel die Rolle der 
Familie, der Verwandten und Freunde besprochen. Weiter 
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wird auf Beschäftigungsmöglichkeiten, die Vergütung und 
den Einkauf eingegangen. Im Kapitel über die Vollzugs pla-
nung spielt die aktive Beteiligung des Strafgefangenen 
eine zentrale Rolle. Den Gefangenengruppen der Lebens-
länglichen, der Ausländer und der Suchtkranken wurden 
be sondere Kapitel gewidmet. Ebenso den wichtigen Fra-
gen, welche Möglichkeiten der vorzeitigen Entlassung be-
stehen und wie die Entlassung vorbereitet werden sollte. 
Abschließend werden die Behandlungs- und Freizeit grup-
pen in der JVA Geldern aufgelistet, aber auch Adressen 
von Straffälligenhilfe weitergegeben, sowie auf die Hilfe-
stellung durch eine ehrenamtliche Betreuung aufmerksam 
gemacht. Aber es finden sich auch Informationen dazu, 
was getan werden kann, wenn „alles doch nicht so läuft“.

Verlauf der Maßnahme
Die Gruppensitzungen fanden regelmäßig cirka einmal 

wöchentlich im Arbeitsraum der „Posaune“ statt. Zunächst 
wurde mit der Gruppe eine Arbeitsstruktur vereinbart, die 
die Klärung der Umgangsformen beinhaltete. Dabei wur-
den Fragen der Organisation und der Aufgabenverteilung 
ebenso geklärt, wie die Zuverlässigkeit der Mitarbeit. In ei-
nem weiteren Schritt wurden die für einen „Kompass“ rele-
vanten Fragestellungen gesammelt. Auf dieser Grundlage 
fand dann zu den einzelnen Themen ein Bewusst ma-
chungs prozess statt, der sich durch Erarbeitung von Wis-
sensstoff immer weiter konkretisierte und dann in verschie-
denen schriftlichen Ausarbeitungen auf die Brauchbarkeit 
überprüft wurde. Zu einzelnen Themen überprüften die 
Grup penteilnehmer die Praktikabilität, indem sie ihre Mit ge-
fangenen mit den erarbeiteten Einstellungen konfrontierten 
und so den Gewinn ihrer Erkenntnisse für sich und für die 
Maßnahme überprüften. In der Methodik wurde durch die 
Trainer viel Wert darauf gelegt, dass die Teil neh mer die 
Gruppe als Erfahrungshintergrund für die Auf ga ben er le di-
gung nutzen konnten. 

Erkenntnisse aus der Maßnahme
Mit der Erstellung eines „Kompasses“ im Rahmen einer 

sozialen Trainingsmaßnahme wurde in der JVA Geldern 
zwar kein Neuland betreten, aber es zeigte sich bei dieser 
Arbeit wieder mal, dass die Zusammenarbeit zwischen 
Bediensteten und Strafgefangenen nicht immer zur Nor ma-
lität im Strafvollzug gehört. Für die Trainer war es schwierig, 
die eigene Lebenswirklichkeit Strafgefangener zu akzep-
tieren und vor diesem Hintergrund ein Arbeitsbündnis mit 
den Teilnehmern der Maßnahme einzugehen. Aber gerade 
die Erfahrungen aus der Lebenswelt der Straf ge fan genen 
mussten besprochen und bewusst gemacht und dann für 
die Informationsweitergabe überprüft und im „Kom pass“ 
dargestellt werden. Mit dieser Vorgehensweise wurden 
Blockierungen überwunden und Arbeitsergebnisse erzielt, 
die im „Kompass“ den Mitgefangenen einen neuen Zugang 
zu ihrer Vollzugsgestaltung ermöglichen.

Die einzelnen Themen werden von einer virtuellen Co-
mic-Figur namens „Rossi“ vorgestellt. Dabei schlüpft das 
Redaktionsteam in eine fiktive Person und verschleiert sei-
ne Verantwortlichkeit für die Informationen durch Ver la ge-
rung in die Anonymität. Ziel ist es, dass der Straf ge fan gene 
sich für sich selbst mit den Informationen auseinander 
setzt, sie überprüft und für sich nutzt. In diesem Pro zess 
ge winnt er eine aktive Rolle und begibt sich in Be zie hun-
gen sowohl zu Mitgefangenen als auch zu Be diens  teten. 
Damit wäre der erste Schritt in eine aktive Bewältigung der 

Haftsituation getan. Da die einzelnen Themen und Infor ma-
tionen diese Haltung voraussetzen, kann der Straf ge fan ge-
ne den „Kompass“ noch besser nutzen.

Die soziale Trainingsmaßnahme hat gezeigt, dass 
soziales Lernen nur selbstgesteuertes Lernen bedeuten 
kann, aber gerade deshalb auch in erhöhtem Maße auf 
In for mationen angewiesen ist, die ins System des Straf ge-
fan genen passen. Ansonsten werden in der Wahrnehmung 
die In for mationen als unbrauchbar eingeordnet und zur 
Sta bi li sierung der Ich-Identifikation umgemünzt. D.h., die 
ursprünglichen Vorurteile gegen den Strafvollzug bleiben.

Mit der Fertigstellung des „Kompasses“ ist das Ziel 
der Maßnahme deshalb nur teilweise erreicht. Neben dem 
reinen Informationscharakter der Broschüre ist noch nicht 
sichergestellt, dass die betreffenden Strafgefangenen, die 
sich in ihren alltäglichen Situationen im Vollzug für eine 
aktive Beteiligung entschieden haben, auch Unterstützung 
finden. 

Es wird deshalb eine Aufgabe aller in der JVA Geldern 
sein, veränderungsbereiten Strafgefangenen die notwendi-
gen Hilfen zu vermitteln. Dabei kommt den Außen kon tak-
ten der Strafgefangenen ebenso eine erhöhte Auf mer k-
sam  keit zu wie den unterschiedlichen Problematiken der 
verschiedenen Gefangenengruppen. Die vielfach geübte 
Generalisierung muss hier einer Einzelfallbetrachtung und 
Differenzierung weichen.
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„Intramurale Medizin – Gesund-
heits fürsorge zwischen Heilauf-
trag und Strafvollzug“
Bericht über ein Symposion in 
Heidelberg
Thomas Hillenkamp

I.
Am 21. und 22. Januar 2005 hat in der Alten Aula der 

Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg ein von der DFG ge-
fördertes und von der LÄK Baden-Württemberg als Fort bil-
dungsveranstaltung für Ärzte anerkanntes Symposion über 
„Intramurale Medizin“ stattgefunden1). An ihm haben über 
100 Gäste aus der Wissenschaft, den Ministerial ver wal tun-
gen und namentlich dem Strafvollzug teilgenommen. Das 
Symposion fügte sich in das Arbeits- und Forschungs pro-
gramm des Instituts für Deutsches, Europäisches und Inter-
nationales Medizinrecht, Gesundheitsrecht und Bioethik 
der Universitäten Heidelberg und Mannheim (IMGB) ein. 
Es wurde vom Verfasser dieses Berichts, der Mitdirektor 
des IMGB ist, zusammen mit Frau Prof. Dr. iur. Brigitte Tag 
von der Universität Zürich veranstaltet.

Die Zielsetzung des Symposions bestand darin, durch 
die Gegenwart aller in die Gesundheitsfürsorge im Straf-
voll zug einbezogener Disziplinen im Kreis der Referenten, 
Statementverfasser und Sektionsleiter ein die Teilnehmer 
einbeziehendes interdisziplinäres Gespräch in Gang zu 
setzen, das anhand zehn exemplarisch ausgesuchter 
Pro blemfelder die Gesamtproblematik der intramuralen 
Me dizin reflektieren, Defizite aufdecken, Anstöße für 
Wissen schaft, Praxis und Kriminalpolitik geben und durch 
den Austausch der Standpunkte zur Überwindung gegen-
sätzlicher Positionen beitragen sollte. Das geschah in dem 
Be wusstsein, dass der sich in erster Linie an hauptamt-
liche Anstaltsärzte richtende gesetzliche Auftrag, für die 
körperliche und geistige Gesundheit der Gefangenen zu 
sorgen und diese Versorgung unter Anstaltsbedingungen 
sicherzustellen (§§ 56 Abs. 1, 158 Abs. 1 StVollzG), schon 
als gesetzliches Konstrukt im Spannungsverhältnis zwi-
schen Be handlungs- und Sicherungsauftrag des Vollzugs 
Probleme aufwirft, die in gegenläufigen oder jedenfalls 
nicht durchweg zielkonformen Vorstellungen der beteiligten 
Juristen und Mediziner Reibungsflächen im Vollzugsalltag 
hervorrufen. Da deren Fortbestand auch durch ein gegen-
seitiges Nicht- oder Missverstehen beider Disziplinen und 
daraus resultierendem Argwohn oder Misstrauen befördert 
werden kann, sollte das Gespräch auch der Zementierung 
solcher Haltungen entgegenwirken. Die ausgewählten The-
men beruhten auf den Annahmen, dass die Einbettung des 
medizinischen Heilauftrags in die juristisch auf Absicherung 
bedachte Vollzugswelt und damit die rechtliche Stellung 
des Arztes diesen schon in sehr grundsätzliche Konflikte 
führen kann; dass ferner die Begegnung eines in den Voll-
zugsstab integrierten Arztes mit dem gefangenen Patienten 
die Dimensionen von Einwilligung und Aufklärung verän-
dern und Brüche in die ärztliche Verschwiegenheitspflicht 
tragen kann; dass ärztliche Tätigkeit im Vollzug Strafbar-
keitsrisiken eigener Art und berufsethische wie juristische 
Probleme im Kristallisationspunkt der Zwangsbehandlung 
hervorzubringen vermögen, Probleme, die der Diskussion 

bedürfen. Ferner gingen die Veranstalter davon aus, dass 
die Gewährleistung des außerhalb der Gefängnismauern 
anzutreffenden Behandlungsstandards angesichts der 
Bal lung von Problemgruppen im Vollzug nur schwer zu 
garantieren sein werde. Diese Sorge gilt namentlich den 
psychisch Kranken, den Sucht- und Infektionsgefährdeten, 
aber auch den Frauen im Vollzug. Nicht nur auf diese spe-
zifischen Problemgruppen bezogen, sondern generell 
schien uns die Erfüllung des Angleichungspostulats ange-
sichts des in Zeiten knapper Kassen besonders spürbaren 
Diktats eingeengter Ressourcen besonders problematisch. 
Dabei klafft eine Schere zwischen dem ohnehin als schwie-
rig beschriebenen „Patientengut“: dem normalen Strafge-
fan  genen im Vollzug und dem außerhalb der Mauern 
einem freien Beschäftigungsverhältnis nachgehenden 
Gefan ge nen. All das schien uns zu lohnen, zum Thema 
eines interdisziplinären Gesprächs gemacht zu werden. 

Uns war dabei bewusst, dass die Gesamtthematik 
sich nicht nur als ein unter den Vorgaben des deutschen 
Straf voll zugsgesetzes zu sehendes nationales Problem 
darstellt. Vielmehr fügt es sich in die wachsende Interna tio-
na li sierung der Kriminal- und Vollzugspolitik ein und muss 
sich deren Überlegungen und Herausforderungen stellen. 
Schon die 1955 von den Vereinten Nationen aufgenom-
menen Standard Minimum Rules for the Treatment of Pri-
so ners haben den auch die Gesundheitsfürsorge betref-
fenden Angleichungsgrundsatz zum Programm gemacht, 
das UN-Projekt „Health in Prisons“ trägt den Gedanken 
umfassender Gesundheitsförderung in vielen Ländern in 
die im Symposion reflektierte Institution. Die Europäischen 
Voll zugsgrundsätze von 1987 haben durch die Empfehlung 
des Ministerkomitees des Europarates über ethische und 
organisatorische Aspekte der Gesundheitsversorgung im 
Gefängnisbereich aus dem Jahre 19982) eine deutliche 
Kon kretisierung erfahren, an deren Vorgaben wir die Ge-
sund heitsfürsorge auch innerhalb der deutschen Gefäng-
nis mauern zu messen haben3). Das war im Verlauf der 
Debatten zu bedenken. 

Anregungen für unser Symposion haben wir aus vo-
rangegangenen Veranstaltungen bezogen. 1996 hat die 
Evan gelische Akademie Bad Boll eine Tagung zur „Ge-
sund heitsfürsorge im Gefängnis“ abgehalten. 1999 fand in 
Berlin ein von der Kaiserin-Friedrich-Stiftung veranstaltetes 
Symposion über „Medizinische Probleme des Straf voll-
zugs“ statt. In Fribourg haben im Jahr 2000 Kollegen und 
Kolleginnen aus der Schweiz über das Thema „Medizin 
und Freiheitsentzug“ beraten4). Nach Abschluss unserer 
Vor bereitungen fand in Bonn am 28./29. Oktober die 1. Eu-
ro päische Konferenz zur Gesundheitsförderung in Haft 
statt5). 

II.
Nach der Begrüßung durch den Verfasser und Gruß-

worten des Rektors der Ruprecht-Karls-Universität, Prof. 
Dr. Dr. h.c. Peter Hommelhoff und des Geschäftsführenden 
Direktors des IMGB, Prof. Dr. iur. Jochen Taupitz, behandel-
te das Symposion in seinem ersten Tagungsabschnitt vier 
die Gesundheitsfürsorge im Strafvollzug sehr grundsätzlich 
betreffende Fragen. 

Der erste Themenkreis, der – wie der zweite und vierte 
dieses ersten Tagungsabschnittes von Prof. Dr. iur. Heinz 
Schöch, München moderiert wurde – stand unter der 
Überschrift: „Der Arzt im Strafvollzug – rechtliche Stellung 
und medizinischer Auftrag.“ Der Verfasser dieses Berichts 
nutzte sein Eingangsreferat zu diesem Thema zunächst zu 
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einer Skizzierung der Situation der Gesundheitsfürsorge 
intra muros. Dazu wurden mit Blick auf die im zweiten Teil 
des Referats erhobenen Forderungen drei Problemlagen 
herausgeschnitten. Zum ersten wurden die gegenüber der 
Allgemeinpraxis extra muros bestehenden Besonderheiten 
bezüglich des innerhalb der Gefängnismauern anzutref-
fenden, nicht selten schon beim Strafantritt gesundheitlich 
belasteten „Patientengutes“ beschrieben. Diese Beson der-
heiten bestehen einerseits in der ungewöhnlichen Ballung 
von spezifischen Problemgruppen, die in dieser Dichte 
und Komplexität „draußen“ vergleichbar nicht vorkommt. 
Ge meint ist damit die hohe Repräsentanz von Drogen-, 
Alko hol- und Medikamentenabhängigen mit ihren primären 
Suchtproblemen ebenso wie den spezifischen Folgeer kran-
kungen, dazu die beachtliche Zahl von HIV-Infizierten und 
Aids-Kranken, die hohe Quote von infektiösen Hepa ti tis- 
und Tuberkuloseträgern und die Häufung von psychisch 
auffälligen Gefangenen mit der bekannt hohen Anzahl    
Sui zid gefährdeter. Auch besonders alte, behinderte und 
weibliche Gefangene bilden unter dem Blickwinkel der 
Gesund heitsfürsorge Gruppierungen mit je verschiede-
nen Son  der problematiken. Andererseits zeichnen sich die 
gleich sam doppelt leidenden gefangenen Patienten man-
chen Berichten zufolge durch eine nur sehr eingeschränkt 
vertrauensvolle Haltung gegenüber dem im „feindlichen 
Lager“ gesehenen Anstaltsarzt aus, neigen zur auf den 
Ge sundungsprozess bezogenen Passivität und auch zur Si-
mu lation als Mittel der Instrumentalisierung des Arztes zur 
Verbesserung ihrer Lage im Vollzug. Zur Kennzeichnung 
des zweiten Dilemmas wurde das „Spannungsverhältnis 
zwischen Behandlungs- und Sicherungsauftrag“ des Voll-
zugs benannt, in das der Anstaltsarzt einbezogen ist und 
das ihm nahe legen kann, die Erfüllung des Heilauftrags 
durch aus ärztlicher Sicht sachfremde Vollzugsinteressen 
zu begrenzen. Entscheidungen über Ausführung zum 
exter nen Arzt oder Verlegung in eine geeignetere Anstalt 
illus trieren den Zwiespalt, in den der Arzt geraten kann. Sta-
tus be lastungen, die sich aus der Einbettung des Anstalts-
 arztes in vollzugliche Aufgaben – von der Eingangs unter-
su chung über die ärztliche Kontrolle des Arrests bis hin 
zur Dokumentation des Gesundheitszustandes bei der Ent-
las sung – ableiten und das Vertrauensverhältnis zwischen 
gefangenem Patienten und „gespaltenem“ Arzt belasten, 
wurden als dritte Quelle der Problematik des Anstaltsarztes 
namhaft gemacht. Um den damit benannten Anfor de run-
gen und Spannungen zu begegnen, wurde erstens die 
For de rung erhoben, für eine bessere fachliche Ausbildung 
und Qualifikation des Anstaltsarztes durch Etablierung 
des Fa ches „Vollzugsmedizin“ und durch die Einführung 
der Ge biets bezeichnung „Facharzt für Intramurale Medizin“ 
zu sorgen und zweitens an den Anstaltsarzt appelliert, das 
Primat der Medizin und damit den Heilauftrag gegenüber 
vollzuglichen Einengungen und Anforderungen einschrän-
kungslos zu verteidigen. Als Drittes wurde der Vorschlag 
ent wickelt, die in der Aufgabenspaltung begründete Bi funk-
tio nalität des Anstaltsarztes durch ein personales Splitting 
zu beheben, das die vollzugsspezifischen Aufgaben ei-
nem, die gesundheitsfürsorgerischen einem anderen Arzt          
zu  weist und damit den Anstaltsarzt ähnlich wie den Be-
triebs-, Schul- oder Amtsarzt aus dem Spagat zwischen 
Amts- und Heilauftrag befreit. Der Gefahr der Verein sei ti-
gung könnte durch ein Rotationsprinzip begegnet werden, 
das einen jährlichen Wechsel in der Rollenverteilung zum 
Inhalt hätte.

In seinem Statement betonte auch Dr. med. Wolfgang 
Riekenbrauck, Ltd. Arzt der Inneren Abteilung und Ärztlicher 
Direktor des JVK Fröndenberg in NRW, die Schwie rigkeit 
des Erlernens Intramuraler Medizin, die schwierige 
Orientierung des Arztes zwischen Patienteninteressen und 
Vollzugsanliegen und die daraus resultierenden Gefahren 
in beiden Richtungen: Eine „Überidentifikation“ des Arztes 
mit dem Vollzug oder eine „Überpointierung“ medizinischer 
Erfordernisse. Riekenbrauck appellierte an Politik und Ver-
waltung, der Monopolstellung der Medizin im Justizvollzug 
durch höchste, der Medizin extra muros äquivalente Qua li-
tät gerecht zu werden und den Anstaltsarzt auch dadurch 
in die Lage zu versetzen, seine verantwortungsvolle und 
nach der gesetzlichen Konzeption „starke Stellung“ im 
Sinne der Erfüllbarkeit der legitimen Erwartungen der 
Ge fan genen und der Öffentlichkeit, aber auch der Re prä-
sen tan ten des Vollzugs und der Organe der Justiz in einer 
mit dem ärztlichen Ethos zu vereinbarenden, sich gegen 
fachfremde Begehrlichkeiten und Wünsche verwahrenden 
Weise gerecht werden zu können. 

Der zweite Themenkreis des ersten Tagungsabschnitts 
stand unter dem Motto „Ärztliche Versorgung im Straf voll-
zug: Äquivalenzprinzip und Ressourcenknappheit“. Das 
Re ferat von Prof. Dr. iur. Bernd-Dieter Meier, Universität 
Hannover, setzte sich zunächst mit den rechtlichen Grund-
la gen des Äquivalenzprinzips und den aus ihnen fließen-
den Folgerungen mit Blick auf die Gesundheitsfürsorge 
im Strafvollzug auseinander. Der Gefahr, bei einer Verla-
ge rung der Gesetzgebungskompetenz für den Vollzug auf 
die Länder die heute durch § 3 Abs. 1 StVollzG gewähr-
leistete An gleichung an die ärztliche Versorgung extra 
muros aus Ersparnisgründen auf eine „medizinische Basis-
ver sor gung“ zu reduzieren, setzte Meier die Erkenntnis 
entgegen, dass im öffentlich-rechtlichen Arzt-Patienten-
Verhältnis im Voll zug der Staat eine Schutzpflicht gegen-
über den Ge fan  genen habe, die das Äquivalenzprinzip zu 
einem nicht un  ter schreitbaren Maßstab erhebe. Nur dieses 
Prinzip ge  währ leiste hinreichend den Grundrechtsschutz 
der Ge fan genen. Die durch die Inhaftierung begründete 
Garan ten stellung gegenüber den Gefangenen, die zum 
eigenverantwortlichen Schutz ihrer Gesundheit nur noch 
sehr eingeschränkt in der Lage seien, soll im Verein mit 
dem Gleichheitssatz, der im Vollzug keine Zwei-Klassen-
Me di zin zwischen normalen Gefangenen und in einem 
freien Be schäftigungsverhältnis stehenden Freigängern 
erlaube, für die grundrechtliche Absicherung äquivalenter 
Gesund heits fürsorge bürgen. Äquivalenz bedeute dabei 
nicht Gleich heit, sondern Gleichwertigkeit, und zwar in 
Bezug auf die durch die gesetzlichen Krankenkassen 
gewährleistete Versorgung, teile infolgedessen mit dieser 
die Ver pflich  tung auf den freilich unscharfen Maßstab des 
allgemein anerkannten medizinischen Standards, sperre 
sich aber andererseits auch nicht gegen Abweichungen, 
die ihre Rechtfertigung allein aus der besonderen Situation 
des Strafvollzugs bezögen. Hierdurch bedingte Einschrän-
kun gen seien freilich am Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
zu mes sen und keineswegs grenzenlos zulässig. Während 
der Angleichungsgrundsatz für die Gesundheitsfürsorge im 
Vollzug rechtlich durch § 61 StVollzG eine die Äquivalenz 
im Grundsatz herstellende Konkretisierung erfahre, ist 
nach Auskunft Meiers über den praktischen Vollzug des 
Prinzips wenig bekannt. Es fehle an empirischen Unter su-
chungen ebenso wie an verfügbaren Daten. Methodisch 
begegnet ein Vergleich nach Meier der Schwierigkeit, dass 
die Qua lität intramuraler Versorgung nicht allein aus deren 
(internen) Ausstattungen und Leistungen abzuleiten sei, 
weil sie bei Bedarf durch die Inanspruchnahme extramu-
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raler Ein richtungen jederzeit auf den rechtlich geforderten 
Standard zu bringen sei. Als Indikatoren, die eine im merhin 
erste Einschätzung gleichwohl tragen könnten, bezeichne-
te Meier dann aber einerseits die Zahl der Be diensteten in 
der intra- und extramuralen Medizin, an  dererseits die Höhe 
der Ausgaben auf beiden Seiten. Der Vergleich ergab bei 
Be rücksichtigung dieser beiden In di katoren ein vorderhand 
beruhigendes Ergebnis. Während die Ausgabenhöhe je 
Mitglied der GKV die für den Gefangenen errechnete 
nur um gut 60  übersteige, ergebe sich eine zwar ex-
tra wie intra muros „regional“ schwankende, im Ganzen 
aber nicht deutlich auseinander liegende „Arztdichte“. Zu 
Recht wurde von Meier allerdings zu Bedenken gegeben, 
dass die (im Eingangsreferat des Berichtverfassers schon 
angedeutete) Ballung von Pro blem gruppen und die indivi-
duelle Krankheitsbelastung der Vollzugsinsassen mit der 
daraus im Einzelfall oft enormen Betreuungsanforderung 
das schein bar heile Bild praktizierter Äquivalenz brüchig 
machen könne. In jedem Fall bestehe hier weiterer For-
schungs bedarf. 

Im Statement von Dr. med. Klaus J. Fritsch, Ltd. An-
stalts arzt der JVA Bremen, wurden Maßgeblichkeit und 
Wert des Äquivalenzprinzips für die ärztliche Versorgung 
im Vollzug zwar nicht bestritten. Es wurde aber einerseits 
mit Blick auf die Medikamentenschwemme und die Groß ge-
rä te dichte infrage gestellt, ob Angleichung an extramurale 
Ver hältnisse in jedem Falle erstrebenswert sei. Das wurde 
jedenfalls differenziert und im Hinblick auf die Fälle des 
§ 63 StVollzG auch im Sinne unter Umständen gehobener 
An forderungen an die Vollzugsmedizin beantwortet. Zu dem 
wurde aus dem Diktat der Ressourcenknappheit auch ein 
heilsamer Zwang zur Besinnung auf das eigentlich ärztli-
che Basiswissen und -können hergeleitet, der apparative 
Überdiagnostik und vorschnelle Medikamentenversorgung 
vermeiden helfe. Solange der Staat bereit sei, die Vor ga ben 
des Strafvollzugsgesetzes zu beachten und Be hand lungs-
 vollzug zu ermöglichen, sah Fritsch die Gesund heits für-
sorge intra muros hinreichend gewährleistet.

Die dritte Thematik, die von Prof. Dr. iur. Dr. h.c. Adolf 
Laufs, Universität Heidelberg, moderiert wurde, lautete 
„Einwilligung und Aufklärung in der Strafvollzugsmedizin“. 
Dr. iur. Axel Boetticher, Richter am BGH, Karlsruhe, betonte 
einleitend, dass die die Eingriffsaufklärung betreffenden 
Maßstäbe extra und intra muros identisch seien und dass 
deshalb die Probleme erst bei der therapeutischen Auf klä-
rung begönnen. Hier erstrecke sich zum Ersten die Auf klä-
rung gerade im Vollzug auf Risiken, die Kontaktpersonen    
er wachsen, zum Zweiten auf die aus Vollzugsgründen 
be     stehende Versagung von therapeutischen Angeboten, 
die außerhalb der Mauern zum Standard gehörten und 
zum Dritten darauf, dass die therapeutischen Maßnahmen 
namentlich bei den Problemgruppen der Drogenabhängigen 
und der Sexualtäter über die Zeit des Strafvollzugs hinaus 
ergriffen werden müssten. Letzteres setze „Achtsamkeit und 
Ver ständnis“ des intramural tätigen Arztes für die au ßer halb 
der Mauern angebotenen Präventivmodelle voraus. Boet ti-
cher konkretisierte diese Vorgaben dann für die therapeuti-
sche Aufklärung einerseits der im Regelvollzug befindlichen 
Sexualtäter, die sich auch auf die Folgen der Verweigerung 
therapeutischer Angebote zu erstrecken habe. Andererseits 
ging er auf die Konsequenzen einer extra und intra muros 
weit auseinanderklaffenden Behand lungs stra tegie von 
Drogenabhängigen mit den dazugehörigen Infektionsrisiken 
und -krankheiten ein und forderte hierzu eine gegenüber der 
Null-Toleranz-Linie im Strafvollzug deutlichere Angleichung 
an die extra muros anzutreffende Einstufung der Abhängigen 
als Kranke und eine dementsprechende Behandlung. Boet-

ti cher wandte sich dann der Ein willigung als Voraus set zung 
rechtmäßiger Heil be hand lung zu. Als deren Vor aus setzung 
nannte er die Erfüllung des Anspruchs auf Wahrheit, soweit 
der Patient auf deren Mitteilung nicht verzichte. Zur Ein wil-
li gungsfähigkeit im Vollzug schloss sich Boetticher den Ar-
beiten Amelungs an. Abschließend setzte sich Boetticher 
mit der – im Vollzug nicht bestehenden – Möglichkeit einer 
Therapie ohne Ein wil ligung und dem Zwangstest ohne Ein-
willigung auseinander. Zu letzterem begründete er die auf 
der Tagung sehr kontrovers diskutierte Ansicht, dass § 36 
Abs. 4 Satz 7 IfSG eine notfalls zwangsweise durchsetzbare 
Blut ent nahme zum Zwecke eines HIV- oder Hepatitis-Testes 
nicht zulasse. 

Sein Statement benutzte Prof. Dr. iur. Knut Amelung, 
Universität Dresden zu sehr grundsätzlichen Ausführungen 
zu einem nicht unproblematischen und sehr wesentlichen 
Teilaspekt des Themas, nämlich der „Freiwilligkeit“ der 
Einwilligung des Verletzten. An ihr lasse sich unter den Be-
din gungen des Eingeschlossenseins in eine „totale Insti tu-
tion“ zweifeln. Griffen diese Zweifel freilich durch, wäre ein 
invasiver Eingriff im Vollzug nicht zu rechtfertigen. Amelung 
zertreute die bestehenden Zweifel zwar nicht für jeden 
Einzelfall, da er Gefahren für die Entscheidungsfreiheit 
des Gefangenen nicht leugnen wollte, die aus dessen par-
tieller Abhängigkeit „vom Belieben des Personals“ erwach-
sen könnten. Von grundsätzlicher Unfreiwilligkeit wollte 
Ame lung aber auch in der freiheitseinengenden Institution 
des Vollzugs nicht ausgehen. Selbst ein so folgenschwerer 
Ent schluss wie die Zustimmung zur Kastration könne als 
„eingriffsmindernde Einwilligung freiwillig gefasst werden, 
weil und wenn sich der Eingriff aus der subjektiven Sicht 
des Betroffenen als geringeres Übel gegenüber der sonst 
etwa drohenden Sicherungsverwahrung darstelle. 

Der vierte und letzte Vortrag des 1. Tagungsabschnitts 
widmete sich dem Thema: „Das Arztgeheimnis im 
Strafvollzug“. Frau Prof. Dr. iur. Brigitte Tag, Universität 
Zürich betonte einleitend den in § 182 Abs. 2 Satz 1 
StVollzG seit 1998 verankerten Grundsatz, dass das straf-
rechtlich bewehrte Arztgeheimnis auch im Strafvollzug gel-
te, dass aber andererseits in der Vollzugsinstitution „nicht 
gänzlich auf einen Informationsaustausch auch gesund-
heitsrelevanter Daten verzichtet“ werden könne. Durch 
die Schweigepflicht geschützt sah Tag neben dem auch 
den Gefangenen verbleibenden Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung das die Vollzugsziele mitbefördernde 
Interesse an anstaltsärztlicher Diskretion. Der Schutz er-
strecke sich auf das in § 203 StGB umrissene Geheimnis, 
das unabhängig davon entstehe, ob den erzwungenen 
Kontakt zum Arzt im Vollzug Vertrauen oder Misstrauen 
des gefangenen Patienten begleite und von dessen 
Wahrung der Patient den Arzt trotz des mitgeschützten 
öffentlichen Interesses durch Ein wil li gung zu befreien 
vermöge. Im Zusammenhang mit der dann einer genau-
eren Analyse unterzogenen Regelung des § 182 Abs. 2 
Satz 2 und 3 StVollzG ging Tag dann auf die insoweit für 
den Anstaltspsychologen belastendere Si tua tion ein. Ab-
schlie ßend verwies Tag zum Zeugnis ver wei ge rungsrecht 
des Anstaltsarztes im Strafverfahren darauf, dass es den 
Arzt nicht davon abhalte, in berechtigenden Ausnah me-
situa tionen sanktionslos auszusagen. Liege eine solche 
Si tuation freilich nicht vor und verstoße folglich der Arzt 
gegenüber dem dies zulassenden Gericht gegen seine 
Schwei  gepflicht, plädierte Tag für ein Verbot, belastende 
Inhalte einer solchen Aussage prozessual zu verwerten. 
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In seinem Statement mahnte Ministerialrat Dr. iur. 
Rüdiger Wulf, Justizministerium Baden-Württemberg, 
einen sachlichen Diskurs an. Dazu gehöre zunächst die 
Erkenntnis, dass sich das Arzt-Patient-Verhältnis im Straf-
voll zug von dem „draußen“ unterscheide und dass deshalb 
die Schweigepflicht im Vollzug keine vertragliche Neben-
pflicht, sondern eine durch § 182 Abs. 1 Satz 1 StVollzG 
begründete und nach Abs. 4 beauftragte Ärzte und Psycho-
lo gen einbeziehende gesetzliche Pflicht sei, sich also nicht 
aus der gleichen Quelle speise, wohl aber „gleichwertig“ 
sein müsse. Mit einer „Entbindung“ von der Schweigepflicht 
im Vollzug zu operieren, sei folglich unangemessen. Rich ti-
gerweise entscheide der Arzt unabhängig vom Willen des 
Gefangenen, ob er schweige oder offenbare. Dabei stehe 
die Schweigepflicht nach der Regelung des § 182 StVollzG 
zur Offenbarungspflicht im Regel-Ausnahme-Verhältnis. 
Die in dieser Vorschrift dann zu findende Unterscheidung 
zwischen allgemeiner Gesundheitsfürsorge (Satz 3) und 
anderen Bereichen (Satz 2) sei sachgerecht und bereite 
im rein ärztlichen Bereich in der Praxis keinerlei Probleme, 
da die Ärzte hiermit verantwortlich umgingen und die An-
stalts leitungen die ärztliche Entscheidungsprärogative 
anerkennten. Dazu riet Wulf, im Zweifel eher zu offenbaren 
als zu schweigen. Probleme sah Wulf lediglich in der nach 
seiner Auffassung regelmäßig S. 2 unterfallenden rückfall-
verhindernden Sozial- oder Psychotherapie von Anstalts-
 ärzten oder Psychologen, da in dieser Daten, die „zur 
Aufhebung oder Änderung des Vollzugsplans“ (Schöch) 
führen könnten, oft bekannt würden. Die namentlich von 
Psychologen angegriffene Offenbarungspflicht sah Wulf 
– werde sie verantwortungsvoll gehandhabt, auf das not-
wendige Maß beschränkt und dem Gefangenen in Sinn 
und Dimension fair erläutert – aber nicht als Hemmnis einer 
Erfolg versprechenden Therapie. Als Fazit hielt Wulf bei ei-
ner vertrauens vollen, ärztliche und rechtliche Grundlagen 
gleichermaßen respektierenden Handhabung der Offenba-
rungsbefugnisse und -pflichten das Arztgeheimnis weniger 
bedroht, als durch „Klatsch und Tratsch auf Fluren und in 
Kaffee küchen“. 

Der zweite Tagungsabschnitt widmete sich sechs 
ausgewählten „Einzelfragen der Gesundheitsfürsorge im 
Straf voll zug“. Unter der Moderation von Prof. Dr. iur. Dr. 
h.c. Heinz Müller-Dietz, Universität Saarbrücken, stellte 
Frau Dr. iur. Bettina Kirschke6), Rechtsassessorin in 
Berlin, mit ihrem Referat über „Geschlossener Vollzug und 
freies Beschäftigungsverhältnis – Zwei-Klassen-Medizin?“ 
das erste Thema dieses Abschnitts vor. Die Ausführungen 
galten zunächst der Beschreibung der unterschiedlichen 
Vor aus setzungen und Maßgaben für die medizinische 
Ver sor gung der „normalen“ Strafgefangenen einerseits 
und der in einem freien Beschäftigungsverhältnis stehen-
den Frei gän ger andererseits. Während die erste Gruppe 
Gesund heits fürsorge im Sinne der §§ 56 ff. StVollzG durch 
den Straf voll zug, und d.h. durch hauptamtliche, nebenamt-
liche oder vertraglich verpflichtete Ärzte (§ 158 StVollzG) 
erfährt, deren Kosten die jeweiligen Justizverwaltungen der 
Länder tragen, sind die Mitglieder der zweiten Gruppe nicht 
anders als der Arbeitnehmer „draußen“ in der gesetzlichen 
Kran ken versicherung und können daher wie ein Nichtge fan-
gener alle von ihr zu gewährenden Leistungen in Anspruch 
nehmen. Sie müssen es – abgesehen von Notfällen – so-
gar, da die Anstaltsmedizin für sie nicht zuständig ist. In 
den Leistungen scheint § 61 StVollzG zwar zu verbürgen, 
dass keine Unterschiede bestehen. Auch der Angleichungs-
grund satz des § 3 Abs. 1 StVollzG steht für eine solche 
Äqui valenz. Gleichwohl schließen diese Vorgaben Kirschke 
zufolge Beschränkungen für die erste Gruppe nicht ab ovo 

aus, sofern sie die Bedingungen des Vollzugs erzwingen. 
Ob diese alleinige Legitimation die zwischen den Leis tun-
gen des Strafvollzugsgesetzes und denen des SGB V tat-
sächlich bestehenden Unterschiede trägt, prüfte Kirschke 
dann an vier ausgewählten Beispielen. Den Ausschluss der 
freien Arztwahl, der den normalen Gefangenen gegenüber 
dem Freigänger benachteiligt, hielt Kirschke aufgrund der 
in der Gesetzgebungsgeschichte schon vorgebrachten 
Miss brauchsgefahren und unüberwindlichen praktischen 
Probleme für im Kern vollzugsbedingt berechtigt. Für un-
gereimt hielt sie dagegen zwar nicht die im Hinblick auf       
einen Krankenhausaufenthalt u.U. unterschiedliche Be-
hand   lung, wohl aber bestimmte Konsequenzen aus der Re-
 gelung des § 455 Abs. 4 StPO, nach der im Zusam menspiel 
mit § 65 StVollzG der gefährlichere Gefangene vor einer 
Nachverbüßung besser „geschützt“ werde als der weniger 
gefährliche. Unterschiede in den Arznei mittel leis tun gen 
sah Kirschke andererseits wieder vollzugsbedingt für ge-
rechtfertigt an, was insbesondere für die Be schrän kung auf 
die durch die Anstalt beschafften Arzneimittel (§ 58 Abs. 1 
StVollzG) gelte. Für ungerechtfertigt hielt Kirschke ande-
rerseits wieder den Vorbehalt zu den Hilfsmitteln, der darin 
besteht, dass die Beschaffung „nicht mit Rücksicht auf die 
Kürze des Freiheitsentzugs ungerechtfertigt“ (§ 59 Satz 1 
StVollzG) erscheine. Insgesamt plädierte Kirschke nicht 
nur für die Aufhebung nicht vollzugsbedingter Be nach tei li-
gun gen der normalen Gefangenen, sondern auch für ihre 
Inte gration in das allgemeine Sozial versiche rungs system.

Prof. Dr. iur. Görg Haverkate, Universität Heidelberg, 
nahm in seinem Statement die von ihm sogenannte „Spur 
der Sozialversicherung“ auf, die der Gesetzgeber mit dem 
in § 2 StVollzG verankerten Resozialisierungsgebot gelegt 
habe. Er stellte hierzu fest, dass es bezüglich des 1976 
noch angestrebten angemessenen Arbeitsentgelts und der 
Einbeziehung der Strafgefangenen in die gesetzliche Kran-
ken- und Rentenversicherung bei einem „Torso“ geblieben 
sei, bei dem es auch die Leitentscheidung des Bundes ver-
fas sungsgerichts aus dem Jahre 1998 im Grunde belas-
se, wenn das Gericht in ihr dem Gesetzgeber eine weit 
reichende Gestaltungsfreiheit konzediere. Demzufolge sei 
eine Einbeziehung der Häftlinge in die Sozialversicherung 
aus Resozialisierungsgründen auf absehbare Zeit kaum 
zu erwarten. Sie sei – und hier setzte Haverkate zu den 
Aus füh rungen Kirschkes einen gewissen Gegenakzent 
– auch mit dem verfassungsrechtlichen Gleichheitsgebot 
nicht erzwingbar. Das folge daraus, dass die geltende 
Sozial ver si che rung als Zentralfigur auf den Arbeitnehmer 
abstelle, ohne damit über die Schutzbedürftigkeit anderer 
Gruppen, die damit ausgeschlossen seien, etwas auszu-
sagen. Das Gleich heitsgebot gebe keine Handhabe, die 
Einbeziehung solcher Gruppen in die gesetzgeberische 
Sozial ver si che rung zu erzwingen. Bewegung in diese 
Richtung werde des  halb voraussichtlich auch nicht vom 
vollzugsrechtlichen Angleichungsgrundsatz, sondern eher 
vom Sozialrecht selbst herkommen, da sich dieses zur 
Zeit in einer heftigen Strukturdebatte befinde, die sich für 
die Einbeziehung bisher nicht aufgenommener Gruppen 
möglicherweise öffne.

Die zweite Thematik des zweiten Tagungsabschnitts 
betraf „Psychisch Kranke im Strafvollzug“. Die Leitung 
dieser Sektion übernahm Prof. Dr. iur. Horst Schüler-Sprin-
go rum, Universität München. In seinem Referat berichtete 
Prof. Dr. med. Klaus Foerster, Universität Tübingen zu-
nächst, dass zwar aufgrund internationaler Studien fest-
stehe, dass die Prävalenz psychischer Störungen im Jus-
tiz vollzug im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung deutlich 
erhöht und dass kein Grund gegeben sei, für Deutschland 
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von einem anderen Befund auszugehen, dass aber für 
Deutschland abgesehen von Einzelstudien keine reprä-
sentativen Zahlen zur Verfügung stünden. Hieraus leitete 
Foerster einen dringenden Foschungsbedarf ab, der sich 
auf die Kenntnis epidemiologischer Daten bezüglich der 
Häufigkeit psychischer Störungen und der Diagnose ver-
 teilung im Justizvollzug in Deutschland beziehe. Da inner-
halb des Regelvollzugs stationäre wie ambulante, sowohl 
psychiatrische wie psychotherapeutische Behandlungen 
grund   sätzlich möglich und sinnvoll seien, die neben der 
Symptomverbesserung maßgeblich auch der Suizid pro-
phylaxe dienten, erhob Foerster die Forderung nach einer 
obligaten Etablierung einer regelmäßig verfügbaren und 
angemessenen ambulanten psychiatrisch-psychothera-
peutischen Mit-Betreuung in allen Justizvollzugsanstalten, 
sei es durch justizeigene Fachärzte, sei es durch regel-
mäßige konsiliarische Tätigkeiten, wobei die Koope rations-
mög lichkeit zwischen Justizvollzug, psychiatrischer Klinik, 
Maßregelvollzugsklinik und ambulanten Diensten noch zu 
klären sei. Bedarf, Durchführbarkeit und Effizienz psychia-
trischer Mitbetreuung leitete Foerster auch aus dem Bericht 
über eine von ihm und anderen durchgeführte und auf dem 
Symposion präsentierte Explorationsstudie zur Koope ra-
tion der JVA Rottenburg und der von Foerster geleiteten 
Sektion Forensische Psychiatrie und Psychotherapie der 
Psychiatrischen Universitätsklinik Tübingen ab. Foerster 
forderte schließlich die Verbesserung der Kenntnisse der 
im Justizvollzug tätigen Ärzte und Pfleger sowie des allge-
meinen Vollzugsdienstes hinsichtlich des Erkennens und 
der Therapiemöglichkeiten psychischer Störungen. Zur 
Be un ruhigung Anlass gab seine Beobachtung, dass die 
All gemeine klinische Psychiatrie am Problem psychisch 
kranker Häftlinge kein Interesse zeige, sich für sie nicht 
zu   ständig wähne und psychische Störungen im Verein mit 
Straffälligkeit verdränge. Diesem Befund setzte Foerster 
den Appell entgegen, eine Bewusstseinsänderung einzu-
leiten und Justiz wie Psychiatrie in die Verantwortung zu 
nehmen, psychisch Kranke im Strafvollzug nicht länger als 
eine vergessene Gruppe zu marginalisieren. 

In seinem Statement schloss sich Dr. med. Hans-Eugen 
Bisson, Ärztlicher Direktor des JVK Hohenasperg, der 
schon von Foerster in Erinnerung gerufenen Kenn zeich-
nung des Gefängnisses als der „letzten psychiatrischen 
Anstalt“ und auch den die aus psychiatrischer Sicht be-
stehenden De fi zite dieser Anstalt kontrastierenden Forde-
run gen des Re fe renten Foerster an. Bisson illustrierte 
die Si tua tion in der von ihm repräsentierten Abteilung für 
Psychiatrie und Psycho therapie sowie Neurologie am JVK 
Hohenasperg in acht Schritten, die neben der Herkunft aus 
den JVAn, der Staatsangehörigkeit, dem Alter (hierzu ergibt 
sich eine Zunahme altersbedingter Erkrankungen als an-
wachsende Herausforderung an den Justizvollzug) und der 
Ge schlechts  verteilung der Patienten die zehn häufigsten 
Diagnosen beleuchteten. Hierdurch wurde die erhebliche 
quantitative Bedeutung der Anpassungsstörungen, der Ab-
hängigkeitsproblematiken und der schizophrenen Psycho-
sen sowie der anhaltend wahnhaften Störungen deutlich, 
wobei sich die Diagnostik spezifischer Persönlichkeits-
stö run gen als durch Sprachprobleme und ungenügende 
Zeit belastet erwiesen. Die weiteren Aufschlüsselungen 
ergaben z.B. neben der Häufigkeit der Entzugssyndrome 
und der verzögert auftretenden psychotischen Störungen 
über die Anpassungsstörungen und die schizophrenen 
Erkran kungen ein ausdifferenziertes Bild. Namentlich zu 
den schizophrenen Patienten hob Bisson die ethische 
Verpflichtung hervor, „mögliche unzureichende Behandlung 
und Stigma ti si erung zu beenden“. Auch hielt er insoweit 

eine Durch läs sigkeit zwischen Straf- und Maßregelvollzug 
für wünschenswert. Gegen das gegenwärtige konsiliar-
psychiatrische Versorgungsmodell hielt Bisson einerseits 
das Züricher Psychiatrisch-Psychologische Dienstmodell, 
an derer seits die Möglichkeit einer „Herauslösung der 
Verant wor tung der medizinischen Versorgung aus der 
Vollzugs struktur“.

Auch das dritte Thema des zweiten Tagungs ab schnit-
tes, das zugleich das letzte Thema des ersten Tages war, 
stand unter der Moderation von Prof. Dr. iur. Horst Schüler-
Springorum, Universität München. Es betraf die „Medi zi ni-
sche Versorgung im Frauenstrafvollzug“. Das Referat zu  
diesem Thema hielt Dr. med. Karl-Heinz Keppler, Me  dizi-
nal  direktor an der JVA für Frauen in Vechta. Keppler nutzte 
sein Referat zunächst dazu, die in den §§ 56-66 StVollzG 
normierten allgemeinen Grundlagen der Gesundheits für-
sor ge vorzustellen und zu kommentieren und die auf voll-
zugliche Aufgaben bezogenen Mitwirkungspflichten des 
Anstalts arz tes darzulegen. Zudem bot er eine Übersicht 
über das medizinische Personal und die Struktur der 
medi zi nischen Versorgung im Vollzug. Auch führte er noch 
einmal in die Grundlagen der Schweigepflicht ein. All dies 
geschah, weil naturgemäß „die Vorgaben des Gesetzes für 
alle Ge fan ge nen“, also auch die weiblichen – „in gleichem 
Maße zutreffen“. Zu den Besonderheiten des Frauen voll-
zugs beklagte Keppler einleitend ein Forschungsdefizit. 
Die Voll zugs wirk lichkeit kennzeichnete Keppler aus seiner 
eigenen Er fah rung dadurch, dass infolge des geringen Frau-
en anteils an der Gefängnispopulation die im Männervollzug 
anzutreffenden Differenzierungen nicht vorzufinden seien. 
In Vechta fänden sich daher Frauen aller Altersgruppen und 
Strafarten unter einem Dach. Als „Medizinfelder“ wurden 
Sucht- und Drogenprobleme bei über 50% der Inhaftierten 
mit den damit zusammenhängenden Infektions krank hei-
ten, ein hoher Anteil psychiatrischer Erkrankungen und 
naturgemäß die gynäkologische Betreuung namhaft ge-
macht. Frauen medizin beschrieb Keppler im Gegensatz 
zur ärztlichen Versorgung von Männern als teurer und zeit-
aufwendiger. Sie werde im Vollzug von inhaftierten Frauen 
deutlich intensiver in Anspruch genommen als „draußen“. 
Dem stehe (auch) im Frauenvollzug eine deutliche Res-
sour  cen knapp heit gegenüber. Simulation sieht Keppler im 
Frauen vollzug eher selten, „Aggravation“ im Sinne einer 
ver  stär kten Wahr nehmung objektiv nur leichter Symptome 
dagegen häufiger. Das Interesse an Geheimhaltung werde 
von Frauen oft selbst preisgegeben, das „allermeiste sei den 
allermeisten“ im überschaubaren Frauenvollzug bekannt. 
Da Sicher heitsaspekte im Frauenvollzug eher zu vernach-
lässigen seien, eigne sich diese Vollzugsart beson ders für 
Ex pe ri mentierprojekte wie Methadon, Substitution oder die 
Ver gabe von sterilen Spritzen. Keppler schloss sein Referat 
mit allgemeinen, nicht nur auf die Gesund heits fürsorge im 
Frau envollzug bezogenen Forderungen, die eine stärkere 
Ver zahnung etxra- und intramuraler Me di zin – unter einer 
deutlicheren Herstellung von Öffentlichkeit – und das Primat 
der Medizin beinhalteten und schließlich die Einbeziehung 
der Vollzugsmedizin in quali täts  sichernde Maßnahmen zum 
Ge genstand haben sollten7).

Am zweiten Tag der Tagung schloss sich der zweite, 
den Einzelfragen gewidmete Tagungsabschnitt mit drei 
weiteren Themenkreisen. Unter der Moderation von Prof. 
Dr. iur. Hans-Dieter Schwind, Universität Bochum / Osna-
brück, begann die Sitzung mit dem Thema „Sucht und Infek-
tionsgefahren im Strafvollzug“. Einleitend beschrieb Prof. 
Dr. iur. Klaus Laubenthal, Universität Würzburg als Re ferent 
dieses Themas den nicht selten bestehenden Zu sam men-
hang zwischen Sucht und Erkrankungen an infektiösen 
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Prozessen und die damit einhergehenden Be las tungen 
und Gefahren für den Strafvollzug. Laubenthal skizzier-
te sodann die Suchtproblematik bezüglich Nikotin und 
Alkohol einerseits, bezüglich illegaler Drogen andererseits 
und sah keine nennenswerten Schwierigkeiten, an Alkohol 
und Drogen trotz ihres Verbots auch im Vollzug heranzu-
kommen. Fehlende Mittel würden durch subkulturelle Leis-
tungsvereinbarungen überbrückt. Als nennenswert erach-
tete Laubenthal unter den Infektionskrankheiten namentlich 
die zahlenmäßig allerdings oft überschätzte HIV-Infektion, 
die Hepatitis in ihren unterschiedlichen Erscheinungs for-
men und die wiederkehrende Tuberkulose. Als allgemeine 
Präventionsmaßnahmen untersuchte Laubenthal dann ei-
ner seits die Zulässigkeit von Testverfahren. Hierzu vertrat 
er zu § 36 Abs. 4 Satz 7 IfSG den Standpunkt, dass er 
Blut entnahmen zur Erstellung eines HIV-Tests decke. Auch 
Urin proben als Drogentest hielt Laubenthal für einschrän-
kungslos zulässig. Andererseits ging er auf das Recht 
bzw. die Pflicht des Anstaltsarztes zur Durchbrechung der 
Schwei gepflicht ein, wobei er die Offenbarung einer HIV-
Infektion gegenüber dem Anstaltsleiter für befugt erklärte, 
eine Pflicht aber insoweit nur bei besonders aggressiven 
Erkrankten sah. Auch eindringliche Beratung hielt Lau-
ben thal für eine der geeigneten allgemeinen Präventions-
 maßnah men. Unter besonderen Präventionsmaßnahmen 
erörterte Laubenthal alsdann die Kondomausgabe, die 
Ver ga be steriler Spritzen und die kontrollierte Abgabe 
von Opiaten. Trotz deren nicht zu leugnender Ambivalenz 
artikulierte Laubenthal gegenüber allen drei Formen keine 
durchgreifenden Vorbehalte. Der an sich wünschenswerten 
Langzeittherapie für Drogenabhängige gab Laubenthal an-
gesichts der knappen Ressourcen wenig reale Chancen. 
Als Fazit forderte er einen Konsens darüber ein, sich der im 
Vollzug überrepräsentierten Gruppe der Sucht- und In fek-
tionsgefährdeten durch wirkungsvollere Maßnahmen und 
Programme intensiver zu widmen. 

In ihrem Statement beschrieb Frau Dr. med. Gisela 
Dahl, Medizinalreferentin im Justizministerium Baden-
Würt  temberg, die unterschiedlichen Quellen für die Häu-
fung der im Vollzug dominanten Infektionskrankheiten: In-
tra venöser Drogenkonsum, ungeschützte Sexual kon tak te, 
Tätowieren und Piercen mit nicht sterilen Instrumenten, 
bis weilen auch das Schließen von Blutsbrüderschaften. 
Auch wies sie auf die Gefahren der Infektiosität extra mu-
ros hin, da die Gefangenen naturgemäß ihre Erkrankung 
bei Freigang und Entlassung mitnähmen. Drogenkonsum 
im Vollzug befriedigt nach Dahl nicht nur Sucht, vielmehr 
diente die Kunst der Beschaffung für viele Gefangenen 
auch der Bekämpfung der Langeweile und Lebensangst 
und vermittle bei Gelingen auch Erfolgserlebnisse. Da 
Dro gen im Vollzug oft von minderer oder schwer abschätz-
barer Qualität seien, erwüchsen auch hieraus gegenüber 
„draußen“ gesteigerte Gefahren. Befähigung zu eigenver-
antwortlichem Umgang mit dem eigenen Körper und der 
Gesundheit durch gründliche Aufklärung, die eine präven-
tive Lebensführung statt aus diffuser Angst aus Einsicht 
ermögliche, sah Dahl als maßgeblichen Pfeiler einer die 
Gefahren von Sucht und Infektion besser in den Griff be-
kommenden Strategie. 

Mit der „Zwangsbehandlung im Strafvollzug“ – dem 
zweiten Thema des zweiten Tages, das von Prof. Dr. iur. 
Dieter Dölling, Universität Heidelberg, moderiert wurde 
– beschäftigte sich alsdann zunächst das Referat von Dr. 
iur. Christian Laue, Universität Heidelberg. Laue stellte in 
Er in ne rung an den berühmten „Myom-Fall“ (BGHSt 11, 
111) den in Freiheit geltenden Grundsatz, dass die freie 
Selbst be stimmung Heilbehandlung gegen den (wirklichen 

oder mutmaßlichen) Willen des Patienten nicht gestatte, 
gegen die Erlaubnis zur Zwangsbehandlung im Vollzug (§ 
101 StVollzG). Er legte dar, dass deren (im Vollzug seltene) 
Vor nahme die Grundrechte der Menschenwürde und der 
sich mit dem Selbstbestimmungsrecht verbindenden kör-
perlichen Unversehrtheit berühre. Ob Zwangsbehandlung 
diese Grundrechte unzulässig verletze, hänge maßgeblich 
von den mit dem staatlichen Zwangshandeln verfolgten 
Zwe cken ab. Die mit der medizinischen Zwangs be hand lung 
denkbarerweise verknüpften Zwecke und Motive wurden 
dann in differenzierter Weise in ihrer Legitima tions funk tion 
überprüft. Dabei verwarf Laue die Gesunderhaltung zur 
Ermöglichung (weiterer) Bestrafung, zur Aufrechterhaltung 
von Wehr- und Arbeitskraft und auch zur Ermöglichung 
medizinischer Experimente als Verstoß gegen die 
Menschen würde. Einen solchen bejahte Laue auch, wenn 
die Zwangs  behandlung und hier namentlich die breiter 
thematisierte Zwangsernährung bei Hungerstreik politi-
schen Zwe  cken wie dem Schutz staatlicher Autorität vor 
De sa vou ierung des Strafverfahrens oder Diskreditierung 
des     Straf   voll zugs dienen solle. Auch die Vorstellung des 
Alter na   tiventwurfs, kriminogene Krankheiten im Sinne der 
Re so zialisierung zwangszubehandeln, lehnte Laue als ver-
fassungswidrig ab. Zwangsbehandlung zum Schutz von 
An   staltspersonal und Mitgefangenen vor Ansteckung und 
gegebenenfalls auch vor aggressivem, gesundheitsgefähr-
dendem Verhalten eines Gefangenen hielt Laue dagegen 
im Strafvollzug (anders als § 28 Abs. 1 Satz 3 IfSG, der die 
Anordnung einer Heilbehandlung verbietet) im Rahmen 
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes für zulässig. Den 
Abschluss der Durchmusterung denkbarer Gründe für 
Zwangs  behandlung bildete dann der Fall der Abwehr 
schwerwiegender Gefahr für die Gesundheit des Gefan-
genen oder von Lebensgefahr, also die Zwangsbe hand lung 
im „wohlverstandenen“ Interesse des Erkrankten selbst. 
Die so motivierte Behandlung erklärte Laue entgegen dem 
Wortlaut des § 101 StVollzG nur dann für erlaubt, wenn es 
an einer freien Willensbestimmung des Gefan ge nen fehle, 
wovon nicht per se in der Institution des Straf voll zugs aus-
zugehen sei. Jenseits eines solchen Freiheits ausschlusses 
sah er keinen Grund, die Rechtslage im Vollzug anders als 
in Freiheit zu beurteilen, in der aber auch die objektiv un-
vernünftige Behandlungsverweigerung binde. Auch wenn 
der Gefangene z. B. durch seine Weigerung nur die Ver-
le gung in ein „freies“ Krankenhaus anstrebe, sei Zwangs-
be handlung (im Vollzugskrankenhaus) nicht zulässig. Sein 
Fazit: Zwangsbehandlung ist im Strafvollzug nur zulässig 
zum Schutz Dritter (bei Wahrung des Verhält nis mäßig-
keits grundsatzes), zum Schutz des Gefangenen selbst 
nur dann, wenn der Gefangene zur freien Willens bildung 
außerstande ist. Damit ist ein wesentlicher Teil der Re ge-
lung des § 101 StVollzG aus Verfassungsgründen außer 
Kraft gesetzt. 

Prof. Dr. iur. Frank Arloth, Bayerisches Staatsminis te-
rium der Justiz, München, hob in seinem Statement die ge-
ringe praktische Bedeutung des § 101 StVollzG jedenfalls 
bei noch zu freier Willensentscheidung befähigten Gefan-
ge nen hervor. Er leitete aus der Stellung dieser Vorschrift 
als Regelung unmittelbaren Zwangs der Vollzugsbehörde 
und dem Gefüge der § 103 Abs. 3, 156 Abs. 2 StVollzG 
ab, dass medizinische Zwangsmaßnahmen nur in Über-
einstimmung von Arzt und Anstaltsleiter vorgenommen        
werden dürften. Der einschränkenden These Laues 
widersprach Arloth. Er hielt auch die Berechtigung zu 
Zwangs  maßnahmen unter den Voraussetzungen drohen-
der schwe  rer Gesundheitsgefahren oder Lebensgefahr 
trotz verbliebener freier Willensbestimmung deshalb für 
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verfassungsgemäß, weil der Strafvollzug mit seinem 
Reso zia li sie rungsgrundsatz und den ihm entsprechenden 
Dul dungs pflichten ebenfalls auf verfassungsrechtlichem 
Auf trag     beruhe und die Fürsorgepflicht der Anstalt, die 
Siche rungs aufgabe der Suizidverhinderung, aber auch 
der Auftrag zum Schutz staatlicher Autorität und des 
Straf vollzugs vor Diskreditierung und Erpressung sowie 
die allgemeine Pflicht zur Hilfeleistung und das ärztliche 
Gebot der Le bens erhaltung die Befugnis legitimierten. Wie 
namentlich in der Diskussion dann deutlich wurde, sah 
Arloth die Frage des zwangsweisen Aids-Tests durch die 
Neu re gelung des § 36 Abs. 4 Satz 7, Abs. 5 IfSG im Sinne 
einer Dul dungs pflicht für entschieden.

Der letzte Themenkreis betraf „Strafrechtliche 
Risiken des Anstaltsarztes“. Unter der Moderation von 
Prof. Dr. iur. Dieter Dölling, Universität Heidelberg, be-
schrieb Priv.-Doz. Dr. iur. Ralph Ingelfinger, Universität 
Heidelberg, in seinem Referat zunächst Bereiche, aus 
denen dem Anstaltsarzt bei seiner generell „gefahrge-
neigten“ ärztlichen Tätigkeit ge gen über dem extra muros 
tätigen Kollegen besondere Risi ken erwachsen könnten. 
Eingeschränkte personelle und apparative Ausstattung, 
die besondere Situation und überproportionale Belastung 
der Gefangenen mit aus Drogen- und Alkoholkonsum, 
Infektionskrankheiten und Selbst schä digungstendenzen 
resultierenden Gesundheitsgefähr dun gen und die 
Einbindung des Anstaltsarztes in Vollzugsent schei dungen 
und -maßnahmen, die von Gefangenen ausgehende 
Gefahren wie Gefahren für die Gefangenen bergen 
könnten, wurden neben Pflichtenkollisionen im Be reich 
der Schweigepflicht als Quellen besonderer strafrecht-
licher Risiken des Anstaltsarztes namhaft gemacht. Ins 
Zentrum seiner Ausführungen rückte Ingelfinger dann die 
Strafbarkeitsrisiken im Kontext der medizinischen Be hand-
lung, die sich aus Behandlungsfehlern und aus Auf klä-
rungsmängeln ergeben könnten. Das Behandlungsfehler-
risiko gründet nach Ingelfinger im Vollzug einerseits im 
Umgang mit nicht selten mit dem Ziel von Vergünstigungen 
vorgespiegelten Symptomatiken – wieweit muss Abklä-
rungs dia  gnostik gehen? – andererseits in der Beschrän-
kung auf eine defizitäre Ausstattung und dem daraus re-
sultierenden Dilemma, extramurale Medizin im Angesicht 
von Ressourcen- und Personalknappheit des Vollzugs in 
Anspruch zu nehmen. Unterliefen dem Arzt hier schuldhaft 
Fehler, könne er sich wegen Körperverletzung im Amt oder 
fahrlässiger Tötung strafbar machen. Dass den Arzt unter 
Vollzugsbedingungen hinter dem medizinischen Standard 
extra muros zurückbleibende Leistungsanforderungen 
treffen könnten, wird von Ingelfinger zurückgewiesen. Der 
An staltsarzt schulde zwar im Vollzug nur die nach seinen 
Mög lichkeiten und seiner Ausstattung zu leistende Qualität, 
sei aber zur Vermeidung eines Übernahmeverschuldens 
nicht anders als der extramurale Kollege zur Inanspruch-
nahme spezieller ausgebildeter oder besser ausgestatte-
ter Per so nen und Institutionen innerhalb oder außerhalb 
der Mauern verpflichtet, wenn nur so der medizinische 
Stan dard einhaltbar sei. Auf solche Inanspruchnahme zu 
dringen, wurde dem Anstaltsarzt von Ingelfinger in Zweifels-
fällen dringlich angeraten. Dass auch Aufklärungsmängel 
in eine Straf barkeit namentlich wegen fahrlässiger Körper-
ver letzung führen können, gilt nach Ingelfinger intra muros 
nicht anders als „draußen“. Dazu verwies er besonders auf 
die Verdeutlichungspflichten gegenüber fremdsprachigen 
Ge fangenen. Auch empfahl er mit Blick auf Beschwerde- 
und Rechtsschutzgarantien, über alternative risikoärmere 
oder erfolgversprechendere Behandlungsmethoden selbst 
dann aufzuklären, wenn sie erwartungsgemäß dem Gefan-

ge nen nicht gewährt werden könnten. Zur Reduzierung 
von Risiken schloss Ingelfinger mit dem Appell, eine qua-
lifizierte Ausbildung des Anstaltsarztes mit einer besseren 
Sach- und Personalausstattung der Gefängnismedizin zu 
ver binden und Einvernehmen zwischen Anstaltsleitung 
und medizinischem Dienst über eine Gesundheitsfürsorge 
her zustellen, die „Verlegenheitslösungen“ ausschließe. 

In seinem Statement präsentierte Dr. iur. Joachim 
Walter, JVA Adelsheim, das Ergebnis einer von ihm unter 
den baden-württembergischen Anstaltsärzten und -ärztin-
nen durchgeführten Umfrage über die (Einschätzung der) 
strafrechtlichen Risiken des Anstaltsarztes, an der sich 36 
Anstaltsärzte aus 17 (von 19) baden-württembergischen 
JVAen beteiligten, die in ihrer größeren Zahl (30) bereits 
über zehn Jahre im Vollzug tätig waren. Immerhin 18 An-
staltsärzte gaben an, noch nie wegen einer Straftat an-
gezeigt worden zu sein, die Anzahl von Anzeigen hiervon 
Be trof fener lag überwiegend im einstelligen Bereich. Die 
An zeigen bezogen sich auf unterlassene Hilfeleistung, 
Kör perverletzung, fahrlässige Tötung, Mord und Nötigung 
bzw. Freiheitsberaubung und gingen ganz überwiegend 
von dem Gefangenen selbst, selten von Anwälten oder An-
ge hörigen, in einem Fall von der Anstaltsleitung aus. Mehr 
als zwei Drittel der Ärzte gaben an, mit einer Anzeige im-
merhin einmal bedroht worden zu sein. Ein gegenüber der 
extramuralen Medizin erhöhtes Risiko, mit einer Anzeige 
wegen unterlassener Hilfeleistung, durch Behand lungs feh-
ler begangener Körperverletzung oder fahrlässiger Tötung      
(namentlich im Zusammenhang mit Suizid) konfrontiert zu 
werden, sahen 16 von auf diese Frage antwortenden 20 
Medi zinern. Unter den Vorschlägen zur Reduzierung straf-
rechtlicher Risiken fanden sich die Selbstaufforderung zu 
sorgfältiger Arbeitsweise und Dokumentation (auch die Bei-
ziehung von Revierbeamten zur Behandlung) sowie aus-
führliche Patientenaufklärung, bessere rechtliche Instruk-
tion der Anstaltsärzte sowie strukturelle Verbesserungen 
der Vollzugsmedizin. Unter Letzteren hielt Walter nament-
lich den Vorschlag für bedenkenswert, den medizinischen 
Bereich in der JVA weitgehend von der übrigen Anstaltsor-
ganisation zu trennen und aus der hierarchischen Struktur 
herauszunehmen. Im Übrigen sah Walter die immer noch 
beachtliche Konfrontation des Anstaltsarztes mit – ange-
sichts einer vermutlich nach wie vor allerdings eher gerin-
gen Anklage- bzw. Verurteilungswahrscheinlichkeit nicht 
sehr „aussichtsreichen“ – Anzeige oder Anzeigedrohung 
maß geblich als Folge der (vom Verfasser dieses Berichts 
so genannten) Statusbelastungen, die aus den Beson-
der heiten des Arzt-Patienten-Verhältnisses unter den 
Be -digun gen des Vollzugs erwüchsen. Dazu gehörten 
mitgebrach te oder im Vollzug erworbene Verhaltensbeson-
derheiten der Gefangenen, ihr Leiden unter der Vollzugs-
situation und der Ausschluss freier Arztwahl und die damit 
verbundene Konfrontation mit einem als „Erfüllungsgehilfe 
der Justiz“ empfundenen Arzt. Hierfür spreche auch, dass 
nebenamtlich tätige Ärzte vom Anzeigeverhalten weniger 
betroffen seien als hauptamtliche Anstaltsärzte. 
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III.
Die Diskussion zu den einzelnen Themen kann hier 

nicht nachgezeichnet werden. Sie bezog ihre Akzente und 
Impulse vor allem daraus, dass Theorie und Praxis, Juris-
ten, Mediziner und Vollzugsfachleute sich gegenseitig hin-
ter fragten und das Ausgeführte an den eigenen Erfahrun-
gen maßen. Zudem stellte es sich als sehr belebendes 
Moment heraus, dass mit Arloth, Boetticher, Müller-Dietz 
und Schwind / Riekenbrauck Repräsentanten der vier Kom-
men tare zum Strafvollzugsgesetz, mit Schöch und Lauben-
thal zwei namhafte Lehrbuchautoren und mit Dr. Rainer 
Rex, Ärztlicher Leiter des Gesundheitswesens im Berliner 
Justizvollzug, ein sehr diskussionsfreudiger Repräsentant 
des Medizinischen Vollzugsdienstes anwesend waren.

Zum Ende der Tagung gaben die Veranstalter den 
Moderatoren und Herrn Rex Gelegenheit, ein kurzes State-
ment abzugeben8). Heinz Schöch nutzte sein Abschluss-
state ment zunächst dazu, auf die große und anwachsende 
Zahl psychisch Kranker und rauschgiftabhängiger Sucht-
kran ker hinzuweisen, die die gegenwärtige Vollzugs me di-
zin zu überfordern drohe. Er forderte hierzu die Einrichtung 
psychiatrischer Abteilungen in allen zentralen Vollzugs-
kran kenhäusern und eine Lockerung der Durchlässigkeit 
zwischen Strafvollzug und psychiatrischem Krankenhaus 
für psychotisch Erkrankte einerseits und die Organisation 
suchttherapeutischer Angebote in Kombination mit einer 
stärkeren Nutzung der Möglichkeiten des § 35 BtMG an-
dererseits. Die von Anstaltsärzten bisweilen als wenig ver-
trauensfördernd gekennzeichnete Aufklärung über Offen-
ba rungsbefugnisse und -pflichten, die § 182 Abs. 2 Satz 5 
StVollzG vorschreibt, trennte Schöch von der Selbstbe stim-
mungsaufklärung mit der Folge, dass sie regelmäßig auch 
formularmäßig erfolgen könne. Schließlich widersprach 
Schöch der These Laues von der partiellen Verfassungs-
wid  rigkeit des § 101 StVollzG. Mitmenschliche Solidarität, 
aber auch der Schutz des Vollzugs vor Diskreditierung le-
gitimierten die Zwangsbehandlung gegenüber einer häufig 
ohnehin partiell unfreien Entscheidung des Gefangenen 
gegen sie. Adolf Laufs hob unter Verweis auf die Empfeh-
lungen des Europarats Nr. R (98) 7 aus dem Jahre 1998 
noch einmal hervor, dass die ärztliche Pflicht zur Ein griffs-
aufklärung im Dienste der Selbstbestimmung, zur thera-
peutischen Information und zur Sicherheitsaufklärung im 
Interesse des gesundheitlichen Wohls auch in der intra-
muralen Medizin bestehe und dass gesundheitliche Für-
sor ge nur auf dem Boden der Freiwilligkeit gedeihe. Heinz 
Müller-Dietz appellierte an die Länder, den wachsenden 
Her  ausfor derungen des Vollzugs an die Gesundheits für-
sor ge durch die erforderliche personelle, apparative und 
räumliche Ausstattung des medizinischen Dienstes und 
hier namentlich des psychiatrischen Feldes besser als bis-
her gerecht zu werden. Er forderte, extra- und intramurale 
Medizin stärker zu verzahnen, die Ausbildung der Anstalts-
ärzte zu verbessern und nur vollzugsbedingte Leistungs un-
ter schie de in der ärztlichen Versorgung zuzulassen. Unter 
diesem Blickwinkel und auch zur Stärkung des Be wusst-
seins des Gefangenen, dass der Angleichungsgrundsatz 
keineswegs nur Annehmlichkeiten und Ansprüche zu be-
gründen vermöge, hielt Müller-Dietz eine moderate Beteili-
gung Ge fan gener an den Kosten der Gesundheitsfürsorge 
– etwa im Sinne einer abgesenkten Praxisgebühr – nicht 
für indiskutabel. Auch Müller-Dietz widersprach der These 
Laues zur teilweisen Verfassungswidrigkeit des § 101 
StVollzG und wies abschließend auf Gefahren hin, die 
eine Verlagerung der Gesetzgebungskompetenz für den 
Strafvollzug auf die Länder mit sich bringen würde. Horst 

Schüler-Springorum warf noch einmal kurze Schlaglichter 
auf einzelne Themen, wobei er die Drogenproblematik 
besonders hervorhob, deren „Behandlung“ er als durch 
moralische Grund po si tionen und politischen Wandel be-
einflusst charakterisierte. Den Strafvollzug beschrieb Schü-
  ler-Springorum als „ein Spie gelbild der Gesellschaft“ und 
benutzte dieses Bild dazu zu verdeutlichen, dass dort, wo 
im Vollzug Fürsorge für die Ge sundheit geleistet werde, es 
nicht darum gehe, ein Stück „Gesellschaft“ nur abzubilden, 
sondern darum, ein Stück gesamtgesellschaftlicher Nor-
malität intra muros zu realisieren. Nur dann und dadurch 
werde dem Anglei chungs grundsatz gebührend Rech  nung 
getragen. Hans-Dieter Schwind kommentierte das Thema 
der von ihm geleiteten Sektion. Er ging von 12.000 Alkohol-
, 15.000 Drogen kon sumenten und 600 HIV-Infizierten un-
ter den zur Zeit einsitzenden ca. 60.000 Straf gefangenen 
aus und fragte auf diesem Hintergrund danach, ob der 
Strafvollzug mehr an Abschottung und Ver   hinderung des 
Missbrauchs von Au ßenkontakten brauche, auch, ob der 
Resozialisie rungsge danke bei dieser Lage die nötige 
Akzeptanz bei der Bevölkerung noch finden könne. Die 
wesentlichen Infek tions gefahren fließen nach Schwind aus 
HIV-Infizierung, Hepatitis- und Tuberkulose er krankungen. 
Ob man der In fek tionswege durch Spritzen aus tausch pro-
gramme (in Nie der sachsen eingestellt), durch Unter bin-
dung des Drogen han d els oder durch Verhin derung der 
Einschleppung na mentlich der Tuberkulose durch (Spät-
)Aussiedler besser Herr werden könne, stellte Schwind zur 
Diskussion, dass etwas – auch zum Schutz der Mitgefan-
ge nen und des Per sonals – getan werden müsse, dagegen 
außer Frage. Prophylaktische Blutunter su chungen hielt er 
nach § 36 Abs. 4 Satz 7 IfSG mit Lau ben thal für zulässig. 
Ab schließend äußerte Schwind die Be fürchtung, dass die 
zu erwartende Migration nach der EU-Osterweiterung zu 
einem ansteigenden Anteil kranker und behandlungs-
bedürftiger Gefangener führen werde, wo rauf sich der 
Straf vollzug einstellen müsse. Dieter Döl ling zog in seinem 
Abschluss statement zunächst Parallelen zu anderen Be-
rufs  feldern, auf denen sich ähnliche Pro bleme wie in der 
intramuralen Medizin zeigten. So wie die allgemeine Ju ris-
ten ausbildung keine speziellen Kenntnisse für die Ju gend-
straf rechts pfle ge vermittle, vermittle auch die Medizin nicht 
das für den Anstaltsarzt unabdingbare Wissen. Deshalb 
for derte Dölling für beide Bereiche eine besondere Berufs-
vor be rei tung, die er für den Anstaltsarzt in einem Angebot 
von Ein führungs- und Fortbildungskursen sah. Das Span-
nungs ver hältnis, in das die Doppelfunktion den Anstaltsarzt 
stelle, er lebten in ähnlicher Form auch Bewährungshelfer 
und Jugendgerichtshelfer. Sachge rech te Arbeit sei für 
beide Gruppierungen möglich, wenn sie Patienten bzw. 
Pro banden über ihre Aufgaben, Rechte und Pflichten 
hinreichend informierten. Über solche Paral le len hinaus 
verwies Dölling abschließend auf die erheblichen For-
schungs lü cken, die im Hinblick auf die intramurale Medizin 
bestünden. Hierzu mahnte er empirische For schung zum 
Ge  sundheitszustand der Gefangenen, zur personellen 
und sa ch  lichen Ausstattung der Anstalts me di zin, zur Inan-
spruch  nahme extramuraler Ärzte und vielem mehr an. Die 
Ergebnisse solcher Forschung könnten mancher Spe ku-
lation verlässlichere Aussagen gegenüberstellen und auch 
den Erfolg von Programmen der Gesund heits prävention 
valider bestimmen. Rainer Rex spitzte seine abschließen-
den kritischen Aussagen zum Zustand der intramuralen 
Medizin darauf zu, dass die sich im Würge griff fiskalischer 
Vorgaben befindlichen Justiz ver waltungen den uneinklag-
baren Forderungen der Äquivalenz, der WHO-Standards 
oder der europäischen Minis ter rats empfehlungen nicht 
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(mehr) verpflichtet fühlten und dem Primat der Medizin 
längst hinter dem Primat der Sicherheit den Nachrang zu-
gewiesen hätten. Das Allheilmittel knapper Budgetierung 
ohne Qualitätseinbußen sah Rex an gesichts fehlender 
Steu er barkeit des Zugangs von Gefan ge nen mit aufwän-
digen Krankheiten, zu kleiner Be  hand  lungseinheiten, 
die  teure Behandlungsmaßnahmen anders als die GKV 
nicht auffangen könnten, und des kaum beeinflussbaren 
Kos  ten faktors der Personalstruktur als wenig wirkungsvoll 
an. Rex forderte die Aufgabe der Ab schottung der Länder 
untereinander, um durch klärenden Vergleich Steuerungs-
ent schei dun gen treffen und ein abgestuftes und länderü-
bergreifendes vollzugliches Versor gungs system schaffen 
zu können, in dem trotz unausweichlicher Bifunktionalität 
der An stalts medizin das Primat der Medizin wieder herge-
stellt werden könnte. 

Die Veranstalter verbanden den abschließenden Dank 
an alle an der Vorbereitung und Durchführung des Sympo-
sions Beteiligten mit dem Versprechen, dass das wohl 
erstmalige Aufgreifen des Problemfeldes der intramuralen 
Medizin an der Ruprecht-Karls-Universität zu Heidelberg 
619 Jahre nach ihrer Gründung nicht dazu führen werde, 
die Thematik eine ähnlich lange Zeit wieder ruhen zu 
lassen. Vielmehr sollten die Ergebnisse und Impulse des 
Sym po sions9) genutzt werden, die Forschung auf diesem 
Gebiet zu intensivieren, den interdisziplinären Kontakt 
zu pflegen und den europäischen Vergleich durch ein 
internationales Symposion (voraussichtlich in Zürich) zu 
beflügeln.
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Das Rückfallverhalten von haftent-
lassenen Drogenabhängigen1)
Stefan Fuchs

1. Einleitung
Im März 1993 wurde in der Justizanstalt Innsbruck 

eine besondere Abteilung für den Maßnahmenvollzug an 
suchtmittelabhängigen Rechtsbrechern eröffnet. Diese Ab-
tei lung soll drogenabhängigen Untergebrachten (§ 22 Straf-
 gesetzbuch) und Strafgefangenen (§ 68a Straf voll zugs-
gesetz) die Chance zu einer fundierten Drogen the rapie im 
Rahmen ihres Strafvollzuges verhelfen. Das zehnjährige 
Bestehen dieser Abteilung war Anlass für eine Evaluation 
der Drogentherapie.

Auf Grund der begrenzten zeitlichen, organisatorischen 
und finanziellen Möglichkeiten beschränkt sich die Eva lua-
tion auf die Untersuchung der strafrechtlich relevanten 
Rück fälle. Es ist dem Verfasser durchaus bewusst, dass 
die Reduzierung des Rückfallbegriffes auf dessen straf-
rechtliche Bedeutung kein vollständiges Abbild der Pro-
ble matik ergibt. Eine klinische Betrachtungsweise der Ab-
hängig keitsproblematik und damit verbundener Rückfälle 
beinhaltet andere Kriterien als dies die strafrechtliche Be-
trach tungsweise tut. Trotzdem erscheint auch die nähere 
Be leuchtung und Interpretation der strafrechtlichen Rück-
fälle legitim, zumal es sich bei der Justizanstalt Inns bruck 
als Träger der Abteilung um eine Institution der Strafjustiz 
handelt

2. Untersuchungspopulation
In die Untersuchungspopulation wurden sämtliche 

Klien ten einbezogen, welche  im Zeitraum zwischen März 
1993 und März 2002 auf der Abteilung aufgenommen wor-
den waren. Dabei handelt es sich um insgesamt 118 Da-
ten sätze. Die Datensätze von sechs Klienten wurden elimi-
niert, weil diese zwischenzeitlich verstorben sind. Eben so 
eliminiert wurden die Daten von vier weiteren Klienten, 
welche sich zum Erhebungszeitpunkt noch im Strafvollzug 
befanden (zwei davon auf der Abteilung, zwei in anderen 
Strafvollzugseinrichtungen). 

Somit verblieben 108 Datensätze in der Unter su-
chungs population, welche von 98 Probanden stammen. 
Acht Probanden wurden zweimal, ein Proband dreimal in 
der Abteilung aufgenommen2). 86 der 108 Aufnahmen be-
trafen Strafgefangene, welche um freiwillige Entwöhnungs-
behandlung ersuchten (§ 68a  StVG), die restlichen 22 Auf-
nah men erfolgten auf richterliche  Anordnung gemäß § 22 
StGB. Eine Übersicht über die Verteilung der Aufnahmen 
gibt Tabelle 1.

 

Tabelle 1 

3. Kontrollgruppe
Als Kontrollgruppe wurden 108 Strafgefangene heran-

gezogen, welche sich im selben Zeitraum in der Justiz an-
stalt Innsbruck befanden und (unter anderem) wenigstens 
eine (1) Verurteilung nach dem Suchtmittelgesetz aufwie-
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§ 68a StVG
86

79,6%

Gesamt
108

  100%

§ 22 StGB
22

20,4%



sen. Diese Strafgefangenen waren während ihrer Haft 
keinem drogentherapeutischen Setting ausgesetzt, sie be-
fanden sich im „normalen“ Strafvollzug. Die Auswahl dieser 
Straf gefangenen erfolgte nach dem Zufallsprinzip aus dem 
Archiv. Die Stichprobe wurde hinsichtlich des jeweiligen 
Auf nahmezeitraumes mit der Untersuchungsgruppe paral-
lelisiert. Somit weisen Untersuchungsgruppe und Kontroll-
gruppe für jeden Aufnahmejahrgang von 1993 bis  2002 
iden tische Probandenzahlen auf. Untersuchungs po pu la-
tion und Kontrollgruppe wurden hinsichtlich der Merkmale 
Alter, Verweildauer im Strafvollzug, Zahl der Vorstrafen und 
Dauer des Beobachtungszeitraumes auf eventuelle Unter-
schiede inferenzstatistisch geprüft.

4. Untersuchungsmethodik
Von sämtlichen Insassen der Untersuchungspopulation 

als auch der Kontrollgruppe wurde ein aktueller Straf re gis-
ter auszug eingeholt und ausgewertet. Als Stichtag für die 
Erfassung von Rückfällen wurde der 1. November 2002 he-
ran gezogen. Jede neuerliche Eintragung im Strafregister 
(bis 1. November 2002) wurde als Rückfall interpretiert. Es 
wurde somit ein sehr „hartes“ Rückfallkriterium gewählt. 
Zur besseren Differenzierung wurde zwischen vier ver-
schiedenen Rückfalltypen unterschieden:
- einschlägig mit Haft,
- einschlägig ohne Haft,
- nicht einschlägig mit Haft,
- nicht einschlägig ohne Haft.

Der Begriff „einschlägig“ bezieht sich in diesem Zu sam-
men hang auf neuerliche Verurteilungen nach dem Sucht-
mit telgesetz (SMG).

Auf Grund der unterschiedlichen Abgangszeitpunkte 
welche sich über einen Zeitraum von mehr als neun Jahren 
erstrecken, wurde die Methode der „Survivalanalyse“ nach 
Coleman (1981) sowie Tuma und Hannan (1984) angewen-
det. Diese Methodik erlaubt die Auswertung sogenann ter 
„Ereignisdaten“, welche über die Abfolge von Ereig nis sen 
und die Zeitintervalle zwischen Ereignissen Auskunft ge-
ben.

5. Ergebnisse
Zunächst werden die Parameter der Gesamtstichprobe 

(Untersuchungspopulation und Kontrollgruppe) N = 216, 
dargestellt.

5.1. Alter (zum Zeitpunkt der Aufnahme)
Tabelle 2

Tabelle 2 gibt eine Aufstellung über die Variable Alter 
der Probanden. Wie der Tabelle zu entnehmen ist, un-
terscheiden sich Untersuchungspopulation und Kontroll-
grup pe vom Durchschnittsalter der Probanden nicht 
signifikant3).

5.2. Vorstrafen
Tabelle 3

Tabelle 3 präsentiert die Zahl der Vorstrafen zum 
Zeit punkt der Aufnahme in der Anstalt. Der Durchschnitt 
der Vorstrafen unterscheidet sich um 1,5. Zur besseren 
Überschaubarkeit und aus prüfstatistischen Gründen 
(ausreichend hohe Erwartungswerte pro Zelle) wurden die 
Vor stra fen in drei Gruppen (geringe Vorstrafenbelastung 
– mitt lere Vorstrafenbelastung – hohe Vorstrafenbelastung) 
zusammengefasst (siehe Tabelle 4). 

Die Strafgefangenen der Kontrollgruppe weisen ten-
denziell eine etwas höhere Vorstrafenbelastung auf, der 
Unterschied ist aber prüfstatistisch nicht signifikant4). 
Somit kann davon ausgegangen werden, dass sich Unter-
su chungs population und Kontrollgruppe im Merkmal 

Vor stra fen belastung nicht r e l e v a n t 
unterscheiden.
Tabelle 4

5.3. Dauer des Strafvollzugs
Tabelle 5

Die durchschnittliche Verweildauer im Strafvollzug un ter-
scheidet sich zwischen den Probanden der Unter su chungs-
population und den Probanden der Kontrollgruppe lediglich 
um 23 Tage. Diese Differenz ist nicht signifikant5). 

5.4. Beobachtungszeitraum für Legalbe wäh-
rung

Tabelle 6

Der Beobachtungszeitraum für die Legalbewährung ist 
der Zeitraum zwischen dem jeweiligen Entlassungsdatum 
und dem 01.11.2002 als Stichtag. Der Unterschied ist nicht 
signifikant6). Der durchschnittliche Beobachtungszeitraum 
für die Gesamtstichprobe beträgt  4,95 Jahre, der kürzeste 
Beobachtungszeitraum 38 Tage, der längste 9,5 Jahre.
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Variable U-Population
n = 108

Kontrollgruppe
n = 108

Gesamtstich-
probe

n = 216
Durchschnitts-

alter
Mindestalter
Höchstalter
Standard-

abweichung

 27,2 Jahre
 15,6 Jahre
 54,6 Jahre

 7,12 Jahre

 29,4 Jahre
 16,7 Jahre
 54,6 Jahre

 7,16 Jahre

 28,3 Jahre
 15,6 Jahre
 54,6 Jahre

 7,21 Jahre

Variable U-Population
n = 108

Kontrollgruppe
n = 108

Gesamtstich-
probe

n = 216
Vorstrafen im 
Durchschnitt 3,9 5,4 4,65

U-Population
n = 108

Kontrollgruppe
n = 108

Vorstrafenbelastung

gering = 0 bis 2 Vorstafen
mittel = 3 bis 6 Vorstrafen

hoch = mehr als 6 Vorstrafen

38 (35,2%)
41 (38,0%)
29 (26,8%)

44 (40,7%)
25 (23,2%)
39 (36,1%)

Variable U-Population
n = 108

Kontrollgruppe
n = 108

Gesamtstich-
probe

n = 216

Dauer Straf-
voll zug durch-

schnittlich
209 Tage 232 Tage 221 Tage

Variable

Beobachtungs-
zeitraum

durchschnittlich
Minimum
Maximum

U-Population
n = 108

Kontrollgruppe
n = 108

Gesamtstich-
probe

n = 216

4,9 Jahre
50 Tage

9,2 Jahre

5,0 Jahre
38 Tage

9,5 Jahre

4,9 Jahre
38 Tage

9,5 Jahre



5.5. Rückfälle Gesamtstichprobe (n = 216)
Tabelle 7
* die rechnerische Unschärfe ergibt sich aus dem Rundungsfehler

Tabelle 7 veranschaulicht die Rückfallverteilung der 
Ge samt stichprobe von 216 Entlassenen. Wie bereits unter 
5.4. ausgeführt, beträgt der durchschnittliche Beobach-
tungs  zeitraum für die Gesamtstichprobe knapp fünf Jahre 
(4,95 Jahre). 42,6% der Entlassenen wiesen während 
des Be o bach tungszeitraumes keinen Rückfall (neuerliche 
Ein tragung im Strafregister) auf, 39,4% strafrechtliche 
Rück fälle, welche zu neuerlichen Haftstrafen führten und 
18,1% erlitten Verurteilungen ohne neuerliche Haftstrafe. 
Die sel tens te Rückfallskonsequenz sind nicht einschlägige 
(Sucht  mittelgesetz) Verurteilungen zu anderen Sanktionen 
als Haft (6,5%). 

Häufigste Rückfallskategorie ist hingegen die einschlä-
gige Verurteilung zu neuerlicher Haftstrafe ( 26,9%). Neuer-
lich einschlägige Verurteilungen ohne Haft (11,6%) und 
nicht einschlägige Verurteilung zu neuerlicher Haftstrafe 
(12,5%) halten sich etwa in Waage.

5.6. Rückfallverlauf Gesamtstichprobe
Bei 124 Entlassenen kam es in der Beobachtungszeit 

zu Rückfällen, welche, wenn sie erfolgen, sehr rasch nach 
der Entlassung stattfinden. 

86 neuerliche Verurteilungen (69%) erfolgten innerhalb 
der ersten 24 Monate nach der Entlassung, 104 neuerliche 
Verurteilungen (84% der Rückfälle)  innerhalb der ersten 36 
Monate und 114 Rückfälle (92%) innerhalb der ersten 48 
Monate nach der Entlassung. Unter Rückfall ist in diesem 
Zusammenhang die neuerliche gerichtliche Verurteilung zu 
verstehen. Bei Berücksichtigung der Zeit für die Straf ver-
fol gung bzw. die Verfahrensdauer erfolgt der „tatsächliche 
Rückfall“, die Begehung neuerlicher Delikte noch schneller. 
Umgekehrt formuliert kann ausgesagt werden, dass Ent-
las sene, welche die ersten 48 Monate ab Entlassung ohne 
neuer liche Verurteilung „überstehen“, eine  Legalbe wäh-

rungs  chance von 92% haben. 

5.7. Rückfälle der Gruppen im Vergleich
Tabelle 8

Tabelle 8 ist zu entnehmen, dass die Rückfallzahlen der 
Gruppe „§ 22 StGB“ sich mit Abstand am ungünstigsten 
darstellen. Mit 23% blieben nur etwa halb so viele Ent las se-
ne ohne Rückfall als in den Gruppen „§ 68a StVG“ (45%) 
bzw. „Kontrollgruppe“ (44%). Umgekehrt wurden 68% der 

Entlassenen gemäß § 22 StGB zu neuerlichen Haft strafen 
verurteilt, hingegen nur 37% der Gruppe § 68a StVG bzw. 
35% der Strafgefangenen in der Kontrollgruppe.

Neben der wesentlich höheren Rückfallrate der § 22 
StGB-Probanden wurden diese bei gegebenem Rückfall 
nahezu doppelt so häufig mit neuerlicher Freiheitsstrafe 
belegt als die § 68a-Probanden bzw. die Strafgefangenen 
der Kontrollgruppe.

Noch deutlicher stellt sich der Unterschied bei den 

einschlägigen Verurteilungen nach dem Suchtmittelgesetz 
(SMG oder früher Suchtgiftgesetz SGG) dar. Dies kann 
Tabelle 9 entnommen werden.
Tabelle 9

59% der § 22 StGB-Klienten wurden einschlägig zu 
neuer licher Haftstrafe verurteilt, hingegen nur 23% der 
§ 68a StVG-Klienten und 23% der Strafgefangenen. Dieser 
Anteil ist somit bei den entlassenen Untergebrachten ge-
mäß § 22 StGB mehr als doppelt so hoch als bei den 
entlassenen Strafgefangenen der Kontrollgruppe bzw. der 
freiwilligen Entwöhnungsbehandlung.

5.8. Zeitlicher Rückfallverlauf der verschiede-
nen Gruppen

Es zeigt sich kein nennenswerter Unterschied im zeit-
lichen Rückfallverlauf zwischen der Untersuchungsgruppe 

u         -
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       e 
      t 
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e         m 
s           -
n         r 
G         -

  

5.9. Inferenzstatistische Absicherung der Er geb-
 nisse

Die offensichtlichen Häufigkeitsunterschiede im Rück-
fall verhalten oder anders formuliert auch in der Legal be-
währung wurden prüfstatistisch mittels mehrdimensionaler 
Kontingenztafel nach der von Krauth und Lienert  (1973) 
entwickelten Konfigurationsfrequenzanalyse abgesichert. 
Für die in Tabelle 9 dargestellte 15-Feldertafel ergibt sich 
ein chi2 von 15,50 bei 8 Freiheitsgraden, dieser Wert ist 
signifikant (Irrtumswahrscheinlichkeit 5%). Die darge-
stellten Unterschiede im Rückfallverhalten zwischen den 
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Prozent
 42,6%
 26,9%
 11,6%
 12,5%
 6,5%
 100,1%*

Rückfall
ohne

einschlägig Haft
einschlägig keine Haft
nicht einschlägig Haft

nicht einschlägig k. Haft
total

Zahl
 92
 58
 25
 27
 14
 216

Rückfall
ohne

ohne Haft
neuerliche Haft

total

§ 22 StGB
 5 (23%)
 2 (9%)
 15 (68%)
 22 (100%)

Kontrollgr.
 48 (44%)
 22 (21%)
 38 (35%)
 108 (100%)

§ 68a StVG
 39 (45%)
 15 (18%)
 32 (37%)
 86 (100%)

Rückfall
ohne

einschlägig Haft
einschlägig keine Haft
nicht einschlägig Haft

nicht einschlägig k. Haft
total

§ 22 StGB
 5 (23%)
 13 (59%)
 0 (0%)
 2 (9%)
 2 (9%)
 22 (100%)

Kontrollgr.
 48 (44%)
 25 (23%)
 15 (14%)
 13 (12%)
 7 (6%)
 108 (100%)

§ 68a StVG
 39 (45%)
 20 (23%)
 10 (12%)
 12 (14%)
 5 (6%)
 86 (100%)

Ze t cher Rückfa ver auf



angeführten Gruppen sind somit statistisch signifikant. 
Der Kon tingenzkoeffizient C nach Pearson beträgt 0,26, 
der korrigierte Kontingenzkoeffizient 0,37. Somit ist eine 
mittlere statistische Abhängigkeit des Rückfallverhaltens 
von der Gruppenzugehörigkeit nachgewiesen.

Der mehrdimensionale Vergleich zwischen den Grup-
pen: § 22 StGB und § 68a StVG ergibt einen chi2-Wert 
von 14,3. Dieser ist bei 4 Freiheitsgraden sehr signifikant 
(Irrtumswahrscheinlichkeit: 1%). Der Kontingenzkoeffizient 
nach Pearson ist in diesem Fall 0,34, der korrigierte 
Kontingenzkoeffizient 0,48. Die statistische Abhängigkeit 
des Rückfallverhaltens von der Gruppenzugehörigkeit 
(§ 22 StGB oder § 68a StVG) ist somit hoch.

 Dies gilt auch für den mehrdimensionalen Vergleich der 
§ 22 StGB-Population mit der Kontrollgruppe (chi2 = 13,6 
bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von1% und 4 Frei heits-
graden). Hier beträgt der Pearson´sche Kontingenz ko effi-
zient 0,31 und der korrigierte Koeffizient 0,41.

Nicht signifikant ist hingegen der Unterschied zwischen 
den Gruppen § 68a StVG und Kontrollgruppe. Das diesbe-
zügliche chi2 lautet 0,4. Zwischen diesen beiden Gruppen 
besteht somit kein statistisch nachweisbarer Unterschied 
im Rückfallverhalten. Der oben angeführte Kontingenz-
koef fi zient beträgt hier 0,04 und geht somit gegen 0, das 
bedeutet keinerlei statistische Abhängigkeit zwischen Grup-
pen zugehörigkeit (§ 68a StVG und Kontrollgruppe) sowie 
Rückfallverhalten.

6. Zusammenfassung und Diskussion
Die Ergebnisse zeigen, dass (strafrechtlich relevante) 

Rückfälle von suchtmittelabhängigen Häftlingen in der 
Regel sehr schnell, meist innerhalb der ersten 36 Monate 
nach der Entlassung erfolgen. Rückfälle nach dieser Zeit 
sind vergleichsweise selten. Für eine gezielte Rück fall prä-
ven tion bedeutet dies, dass rückfallpräventive Maßnahmen  
in der ersten Zeit nach der Entlassung gesetzt werden 
müssen. „Übersteht“ ein Entlassener die ersten 36 bis 48 
Monate nach seiner Haftentlassung, so hat er sehr gute 
Chan cen zur zukünftigen Legalbewährung und ein ver-
gleichsweise sehr geringes Rückfallrisiko.

In der Literatur, diversen Veröffentlichungen und An ga-
ben von Praktikern ist häufig von äußerst hohen Rück fall-
quo ten bei Haftentlassenen (70% und mehr) die Rede. 

In der Regel kranken solche Aussagen schon an der 
fehlenden Präzision der Terminologie. Was wird als Rück-
fall interpretiert (neuerliche Verurteilung jeglicher Art, neu-
erliche Inhaftierung, ...)? Welcher Beobachtungs zeit raum 
zur Legalbewährung wurde gewählt?

Die vorliegenden Ergebnisse zeigen, dass die Rückfall-
quote, selbst bei Wahl des  „harten“ Rückfallkriteriums“ (je-
de neuerliche Verurteilung wurde als Rückfall gewertet) mit 
57,3% und einer durchschnittlichen Beobachtungsdauer 
von knapp fünf Jahren deutlich unter diesen Angaben liegt. 
Legt man das „weichere“ Rückfallkriterium einer Verur tei-
lung zu neuerlicher Haftstrafe an, so reduziert sich die 
Rück  fallquote, bei gleichem Beobachtungszeitraum, auf 
39,4%. Berücksichtigt man  die Tatsache, dass es sich bei 
der gesamten Stichprobe um Häftlinge mit Verurteilungen 
nach dem Suchtmittelgesetz handelt, so widerlegen die 
Ergebnisse die häufige „Alltagshypothese“,  wonach  „Dro-
gen täter“ noch eine höhere Rückfallgefährdung aufweisen 
würden als andere Strafgefangene.

Die unterschiedliche Rückfallverteilung der drei Grup-
pen: Untergebrachte gemäß § 22 StGB, Strafge fan ge ne 
mit freiwilliger Entwöh nungs behandlung gemäß § 68a 

StVG und „unbehandelte“ Strafgefangene mag auf den 
ers ten Blick überraschen.

Man sollte doch zunächst vermuten, dass Unter ge-
brachte, denen seitens des Gerichtes eine Drogentherapie 
im Strafvollzug angeordnet wurde, kraft der Therapie eine 
günstigere Rückfallquote aufweisen als „unbehandelte“ 
Straf gefangene. Dieselbe Annahme wäre auch für jene 
Strafgefangenen gerechtfertigt, welche sich freiwillig einer 
Drogentherapie im Strafvollzug unterzogen haben (§ 68a 
StVG).

Dass dem nicht so ist, wäre bei oberflächlicher Be trach-
tung ein Argument gegen (kostspielige) Behand lungs maß-
nahmen im Strafvollzug. Jedoch vermögen eine Reihe 
guter Gründe dieses Argument zu entkräften:

Offenbar weisen die Gerichte eine sehr hohe „Treff si-
cher heit“ bei der Verhängung der Maßnahme gemäß § 22 
StGB auf. Es ist anzunehmen, dass der § 22 StGB aus-
schließlich bei schwer Drogenabhängigen zur Anwendung 
kommt. Daher ist  nachvollziehbar, wenn diese Gruppe 
ungünstigere Rückfallzahlen aufweist.

Ähnliches gilt auch für die Gruppe der „freiwillig Ent-
wöh nungsbedürftigen“ gemäß § 68a StVG. Auch bei 
dieser Gruppe handelt es sich um erwiesen Abgängige, 
das Vorliegen einer Drogenabhängigkeit wird in jedem Ein-
zel fall vor Aufnahme in die Therapieabteilung seitens des 
Psych iatrischen Dienstes der Anstalt geprüft.

Bei der Kontrollgruppe der Strafgefangenen ist dage-
gen keinesfalls davon auszugehen, dass sämtliche Pro ban-
den tatsächlich drogenabhängig sind. Das Vorliegen einer 
Verurteilung nach dem Suchtmittelgesetz gibt keinerlei 
Auskunft darüber, ob der Verurteilte nun selbst abhängig 
ist, fallweisen Drogenmissbrauch ausübt, reiner „Gele gen-
heitskonsument“ ist oder mit Drogen in Berührung kam, 
ohne selbst Konsument zu sein (zum Beispiel aus Be rei-
che rungsabsicht).

Darüber hinaus kann auch die Kontrollgruppe der Straf-
ge fangenen nicht als „unbehandelte Gruppe“ bezeichnet 
werden. Jedem Strafgefangenen und insbesondere den 
dro genabhängigen Häftlingen stehen die Betreu ungs ka-
pa zi täten der Justizanstalt zur Verfügung. Dies gilt für den   
medizinisch kontrollierten Entzug gleichermaßen wie für 
Sub sti tutionsbehandlung oder die Inanspruchnahme indi-
vidueller psychologischer und psychiatrischer Beratung 
wie Behandlung.

Aus dieser Perspektive sind die vorliegenden Ergeb-
nisse wesentlich optimistischer zu beurteilen als auf den 
ersten Blick. Es macht Mut, dass bei adäquater Drogen-
therapie im Strafvollzug auch bei  Drogenabhängigen  of-
fenbar therapeutische Erfolge zu erzielen sind; wenigstens 
solche, welche sich in den Rückfalldaten auswirken.

Die Untersuchungsergebnisse belegen weiter unsere 
bereits seit längerem bestehende Annahme, dass freiwillige 
Drogentherapie im Strafvollzug erfolgreicher ist als Therapie 
auf gerichtliche Anordnung. Wenn es sich auch nur um 
„Halbfreiwilligkeit“ handelt, da sich der Straftäter ohnehin in 
der Institution Strafvollzug befindet, so stellt es doch eine 
echte Wahlmöglichkeit dar, sich während dieser Zeit um 
eine Drogentherapie zu bemühen.  Gute Gründe sprechen 
aber auch dafür, dass gerade die Freiwilligkeit des ersten 
Schrittes zur Drogentherapie, wenn auch im Rahmen eines 
unfreiwilligen Haftaufenthaltes, wesentliche Grund la ge für 
eine erfolgversprechende Drogentherapie ist.
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Die Ergebnisse dieser Untersuchung geben durchaus 
neuen Mut. Die Chancen zur Rehabilitation drogenabhän-
giger Straftäter sind jedenfalls messbar gegeben. Vor allem 
unter der Voraussetzung, dass der Eintritt in die Drogen-
therapie im Strafvollzug freiwillig erfolgt. 
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Anmerkungen
1) Evaluation aus Anlass „10 Jahre Maßnahmenvollzug in der Justiz an

stalt nnsbruck“
2) Mehrfachaufnahmen erfolgten jeweils nur bei Mehrfachinhaftierungen
3) „Student scher“ t Test bei zweiseitiger Testung t = 0 0233
4) Überprüfung mittels mehrdimensionaler Kontingenztafel  chi2 = 5 79 

bei DF 2 ist nicht signifikant
5) „Student scher“ t Test bei zweiseitiger Testung  t = 0 247  nicht signifi

kant
6) „Student scher“ t Test bei zweiseitiger Testung  t = 0 801  nicht signifi

kant

Erfahrungsbericht über die Inten-
siv betreuungsabteilung
Thomas Bongartz

In ZfStrVo 2004, 345 ff. habe ich die Justiz voll zugs an-
stalt Büren vorgestellt und die Intensivbetreuungsabteilung 
kurz erwähnt (S. 347 f.). Diese möchte ich nun nachstehend 
näher beschreiben.

Als Grundlage für die Einrichtung einer offenen Inten-
siv betreuungsabteilung diente ein Konzept einer Arbeits-
gruppe. Diese Gruppe bestand aus Mitgliedern verschie-
dener Fachgruppen wie Sanitätsdienst, Sozialbetreuer und 
Abteilungsbeamten. Für die Belegung der Abteilung kamen 
Gefangene infrage, bei denen Verhaltensauffälligkeiten fest-
gestellt wurden, die durch individuelle Probleme besonders 
aufwendigen Regelungsbedarf haben oder die nun schnell 
in ihr Heimatland abgeschoben werden wollen. Auch ältere 
Gefangene (ab 60 Jahre) und traumatisierte Gefangene 
finden auf der Intensivbetreuungsabteilung Aufnahme.

Eine Aufnahme von Gefangenen erfolgt auf Emp feh-
lung der Zugangsabteilung, die bereits im Zugangsge-
spräch prüft, ob sich Gründe für eine Verlegung auf die 
Spezialabteilung ergeben. Ebenso werden Gefangene 
aufgenommen bei denen sich erst nach Aufnahme auf der 
Normalabteilung Erkenntnisse ergeben haben, die eine 
Verlegung auf die Intensivbetreuungsabteilung erforder-
lich machen.

Im Laufe der Erprobung der Abteilung stellte sich her-
aus, dass zunächst gemachte Zugangseinschränkungen 
immer wieder verändert werden mussten und letztendlich 
aufgehoben wurden. Jeder Fall musste individuell entschie-
den werden. So fanden auch hafterfahrene Gefangene 
Aufnahme auf der Abteilung. Gerade diese Gefangenen 
erwiesen sich als Multiplikatoren für Anweisungen und 
Re gelungen, da sie in der Regel besser Deutsch als die 
Mit ge fangenen sprechen und auch die Vorzüge der offenen 
Abteilung zu schätzen wissen. Aus ihren Erfahrungen im 
normalen Strafvollzug sind sie mit den einschränkenden 
Regeln dort bestens vertraut. Gefangene, die sich nicht an 
die Regeln der Abteilung halten oder bei denen die Nicht-
eignung, zum Beispiel durch Gewalt gegen Personen, fest-
gestellt wurde, werden zurück auf eine normale Abteilung 
verlegt.

Als Voraussetzung für eine Unterbringung, die 
möglichst wenig Einschränkungen für die Gefangenen 
bein haltet, wurden die Belegungsgrenze der Abteilung 
heruntergesetzt. Es sollen höchstens 35 Gefangene dort 
un ter  gebracht werden. In der Erprobungsphase war die 
Ab teilung mit durchschnittlich 30 Gefangenen belegt. Die 
Haft räume, die ursprünglich mit bis zu sechs Gefangenen 
belegt werden konnten, werden nun mit höchstens vier Ge-
 fangenen belegt. Die nicht erforderlichen Betten wurden 
ent fernt. So entstand mehr Raum, und damit mehr Bewe-
gungs freiheit auf dem Haftraum für den einzelnen Gefan-
genen. Ein Haftraum für normalerweise vier Gefangene 
wird nun nur noch mit nur zwei Gefangenen belegt.

Durch den Aufschluss muss jedem Gefangenen die 
Möglichkeit gegeben werden, seinen Schrank abzuschlie-
ßen. Jeder Gefangene erhält einen Schlüssel und ist dafür 
auch verantwortlich. Für die Kontrolle der Schränke im Rah-
men einer Haftraumkontrolle ist jeweils ein Zweit schlüssel 
im Abteilungsbüro vorhanden. Im mittleren Teil der Ab tei lung 
wurden zwei große Hafträume zu einem Tisch ten nis raum 
und zu einem Gemeinschaftsraum umfunktioniert. Zwei 
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weitere Hafträume wurden zu Einzelge sprächs räumen für 
Betreuer und Psychologin umgewidmet. Da sich im mittle-
ren Teil der Abteilung auch die Tee küche, Dusche und das 
Telefon befinden, spielt sich das Leben der Gefangenen 
zum großen Teil auch in diesem Be reich ab. Die Teeküche 
ist mit einem Sechs plat tenherd und den dazu gehörigen 
Kochtöpfen und Pfannen ausgestattet. Zu sätzlich steht ein 
Wok zur Verfügung, der besonders gerne von chinesischen 
Gefangenen genutzt wird. 

Alle Räume der Abteilung wurden mehrfarbig gestri-
chen. Der Farbanstrich gibt dem Raum etwas Wohnliches 
und die Gefangenen fühlen sich dort wohler. Als ein Effekt 
der farblichen Ausgestaltung stellte sich im Laufe der Zeit 
heraus, dass die Schmierereien an den Wänden erheblich 
abnahmen und dadurch die Renovierungsintervalle ausge-
dehnt werden können. Graffiti an den Wänden kommen nur 
noch selten vor und wenn, dann nur kleinflächig. 

Als Besonderheit der Intensivbetreuungsabteilung ist 
der Aufschluss in der arbeitsfreien Zeit der Gefangenen zu 
nennen. Morgens findet kein genereller Aufschluss statt, 
da die nicht arbeitenden Gefangenen länger schlafen und 
ungestört durch Mitgefangene bleiben wollen. Es ist jedoch 
ein Aufschluss nach Wunsch möglich. Die Dusche, Tee-
küche, die Gemeinschaftsräume und das Telefon sind na-
türlich für die Gefangenen geöffnet. Allein die Möglichkeit 
den Haftraum verlassen zu können, wenn man es möchte, 
mindert das Gefühl, eingesperrt zu sein. Es ist ein Stück 
interne Freiheit.

Der erste Komplettaufschluss erfolgt zur Mittagspause 
und der Essenausgabe. Die Gefangenen kommen nach 
Durchruf selbstständig zur Teeküche und holen sich ihr 
Mittagessen ab. Jede Ausgabe wird durch das Personal 
auf einer Liste vermerkt. Es wird dabei sichergestellt, dass 
jeder die ihm zustehende und bestellte Kost erhält. Es wird 
gleichzeitig eine Vollzähligkeitskontrolle durchgeführt. Ge-
fan gene, die eine Nahrungsaufnahme verweigern, fallen 
sofort auf. 

Nach dem Essen begeben sich die Gefangenen selbst-
ständig zur Abteilungstür, um dort auf die Abholung durch 
den Werkdienst zu warten. Ein geregelter Umschluss wird 
nicht durchgeführt, da die Gefangenen selbst darüber ent-
scheiden, wen sie besuchen wollen oder wer sie besucht. 
Größere Gruppen können sich im Gemeinschaftsraum, 
in der Küche oder auf dem Flur zusammenfinden. Der 
Ge mein schaftsraum ist mit einem Fernseher, einem 
DVD-Pla yer, einer Sitzgruppe und mit Pflanzen wohnlich 
ausgestaltet. Er bietet den Gefangenen die Möglichkeit, 
sich mit Gesellschaftsspielen zu beschäftigen. Es werden 
auch Ge sprächsrunden wie zum Beispiel die Gefangenen-
betei li gung durchgeführt. Durch das erhöhte Raumangebot 
können sich die Gefangenen auch aus dem Wege gehen.

Da die Gefangenen sich während der Freizeit frei auf 
der Abteilung bewegen können, wird der Wäschetausch 
im Tischtennisraum durchgeführt. Der Wagen mit Frisch-
wäsche wird im Raum platziert und eine Sicherungskraft 
tauscht die Wäsche, die die Gefangenen bringen. Üblicher-
weise dauert ein Wäschetausch an der Haftraumtür etwa 
eine Stunde. Der offene Wäschetausch benötigt nur noch 
ca. 25 Minuten.

Auf der Abteilung befindet sich ein frei zugängliches 
Telefon, welches von den Gefangenen ohne Einschrän kun-
gen benutzt werden kann. Eine Liste mit zeitlicher Vor gabe 
gibt es nicht. Bislang wurden keine Abstim mungs probleme 
der Gefangenen untereinander bekannt. Auch für die 
Be nutzung der Duschen gibt es keine Be schrän kun gen. 
Feste Duschzeiten gibt es nicht. Es wird dadurch aber 
nicht häufiger, wie auf anderen Abteilungen geduscht. Die 
Kü chenbenutzung ist nicht reglementiert. Die unterschied-
lichsten Gruppen kochen harmonisch miteinander. Über 
die Sauberkeit wacht, neben den Bediensteten, der Haus-
ar beiter, der diese Aufgabe beanstandungsfrei durchführt. 
Im Tischtennisraum befindet sich auch ein Dartspiel mit 
ungefährlichen Pfeilen. Das Spiel und die Tischtennisplatte 
werden pfleglich behandelt, trotz der starken Benutzung.

Die Intensivbetreuungsabteilung ist überwiegend an-
tragsfrei. Anliegen der Gefangenen werden direkt durch 
das Personal bearbeitet. Sind Anträge an andere Behör-
den stellen notwendig, werden diese zusammen mit den 
Ge    fangenen gestellt. Es wird selbstverständlich Schreib-
hilfe geleistet. Der Betreuer hilft bei der Besorgung von Per-
sonalpapieren wie Pässen, Geburtsurkunden und Melde be-
 stä tigungen. Es findet regelmäßig eine Ausreiseberatung 
statt. Viele Gefangene wollen, durch die Haft beeindruckt, 
nun doch schnell nach Hause. Dadurch muss persönliche 
Ha be beschafft werden. Ohne diese Habe sind viele Inhaf-
tierte nicht bereit, die Bundesrepublik zu verlassen. Man 
möch  te nicht völlig besitzlos in die Heimat zurückkehren.

Für Gefangene, die länger in Deutschland gelebt und 
ge  arbeitet haben, wird bei der Feststellung von Renten an-
sprüchen und deren Auszahlung geholfen, da viele nicht 
wieder einreisen dürfen.

Auch wird Hilfe bei der Vaterschaftsanerkennung ge-
leistet, wozu die Schreibhilfe zu Behörden und Gerichten 
gehört. Der abgebrochene Kontakt zu Angehörigen wird 
durch die Hilfe der Betreuer wieder aufgebaut, ebenso die 
Beratung zur Besorgung von Eigentickets bei der kontrol-
lierten freiwilligen Ausreise. Das ausländerrechtliche Ver-
fah ren wird erklärt, ebenso der Ablauf des Asyl- bzw. Asyl-
folgeverfahrens. Obwohl auch alle Informationen durch die 
Zentralen Ausländerbehörden gegeben werden, wird miss-
trauisch alles nochmal hinterfragt. Es ist auch regelmäßig 
der aktuelle Sachstand des Verfahrens bei Einsprüchen bei 
den jeweiligen Rechtsanwälten abzufragen und dann den 
Gefangenen zu erklären.

Wenn kein akuter Betreuungsfall im Büro des Betreuers 
ist, kann sofort ein Gespräch mit dem Gefangenen stattfin-
den. Die Gespräche werden dann sofort in der Handakte 
do kumentiert, so dass die Informationen sofort allen ande-
ren Bediensteten zur Verfügung stehen.

Hygieneartikel werden bei der Frühstücksausgabe 
ausgegeben oder können während der Aufschlusszeit im 
Abteilungsbüro abgeholt werden. Zur Frühstücksausgabe 
wird jeder Haftraum einzeln geöffnet und das Frühstück 
aus gegeben. Es findet eine Lebendkontrolle statt und es 
werden Fragen der Inhaftierten beantwortet.

Der Personaleinsatz auf einer offenen Abteilung un-
terscheidet sich nur durch den zusätzlichen Betreuer. 
Ein Beamter im Früh- und im Spätdienst sowie eine 
Siche rungs kraft werden im täglichen Einsatz benötigt. 
Verhal tens   änderungen sind durch den häufigen und in-
tensiven Kontakt mit den Gefangenen schneller feststell-
bar und werden zeitnah festgehalten. Die Bediensteten 
führen möglichst täglich eine Dokumentation über jeden 
Gefangenen. Die Dokumentation soll den Sachstand der 
behandlerischen sowie der vollzuglichen Maßnahmen 
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widerspiegeln. Weiterhin dient sie als Grundlage der täg-
lichen Abtei lungs konferenz, an der die Früh-, Spät- und 
Tagesschicht, sowie bei Bedarf Fachpersonal teilnimmt. 
Hierbei werden die Hilfsmaßnahmen abgesprochen und 
koordiniert. Ein mal wöchentlich findet eine Konferenz mit 
dem Abtei lungs leiter und dem Bereichsleiter statt.

In der Erprobungsphase der offenen Abteilung wurde 
festgestellt, dass sich das Klima auf der Abteilung positiv 
veränderte. Die Gefangenen waren weniger aggressiv und 
das Verhältnis zwischen Personal und den Inhaftierten 
entspannte sich sichtbar. Zwischenfälle verringerten sich 
erheblich, so dass auch nur einzelne Gefangene von der 
Ab tei lung verlegt werden mussten.

Um das Klima der Abteilung auch durch Betreu ungs ak-
tio nen zu fördern, wurden gemeinsam Waffeln gebacken 
und auch ein Grillfest organisiert. Da von den Gefangenen 
auf die normale Mittags- und Abendkost verzichtet wurde, 
konnten durch den Verpflegungslieferanten ersatzweise 
Grill fleisch und Salate geliefert werden. Getränke wurden 
vom Gefangenenfürsorgeverein gestiftet, so dass sich 
beim gemeinschaftlichen Essen auf dem Abteilungsflur 
schnell eine freundschaftliche Atmosphäre entwickelte. An 
einem anderen Tag wurden so Dönerfleisch, Fladenbrot, 
verschiedene Salate und die dazugehörigen Saucen an-
statt der normalen Verpflegung geliefert.

Natürlich ist das Sicherheitsempfinden bei den Kolle-
gen sehr ausgeprägt. Es ist ein beunruhigendes Gefühl, 
wenn man sich in einer größeren Gruppe von Gefangenen 
bewegen muss. Auch ist der Lärmpegel auf der offenen 
Ab teilung erheblich höher. Der Schall wird durch die 
Flure noch begünstigt. Auch ist bei geöffneten Türen die 
Übersichtlichkeit eingeschränkt. Man gewöhnt sich aber 
schnell daran und stellt für sich selbst fest, dass das Risiko, 
auf     einer offenen Abteilung zu arbeiten, nicht größer 
als woanders ist; denn auch bei der Freistunde oder dem 
Arbeits auf schluss stehen große Gefangenengruppen un-
ver schlos sen dem Personal gegenüber.

Wenn ein Minimacho Heimweh 
hat ... 
14- und 15-Jährige in U-Haft 
Rüdiger Funk 

Die JVA Wuppertal ist u.a. zuständig für die Vollstre-
ckung der Untersuchungshaft an männlichen Jugendlichen 
aus drei LG-Bezirken1). Auffällig ist der zunehmende Anteil 
der jungen Jugendlichen im Alter von 14 oder 15 Jahren bei 
denen Untersuchungshaft angeordnet wird. Bei einer durch-
schnittlichen Belegung von 109 Jugendlichen / mtl. er gab 
sich nachfolgende Anzahl von Jugendlichen im Alter von 
14 oder 15 Jahren. Die aufgeführten 16-Jährigen haben 
dieses Lebensjahr während der Inhaftierung vollendet. 

Was ist mit dem Phänomen „Jugend“? Durch die 
Inhaf tie rung von 14- und 15-Jährigen muss davon ausge-
gangen werden, dass es an Sozialstrukturen mangelt, die 
eine U-Haft anordnungen gemäß der Strafprozessordnung 
erforderlich machen. Das Zusammenwirken von Familie, 
Schu le, Jugendhilfeeinrichtungen und Gesellschaft 
scheint für den Einzelnen in den Grundzügen gestört zu 
sein. Dieses alleine reicht wohl in der Regel schon aus, 
eine Flucht gefahr (seltener andere Haftgründe wie Verdun-
kel ungs  gefahr oder Wiederholungsgefahr) eines „Kindes“ 
zu begründen. Haft als einschließendes letztes Mittel ganz 
am Anfang? Straf voll zug als Reparaturwerkstatt der Ge sell-
schaft -, das wird den jüngsten Inhaftierten nicht gerecht. 

Jugendgerichtsgesetz § 3 und § 91 
Bei der Inhaftierungsfrage von 14- und 15-Jährigen ste-

hen zwei Paragraphen des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) 
im Vordergrund. Der Frage nach der Verant wor tungsreife 
eines Jugendlichen folgt § 3 JGG. Insbesondere wird in der 
Kommentierung2) darauf hingewiesen, dass Empfehlungen 
ausgesprochen werden, 14- und 15-Jährige aus dem Be-
reich der Jugendstrafe oder freiheitsentziehender Rechts-
fol gen herauszunehmen und sogar die Über legung, dass 
ein Strafmündigkeitsalter auf 16 Jahre heraufzusetzen 
wäre. (Anm. des Verfassers: Erstaunlicher weise bleibt die 
Initiative einiger Bundes länder im Bundes rat bestehen, das 
Strafmün digkeitsalter auf 12 Jahre zu senken.) 
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14-Jährige 15-Jährige nun 16-Jährige

Jan 04 Feb 04 Mrz 04 Apr 04 Mai 04 Jun 04
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4

0

4

8
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Quelle  eigene Datenerhebung JVA Wuppertal



Eine aus dem Alter abgeleitete Verneinung der Ver ant-
wor tungsreife eines Jugendlichen wird in Verbindung ge-
bracht mit dem tatsächlichen Übergang aus der Kindheit. 
Eine mangelnde Verantwortung bei der Tatbegehung kann 
in einem nicht klaren Entwicklungsstadium bei 14- und 15-
Jährigen nach der herrschenden Meinung durchaus bejaht 
werden. Objektive Maßstäbe hierfür sind nicht lehrbuchmä-
ßig abgreifbar. Darum soll dem Entwicklungsstadium der 
14- und 15-Jährigen im Nachfolgenden noch Raum gege-
ben werden. 

Zum Thema der Strafrechtsfolgen wird im § 91 JGG3) 
den jungen Jugendlichen ein besonderer Stellenwert ein-
geräumt. Hier wird auf die Schwierigkeiten von jüngeren 
Ge fangenen eingegangen. Kritisch wird angemerkt, dass 
die Justiz vollzugseinrichtungen praktisch nicht auf diese 
Ziel gruppe eingerichtet sind. Folgerichtig würden die Ein-
richtungen des Vollzuges den jungen Inhaftierten mehr 
schul dig bleiben als sie gesellschaftlich an ihnen verändern 
könnten. Als erforderlich wird angesehen, dass anderweiti-
gen Unterbringungen in Einrichtungen der Jugendhilfe oder 
Sonderformen des Vollzuges4) Vorzug gegeben wird. Ziel 
muss es sein, den Schwerpunkt auf Unterricht und Spiel zu 
setzen und nicht auf den Vollzug von Freiheitsstrafe. 

Doch der vollzugliche Alltag stellt sich anders dar. Die 
Gerichtsbarkeit inhaftiert die jungen Jugendlichen. Häufig 
wird dann noch innerhalb des Vollzuges (i.d.R. durch die 
Sozialdienste, pädagogischen Dienste oder gar durch die 
Seelsorge) nach alternativen Unterbringungsmöglichkeiten 
gesucht. Dieses ist meist nicht erfolgreich, weil Kosten trä-
ger an anderer Stelle ihre Entscheidungen treffen und Infor-
ma tionen über die bisherigen Hilfen zur Erziehung aufwen-
dig zusammengetragen werden müssen. Ebenso bleibt 
festzuhalten: Ist der Jugendliche erst einmal im Vollzug, so 
sind Ausführungen nur mit einem hohen Verwaltungs- und 
Personalaufwand möglich. Rechtsanwälte können selten 
intervenieren, weil es immer wieder vorkommt, dass Ge-
rich te versäumen, bei der Eröffnung eines Haftbefehls die 
zwingend notwendige Pflichtverteidigung bei Minder jä h ri-
gen zu bestellen. Betroffene Jugendämter zeigen sich eben-
falls nicht als Motor in dem Verfahren. Eher das Ge genteil 
ist die Erfahrung, denn aus ihrer Sicht ist meist schon alles 
getan, was an Maßnahmen zur Erziehungshilfe angebo-
ten werden könne. Fragt man nach einem pädagogischen 
Gesamtkonzept und nicht nach der Anein an der rei hung von 
Jugendmaßnahmen, so sind auch die Jugend äm  ter dem 
Jugendlichen etwas (oder: sehr viel) schuldig ge blieben. 
Bleibt eine feststellende Frage: Sind die Ju gendämter 
durch die angespannte Haushaltslage der kommunalen 
Verwaltungen zu dieser Entscheidung gezwungen, da 
die Unterbringung im Vollzug den städtischen Etat nicht 
berührt? 

Nur in vereinzelten Fällen (JVA Wuppertal: etwa im Jahr 
2003 zwei Jugendliche) konnten andere Unterbringungs for-
men nach Anordnung der U-Haft verwirklicht werden. 

Nehmen wir die Ausführungen des § 91 JGG ernst, 
dann wären bei einer U-Haftanordnung (folglich bei einer 
zwei felsfreien Bejahung der Verantwortungsreife i. S. von 
§ 3 JGG) vor allem die Richterinnen und Richter in Ver-
bin dung mit den Jugendämtern in der Verantwortung, für 
eine alternative Form der Unterbringung zu sorgen. Dieses 
erscheint auch sinnvoll, da in der Regel die verfahrens-
führenden Ju gendrichterinnen und -richter den Haft be fehl 
erlassen. Denn ein Großteil (Verhältnis 8,5:1,5) der jungen 
Delin quen ten wird nach der Hauptverhandlung wieder in 
die Freiheit entlassen. 

Allerdings fast schon wie selbstverständlich verbleiben 
die meisten jungen Jungs bis zu ihrer Hauptverhandlung 
im Vollzug, der auf diese Zielgruppe nicht vorbereitet ist 
und im Sinne des JGG darauf auch nicht vorbereitet sein 
muss. 

Was geht in einem pubertierenden Men-
schen vor? 

Im Nachfolgenden möchte ich den wissenschaftlich 
nicht gesicherten Begriff „Pubertist“ für die Zielgruppe der 
14- und 15-Jährigen verwenden. Er definiert eine der wich-
tigsten Lebensphasen; die Phase, in der - nach Auffassung 
der Betroffenen - diese keine Kinder mehr sein wollen und 
in der der juristische Begriff „Jugendlicher mit Verantwor-
tungs reife“ sicherlich überzogen wäre. 

In der Adoleszenz5) entwickelt der Pubertist ein Bezie-
hungs geflecht zu seiner Umwelt. Diese besteht in der Re-
gel aus Personen bzw. -gruppen wie Eltern, Lehrern, Er zie-
hern (bei unseren Pubertisten häufig auch Sozialarbeitern 
oder vergleichbaren Mitarbeitern aus Jugendämtern) und 
der Peer-Group des Jugendlichen6). Pu ber  tisten leben in 
den einzelnen Beziehungen in verschiedenen Welten. Sie 
haben sich ein Image in jeder dieser Be zie hungen aufge-
baut, was es zu erhalten gilt. Jedoch ist in den sich wider-
sprechenden Welten das jeweilige Image in der Beziehung 
nicht vereinbar mit dem anderen. Seine Ima  geverteidigung 
kostet den Pubertisten sehr viel Kraft. 

Nun verfügt jede Beziehungsstruktur über mächtige Fi-
gu ren und Mittel, die dem Pubertisten wehtun oder strafen 
können. Sich mit diesen zu erproben, zu messen, zu entde-
cken, zu erleben und zu versuchen, ist sein Schritt in seine 
Zukunft als Erwachsener mit all ihren ernsthaften, erschre-
ckenden, aber auch reizvollen Aspekten. Sein Leben wird 
zu einem ständigen Abgleich, ob seine Anforderungen im 
Normbereich liegen und er richtet sich an den Grenzen der 
Erwachsenenwelt aus, die ihm mächtig entgegensteht. 

Der Vollzug stellt für ihn ebenfalls ein Bezie hungs ge-
flecht dar. Wie reagiert er darauf? Da gibt es drei Mög-
lichkeiten: 
a) indem der Vollzug ihm so mächtig begegnet, dass es 

sich nicht lohnt, seine Kräfte und seine Meinung daran 
auszurichten (Eindruck: Heimweh-Typ), 

b) indem er sich so verhält, dass er seine Kräfte daran 
ausmisst, wie er es bisher getan hat; er will keine Regel 
akzep tieren und sein meistgesprochenes Wort ist: „Eh, 
Mann, ey!“ (Eindruck: Aufmüpfige), 

c) indem er mit einem Rollensprung reagiert und in der 
Welt der älteren Jugendlichen seinen Platz und seine 
An er kennung sucht (Eindruck: Minimacho). 
In seiner Auswirkung achtet er sehr darauf, dass er 

seine Rolle in der zwangsweisen Peer-Group einnimmt 
und baut sich ein neues Image zu den Mitgefangenen auf. 

Nun unterscheidet sich die Beziehungswelt vor der 
Mauer von der hinter der Mauer: 
- benennbare Konfliktpartner sind entzogen, Vollzugs be-

dienstete sind zu mächtig und werden als solche nicht 
akzeptiert, 

- Kleidung als Ausdruck einer Szenekultur wird durch An-
stalts kleidung ersetzt, die soziologische Selbstfindung 
wird unterdrückt, 

- Umgang mit gleichaltrigen in Freundeskreis oder Schu-
le wird ersetzt durch den Umgang mit überwiegend äl-
teren Jugendlichen, 
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- Freizeitgestaltung (auch Rumgammeln kann Struktur 
haben) wird ersetzt durch bis zu 22 Stunden Einschluss 
auf einer Zelle ohne Beschäftigungsangebote, 

- Messbare Größen in der Peer-Group (z.B. bester 
Tor schüt ze, coolster Skater ...) werden ersetzt durch 
Selbst darstellungen mit Hang zum Übertreiben, um vor 
den ältern Jugendlichen bestehen zu können, 

- in unbeobachteten Momenten greifen Pubertisten zum 
Spielzeug, im Vollzug wird jeder „Kinderkram“ abge-
wehrt, 

- und wer gibt schon zu, dass er 14 oder 15 ist? Nein, 16 
oder 18 ... 
Der Vollzug hält hier keinen pädagogischen Ansatz 

vor. Allerdings wäre dieser in der Entwicklungsphase des 
Pu ber tisten zwingend notwendig. Wie sollte er sich - zu min-
dest vorläufig - für eine Lebensführung entscheiden, wenn 
Fa     milie, Bezugspersonen und Peer-Group ersatzlos entzo-
gen sind? Vorhanden sind nur mangelnde bzw. nicht ziel-
orientierte Angebote. Wenn es überhaupt Schulunterricht 
gibt, dann nicht auf Abschluss orientierte Angebote und 
nicht ausgerichtet an den Rahmenlehrplänen, sondern an 
Son der pädagogik. Die Beschäftigungslosigkeit hat Lange-
wei le zur Folge und diese war häufig das größte Problem 
der Jugendlichen vor der Inhaftierung. Es gibt keine Ange-
bo te zur Partizipation an Lebensstilformationen in 

- finanzieller,
- sozialer, 
- politischer und 
- biologischer Hinsicht. 
Es bleibt also festzustellen: Der Pubertist im Vollzug ver-

hält sich ohne sein gewolltes Zutun zwangsläufig atypisch 
zu seiner Entwicklungsphase. 

Darum: cross[mu:v] ... 
Seit Januar 2004 gibt es nun die cross[mu:v]-Gruppe 

in der JVA Wuppertal, ein Gruppenangebot der evange-
lischen Seelsorge. Hier sollen die jungen Jungs befähigt 
werden, 
- in von Erwachsenen bestimmten Sozialgebilden zu 

agieren,
- eine jugendspezifische Identitätsbildung zu entwickeln 

und für sich anzuwenden, 
- sich auseinander setzen mit der eigenen Rolle und 

Po si tion in der Peer-Group (cross[mu:v] kann zu einer 
über gangsweisen Peer-Group werden), 

- eine soziale Stütze in ihrer emotionalen Ambivalenz 
zu erhalten und dieser einen Raum zu geben für ihre 
körperlichen und emotionalen Veränderungen, 

- Werte und Zukunftsbilder zu ermitteln. 
Die Gruppe orientiert sich in ihrer Konzeption an einer 

evangelischen Offenen-Tür-Arbeit. Sie fördert die mensch-
lich-männliche Sozialisation und eine Geschlech ter ho mo-
ge nität („Jungenarbeit“). Da die Gruppe interreliglös und 
in ter kulturell ausgerichtet ist, kann sie für alle zu einem 
Raum des Spielens, Erfahrens und Lernens werden. 

Im Vollzug ist diese Gruppe einmalig. In Zusam men ar-
beit mit der Anstaltsleitung konnte ein niederschwelliger 
Zugang ermöglicht werden, der sich ausschließlich aus 
dem Alter der Teilnehmenden ergibt. Der Gruppe liegt ein 
The menplan zugrunde, der durch Sport und Spiele, Ko-
chen und Basteln sowie Erleben und Diskutieren wirkungs-
gerecht gestaltet wird. 

Die vorgenannten Ziele werden situationsgerecht ver-
folgt, indem die Themen das eigene Leben, das delinquen-
te Verhalten, das Entwicklungsstadium sowie den Le bens-
abschnitt im Vollzug und danach verbinden. Beispielhafte 
Themen möchte ich nennen: 
- Fußball spielen: Was zunächst wie Freizeitgestaltung 

aussieht, bekommt eine hohe Bedeutung. Die Jugend-
li chen erfahren Gruppendynamik, haben gewaltfreie 
Kör perkontakte und erfahren auch wieder ihre leere 
Freizeit durch einfache Elemente zu füllen. 

- geschlechterspezifische Jungenarbeit: Unter dem 
Mot to „Mädels draußen bleiben!“ basteln sie an einer 
Kol lage aus Young-Style-Zeitungen unter der Leiffrage: 
Was ist Jungen-Sache und was ist Mädchen-Kram? Es 
geht um das eigene Rollenverständnis, die Rollen wahr-
neh mung und das Rollenverhalten. Es geht in der Grup-
pen auch um Sexualität. Denn an wen richtet man(n) 
seine Fragen sonst?

- Kochen bedeutet einen Sprung in eine fremde Rolle, 
heißt aber auch teilen und gemeinsam Essen, heißt 
Zeit zu haben. 

- Spielen - egal ob Brett-, Ball- oder Gruppenspiele: Es 
ist kein „Ausbrechen“ aus der Spielgruppe erforderlich 
und daher ist Spielen selbst für den (zu alten) Zweifler 
legitimiert. Ein Gruppenspiel ist zum festen Gruppen be-
standteil geworden: „Ich fahre in Urlaub und packe in 
meinen Koffer ... .“ 

- „Knast mit meinen Augen sehen ...“ - Basteln einer Fo-
to kollage mit selbst gemachten Fotos. Unter dem Mot to: 
Was ich euch draußen mal zeigen wollte. Der Um gang 
mit der eigenen Inhaftierung. 
Das gelingt nur, weil die Jugendlichen den Grup pen-

leiter als Beziehungspartner und zugleich als Kon flikt part-
ner akzeptieren. Ihnen ist seine Meinung wichtig und sie 
rich ten ihre daran aus, auch wenn er ihnen mächtig begeg-
net und z.B. das Rauchen untersagt, Pornohefte einzieht 
oder den Ordnungsrahmen sonstwie eingrenzt. 

Die Gruppe ist deshalb wirkungsvoll, da in Absprache 
mit der Anstaltsleitung und den Vollzugsbediensteten vieles 
ermöglicht wird. Die Gruppe trifft sich an ungewöhnlichen 
Orten, um ungewöhnliche Dinge zu tun. Es stehen grund-
sätzlich alle Orte innerhalb der Mauern zur Ver fü gung, wie 
Werkräume, Freistundenhöfe und Sportanlagen. 

Auch die emotionale Bindung an das Zuhause (ugs. 
Heimweh) wird mit einer ungewöhnlichen Maßnahme auf-
gefangen. Jeder Gruppenteilnehmer hat die Möglichkeit 
sein Stofftier (oder ähnliches) von zuhause aus dem Bett 
oder Regal in der Anstalt zu haben. 

Und jeder der „coolen“ Jungs hat noch seinen Teddy! 

Wenn die Gerichte nicht mehr anders 
können ... 

... als die jungen Jungs einzusperren, dann bedarf es 
zwingend eines Angebotes für diese Zielgruppe. Cross [mu:
v] ist das Geringste und das Notwendigste, was geleistet 
werden muss. Die Gruppe kann jedoch nicht die    päda-
gogischen Inhalte einer Jugendhilfemaßnahme auf  fangen 
oder gar ersetzen. 
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Die junge männliche Psyche lässt sich nicht einsper-
ren! Sie keimt auch im Vollzug klein und hilflos auf. Sie stellt 
ihren Anspruch auf Entfaltung mit dem Versuch, in den 
Wirren von Gefühlen und körperlicher Veränderung Halt 
zu finden. Und darum muss eine nicht-institutionalisierte 
(männliche) Bezugsperson her, mit der die Jungs auch mal 
raufen können. 

Eine solche Arbeit kostet nicht nur viel Zeit, sondern 
vor allem auch Geld. In den Anstalten gibt es nicht genü-
gend Materialien, um den Anforderungen einer solchen 
„Offe nen-Tür-Arbeit im geschlossenen Vollzug“ gerecht zu 
werden. Die Wuppertaler cross[mu:v]-Gruppe wird finanzi-
ell durch die Kirche getragen. 

„Geben wir die Jungen nicht her!“7) - Die Jungenarbeit 
will die Jungs da abholen, wo sie sind. Wohin die Reise 
geht? In das magische Land der jungen männlichen 
Psyche. 

Anmerkungen
1) LG Wuppertal  Duisburg  Essen sowie AG Schwelm (Westf ) aus dem 

LG Bezirk Hagen  
2) nach Eisenberg § 3 JGG Rz  3 Abs  3 und Rz  22 Abs  a)
3) ebenda § 91 JGG Rz  7 c) aa) ß)  
4) Theoretischer Ansatz  eine solche Sonderform ist dem Verfasser in der 

Trägerschaft der Justiz nicht bekannt
5) Phase des Übergangs zwischen Kindheit und Erwachsenenalter
6) Begriff für ein gleichaltriges Sozialgebilde  in dem sich Jugendliche 

aufhalten
7) Zitat aus  „Einsame Cowboys“  Berard / Schlaffer  Kosel Verlag  2002  

Die Gefährlichkeit von Gegen-
stän  den im Strafvollzug
Michael Köhne

Das Recht von Strafgefangenen auf Besitz von Gegen-
ständen zur Haftraumausstattung oder zur Freizeit be-
schäf ti gung steht unter dem Vorbehalt, dass durch diese 
nicht die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet 
werden. Diese Einschränkung stellt in der Praxis den am 
häufigsten vorkommenden Grund für die Begrenzung des 
Besitz rechts dar. Die Praxis und die Rechtsprechung sind 
hin sicht lich des Ausschlusses wegen der Gefährlichkeit 
von Sachen sehr uneinheitlich. Im Folgenden wird dieser 
Ein schrän kungsgrund näher untersucht.

I. Einleitung
Vom Recht des Gefangenen auf Besitz von Aus stat-

tungs gegenständen können gemäß §19 Abs. 2 StVollzG 
Gegenstände ausgeschlossen werden, die die Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt gefährden. Nach § 70 Abs. 2 Nr. 2 
StVollzG darf der Gefangene Gegenstände zur Freizeit be-
schäftigung nicht besitzen, wenn durch diese die Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde. Die Beschrän-
kungspraxis ist teilweise zu restriktiv und insgesamt unein-
heitlich1). Die Gefährdung von Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt ist der problematischste Grund für die Begrenzung 
des Besitzrechts2). Hierzu sind in der Recht sprechung zum 
gleichen Entscheidungsgegenstand oft gegensätzliche 
Ent scheidungen ergangen3). Dies liegt zum einen daran, 
dass die jeweiligen besonderen Umstände des Einzelfalls 
zu berücksichtigen sind, zum anderen an den Schwierig-
keiten, im Einzelfall das Spannungsfeld von Resoziali sie-
rungs gebot und Sicherheit und Ordnung in sachgerechter 
Weise auszutarieren4). Im folgenden Beitrag sollen zum 
Zwecke der Vereinheitlichung Grundsätze des Aus schluss-
grundes der Gefährdung von Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt überprüft werden.

II. Der Ausschluss wegen Gefährdung der 
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt
Beim Ausschluss von Gegenständen wegen einer Ge-

fähr dung von Sicherheit oder Ordnung ist insbesondere 
die Frage, ob eine konkrete Gefährdung durch den Ge gen-
stand vorliegen muss oder eine abstrakte Gefahr ausreicht, 
von praktischer Relevanz. In der Literatur wird häufig eine 
konkrete Gefahr als Voraussetzung gefordert5), während 
die neuere Rechtsprechung zumeist eine abstrakte Ge fähr-
lichkeit des Gegenstands für genügend hält6).

1. Die jüngere Rechtsprechung des BVerfG 
zu § 70 StVollzG

Die Auffassung, schon die einem Gegenstand generell 
und losgelöst von einem bestimmten Gefangenen inne-
wohnende Gefährlichkeit schließe einen Rechtsanspruch 
auf die Besitzerlaubnis aus, ist mit dem Grundgesetz ver-
einbar. Auslegung und Anwendung des § 70 Abs. 1 und 
2 StVollzG unterliegen dem Verhältnismäßigkeitsgebot7). 
Aus diesen Entscheidungen wird gefolgert, dass damit der 
Streit, ob in § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG eine konkrete oder 
eine abstrakte Gefahr gemeint ist, im letzteren Sinne ver-
bindlich entschieden sei8). Das BVerfG hat aber lediglich die 
Vereinbarkeit der Auslegung mit dem Grundgesetz unter-
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sucht und bejaht. Es fand keine allgemeine Rechtskontrolle 
der Entscheidungen der Fachgerichte statt. Diese konnten 
vom BVerfG nur darauf geprüft werden, ob sie willkürlich 
erscheinen oder auf Auslegungsfehlern beruhen, die grund-
sätzlich unrichtige Anschauungen von der Bedeutung und 
Reichweite eines Grundrechts erkennen lassen9). An dere 
gewichtige (vollzugsrechtliche) Aspekte wie das Voll zugs-
ziel der Resozialisierung10) und die Vollzugs gestal tungs-
grundsätze wurden nicht behandelt. 

2. Das Vollzugsziel und die Vollzugs ge stal-
tungs grundsätze

Dem Vollzugsziel (§ 2 S. 1 StVollzG), dem Anglei-
chungs grundsatz (§ 3 Abs. 1 StVollzG) und dem Gegen-
wir kungsgrundsatz (§ 3 Abs. 2 StVollzG) entspricht am 
ehesten ein großzügiges Belassen eigener Sachen11). 
Die Ein   beziehung von generell-abstrakten, von einem 
bestimmten Gefangenen losgelösten Gefahren in den 
Begriff der Gefährdung von Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt ermöglicht dagegen Beschränkungen, die nicht 
selten den konkreten Gefangenen belasten, obwohl 
durch den Besitz des Gegenstandes von ihm selbst keine 
Gefahr zu erwarten ist. Diese dem Gefangenen kaum zu 
vermittelnde Belastung ist nicht geeignet, seine Fähigkeit 
zu einem Leben in sozialer Verantwortung ohne Straftaten 
zu fördern. Sie widerspricht auch dem Angleichungs-, 
dem Ge gen wirkungs- und dem Eingliederungsgrundsatz. 
In vielen Fällen wird sie - entgegen § 4 Abs. 1 StVollzG 
- die Bereit schaft des Gefangenen, an der Erreichung des 
Vollzugs ziels mitzuwirken, hemmen oder gar verhindern. 
Mit den Grundsätzen des StVollzG lässt sich danach nur 
die Aus legung vereinbaren, dass für den Ausschluss von 
Gegen ständen sowohl nach § 19 Abs. 2 StVollzG als auch 
nach § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG eine konkrete Gefahr durch 
den Gegenstand gegeben sein muss.

3. Gesetzessystematische Erwägungen
Es ist zu erörtern, ob das StVollzG hinsichtlich des Be-

sit zes von Gegenständen unterschiedliche Maßstäbe für 
die Gefährdung von Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 
ent hält, insbesondere ob § 19 StVollzG und § 70 StVollzG 
diesbezüglich verschiedene Auslegungen ermöglichen. 

In § 19 Abs. 2 StVollzG stellt das Gesetz die Be hin-
de rung der Übersichtlichkeit des Haftraums gleichwertig 
neben die Gefährdung der Sicherheit oder Ordnung der 
An stalt „in anderer Weise“12). § 19 Abs. 2 StVollzG muss 
im Zu sam men hang mit § 84 Abs. 1 StVollzG gesehen wer-
den, wonach eine wirksame Durchsuchung des Haftraums 
- etwa nach Waffen, Ausbruchswerkzeugen oder Drogen 
- mög lich sein muss13). Die Übersichtlichkeit bzw. Durch-
such barkeit eines Haftraums lässt sich aber ausschließlich 
konkret feststellen14); eine Beurteilung ohne Angabe etwa 
der Größe des Haft raums, der in ihm (bereits) enthaltenen 
Gegenstände oder auch der Zahl seiner Insassen ist nicht 
möglich. Die Behinderung der Übersichtlichkeit stellt ledig-
lich einen beispielhaft genannten Unterfall der Gefährdung 
dar („oder in anderer Weise“). Dem Gesetz und den Ge set-
zes  ma te ria lien lässt sich kein Anhaltspunkt dafür entneh-
men, dass für den speziell genannten Unterfall andere, 
stren gere Vor aus setzungen zum Ausschluss vorgesehen 
wären. Danach bedarf es zur Nichtzulassung von Aus stat-
tungs ge gen stän den wegen einer Gefährdung von Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt nach § 19 Abs. 2 StVollzG 
insgesamt einer konkreten Gefahr. 

§ 81 StVollzG enthält eine Grundsatz re ge lung zum 
Be griff der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt. Viele Maß-
nah men im Strafvollzug unterliegen diesen Krite rien15). 
Dabei bezieht sich die Abstufung der auf Sicherheit oder 
Ordnung gestützten Vorbehaltsklauseln oder Eingriffs mög-
lichkeiten16) nur auf die Intensität der Gefahr - nicht auf 
die Frage, ob ein gänzlich anderer Bewertungsmaßstab 
denk bar ist. Die jeweilige Verwendung des selben Begriffs-
paars („Sicherheit oder Ordnung“) spricht aber deutlich für 
einen gleichartigen Maßstab. Es erscheint danach nicht 
sinn  voll, die Frage der abstrakten oder konkreten Gefähr-
dung in § 19 StVollzG und § 70 StVollzG unterschiedlich 
zu be han deln. Der Unterschied zwischen § 19 StVollzG 
und § 70 StVollzG liegt in der Verwendung der begehrten 
Ge gen stände. § 19 StVollzG regelt die Ausstattung des 
Haft raums durch den Gefangenen, dem die Schaffung 
einer begrenzten Privatsphäre ermöglicht werden soll. § 
70 StVollzG behandelt Gegenstände zur Fortbildung oder 
zur Freizeit beschäftigung. Die Sicherheitsbedürfnisse sind 
aber in bei den Vorschriften gleich17). Da in § 19 Abs. 2 
StVollzG insgesamt eine konkrete Gefährdung Voraus set-
zung für den Ausschluss eines Gegenstandes ist, muss 
dies daher ebenso bei § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG gelten. 
Bei dem anderen Ausschlussgrund des § 70 Abs. 2 Nr. 2 
StVollzG, der Gefährdung des Ziels des Vollzuges, wird 
eine konkret vorliegende Gefahr von einigem Gewicht 
sowie eine persönlichkeitsbezogene Prognose vorausge-
setzt18).

Das Vollzugsziel, d.h. nach § 2 S. 1 StVollzG die Befähi-
gung des Gefangenen zu einem künftigen Leben in sozia-
ler Verantwortung ohne Straftaten, kann sich immer nur auf 
den konkreten Gefangenen und dessen nachvollzugliches 
Leben beziehen. Eine abstrakte Vorbereitung des Gefan-
ge nen auf ein Leben, das mit seinen bisherigen Lebens-
ver hält nissen (und damit auch mit seiner zu erwartenden 
Si tua tion nach der Entlassung) wenige oder gar keine Ge-
 mein samkeiten hat, ist nicht sinnvoll und deshalb nicht in 
§ 2 S. 1 StVollzG gemeint. Daher muss in § 70 Abs. 2 Nr. 2 
StVollzG auf  eine konkrete Gefährdung hinsichtlich eines 
(weitgehend) straffreien Lebens des Gefangenen nach 
seiner Entlassung abgestellt werden. Es kann aber nicht 
angenommen werden, dass der Gesetzgeber in derselben 
Vorschrift, sogar innerhalb derselben Formulierung (die 
„Gefährdung“ in § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG bezieht sich auf 
beide Varianten) zwei unterschiedliche Bewertungs maß-
stäbe, d.h. in einem Fall das Erfordernis einer konkreten 
Gefährdung, im anderen das Ausreichen einer Gefahr, 
ermöglichen wollte. Die Gesetzes  materialien enthalten 
keinerlei Hinweis auf die Absicht einer solchen Differen zie-
rung. Ansonsten hätte der Gesetzgeber dies wohl durch 
eine getrennte zusätzliche Variante (Nr. 3) verdeutlicht. Des-
   halb muss in § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG für beide Va rian ten 
gleichermaßen eine konkrete Gefährdung zum Aus schluss 
eines Gegenstands vorliegen. 

Aus den geset zes systematischen Erwägungen ergibt 
sich somit, dass in § 19 Abs. 2 StVollzG und auch in § 70 
Abs. 2 Nr. 2 StVollzG eine konkrete Gefahr für die Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt Voraussetzung für den Aus-
schluss eines Gegen stands sein muss.
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4. Vergleich mit der Untersuchungshaft
Gemäß § 119 Abs. 3 StPO dürfen dem Untersuchungs-

ge fangenen nur solche Beschränkungen auferlegt werden, 
die der Zweck der Untersuchungshaft oder die Ordnung 
in der Vollzugsanstalt erfordert. Nach der Rechtsprechung 
des BVerfG müssen beim Ausschluss von Gegenständen 
in der Untersuchungshaft konkrete Anhaltspunkte dafür 
vor liegen, dass der Gefangene einen ihm überlassenen 
Ge genstand missbrauchen und dadurch den Haftzweck 
oder die Ordnung in der Anstalt gefährden könnte. Ein 
der Abwehr einer lediglich abstrakt-generellen Gefahr die-
nender Eingriff ist durch § 119 Abs. 3 StPO nicht gedeckt. 
Den wesentlichen Unterschied zwischen der Regelung im 
Voll zug der Untersuchungshaft und der im StVollzG sieht 
das BVerfG in der geringeren Bestimmtheit des § 119 Abs. 
3 StPO, der zu Eingriffen unterschiedlichster Art berechtigt 
und dem wegen der damit verbundenen Relativierung der 
Grundrechte des Untersuchungsgefangenen ein solch um-
fassender Inhalt (Ausreichen einer abstrakt-generellen Ge-
fahr) nicht beigemessen werden kann19). Der Grundsatz, 
dass eine abstrakt-generelle Gefahr in der Unter su chungs-
haft nicht ausreicht, wird von der Praxis oftmals nicht 
berücksichtigt. 

Nach der Rechtsprechung der OLGe ist nach dem 
Gefährdungspotenzial des begehrten Gegenstands eine 
Re  gel-Ausnahme-Abwägung vorzunehmen: Der Be sitz 
von Gegenständen gesteigerter Gefährlichkeit kann ohne 
weiteres untersagt werden, wenn nicht ausnahmswei se ein 
Missbrauch auszuschließen ist; Gegenstände geringerer 
Gefährlichkeit sind grundsätzlich zu gestatten, wenn nicht 
im Einzelfall eine konkrete Gefahr anzunehmen ist20). Da 
nach § 119 Abs. 3 StPO auf den Zweck der Unter su  chungs-
haft abzustellen ist, müsste das Sicherheits be dürf nis und 
die mögliche Gefährdung nach dem jeweiligen Haftgrund 
bestimmt werden. In der Praxis wird aber zumeist undif-
ferenziert „die Sicherheit“ als gefährdet bezeich net, ohne 
dass nach äußerer und innerer Sicherheit unterschieden 
wird21). In der Untersuchungshaft spielen Flucht bzw. 
Flucht   gefahr die entscheidende Rolle, da die entspre-
chen den Haftgründe (§ 112 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 StPO) 
statis tisch deutlich am häufigsten vorliegen22). Nach 
der Recht spre chung des BVerfG müssten also zum Aus-
schluss von Ge gen ständen in der Untersuchungshaft in 
der großen Mehr zahl der Fälle konkrete Umstände nahe 
legen, dass der begehrte Gegenstand von dem Unter su-
chungs gefangenen zu einer Flucht missbraucht werden 
könn te. Die Aus bruchs gefahr ist aber in der Unter su chungs-
haft und im Strafvollzug völlig gleichartig gegeben. Die Art 
der befürchteten Gefahr (Flucht) ist in beiden Arten des 
Freiheits entzugs gleich.

Die vom BVerfG ausschließlich aus verfassungsrecht-
lichen Gründen angenommene Differenzierung ist somit 
gemessen an den tatsächlichen Verhältnissen nicht haltbar. 
Ein unterschiedlicher Be wer tungs maßstab ist daher nicht 
sachlich gerechtfertigt. Da aus verfassungsrechtlichen 
Grün  den im Vollzug der Unter suchungshaft ausschließlich 
konkrete Gefahren den Aus schluss von Gegenständen 
begründen können, muss dieses danach ebenso im Straf-
voll zug - zumindest hinsichtlich der Gefahr einer Flucht des 
Ge fan genen - gelten. Dem nach spricht der Vergleich mit 
der Untersuchungshaft dafür, auch im Strafvollzug immer 
eine konkrete Gefährdung zum Ausschluss eines Gegen-
standes zu fordern.

5. Gefährdung der Sicherheit oder Ordnung 
durch Gegenstände

Die vorstehenden Ausführungen werden weiter da-
durch gestützt, dass das Ausreichen einer bloß generell-
abstrakten Gefahr praktisch den Ausschluss nahezu jeden 
Gegenstandes ermöglichen würde. Je nach Fantasie und 
Erfindungsreichtum der Vollstreckungsbehörde bzw. der 
Strafvollstreckungskammer ließe sich eine Missbrauchs-
mög lichkeit für jeglichen begehrten Gegenstand konstru-
ieren. Es ist aber nicht sinnvoll, die Entscheidung über die 
Zulassung eines Gegenstands regelmäßig in die verfas-
sungsrechtliche Verhältnismäßigkeitsprüfung zu verlagern. 
Bei der Entscheidung geht es in jedem Fall wesentlich um 
die Frage, wie wahrscheinlich der Eintritt einer Gefahr ist. 
Dies lässt sich bereits vollzugsrechtlich im Rahmen des 
§ 70 Abs. 2 Nr.2 StVollzG (bzw. § 19 Abs. 2 StVollzG) be-
antworten. Es muss danach bei der Prüfung der Zulassung 
eines Gegenstands begründet werden, warum dieser in 
der Hand des Antragstellers eine Gefährdung der Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt bedeuten könnte. Dabei ist 
zunächst - unter Beachtung des Angleichungsgrundsatzes 
(§ 3 Abs.1 StVollzG) - vom Regelgebrauch der Sache au-
ßer  halb des Vollzuges auszugehen und erst bei konkreten 
Befürchtungen (etwa vorheriger Missbrauch eines ähnli-
chen Gegenstands durch den Gefangenen) die Versagung 
des Besitzes zu erwägen (sofern kein milderes Mittel zur 
Verhinderung der Gefahr ausreichend erscheint). 

Dies bedeutet nicht, dass auch der Besitz von Messern 
und Schuss  waffen zu gestatten ist23). Insoweit könnte ein 
Aus schluss anhand des Zwecks des Gegenstands erfolgen, 
so dass Waffen, die in erster Linie der Körper ver let zung 
oder Tötung dienen sollen, weiterhin generell ausgeschlos-
sen bleiben24). Bei anderen Gegenständen, deren Zweck 
nicht die Verletzung oder Tötung ist und die außerhalb des 
Voll zugs regelmäßig ohne Probleme für andere Personen 
genutzt werden, bedarf die Untersagung dagegen einer 
eingehenden Begründung, weshalb die Ge stat tung des 
Be  sitzes gerade durch den Antragsteller im Voll zug eine 
Ge fahr darstellen könnte. Dabei sind allgemein ge haltene 
Er wägungen, die den konkreten Gefangenen unter Um stän-
 den überhaupt nicht betreffen, nicht ausreichend. Die am 
häufigsten angenommene Befürchtung des Miss brauchs 
eines Gegenstands zur Vorbereitung oder Durch führung 
einer Flucht oder als Versteck für Aus bruchs werk zeuge 
bedarf danach konkreter Anzeichen, dass der Ge fangene, 
der den Gegenstand begehrt, diesen hierzu miss  brauchen 
werde. Es genügt nicht, dass ein Missbrauch technisch 
oder von der Beschaffenheit der Sache her möglich ist. 
Allenfalls wenn deutliche Hinweise eine Absicht des 
Gefangenen zur Entweichung nahe legen und dieser auch 
tatsächlich die Möglichkeit (so z.B. ausreichende techni-
sche Kenntnisse und Fertigkeiten) hierfür hat, lässt sich 
eine Missbrauchsgefahr begründen. Nur so ist eine unge-
rechtfertigte Vorenthaltung von Gegenständen, die gewiss 
vielfach geeignet ist, den Gefangenen (entgegen § 4 Abs. 1 
S. 2 StVollzG) zu demotivieren, zu verhindern. 

Auch bei anderen angenommenen Gefährdungen der 
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt sind allgemeine Be-
fürch tungen in aller Regel nicht ausreichend. Die Be schrän-
kung des Be sit zes von elektronischen Spielgeräten, die in 
jüngerer Zeit öfter Gegenstand von Gerichts ent schei dun-
gen war25), ist da  her nur begrenzt möglich. Die oftmals 
nicht näher begründete Befürchtung einer Gefahr für Si-
cher heit oder Ordnung der Anstalt durch die Möglichkeit 
des Ab spielens von Ton- und Bildträgern mit verbotenen 
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Inhalten genügt insoweit nicht. Zunächst ist schon allge-
mein die „Gefähr lich keit“ von Medieninhalten ausgespro-
chen fraglich. Trotz vielfacher Untersuchungen hat die 
Medien wir kungs for schung eine solche Gefahr bislang 
nicht hinreichend sicher festgestellt. Mögen (bedauerliche) 
Ein zel fälle ausnahmsweise auf einen Zusammenhang zwi-
schen Medienkonsum und abweichendem (etwa gewalttä-
tigem) Verhalten schließen lassen (aber auch dann nicht im 
Sinne einer Mono kau salität), findet doch die Beschäftigung 
mit derartigen Me dien inhalten regelmäßig folgenlos und 
damit „ungefährlich“ statt. Aber selbst wenn man es wie der 
(Straf-)Gesetzgeber ausreichen lässt, dass eine gewaltför-
dernde Wirkung von Medien nicht sicher auszuschließen 
ist26), ist damit nicht in jedem Fall eine Gefährdung durch 
den konkreten Gefan ge nen belegt. Der Hinweis, dass sich 
im Strafvollzug Men schen befinden, die wegen schwerster 
Gewaltdelikte verurteilt worden sind27), ist dabei kaum 
weiterführend. Im Straf  vollzug sitzen bei weitem nicht aus-
schließlich Schwerst verbrecher ein, sondern auch eine 
erhebliche Anzahl von Personen, die wegen gewaltloser 
Straftaten ver urteilt wurden. Zudem zeigt die Begehung 
einer Gewalt straftat keineswegs eine stärkere Anfälligkeit 
für Gewalt dar stellungen in Medien. Schließlich gebietet 
das Vollzugsziel der Resozialisierung des Gefangenen (§ 
2 S. 1 StVollzG), dass bei einem tatsächlich (auch) auf-
grund Medien kon sums gewalttätigen Straftäter nicht eine 
Ab sti nenz hinsicht lich derartiger Medien angezeigt ist (die 
zudem § 3 Abs. 1 StVollzG widerspricht), sondern vielmehr 
jene Probleme dieses Einzelnen im verhältnismäßig siche-
ren „Trainings feld“ des Strafvollzuges behandelt werden 
müssen. Außer dem setzt das Abspielen verbotener Medien 
voraus, dass diese dem Strafgefangenen zugänglich sind. 
Die Kontrolle jeder einzelnen DVD mag (zu) aufwendig 
erscheinen28). Der - wohl ausgesprochen selten wirklich 
anzu neh menden - „Ge fährlichkeit“ gewisser Medien könn-
te aber durch eine § 22 Abs. 1 StVollzG entsprechende 
Vermittlung durch die An stalt (ggf. unter Zuhilfenahme 
der Liste jugend gefährdender Medien) völlig hinreichend 
begegnet werden. 

Die Be schränkung des Besitzrechts aus Gründen der 
Sicher heit oder Ordnung der Anstalt erfordert somit eine 
eingehende, auf Tatsachen beruhende Begründung der 
kon  kreten Gefährdung durch den Gefangenen. Ein (oh-
nehin nie mals vollkommen auszuschließendes) Restrisiko 
ist dabei in Kauf zu nehmen. Bei zweifelhaften „Gefahren“ 
sollte eher eine Genehmigung als ein Verbot erfolgen. 
Allein eine möglichst liberale Genehmigungspraxis wird 
dem Reso zia lisierungsvollzug wirklich gerecht.  

III. Schluss
Der Besitz von eigenen Gegenständen ist für jeden Ge-

fan genen wichtig und in seinen Wirkungen nicht zu unter-
schätzen. Ein Ausschluss aus Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung der Anstalt sollte nur vorgenommen werden, wenn 
eine konkrete Gefährdung durch den Gefangenen wirk lich 
zu befürchten ist. Die derzeitige überwiegend an (an ge-
nommenen) Sicherheitsbedenken angeknüpfte, zum Teil 
erheblich zu strenge Genehmigungs- und Beschrän kungs-
praxis sollte daher entsprechend dem eindeutigen Vor rang 
des Vollzugsziels der Resozialisierung (§ 2 StVollzG) groß-
zügiger gestaltet werden.

Anmerkungen
  1) Vgl  Kellermann  in AK StVollzG  4  Aufl  2000  § 19 Rdnr  3
  2) Vgl  Boetticher  in AK StVollzG  4  Aufl  2000  § 70 Rdnr  13
  3) Vgl  Calliess / Müller Dietz  StVollzG  9  Aufl  2002  § 70 Rdnr  3; vgl      

etwa hinsichtlich einer Spielkonsole „Playstation 2“ OLG Karlsruhe     
StV 2003  407 f  und OLG Jena NStZ RR 2003  221 ff

  4) Vgl  Calliess / Müller Dietz  (Fn  3)
  5) Vgl  Calliess / Müller Dietz  (Fn  3)  § 70 Rdnr  5; Kellermann  (Fn  1); 

Boetticher  (Fn  2)  § 70 Rdnr  14; Laubenthal  Strafvollzug  3  Aufl  
2003  Rdnr  618; Köhne  ZfStrVo 2002  345

  6) Vgl  etwa OLG Jena NStZ RR 2003  221  222; OLG Rostock ZfStrVo 
2003  56  57; die frühere Rspr  verlangte dagegen oftmals das Vorliegen 
„spezifischer Anhaltspunkte“  vgl  OLG Stuttgart NStZ 1988  574  575

  7) Vgl  BVerfG NStZ 1994  453 = ZfStrVo 1994  369; BVerfG NStZ RR 
1996  252  253 = ZfStrVo 1997  367  368 f ; BVerfG NStZ RR 1997  
24

  8) Vgl  Schwind  in Schwind / Böhm  StVollzG  3  Aufl 1999  § 70 Rdnr  7
  9) Vgl  BVerfG NStZ RR 1996  252  253 = ZfStrVo 1997  367  368
10) Das den gesamten Strafvollzug bestimmt  vgl  BVerfGE 98  169  200 = 

NJW 1998  3337
11) Vgl  Böhm  in Schwind / Böhm  StVollzG  3  Aufl  1999  § 19 Rdnr  1; 

Köhne  StraFo 2002  351  352 f ; in diesem Sinne auch Kellermann  
(Fn  1)  § 19 Rdnr  5

12) Vgl  KG BlStrK 1982 1  5  6
13) Vgl  OLG Zweibrücken ZfStrVo 1995  374  375; Calliess / Müller Dietz  

(Fn  3)  § 19 Rdnr  5
14) Grundsätzlich gegen abstrakte Regelungen beim Ausschluss von Aus

stat tungsgegenständen Köhne  (Fn  5)  345 f
15) Vgl  Aufzählung bei Kühling / Ullenbruch  in Schwind / Böhm  StVollzG  

3 Aufl  1999  § 81 Rdnr  2; näher Brühl  in AK StVollzG  4  Aufl  2000  
vor § 81 Rdnr 10 f

16) Vgl  Brühl  (Fn  15)  vor § 81 Rdnr  11
17) So im Ergebnis wohl OLG Hamm ZfStrVo 1983  251  252
18) Vgl  Schwind  (Fn  8)  § 70 Rdnr  11; Boetticher  (Fn  2)  § 70 Rdnr  12
19) Vgl  BVerfG NStZ 1994  604  605 = NJW 1995  1478  1480
20) Vgl  Meyer Goßner  StPO  47  Aufl  2004  § 119 Rdnr  29; Boujong  in 

KK StPO  5  Aufl  2003  § 119 Rdnr  64
21) So auch Baumann  StV 1985  292  294
22) Vgl  Statistisches Bundesamt  Rechtspflege  Fachserie 10  Reihe 3  

2001  Tabelle 6 1  (S  78 f )
23) Wie es OLG Jena NStZ RR 2003  221  222 anstatt einer Begründung 

sehr praxisfern annimmt
24) Näher zu dieser Form der Abgrenzung Schlothauer/Sättele  StV 1998  

505  507 f
25) Vgl  etwa OLG Jena NStZ RR 2003  221 ff ; OLG Rostock ZfStrVo 

2003  56 ff ; OLG Karlsruhe StV 2003  407 f
26) So SondA BT Drs  6/3521  S  5 f
27) Vgl  Rösch  ZfStrVo 2003  246  248
28) So OLG Jena NStZ RR 2003  221  222
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„Für die Zukunft lernen“ - ein 
bildungspolitisches Projekt für 
so zial benachteiligte und rechts-
orientierte Jugendliche
Werner Nickolai

„… Der Eindruck, der mir durch den Besuch in Au-
sch witz I und Birkenau vermittelt wurde, hat mich stär-
ker        betroffen gemacht, als ich es erwartet hatte, und 
ich war ge-zwungen nochmals über meine Meinung über 
das Kon  zentrationslager nachzudenken … Ich habe mei-
ne Mei  nung nicht grundlegend geändert, aber auf jeden 
Fall habe ich mehr Respekt vor Menschen aus anderen 
Ländern bekommen. Um die ganzen Eindrücke zu verar-
beiten, werde ich noch einige Zeit brauchen. … Auschwitz 
muss wirklich jeder einmal gesehen haben.“

Diese Sätze schreibt der 18-jährige Matthias, der als 
Skinhead an den Angriffen gegen die zentrale Auf nah me-
stelle für Flüchtlinge und das Wohnheim vietnamesischer 
Vertragsarbeiter und -arbeiterinnen in Rostock-Lich ten ha-
gen im August 1992 beteiligt war. Matthias hat 1994 an dem 
Projekt „Für die Zukunft lernen“ in Auschwitz teilgenom-
men. Das Zitat entstammt seinem Abschlussprotokoll. 

„Für die Zukunft lernen“ ist ein Projekt, das vom Chris-
to phorus-Jugendwerk in Breisach-Oberrimsingen – einem 
Heim für männliche Jugendliche in der Trägerschaft des 
Caritasverbandes der Erzdiözese Freiburg und der Katho-
li schen Fachhochschule Freiburg, Hochschule für Sozial-
wesen, Religionspädagogik und Pflege – 1992 konzipiert 
und seit 1993 regelmäßig einmal im Jahr durchgeführt wird. 
Träger des Projekts ist der Verein „Für die Zukunft lernen 
– Verein zur Erhaltung der Kinderbaracke Auschwitz-Bir ke-
nau e.V.“.

Das Projekt stellte zunächst eine Antwort auf die Aus-
einandersetzung des Christophorus-Jugendwerks  mit 
den Jugendlichen dar, die insbesondere im Jahre 1992 
- erinnert sei an die Ausschreitungen nicht nur in Rostock, 
sondern auch in Hoyerswerda, Mölln und anderen weiteren 
Städten -, durch Gewalthandlungen und ihr äußeres Auf tre-
ten (Glat ze, Bomberjacken, Springerstiefel) deutlich mach-
ten, dass sie sich der Skinheadszene zugehörig fühlen.

In dem hier darzustellenden Projekt wurde im Verlauf 
der letzten zehn Jahre ein gedenkstättenpädagogischer 
An satz entwickelt, mit dem wir sozial benachteiligte und 
rechtsorientierte Jugendliche ansprechen. Wir verstehen 
unser Projekt als ein Angebot der politischen Bildung, 
das in der Lage ist, insbesondere die Jugendlichen zu 
erreichen, die durch biographische Brüche von Bildung 
eher aus geschlossen sind und ihren Erfahrungen folgend 
kognitiven Veranstaltungen eher abwehrend gegenüber 
stehen. Zielgruppen sind aber nicht nur Jugendliche und 
ihre Betreuer aus der Sozialen Arbeit, sondern auch Studie-
ren de der Katholischen Fachhochschule Freiburg, die sich 
in ihrem Studium mit der Gedenkstättenpädagogik ausein-
ander setzen wollen.

Im Folgenden will ich in aller Kürze die wichtigsten 
Bausteine unserer Projektarbeit benennen, anschließend 
einige Anmerkungen zu den Rahmenbedingungen, zum 
sogenannten Setting machen und abschließend die Frage 
nach dem Erfolg unserer Arbeit aufwerfen. 

Unser Projekt ist zeitlich so angelegt, dass wir oh-
ne Berücksichtigung der An- und Abreise acht Tage in 
Oswiecim sind. Zum Programm des Projektes gehören 
die Besichtigungen der beiden Lager, Auschwitz I, das 
sogenannte Stammlager und Auschwitz-Birkenau, das ei-
gentliche Vernichtungslager. Führungen sind in Auschwitz 
nur durch das hierfür geschulte Personal der Gedenkstätte 
möglich. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass die meist 
mehr als dreistündigen Besichtigungen, die inhaltlich sehr 
ins Detail gehen, den Aufmerksamkeitsbogen der Jugend-
lichen in der Regel überspannen. Je nach Interesse und 
Belastbarkeit bieten wir den Jugendlichen kürzer gehaltene 
Führungen an, die dann entweder von einem Mitarbeiter 
der Internationalen Jugendbegegnungsstätte oder einem 
Mitglied unseres Leitungsteams übernommen werden. 
Neben diesen „obligatorischen“ Führungen wird bei der 
Programmgestaltung darauf geachtet, dass im Verlauf 
des Seminars Zeit eingeräumt bleibt, in der die Teilnehmer 
die Gelegenheit haben selbstständig – allein, in kleinen 
Grup pen oder mit ihrem Betreuer – die Gedenkstätte 
aufzusuchen, um so gegebenenfalls auch ihren eigenen 
Frage stel lun gen, ihren eigenen Erkenntnisinteressen 
nachzugehen.    

Ein Wesenselement unserer Projektarbeit ist das Ar-
beiten in der Gedenkstätte. Meist werden an drei oder vier 
Vormittagen in Auschwitz-Birkenau Arbeiten verrichtet, die 
der Erhaltung der Gedenkstätte dienen. Die Gedenkstätte 
wird durch die Arbeit körperlich gespürt und wahrgenom-
men. Die Bedeutung, die Gedenkstätte als Mahnmal zu 
erhalten, wird von den Teilnehmern realisiert, ja es entsteht 
ein gewisser „Stolz“, hierzu selbst einen Beitrag geleistet 
zu haben.

Ein weiterer Schwerpunkt neben den Führungen und 
den Erhaltungsarbeiten sind die Gespräche mit den ehe-
maligen Häftlingen. Durch die Diskussion mit den Zeit zeu-
gen wird das bisher Gehörte und Gesehene, wird die kaum 
fassbare Geschichte des Nationalsozialismus und des Kon-
 zentrationslagers personalisiert und damit begreifbar. Die 
persönliche Begegnung mit einem ehemaligen Häftling 
lässt das Ausweichen vor den Gräueltaten der national-
sozialistischen Diktatur nicht zu. Um es auf den Punkt zu 
bringen: Wer von einem Häftling über die Existenz der Gas-
kam mern erfährt, wird kaum noch der „Auschwitz-Lüge“ 
Glauben schenken. Gerade rechtsorientierte Jugendliche, 
deren geschichtliches Wissen meist auf tönernen Füßen 
steht, werden so irritiert, nicht selten korrigiert. Korrekturen, 
die sie zulassen können, weil sich nicht ausschließlich von 
Lehrern oder Sozialarbeitern erfolgen, sondern auch von 
Menschen, die Auschwitz erlitten und überlebt haben und 
mit ihnen das Gespräch suchen. 

Mit der Methode der Sozialen Gruppenarbeit versuchen 
wir das Erlebte, Gesehene, Gehörte ins gemeinsame Ge-
spräch zu bringen. Die Führungen und das Gespräch mit 
dem Zeitzeugen werden in kleinen Gruppen nachbereitet. 

Über das Projekt erstellen die Teilnehmer eine Doku-
men tation. So schreiben die Teilnehmer Tagesprotokolle; 
sie fassen zu Beginn des Projektes schriftlich zusammen, 
warum sie nach Auschwitz gefahren sind und nehmen 
abschließend Stellung zu ihren Projekterfahrungen. Die 
so ge fertigten Protokolle werden zu einer Dokumentation 
zusammengefasst und jedem Teilnehmer ausgehändigt. 
Die Dokumentation wird von den Jugendlichen, so unsere 
Er fah rung, den Freunden und Verwandten gezeigt. Sie sind 
mehr als eine Bestätigung ihrer „erfolgreichen“ Teilnahme. 
Sie finden sich, ihren Namen, ihre eigenen Texte, die ihre 
Erlebnisse wiedergeben, wieder. Gerade für misserfolgsge-
wohn te Jugendliche scheint es uns wichtig, ihnen „Erfolg“ 
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zu vermitteln. 
Die Erfahrung hat uns gelehrt, dass es nicht möglich ist, 

sich ausschließlich mit dem Konzentrationslager, mit der 
Ge schichte des Nationalsozialismus zu beschäftigen. So 
versuchen wir, die Nachmittage weitgehend von verpflich-
tenden Programmpunkten freizuhalten, um der Erholung, 
der Abwechslung, der Zerstreuung ihren Raum zu lassen. 
Hier hat auch die internationale Jugendbegegnungsstätte, 
wo wir während des Projekts untergebracht sind, einiges 
zu bieten. Ausflüge in die nähere Umgebung, etwa nach 
Kra kau, sind willkommene Ablenkung. 

Die Rahmenbedingungen, das Setting unserer Projekt-
ar beit will ich in wenigen, zentralen Punkten darstellen. 
Sie sind das Ergebnis unserer langjährigen Erfahrung und 
dürfen nicht als abgeschlossen betrachtet werden.
1. Eine unabdingbare Voraussetzung zur Teilnahme am 

Projekt ist die Freiwilligkeit. Jugendrichterliche Auf la-
gen, und seien sie noch so gut gemeint, erscheinen mir 
eher kontraproduktiv. Ganz unabhängig davon haben 
richterlichen Auflagen, wenn sie nicht erfüllt werden, 
sanktionierende Konsequenzen.

2. Neben der Freiwilligkeit als Voraussetzung gilt es bei 
der Teilnehmerauswahl sehr behutsam vorzugehen. Ju-
gendliche, bei denen wir aufgrund unterschiedlichster 
Verhaltensauffälligkeiten die Erfahrung machen, dass 
sie schon eine Menge psychischer Energie aufbringen 
müssen, um den normalen Alltag zu bewältigen, wer-
den möglicherweise mit solchen Projekten überfordert. 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass sich 13-/14-jährige 
Jugendliche sehr schwer tun, sich auf Auschwitz und 
die damit verbundenen Anforderungen einzulassen. 
Als Orientierung dient uns die Altersgrenze von 16 
Jahren. 

3. Mit der Zusage zur Teilnahme ist auch die Erwartung 
an die Teilnehmer verbunden, sich auf die Inhalte des 
Projekts einzulassen. So wird verbindlich die Teilnahme 
an den Führungen durch die Gedenkstätte wie auch die 
Teilnahme an den Zeitzeugengesprächen vereinbart.

4. Die Teilnahme an den Erhaltungsarbeiten der Gedenk-
stätte wird zwar ebenfalls erwartet, sollte aber nicht 
zur Pflicht werden. Angesichts der Perversität, die der 
Be griff „Arbeit“ im Konzentrationslager erfahren hat, wi-
der strebt es mir, Arbeit zu Pflicht zu machen. Arbeit als 
Bei trag zur Erhaltung der Gedenkstätte, als Mahnmal 
für uns und die kommenden Generationen, kann nur 
freiwillig erfolgen. Sollte eine solche Arbeit tatsächlich    
verweigert werden, scheint es mir lohnend, mit dem 
Ju gend lichen über die Gründe seiner Haltung ins Ge-
 spräch zu kommen.

5. Nehmen Skinheads am Projekt teil, so wird erwartet, 
dass sie die Gedenkstätte nicht in ihrer Skinhead klei-
dung betreten. Ebenfalls ist es für mich klar, dass bei 
der Arbeit in der Gedenkstätte kein Alkohol getrunken 
werden kann. Ich begründe diese Forderungen damit, 
dass ich die Gedenkstätte auch als Friedhof ansehe 
und der Respekt gegenüber den Toten ein solches 
Verhalten angezeigt sein lässt. Nicht zuletzt können 
auch die Über lebenden, die Auschwitz besuchen, im 
Auf treten eines Skins in „Uniform“ eine massive Pro vo-
kation sehen. 

6. Es hat sich als sinnvoll erwiesen, den Anteil rechtsori-
entierter Jugendlicher innerhalb einer Gruppe äußerst 
gering zu halten. Nehmen mehrere rechte Ju-gend liche 
an einem Projekt teil, sehe ich die Gefahr, dass sie sich 
in ihrem subkulturellen Verhalten gegenseitig bestärken 
und so kaum erreichbar sind.

7. Neben dem gruppendynamischen Aspekt erachte ich 
es auch als sinnvoll, dass die mitfahrenden Jugend-
li chen zu einem der sie begleitenden Erwachsenen in 
einer tragfähigen, vertrauensvollen Beziehung stehen. 
Dies schafft, neben der Möglichkeit der sozialen Diszi-
pli nierung, die Voraussetzung, dass der Prozess der 
Aus einandersetzung mit den im Projekt gemachten 
Erlebnissen, die unter Umständen tiefe Schichten der 
Persönlichkeit ansprechen, auch nach dem Projekt 
noch weiter begleitet werden.
Abschließend will ich noch einige Anmerkungen zum 

„Erfolg“ unserer Projektarbeit machen. Mir wird diese 
Frage eigentlich ständig gestellt, wobei mir dabei auffällt, 
dass kaum jemand auf die Idee käme, diese Frage auch an 
eine Schulklasse oder an eine Gruppe Zivildienstleistender 
zu stellen. 

Aus den Erfahrungen der vergangenen Projekte glau-
ben wir zu wissen, dass es durchaus Sinn macht, auch mit 
Jugendlichen nach Auschwitz zu fahren, die sich selbst 
als politisch mehr rechts definieren und die mit innerer 
Überzeugung Skinheads sind. Ziel kann es allerdings 
nicht sein, um es einmal bildhaft auszudrücken, mit einem 
Glatzkopf nach Auschwitz zu fahren, um dann mit einem 
blond gelockten Jugendlichen wieder zurückkehren zu 
können. Eine über mehrere Jahre eingelebte Identität kann 
nicht von heute auf morgen aufgegeben werden. Es geht, 
wie oben schon erwähnt, vielmehr darum, Jugendliche au-
thentische Information an die Hand zu geben, damit sie 
eine Chance bekommen, ihre Position zu überdenken. Wer 
erwartet, dass Jugendliche, die sich mit Auschwitz ausein-
andergesetzt haben, keine Juden- oder Türkenwitze mehr 
erzählen oder sich gar Ausländerinitiativen anschließen, 
überfordert die Jugendlichen und sich selbst.

Nach Auschwitz fahren bedeutet, und dies trifft mei-
ner Auffassung nach auf alle Teilnehmer zu, sich mit sei-
ner Identität, mit seiner Biographie auseinanderzusetzen. 
Dies mag gerade für Skinheads ein langer, schwieriger und 
mög licherweise auch schmerzhafter Prozess sein. 
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Das Jugendgefängnis Wittlich im 
„Dritten Reich“
Petra Götte

An einem gesonderten Umgang mit Jugendkriminalität, 
der sich von der Reaktion auf die Kriminalität von Er wach-
senen unterscheiden und den spezifischen Problemlagen 
des Jugendalters Rechnung tragen sollte und der in um-
fassender Form erstmals mit dem Jugendgerichtsgesetz 
von 1923 gesetzlich festgeschrieben worden war, hielt 
auch der NS-Staat fest. Dementsprechend wurde auch der 
Jugendstrafvollzug nicht abgeschafft, im Gegenteil: ihm 
sollte endlich eine eigenständige, „jugendgemäße“ Kontur 
verliehen werden, was mit den vereinzelten Regelungen 
der „Grundsätze für den Vollzug von Freiheitsstrafen“ von 
1923 nicht erreicht worden war1).

Mit der Amtlichen Verfügung des Reichsjustizministers 
über den Jugendstrafvollzug vom 22. Januar 1937 (AV 
1937)2) wurden im Bereich des Jugendstrafvollzugs erste 
ein schneidende Neuerungen eingeführt. Die AV 1937 ent-
warf ein Vollzugsprogramm, mit dessen Hilfe die jungen Ge-
fangenen im nationalsozialistischen Sinne erzogen werden 
sollten. Dieses Konzept einer Erziehung im Jugend straf-
voll zug war an den gleichen Zielen orientiert wie die nati-
onalsozialistische Erziehung im Allgemeinen. Hier wie dort 
ging es we der um die Freisetzung des Individuums noch 
um Mün digkeit und Autonomie, sondern um Formung, Dis-
zi pli nierung und Unterordnung. Das Ziel dieser „For mung 
des Volksgenossen“ war es, den jungen Gefangenen zu 
einer affirmativen Haltung, dem Volk und dem (nationalso-
zialistischen) Staat gegenüber, zu Kampfesfreude, zu Härte 
gegen sich selbst, zu Disziplin und Arbeitsfreude und nicht 
zuletzt zur Einordnung in die „Volksgemeinschaft“ sowie zur 
Un terordnung unter den Willen des Staates zu erziehen. Zur 
Verwirklichung dieser Ziele sah die AV 1937 ein Programm 
von Erziehungsmitteln vor: Arbeit, Sport, Exer zier übungen, 
Unterricht und eine sinnvolle Freizeit ge stal tung.

Neben den im Sinne der nationalsozialistischen Ideo-
lo gie ausgedeuteten Erziehungsgedanken trat nach 1933 
der „Auslesegedanke“ als zweites Leitprinzip des Jugend-
straf vollzugs. Beide Leitprinzipien waren aufs Engste mit-
einander verschränkt, denn die „Auslese“ wurde als eine 
der wichtigsten Voraussetzungen für den Erfolg des erzie-
herischen Jugendstrafvollzugs betrachtet. Die „Auslese“ im 
Jugendstrafvollzug umfasste zwei Bereiche: zum einen die 
(sozial)rassistische Ausgrenzung ganzer Gruppen von jun-
gen Straftätern aus dem Jugendstrafvollzug und zum an-
deren die Installierung des „Ausleseprinzips“ im Vollzugs-
all tag. Die rassistische Ausrichtung von Jugendstrafrecht 
und Jugendstrafvollzug begann spätestens mit der Be-
schrän kung des Jugendstrafvollzugs auf junge Gefangene 
„deutschen oder artverwandten Blutes“ im Jahre 1940. 
Auch das Reichsjugendgerichtsgesetz von 1943 galt nur 
noch für deutsche Jugendliche. „Fremdvölkische“ Jugend-
li che waren von seiner Anwendung ausgeschlossen. Ihre 
Straf taten wurden nach allgemeinem Strafrecht (bei „Zi-
geu nern“), nach der im Dezember 1941 erlassenen „Polen-
straf rechtsverordnung“ (bei Polen) oder aber von vornhe-
rein durch die Polizei (bei Juden) geahndet. Neben dem 
Aus schluss „Fremdvölkischer“ wurden im „Dritten Reich“ 
zahlreiche Möglichkeiten geschaffen, vermeintlich „minder-
wertige“ und „unerziehbare“ Straftäter vor oder während 
des Vollzugs vom Jugendstrafvollzug auszuschließen und 
in ein Gefängnis für erwachsene Straftäter zu überwei-
sen.

Für die Erforschung des Jugendstrafvollzugs im „Dritten 
Reich“ ist das Jugendgefängnis Wittlich von besonderem 
Interesse. Es ist eines der ältesten Jugendgefängnisse 
Deutschlands. Im Jahre 1912 eingerichtet, hatte Wittlich 
von seiner Gründung an „Pioniercharakter“ und war vor 
und nach 1933 weit über die Grenzen Deutschlands hinaus 
bekannt3). Darüber hinaus ist Wittlich eines der wenigen 
Ju gend gefängnisse, die ihren Betrieb ohne Unterbrechung 
in den zwölf Jahren der NS-Zeit aufrecht erhalten haben.

Seit 1928 wurden die Wittlicher Strafanstalten, d.h. das 
Jugendgefängnis und das benachbarte Männergefängnis, 
von Wilhelm Bleidt geleitet. Bereits vor der Überleitung der 
Rechtspflege auf das Reich hatte der damalige preußische 
Justizminister Hans Kerrl geprüft, ob Bleidt als katholischer 
Geistlicher und Mitglied der Zentrumspartei in seinem Amt 
als Gefängnisleiter belassen werden könne. Die Prüfung 
war zu Bleidts Gunsten ausgefallen4). Dennoch begannen 
noch im Jahr 1933 anhaltende Anfeindungen seitens der 
NSDAP, die bis zur Versetzung Bleidts in den vorzeitigen 
Ruhestand am 1. Oktober 1938 andauerten. Sein Nach fol-
ger im Amt des Leiters der Wittlicher Gefangenenanstalten 
war Oberregierungsrat Hans Bithorn. Im Unterschied zu 
Bleidt war er Jurist und hatte vor seinem Amtsantritt in 
Witt lich das Gefängnis in Königsberg und zuletzt das 
Gefäng nis Neumünster geleitet, zu dem auch als baulich 
unabhängige Abteilung ein Jugendgefängnis gehörte, das 
von Bithorn mitgeleitet worden war5). Bithorn stand den 
Witt licher Gefangenenanstalten bis Ende 1943 vor. Sein 
Nach fol ger war Oberregierungsrat Glauning, der bis dahin 
die Voll zugs anstalten in Zwickau geleitet hatte. Glauning 
bekleidete den Posten des Anstaltsleiters mindestens bis 
Okto ber 1944. Gegen Kriegsende wurde das Amt des Ge-
fäng nis  vorstandes schließlich von Oberinspektor Heinrich 
Wagner ausgeübt6).

Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten war 
die Zahl der Gefangenen in den Strafanstalten im Deut-
schen Reich stark angestiegen. Dies war vor allem auf die 
Massenverhaftungen und die ansteigenden Verurteilungen 
politischer Gegner zurückzuführen. Infolge dessen hatten 
die Gefängnisse und Zuchthäuser eine starke Überbelegung 
zu verzeichnen. 1934 saßen in den deutschen Gefan ge-
nenanstalten 102.832 Verurteilte ein, 1935 waren es be-
reits 107.162 Gefangene (vgl. Möhler 1996, S. 89 f.).

Auch das Wittlicher Jugendgefängnis hatte nach 1933 
mit stark überhöhten Häftlingszahlen zu kämpfen. Diesem 
Problem versuchte die Anstaltsleitung durch die Ein rich-
tung einer sogenannten „Jungmännerabteilung“ im be-
nachbarten Männergefängnis zu begegnen. In ihr befan-
den sich nicht selten mehr als 100 junge Gefangene, die 
eigentlich ins Jugendgefängnis gehörten. Sowohl Bleidt als 
auch sein Nachfolger Bithorn hielten die Jungmänner ab-
tei lung im Männergefängnis für die „unglücklichste Lösung 
des Problems“ der Überbelegung des Jugend ge fäng nis-
ses, denn die dort untergebrachten Gefangenen schieden 
praktisch aus dem Jugendstrafvollzug aus und bildeten 
„gleich zeitig einen Fremdkörper im Betriebe der Er wach-
se nenanstalt“7). 

Die durchgängig größte Gruppe unter den Häftlingen 
des Wittlicher Jugendgefängnisses bildeten die Straftäter, 
die wegen eines Diebstahlsdeliktes verurteilt worden wa-
ren. Mit Ausnahme der Jahre 1934 bis 1936 lag in der 
Vor kriegs zeit der Anteil der Gefangenen, die wegen Dieb-
stahls delikten eine Strafe verbüßten, bei ca. 50%. In der 
Kriegszeit stieg der Anteil der Diebstahlstäter an der Ge-
samt zahl der Insassen auf über 65% im Jahre 19448).
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Im Gegensatz zu den Diebstahlstätern machten Ge fan-
 gene, die aufgrund „politischer Delikte“9) in Wittlich einsa-
ßen, nur zu zwei Zeitpunkten einen bedeutenden Anteil an 
der Belegschaft aus, nämlich 1944 und – mehr noch – in 
den Jahren 1934 bis 1936. Der Höchststand der politischen 
Gefangenen wurde im Jugendgefängnis Wittlich im Jahr 
1935 mit einem Anteil von 18,5% erreicht. Die Ursache 
hierfür liegt in der Verfolgung kommunistischer Jugend li-
cher im Ruhrgebiet, die in den Jahren 1934 und 1935 ih-
ren Höhepunkt erreichte. Ein Großteil dieser Jugendlichen 
wurde vom Oberlandesgericht Hamm wegen Vorbereitung 
zum Hochverrat verurteilt und nach Wittlich zur Straf ver bü-
ßung eingeliefert. Nach dieser Verfolgungswelle sank der 
Anteil der politischen Gefangenen im Jugendgefängnis bis 
auf 0,3% im Jahr 1939 und stieg bis 1944 auf 9,2% wieder 
deutlich an10).

Der Anteil der Gefangenen, die wegen Sittlich keits de lik-
ten eine Strafe verbüßten, macht 1933 7,4% der gesamten 
Wittlicher Häftlingsklientel aus. Ihr Anteil stieg dann kon-
tinuierlich bis auf 28,7% im Jahr 1937 an, um von da an 
wieder zurückzugehen, nämlich auf 17,1% im Jahr 1939 
und schließlich auf 3,5% im Jahr 194411). Der Anstieg bis 
zum Jahr 1937 resultierte aus der verstärkten Verfolgung 
von Homosexualität im NS-Staat in der Mitte der Dreißiger 
Jahre. Die Tatsache, dass im Krieg ein starker Rückgang 
des Anteils dieser Straftäter zu verzeichnen ist, macht 
deutlich, dass der Feldzug gegen die Homosexualität in der 
Kriegs zeit mehr und mehr zum Erliegen kam. Die (Ju gend) 
Kriminalpolitik im Krieg setzte andere Schwerpunkte, denn 
nun ging es in erster Linie darum, die „Heimatfront“ zu sta-
bilisieren.

Mit zunehmender Kriegsdauer erlangten im Jugend-
ge fäng nis Wittlich die sogenannten Arbeitsvergehen an 
Be deutung. Schon in der Vorkriegszeit, aber mehr noch im 
Kon text von Kriegswirtschaft und Rüstungsproduktion wur-
de ein Verhalten, das der diktierten Arbeitsdisziplin nicht 
entsprach, als Pflichtverletzung ausgelegt, die der kriegpla-
nende und dann kriegführende Staat nicht meinte dulden 
zu können. Nachdem am 1. September 1939 die „Ver ord-
nung über die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels“ 
erlassen worden war, nahm der Anteil der Jugendlichen, 
die wegen „Arbeitsvertragsbruchs“ bzw. wegen Arbeits-
ver weigerung verurteilt wurden, an den insgesamt verur-
teilten Jugendlichen stark zu. Machten die Urteile gegen 
Jugend li che wegen Verstößen gegen die Arbeitsdisziplin 
im Jahr 1940 lediglich 1,6% der gesamten Urteile gegen 
Jugend li che aus, so stieg der Anteil bis Juni 1943 auf 
17% an12). Bei „leichteren“ Verstößen wurde seit der 
Einführung des Ju gend arrests im Oktober 1940 vermehrt 
diese Sanktion verhängt. Er wurde als das geeignete 
Mittel zur Disziplinierung von Jugendlichen angesehen, 
die es an einer „angemessenen“ Arbeitshaltung vermis-
sen ließen. Im Unterschied zur Gefängnisstrafe bot der 
Jugendarrest den Vorteil, dass er den Delinquenten nicht 
allzu lange von seinem Arbeits platz entfernte. In schwerer-
wiegenden Fällen oder wenn der Jugendarrest nicht die 
gewünschte Wirkung erzielt hatte, wurden jedoch auch 
Gefängnisstrafen verhängt, was sich daran zeigt, dass der 
Anteil der Gefangenen, die im Jugendgefängnis Wittlich 
eine Strafe wegen Arbeits ver ge hen verbüßten, zeitweise 
über 9% betrug: Die höchsten Wer te wurden 1941 mit 9,25 
und 1943 mit 9,6% erreicht13). 

Insgesamt lässt sich also sagen, dass neben der 
durchgängig großen Gruppe der Diebstahlstäter eine mit 
der jeweiligen Ausrichtung der Kriminalpolitik wechselnde 
Klientel im Wittlicher Jugendgefängnis einsaß. 

In Bezug auf die Altersstruktur ist eine deutliche Ver än-
de rung in der Klientel der Jugendgefängnisse in den Jah ren 
nach 1933 festzustellen: Die Gefangenen wurden nämlich 
immer jünger. Die eigentlichen Jugendlichen, die bis dahin 
eine kleine Minderheit in den Jugendgefängnissen gebildet 
hatten, wurden nach 1937 und spätestens im Krieg ne-
ben den Heranwachsenden zur Hauptklientel des Ju gend-
strafvollzugs. Am Stichtag des 15. August 1936 lag der 
Anteil der 14- bis 18-jährigen Insassen in den Jugend ge-
fäng nissen im Deutschen Reich bei 8,74%, der Anteil der 18- 
bis 21-jährigen belief sich auf 51,76%. Die Gruppe der über 
21-Jährigen stellte zu diesem Zeitpunkt noch 39,50% der 
Belegschaft in den Jugendgefängnissen14). 1936 bildeten 
die eigentlichen Jugendlichen also nur eine Minderheit un-
ter den Insassen der Jugendstrafanstalten. Bis zum Jahr 
1941 hatte sich diese Altersstruktur jedoch wesentlich ver-
ändert. Am Stichtag des 1. April 1941 stellten die 14- bis 
18-Jäh rigen 40,3%, d.h. ihr Anteil war im Vergleich zu 1936 
um fast das Fünffache gestiegen. Dagegen war der Anteil 
der über 21-jährigen Häftlinge um das Dreißigfache auf 
1,3% abgesunken. Nicht verändert hatte sich der Anteil der 
18- bis 21-Jährigen: Sie stellten mit 58,4% nach wie vor den 
Hauptanteil der Insassen der Jugendgefängnisse15). Die 
Klien tel des Jugendstrafvollzugs war durch den steigenden 
Anteil von Jugendlichen also insgesamt jünger geworden 
war. Auch mit Blick auf das Jugendgefängnis Wittlich lässt 
sich diese Entwicklung feststellen: Hier war der Anteil der 
14- bis 18-Jährigen bis zum Jahr 1944 soweit angestiegen, 
dass sie die Hauptklientel stellten. Betrug der Anteil der 
eigentlichen Jugendlichen im Juni 1936 lediglich 7,32%, 
so waren es im April 1941 bereits 45,1% und im Mai 1944 
sogar 52,28%. Der Anteil der über 21-jährigen Gefangenen 
hingegen ging nach 1936 rapide zurück: Lag der Anteil die-
ser Insassen im August 1936 noch bei 42,65%, so betrug 
er im Mai 1944 nur noch 5,17%16).

Der Alltag im Wittlicher Jugendgefängnis während der 
NS-Zeit kann an dieser Stelle natürlich nicht ausführlich 
dargestellt werden17). Eine erste Vorstellung gewinnt man 
jedoch, wenn man den Tagesablauf betrachtet. Dieser ge-
staltete sich Woche für Woche nach immer dem gleichen 
Rhythmus: Nachdem um 6 Uhr in der Frühe das Zeichen 
zum Aufstehen gegeben und die Zellen der Gefangenen 
aufgeschlossen worden waren, folgte für alle Insassen eine 
Viertelstunde Frühsport. Danach hatten die Gefangenen bis 
7.30 Uhr Zeit, ihr Frühstück einzunehmen und ihre Zellen 
in Ordnung zu bringen. Bis 12 Uhr wurde gearbeitet und 
im Anschluss daran eine Stunde Mittagspause gemacht. 
Von 13 Uhr bis 18 Uhr rückten wieder alle Ge fan ge nen zur 
Arbeit aus. Danach wurde zu Abend gegessen, und um 
spätestens 19 Uhr erfolgte der Einschluss zur Nacht. Nach 
diesem Muster verliefen Montag, Dienstag, Donnerstag 
und Freitag. Der Mittwochnachmittag war arbeitsfrei. An 
diesem Tag wurden in der Zeit von 13 Uhr bis 15 Uhr so-
genannte Putz- und Flickstunden mit anschließendem 
Appell abgehalten. Bis 17 Uhr hatten die Häftlinge Freizeit, 
und um ca. 18 Uhr erfolgte der Einschluss zur Nacht. Im 
Gegensatz zu den Wochentagen bot das Wo chen ende 
etwas mehr Freizeit: Sonnabendvormittag wurde wie wo-
chentags bis 12 Uhr gearbeitet. Danach schloss sich ei-
ne Stunde Mittagszeit und danach bis 17 Uhr Freizeit an. 
Sonntags begann der Tag mit dem Aufschluss der Zellen 
um 7 Uhr. In der Zeit bis 8 Uhr wurde Frühsport betrieben 
und die sogenannte „Frühkost“ eingenommen. Zwi schen 
10 Uhr und 11 Uhr bestand die Möglichkeit zum Kirch gang, 
danach war bis zum Mittagessen um 12 Uhr Frei zeit. Der 
Sonntagnachmittag war vollständig für Frei zeit aktivitäten 
reserviert. Um 18 Uhr wurden die Gefan ge nen dann zur 
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Nacht eingeschlossen. Jeder arbeitende Ge fan gene 
musste am Wehrsport und jeder eingestufte Ge fan gene 
am Unterricht teilnehmen18). In erster Linie, dies macht 
der Tagesablauf deutlich, bestand der Alltag im Ju gend-
gefängnis jedoch aus Arbeit. Dies war umso mehr der Fall, 
nachdem Ende der 30er Jahre auch in den Ge fäng nis sen 
die Arbeitslosigkeit überwunden war und der Ar beits betrieb 
immer stärker in die Kriegs- und Rüs tungs wirt schaft ein-
gebunden wurde. Die Leistungen der Ge   fan ge nenarbeit 
auf diesen Gebieten, so das Ergebnis der bisherigen For-
schungen zum Arbeitsbetrieb im national so zia listischen 
Strafvollzug, wurden mit zunehmender Kriegs dau er mehr 
und mehr zur entscheidenden Legitimation, die dem Straf-
vollzug – insbesondere im Hinblick auf die kon kurrierenden 
Polizei- und Konzentrationslager – seine Daseins berech ti-
gung sicherte19). Die Arbeit war aber nicht nur von hoher 
alltagsgestaltender Relevanz, sondern nahm gerade in 
Be zug auf den Jugendstrafvollzug auch in konzeptioneller 
Hinsicht einen wichtigen Stellenwert ein, denn mit ihr wur-
den dezidiert erzieherische Absichten verfolgt. Gleiches gilt 
im übrigen auch für die Gestaltung der arbeitsfreien Zeit. 
Da Müßiggang von Praktikern und Jugend straf vollzugs-
reformern als „aller Laster Anfang“ angesehen wurde, sollte 
der Gefangene sich auch nach der Arbeit nicht selbst über-
lassen bleiben. Vielmehr galt es, auch die arbeitsfreie Zeit 
erzieherisch sinnvoll zu gestalten. Als in dieser Hinsicht 
wichtige Elemente wurden der Unterricht, der Sport und die 
vormilitärische Ertüchtigung angesehen. Sie waren seit der 
Gründung der ersten Jugendgefängnisse fes te Be stand-
teile des erzieherischen Repertoires des Ju gend straf voll-
zugs, auf die auch der NS-Staat nicht verzichten wollte. 
Gleichwohl wurden nach 1933 sowohl dem Unterricht als 
auch der körperlichen Ertüchtigung andere Ziel vorgaben 
unterlegt, die sich in die nationalsozialistische Konzeption 
des Jugendstrafvollzugs einpassten. Im Un terricht etwa 
ging es immer weniger um Wissens ver mitt lung, statt des-
sen rückten „Gesinnungs- und Charak ter bil dung“ in den 
Vordergrund; im Sport waren zwar weiterhin Gesund er hal-
tung und Fitness wichtig, diese Aspekte wurden aber mehr 
und mehr durch Erziehung zu Gehorsam und Disziplin im 
Sinne von soldatischen Tugenden überlagert. Im Gegen-
satz zum Unterricht und zum Sport spielte die Seelsorge, 
die ebenfalls von jeher fester Bestandteil des Strafvollzugs 
war, nur in der Zeit vor dem Zweiten Welt krieg eine Rolle. 
Im Krieg wurde sie dann immer stärker zurückgedrängt, bis 
sie in der Jugendstrafvollzugsordnung von 1944 gänzlich 
aus dem Programm des Jugendstraf voll zugs gestrichen 
wurde.
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NRW: Erste Übergangseinrichtung 
Im Januar 2005 w rd der Landschaftsverband Westfa en-L ppe 

(LWL) a s erste Übergangse nr chtung m nordrhe n-westfä schen 
Maßrege vo zug d e „Westfä sche Maßrege vo zugsk n k Rhe ne“ 
n Betr eb nehmen. 

D e n e ner für 4,6 M o. Euro umgebauten Ex-Kaserne un terge -
brachte 84-Betten-K n k m Rhe nenser Ortste  Bent age d ent 
n den kommenden s eben Jahren zur Ent astung überbe egter 
E n  r chtungen w e des L ppstadt-E cke borner LWL-Zen trums für 
forens sche Psych atr e. Während d eser Ze t w  das Land Nord-
rhe n-Westfa en an sechs Dauer-Standorten (Dortmund, Münster, 
Du s burg, Kö n, Herne und Essen) 470 zusätz che P ätze schaf-
fen. 

W e LWL-D rektor Schäfer be  der off z e en Sch üsse  über ga-
be m t NRW-Gesundhe tsm n ster n B rg t F scher am 3. Dezember 
2004 sagte, habe das Land a s Bauherr m t der Übergangs -Stand-
ort wah  Rhe ne „r cht g ge egen“. Nach anfäng cher Skeps s n 
der Bevö kerung habe s ch d e öffent che D skuss on nzw schen 
beruh gt und versach cht. N cht zu etzt durch d e Arbe t e nes 
ehren amt chen ört chen Gründungsbe rats se en „Transparenz 
ge schaf fen und Ängste abgebaut worden“, so Schäfer. (j-b) 

Que e: Pressem tte ung des Landschaftsverbandes West fa-
en-L ppe vom 3. Dezember 2004 

(Aus: Informat onsd enst Straffä genh fe BAG-S, 12. Jg., 
Heft 4/2004, S. 10.)

Sozialtherapeutische Abteilungen für Se xu-
alstraftäter im bayerischen Justizvollzug

Presseber chten zufo ge verfügt der Fre staat nunmehr n s e-
ben der nsgesamt 38 bayer schen Just zvo zugsansta ten über 
soz a therapeut sche Abte ungen für nsgesamt 152 Sexua  straf-
täter. So we t b sher e nsch äg ge Erfahrungen m t der Behand ung 
so cher Täter vor egen, s nd s e überw egend pos t ver Natur. 
A er d ngs feh t es noch an Grund agen für e ne umfassende sta-
t st sche Bewertung. Aufsch uss darüber so  e ne Erhebung unter 
den 38 Vo zugsansta ten des Fre staates br ngen.

Im September 2004 st n der JVA Straub ng e ne so che Ab-
te  ung m t 16 Therap ep ätzen und acht P ätzen für e ne Behand-
ungs gruppe, n der auf d e Therap e vorbere tet w rd, n Betr eb 
genommen worden. In d e E nr chtung s nd über e ne ha be M on 
Euro nvest ert worden. D e Abte ung w rd von e ner D p om-
Psycho og n ge e tet. Ihr zur Se te steht e n Team, zu dem e n we -
terer Psycho oge, e ne Jur st n, zwe  erfahrene Soz a  pä da gogen 
sow e s eben spez e  fortgeb dete Beamte des a geme nen Vo -
zugs d enstes gehören. Im M tte punkt der Behand ung steht Grup-
pen psychotherap e. S e w rd ergänzt durch andere therapeut sche 
Maß nahmen w e Tra n ng soz a er Kompetenz, Ant -Gewa t-Tra -
n ng, Fre ze tgesta tung n spez e  ange e teten Gruppen sow e 
krea t ves Gesta ten. D e Behand ung f ndet jewe s auf der Grund-
age e nes nd v due en Therap evertrages m t dem Gefan genen 
und e nem entsprechenden Vo zugsp an statt. D e Abte  ung we st 
- neben den Gruppen- und Therap eräumen und den E n ze haft-
p ätzen - e nen Testcomputer, e ne Geme nschafts küche und e -
nen geme nschaft chen Fernsehraum auf.

Am 27.10. 2004 st auch n der JVA Landsberg e ne soz a -
therapeut sche Abte ung für 24 Sexua straftäter eröffnet worden. 
Für d e auf zwe  Jahre ange egte Behand ung steht e n Team aus 
Psycho ogen, Soz a arbe tern und spez e  geschu ten Beamten 
des a geme nen Vo zugsd enstes sow e externen Fachärzten zur 
Verfügung. D e Gefangenen s nd n E nze ze en untergebracht. 
Vor  gesehen st e ne „Rundumtherap e“, d e a s „soz a es Lernfe d“ 
gesehen werden so .

(Nach fo genden Ber chten: Prof. Dr. Frank Ar oth vom Baye-
r  schen Just zm n ster um: „Höchste Pr or tät: Rückfä e verme -
den“. Neue soz a therapeut sche Abte ung n der JVA für Sexua -
Straftäter - 24 P ätze. In: Straub nger Tagb att vom 25. September 
2004; Peter R chter: Neue Therap e für Sexua -Straftäter. In Lands-
berg w rd heute e ne Sonder-Abte ung eröffnet. In: Süddeutsche 
Ze tung vom 27. Oktober 2004; Ernst Hofmann: „Unschu d gen v e  
Le d ersparen“. Soz a therapeut sche Abte ung für Sexua straftäter 
n JVA. In: Landsberger Tagb att vom 28. Oktober 2004.)

Erste Europäische Konferenz zur Gesund-
heits förderung in Haft

In Deutsch and s tzen an e nem gegebenen Tag ca. 80.000 
Men schen n Gefängn ssen e n. Innerha b e nes Jahres durch-
aufen etwa 200-250.000 Menschen d e Vo zugsansta ten, n den 
ca. 40.000 Just zvo zugsangeste te arbe ten. Im Gefängn s e-
ben Men schen v e er versch edener Nat ona täten zusammen, d e 
schon vor Haftantr tt erheb chen gesundhe t chen Be astungen 
aus gesetzt waren. Infekt onskrankhe ten w e HIV/AIDS, Hepat t s, 
Tuberku ose, Suchterkrankungen und we tere psych sche Stö run-
gen be asten d e Gefangenen überproport ona  und ste en e ne 
be sonders große Herausforderung für d e Just zvo zugsansta ten 
dar. So f nden s ch m Gefängn s 25-ma  höhere Infekt onsraten 
von HIV und 40-ma  höhere von Hepat t s C m Verg e ch zur A -
ge me nbevö kerung. Etwa 30-50 Prozent der Gefangenen ge ten 
a s drogenerfahren oder drogenabhäng g. Etwa 50-75 Prozent der 
Gefangenen e den unter psych schen Störungen. Der Ante  kran-
ker und behand ungsbedürft ger Gefangener ste gt stet g: zur Ze t 
s nd mehr drogenabhäng ge Gefangene a s jema s zuvor nhaft ert 
und v e e von hnen e den unter den körper chen Fo gen. Das me-
d z n sche Fachpersona  steht vor Herausforderungen, d e m t ke -
ner ärzt chen Prax s n Fre he t verg e chbar s nd. E n Großte  der 
Arbe t des med z n schen D enstes m Vo zug st gebunden durch 
d e Behand ung von Suchterkrankungen und deren Fo gen. 

Doch Gesundhe tsgefährdungen und -be astungen bestehen 
n cht nur für d e m Gefängn s e ns tzenden oder auch arbe tenden 
Menschen. In v e en europä schen Ländern st es so, dass d e Haft-
an sta ten quas  „ nfekt ons-Durch auferh tzer“ s nd: Gefangene n-
f z eren s ch n Haft und gehen nach Verbüßung hrer n der Rege  
kurzen Haftstrafen zurück n hr soz a es Umfe d. D e Gefangenen 
s nd Te  der Gese schaft und werden nach dem Haftaufentha t 
w e der n d ese ent assen. Gesundhe t und Prävent on m Vo zug 
st daher auch e n Thema öffent cher Gesundhe t, das b sher v e  
zu wen g von der Öffent chke t wahrgenommen w rd. 

Vor d esem H ntergrund haben das W ssenschaft che Inst tut 
für d e Ärzte Deutsch ands (WIAD), d e Deutsche AIDS H fe (DAH) 
und das Bremer Inst tut für Drogenforschung (BISDRO) geme n-
sam d e „Erste Europä sche Konferenz zur Gesundhe tsförderung 
n Haft“ organ s ert. Unter der Sch rmherrschaft der Bundes-
jus t z m  n ster n Frau Zypr es und m t Unterstützung des öster-
re ch schen Just zm n ster ums, der We tgesundhe tsorgan sat on 
(WHO), des Bundesverbandes für akzept erende Drogenarbe t 
und humane Drogenpo t k (akzept e.V.), der Europä schen Kom-
m s s on / dem Europarat, des European Network on Drug and 
Infect ons Prevent on n Pr sons (ENDIPP und EMCDDA) haben 
s ch über 150 Experten (mu t d sz p när) aus v er Ländern vom 
28. b s 29. Oktober 2004 n Bonn getroffen, um Erfahrungen m t 
zentra en gesundhe tspo t schen Herausforderungen n Haft aus-
zutauschen und Mode e „guter Prax s“ zu d skut eren. D e Z e e 
der Konferenz waren, M tarbe ter und M tarbe ter nnen aus dem 
Jus t z vo zug und externe Gesundhe tsd enste zusammen zu br n-
gen und e ne verbesserte Kooperat on und Kommun kat on zu 
n t eren, n zehn Arbe tsgruppen geme nsam an konkreten Frage-
ste  un  gen zu arbe ten (z.B. Gesundhe t von Frauen, Betr eb che 
Gesund he tsförderung, HIV / AIDS und Hepat t s n Haft), Zu  kunfts-
mode e gesundhe t cher Versorgung m Vo zug zu d skut eren 
und sch eß ch d e komp exe Prob emat k der gesundhe t chen 
Ver  sorgung von Gefangenen und d e gesundhe t chen Be as tun-
gen der Bed ensteten höher auf der po t schen und fach chen 
Agenda zu p atz eren. 

E ne ausführ che Dokumentat on der Konferenz st n Vor be-
re  tung und w rd vorauss cht ch m Apr  veröffent cht. D ese Doku-
men tat on und we tere Informat onen zu zukünft gen Veran sta  tun-
gen s nd über gesund nhaft@w ad.de verfügbar. F mm tschn tte 
der P enarvorträge können unter fo gender URL aufgerufen wer-
den: http://m ecture.un -bremen.de/ ndex.php, d e Power Po nt 
Prä sen tat onen der Vorträge s nd auf der Homepage des WIAD 
www.w ad.de herunter adbar. 

D e Zwe te Europä sche Konferenz zur Gesundhe tsförderung 
n Haft w rd vorauss cht ch vom 6. b s 7. Apr  2006 n W en statt-
f nden. 

Caren We andt, He no Stöver, Bärbe  Knorr

(Aus: BAG-S, Informat onsd enst Straffä genh fe, 13. Jg. 
2005, Heft 1, S. 33.)
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Die Zukunft der Straffälligenhilfe in Schles-
wig-Holstein 

Unter d esem Rahment te  steht Rundbr ef Nr. 40, 15. Jahr-
gang, Dezember 2004, des Sch esw g-Ho ste n schen Verbandes 
für Straffä gen- und Bewährungsh fe. Das 63 Se ten umfassende 
Heft g bt n der Hauptsache Be träge der Fachtagung w eder, d e 
der Landesverband am 27.10.2004 m K e er Landeshaus veran-
sta tet hat. Jo Te n, der Geschäftsführer des Verbandes, verwe st 
n se nem Ed tor a  darauf, dass der p akat v k ngende T te  „vor 
dem H ntergrund mmer stärker werdender Sparzwänge n den 
öffent chen Hausha ten gepaart m t auter werdenden Rufen nach 
e nem Zurückdrängen von Resoz a s erungsbestrebungen zugun-
sten von vordergründ gen S cherhe tsmaßnahmen jedoch hochak-
tue  st“ (S. 3). Der Rundbr ef enthä t fo gende Be träge: 
- Anne Lütkes: D e Zukunft der Straffä genh fe n Sch esw g- 

Ho ste n (S. 4-8); 
- Her bert Ostendorf: D e Zukunft der Straffä genh fe n Sch es-

w g-Ho ste n - für e ne soz a e Strafrechtspf ege (S. 9-24); 
- Gerd De attre: Restorat ve Just ce – nternat ona e Wege zu 

e ner bürgernahen Rechtspo t k (S. 25-30); 
- Peter Hörter: D e Pr vat s erung der Bewährungs- und Ge-

r chts h fe am Be sp e  Baden-Württembergs (S. 31-39); 
- Jörg A sch: D e Vo zugsabte ungs e tung a s Schn ttste e 

zw schen Gefangenen und externen Kräften (S. 40-44); 
- Erhard Rex: Bürgerschaft ches Engagement n der Straffä -

gen h fe (S. 45-50); 
- An a Ho thusen: Der Sch esw g-Ho ste n sche Verband für 

Straf fä gen- und Bewährungsh fe. Wege n d e Zukunft 
(S. 51-52); 

- Pod umsd skuss on zum Thema Zukunft der Straffä genh fe 
n Sch esw g-Ho ste n auf der Fachtagung des Landes ver ban-
des am 27.10.2004 (S. 53-55); 

- Wo fgang F scher: Jugendstraffä genh fe, schon ma  gehört? 
(S. 56-59); 

- S egfr ed Stre cher: „ ntens v erte Führungsaufs cht“. Entste-
hungs gesch chte des Mode projektes des M n ster ums für 
Jus t z, Frauen, Jugend und Fam e des Landes Sch esw g-
Ho  ste n m Landger chtsbez rk K e  (S. 60-61); 

- Vorstand und Geschäftsste e des Sch esw g-Ho ste n schen 
Verbandes für Straffä gen- und Bewährungsh fe e.V.        
(S. 62-63). 
Der Bezugspre s des Rundbr efes beträgt  2,- zuzüg ch 

 0,77 Versand und Porto. Der Rundbr ef kann bezogen werden 
durch: Sch esw g-Ho ste n scher Verband für Straffä gen- und 
Be wäh rungsh fe e.V., Von-der-Go tz-A ee 93, 24113 K e ;                       
(Te . 04 61 / 6 46 61; Fax 04 31 / 64 33 11;    
 E-Ma : sch .ho st.verb@gmx.de). 

Kompass der JVA Geldern
Unter d esem T te  hat das Redakt onsteam der „Posaune“, 

des Gefangenenmagaz ns der JVA Ge dern, e ne 34 Se ten umfas-
sende Broschüre herausgebracht, d e der Or ent erung Inhaft erter 
n der Ansta t d enen so . Den Zweck der Broschüre br ngt hr Un-
ter t te  zum Ausdruck: „ nhaft ert n der JVA. W e f nde ch m ch h er 
zurecht?“ D e Broschüre so  - w e es m Vorwort he ßt - anregen 
und ermut gen. N cht zu etzt fordert s e zur - recht verstandenen - 
Zusammenarbe t m t der Ansta t, aber auch dazu auf, persön ch 
an s ch zu arbe ten. D e Broschüre nform ert n a er Kürze über 
a e wesent chen Fragen, d e Inhaft erte betreffen. Das assen d e 
e nze nen Abschn tte erkennen, d e jewe s m t T pps versehen 
s nd: D e ersten Tage n Ge dern; Besuch; Ro e der Fam e, Ver-
wandten und Freunde; Beschäft gungsmög chke ten; Vergütung, 
Taschenge d und der „begehrte“ E nkauf; Vo zugsp anung; Le-
bens  ang - was nun?; T pps für Suchtkranke; T pps für Aus änder; 
Mög chke ten der vorze t gen Ent assung; Gesetz che Grund agen 
für e ne Ent assung vor dem Endstrafenterm n; Gesundhe tspf ege; 
Ehrenamt che Betreuung; Ent assungsvorbere tung; Fre ze t- und 
Behand ungsgruppen; Zentra e Beratungsste en; Standort der 
JVA und Wegbeschre bung.

10 Jahre „Just Community-Projekt“ in der 
JVA Adelsheim

E ne Wohngruppe m t 15 P ätzen, d e hr Zusammen eben ent-
sprechend dem Programm e ner „Demokrat schen Geme nschaft“ 
nach Lawrence Koh berg gesta tet1), ex st ert se t nunmehr zehn 
Jah ren n e nem Haus des ntern ge ockerten Vo zugs der Jugend-
straf ansta t Ade she m (Baden-Württemberg)2). Be  e nem aus An-
ass d eses Jub äums veransta teten Sympos um trafen n Ade s-
he m Erz ehungsw ssenschaft er, Kr m no ogen und Prakt ker aus 
der ntra- und extramura en Jugendh fe sow e (ehema ge) Insas-
sen zu Fachd skuss onen und e nem Rückb ck auf d e b sher gen 
Erfahrungen zusammen.

Zusammen m t Ansta ts e ter Dr. Joach m Wa ter und Prof. Dr. 
M cha Brum k e ner der Gründerväter des Mode projekts, war 
Pro fessor Werner N cko a  (Fre burg) noch a s Soz a arbe ter n 
Ade s he m schon änger von der Idee fasz n ert gewesen, Insassen 
verantwort ch und g e chberecht gt n Geme nschaftsab äufe e n-
zubez ehen. Dr. Sutter und Dr. Weyers vom Erz ehungs w s sen-
schaft chen Inst tut der Un vers tät He de berg hatten m Rahmen 
e nes von der Deutschen Forschungsgeme nschaft geförderten 
Vorhabens wesent che Impu se zur Imp ementat on des Projekts 
„Just Commun ty“ gegeben und d e w ssenschaft che Beg e t for-
schung übernommen. S e konnten festste en, dass d e Ansätze zu 
e ner demokrat schen Part z pat on der Bewohner auch nach der 
Phase der w ssenschaft chen Beg e tung be beha ten und fortent-
w cke t worden waren, obwoh  es neben dem ständ gen Wechse  
auf Se ten der Insassen auch be m Persona  e ne gew sse F uk -
tua  t on gab. 

In m tt erwe e über 500 Protoko en der wöchent chen Vo -
ver samm ung s nd v e fach w ederkehrende rege ungsbedürft ge 
An ge egenhe ten und Standardkonf kte dokument ert: Lautstärke, 
Pünkt chke t be  den geme nsamen Mah ze ten, Sauberke t m 
San tärbere ch, Aufräumen der Z mmer usw. Aufsch ussre cher 
s nd aber kontroverse Debatten über d e angemessene Reakt on 
auf Konf kte unter den Insassen, nach Drogenm ssbrauch oder 
auch be  Stre t gke ten am Arbe tsp atz. Gerade d e soz a e Dyna-
m k des Aushande ns akzeptab er Lösungen n so chen Kr sen 
erw es s ch a s entw ck ungsst mu erend, wenn s e nach dem 
Rege  werk der demokrat schen Geme nschaft erfo gte. N cht so 
sehr das N veau der mora schen Argumente m S nne Koh bergs 
dürfte dabe  den Aussch ag geben. Nachha t ger entw ck ungs-
anregend w rkt offenbar das m Vo zug gew ss n cht se bstver-
ständ che Er eben e ner nst tut ona s erten M tbest mmung, von 
Ver fah rens  grundsätzen, d e d e g e chberecht gte Anerkennung 
jedes E n ze nen gewähr e sten – so e nes der Ergebn sse der Ver-
an sta  tung.

In zehn Jahren musste d e Ansta ts e tung nur zwe ma  von 
hrem Vetorecht Gebrauch machen, dem auf Se ten der „demo-
krat schen Geme nschaft“ das Recht korrespond ert, den Ansta ts-
e ter n d e Vo versamm ung zu z t eren – auch d es e n se tener 
Fa . Ansonsten prof t erte d e „Inse “ m umgebenden Norma  vo -
zug davon, dass es d e Akteure auch be  br santen Fragen fert g 
brachten, hr Hande n zw schen der (natür ch a gegenwärt gen) 
Loya  täts verpf chtung gegenüber den Subku turen der Insassen 
und des Persona s e nerse ts und der konsequenten Or ent erung 
an den Pr nz p en der Fa rness und den se bst gesetzten Rege n 
der Geme nschaft andererse ts auszuba anc eren. Ke n Bewohner 
hat n a  den Jahren gegen e ne Entsche dung des Fa rness ko-
m tees d e Ansta ts e tung oder gar noch höhere Instanzen an-
gerufen.

D e anwesenden (Ex-)Bewohner der „Just Commun ty“ hoben 
m Verg e ch zum Norma vo zug d e zwang osen und ntens veren 
Kontakte zum Persona  hervor. N cht nur, dass s e deswegen hre 
Haftze t verg e chswe se mensch cher er ebt hätten. Es se  auch 
mehr m H nb ck auf hre Def z te getan worden und s e hätten 
s ch besser auf d e Ent assung vorbere tet. E ner erwähnte, dass 
d ese Art von Jugendstrafvo zug, n der jeder E nze ne für das 
Woh  er ge hen des Ganzen zuständ g st, für se n Leben prägend 
geworden se . D e w ederho te Wah  ns Le tungskom tee habe 
hm Er fah rung n der Moderat on von Versamm ungen verm tte t. 
N cht zu etzt deswegen nehme er jetzt an se ner Arbe tsste e und 
n e nem Vere n verantwort che Pos t onen e n.

Versch edent ch g bt es derze t In t at ven an Schu en, d e mo-
ra sche Entw ck ung der Bete gten durch E nführung von Pr n z -
p en e ner „demokrat schen Geme nschaft“ zu fördern. Auch aus 
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He men und Wohngeme nschaften der fre en Jugendh fe s nd ent-
sprechende Versuche bekannt. Dr. Trapper und Herr Merck e von 
den be den baden-württemberg schen Chance-Projekten für e nen 
Jugendstrafvo zug n fre en Formen ber chteten von Part z  pa-
t ons e ementen n hren Konzept onen, d e zwar te we se aus an-
deren Wurze n begründet s nd, n der Sache aber d e n Ade she m 
gemachten Erfahrungen bestät gen.
Anmerkungen
1) Vgl  Kohlberg  L  Die Psychologie der Moralentwicklung  Frank furt/ 

Main 1995
2) Zusammenfassend zum Projekt vgl  Walter  Joachim / Waschek  Uli  

Die Peergroup in ihr Recht setzen  Das Just Community Projekt in 
der Justizvollzugsanstalt Adelsheim  n  Bereswill  Mechthild / Höynck  
Theresia (Hrsg ): Jugendstrafvollzug in Deutschland  Grundlagen  Kon
zep te  Handlungsfelder  Beiträge aus Forschung und Praxis  Mön chen
glad bach 2002  S  191

Günter Grüb

Zur Auftragsflaute im Strafvollzug
D e Ber chte über mange nde Beschäft gungsmög chke ten 

für Gefangene häufen s ch. E n Art ke  von Chr stoph Henn n 
der„Süddeutschen Ze tung“ vom 22. März 2005 veranschau cht 
d eses Prob em am Be sp e  der Münchner JVA Stade he m (Sogar 
das Gefängn s ver ert Aufträge an B g ohn änder. D e arbe ts-
osen Häft nge von Stade he m. Zwe  Dr tte  der Knast- nsassen 
haben n chts zu tun, obwoh  s e max ma  2,12 Euro pro Stunde ver-
d enen). Danach z ehen mmer mehr F rmen hre Aufträge aus der 
Ansta t ab und vergeben s e stattdessen nach Osteuropa. Der An-
sta ts e tung zufo ge war d e Arbe tss tuat on noch n e so sch echt 
w e gegenwärt g. Von den 1540 Personen, d e n Stade he m und 
n der Frauenabte ung Am Neudeck e ns tzen, waren m März 
2005 noch rund 470 beschäft gt - während es vor gut zehn Jahren 
noch 800 gewesen s nd. Danach arbe ten n der Werkha e nun-
mehr noch 173 Gefangene; früher s nd dort rund 500 beschäft gt 
gewesen. D e übr gen Insassen, d e noch Arbe t haben, s nd für 
den E genbedarf der Ansta t - n der Küche, Wäschere  und m Re -
n  gungsd enst - tät g. Fre ch st für d ese S tuat on n cht a e n d e 
Konkurrenz der B g ohn änder verantwort ch: „Auch d e anderen 
Ursachen assen den Knast w e e n Abb d des deutschen Arbe ts-
marktes ersche nen: a geme ne Kaufzurückha tung, mmer mehr 
Unge ernte sow e Rat ona s erungsmaßnahmen, n deren Zuge 
Menschen durch Masch nen ersetzt werden.“

D e Fo gen d eser Entw ck ung bekommen Insassen w e 
Bed enstete nachha t g zu spüren: Für rund 1000 Gefangene ste t 
d e täg che Stunde Fre gang d e e nz ge Abwechs ung dar. V e e 
von hnen s nd desha b unzufr eden und füh en s ch nutz os. Ihnen 
feh t e n struktur erter Tagesab auf. Be  Gefangenen, d e den Tag 
auf der Stat on verbr ngen, führt das öfter zu Re bere en a s be  
denen, d e beschäft gt s nd. Wen gstens 300 Insassen würden ger-
ne arbe ten, können aber anges chts der jetz gen Lage mange s 
Aufträgen n cht berücks cht gt werden.

Drogenhunde für bayerische Gefängnisse
Im Herbst 2004 haben der Bund und der Fre staat Bayern e ne 

Kooperat onsvere nbarung getroffen, wonach d e bayer sche Jus-
t z zur Verbesserung der Drogenbekämpfung pro Jahr b s zu acht 
Lehrgangsp ätze an der D ensthundeschu e der Zo ver wa  tung n 
Neuendette sau nutzen kann. Nunmehr s nd dort dre  Hunde m 
Rahmen e nes e fwöch gen Intens v ehrgangs a s Dro gen hun de 
zum Aufspüren von Rauschg ft n dre  bayer schen Ge  fängn ssen 
ausgeb det worden. B sher s nd so che Hunde nur an F ughäfen 
zur Durchsuchung von Personen und Re segepäck verwendet 
worden. Dem Vernehmen nach bef nden s ch m Fre staat 1.500 
wegen Drogende kten verurte te Straftäter h nter G ttern. 

(Nach fo genden Ber chten: Drogenhund für den Bayreuther 
Knast. Erste Rauschg ftspürteams nehmen Arbe t auf: n St. 
Geor gen d e Schäferhünd n Yos e. In: Nordbayer scher Kur er 
vom 8. Apr  2005; E ne fe ne Nase für d e Just z. In: Ma n-Post 
vom 9. Apr  2005; „Fre e M tarbe ter“ der Just z. P otprojekt n 
JVA Ber nau abgesch ossen: „S sko“ und Co. schnüffe n n dre  
Gefäng n s sen. In: Trostberger Tageb att vom 11. Apr  2005.)

Neue Beiträge zum Straf- und Maß re gel-
vollzug
- Hartmut A. G. Bos nsk : Rahmenbed ngungen ntramura er 

The  rap e von Sexua straftätern. In: Neue Kr m na po t k (NK), 
16. Jg. 2004, S. 2-6; 

- Chr st ne Morgenstern: „Lebens ang“ ernst nehmen - D e Pra-
x s der ebens angen Fre he tsstrafe. In: NK, 16. Jg. 2004, 
S. 52-55; 

- Gönke Jacobsen: We che Gründe hat der Anst eg der ebens-
angen Fre he tsstrafe und w e ernst st d e Lage? In: NK, 16. 
Jg. 2004, S. 56-57; 

- Mon ka Fromme : Lebens ange Verwahrung angeb ch n cht 
therap erbarer und extrem gefähr cher Sexua straftäter se t 
1998 n Deutsch and und der Schwe z. In: NK, 16. Jg. 2004, 
S. 86-89; 

- Wo fgang Gottscha k: Entw ck ung von Soz a arbe t m rus-
s schen Just zvo zug. Ber cht über d e Zusammenarbe t der 
Vo   zugsverwa tungen des Geb etes Archange sk und des 
Landes Sch esw g-Ho ste n. In: NK, 16. Jg. 2004, S. 122-
124; 

- Fr eder Dünke  und Bernd Mae cke: Irren st (un-)mensch ch! 
10 Irrtümer e ner neo-konservat ven Strafvo zugspo t k und 
hre W der egung - Thesen des Z ethener Kre ses. In: NK, 16. 
Jg. 2004, S. 131-133; 

- Mart n Hagenma er: Persön che Erfahrungen m t Inhaft erten, 
d e a s „gefähr ch“ ga ten. In: NK, 16. Jg. 2004, S. 135-136; 

- Günter H nr chs und Den s Köh er: Psych sche Störungen be  
Straftätern. Forens sch re evante Krankhe tsb der. In: NK, 
16. Jg. 2004, S. 137-139; 

- Eduard Matt: Resoz a s erung n der Lebens aufperspekt ve. 
In: NK, 16. Jg. 2004, S. 140-143; 

- He nz Corne : Gesetzgebungskompetenz für den Strafvo -
zug - Födera smuskomm ss on wünscht Übertragung auf d e 
Län der. In: NK, 17. Jg. 2005, S. 2; 

- Gerhard Rehn: Gegenreform erfasst Strafvo zugsgesetz. Be-
merkungen zur S tuat on des Strafvo zuges aus An ass e ner 
drohenden Ver agerung der gesetzgeber schen Zuständ gke t 
auf d e Länder. In: NK, 17. Jg. 2005, S. 3-5; 

- Fr eder Dünke : Strafvo zug st Ländersache!? Was trotz bun-
des e nhe t cher Gesetzgebungskompetenz mög ch st - Dar-
ge ste t am Be sp e  des offenen Vo zuges. In: NK, 17. Jg. 
2005, S. 5-6; 

- Joach m Wa ter: Jugendstrafvo zugsgesetz: E n Schr tt nach 
vorn oder zurück n d e K e nstaatere ? In: NK, 17. Jg. 2005, 
S. 17-18; 

- Mon ca und Gernot Ste nh per: Aufs cht über d e Just z vo -
zugs ansta ten (§ 151 StVo zG) - Kontro e oder Steuerung des 
Strafvo zugs? -. In: NK, 17. Jg. 2005, S. 19-22; 

- Axe  Dessecker: D e Über astung des Maßrege vo zugs. 
Fo ge von Verschärfungen m Kr m na recht? In: NK, 17. Jg. 
2005, S. 23-28; 

- M chae  A ex: Soz a psycho og sche Über egungen zur Anfä -
g ke t von Just zvo zugsbed ensteten für „maf öse Verstr -

ckun gen“. In: NK, 17. Jg. 2005, S. 34-35; 
- Mechth d Beresw : „The Soc ety of Capt ves“ - Form erungen 

von Männ chke t m Gefängn s. In: Kr m no og sches Journa , 
36. Jg. 2004, S. 92-108; 

- D. Se fert, B. Sch ffer, G. Bode, F. Schm dt-Quernhe m: Foren-
s  sche Nachsorge unverz chtbar, wenn es um d e Ent assung 
e nes psych sch kranken Rechtsbrechers geht. In: Neue Ze t-
schr ft für Strafrecht (NStZ), 25. Jg. 2005, S. 125-128; 

- Wo fgang Schr ever: Essen a s Strafe? - Zug e ch e ne Erw -
de rung auf Köhne, E gene Ernährung m Strafvo zug, NStZ 
2004, 607 ff. -. In: NStZ, 25. Jg. 2005, S. 195-197; 

- Thomas Ross und Fr edemann Pfäff n: R sk Assessment m 
Maßrege vo zug: Grenzen psychometr scher Gefähr chke ts-
pro gnose m therapeut schen Umfe d. In: Monatsschr ft für 
Kr m no og e und Strafrechtsreform (MschrKr m), 88. Jg. 2005, 
S. 1-11; 

- E mar Habermeyer: Psych atr sche Kr m na prognose n e -
ner „fachfremden“ Maßrege : Erfahrungen m t Probanden vor    
bzw. n S cherungsverwahrung. In: MschrKr m, 88. Jg. 2005,       
S. 12-25; 
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- Ph pp Wa kenhorst: Leben n der „schw er gen Fre he t“: Sk z-
zen zum e gent chen F uchtpunkt pädagog scher Arbe t m 
Jugendstrafvo zug (Te  2). In: Ze tschr ft für Jugendkr m na -
recht und Jugendh fe (ZJJ), Jg. 15 2004, S. 316-425; 

- D eter Rössner: Täter-Opfer-Ausg e ch. Förderung der soz -
a en Verantwortung und Integrat on durch Opferbezug m Ju-
gend strafvo zug. In: ZJJ, Jg. 16 2005, S. 30-34; 

- Chr st an Kropp: Rechtsw dr gke t des gegenwärt gen Gefan-
ge nentransports. In: Ze tschr ft für Rechtspo t k (ZRP), 38. Jg. 
2005, S. 96-98; 

- Fr edemann Pfäff n: Das Comm ttee for the Prevent on of 
Torture and Inhuman or Degrad ng Treatment or Pun shment 
des Europarats. In: Recht & Psych atr e (R&P), 23. Jg. 2005, 
S. 24-30.

Ausgrenzung: Lebensbedingungen, sozialer 
Ausschluss und Rückfall

“ t s a so mportant to take a ho st c v ew, rather than ook ng 
at d fferent prob ems n so at on. Emp oyment, hous ng and sub-
stance abuse prob ems etc. shou d be v ewed n comb nat on. It s 
d ff cu t to redress def c enc es n on y one area when prob ems n 
d fferent areas tend to be re ated to one another.“

In e nem Art ke  von Anders N sson vom Department of Cr  m -
no ogy der Un vers tät Stockho m w rd d e Bedeutung von Lebens-
bed ngungen für den Rückfa  nach Haftent assung untersucht. 
Be  e ner repräsentat ven Auswah  von 346 schwed schen Gefan-
ge nen wurde der Frage nachgegangen, w e Def z te n versch e-
denen Bere chen (Ausb dung, Beschäft gung, f nanz e e S tuat on, 
Wohnen, soz a e Bez ehungen und Gesundhe t) das R s ko, w e-
der straffä g zu werden, m Verg e ch zur Gesch chte der früheren 
Verurte ungen bee nf ussen. D e Daten wurden aus Interv ews 
und den W ederverurte ungen nnerha b von dre  Jahren nach 
Ent as sung gewonnen.

D e Befunde ze gten e ne k are Bez ehung zw schen Aus-
b dung und Beschäft gung, aber vor a em zw schen e ner Akku-
mu at on von Def z ten und dem Rückfa geschehen. D ese Effekte 
ze gten s ch besonders stark be  Personen, d e früher noch n cht 
nhaft ert gewesen waren. Be  e nem Mange  an Be schäft  gungs-
mög chke ten oder Wohnungsknapphe t st eß e ne Verbesserung 
der nd v due en Voraussetzungen an deut che Grenzen.

Be m k aren Zusammenhang zw schen dem Rückfa  und der 
Anzah  der Gefängn saufentha te se  zwe fe haft, ob das Gefängn s 
und das System der Bewährungsh fe d e besten Akteure zur Prä-
ven t on von Rückfa  und soz a em Aussch uss darste e.

(Wo fgang W ttmann)
L t.: Anders N sson: L v ng Cond t ons, Soc a  Exc us on 

and Rec d v sm Among Pr son Inmates. In: JOURNAL OF 
SCANDINAVIAN STUDIES IN CRIMINOLOGY AND CRIME 
PREVENTION 4 (2003), S. 57-83.

(Aus: BAG-S, Informat onsd enst Straffä genh fe, 13. Jg. 
2005, Heft 1, S. 44 f.)

Gewalterfahrungen von Frauen in Haft 
Im Rahmen e ner repräsentat ven Untersuchung zu Gewa t 

gegen Frauen n Deutsch and, n der auf der Bas s e ner repräsen-
tat ven Geme ndest chprobe 10.000 Frauen n ganz Deutsch and 
um fassend zu hren Gewa terfahrungen, zu hrem S cher he ts ge-
füh  und zu hrer psychosoz a en und gesundhe t chen S tuat on 
befragt wurden, wurden auch schwerer erre chbarere Te po pu a-
t o nen befragt. E ne d eser Te popu at onen waren neben Prost -
tu er ten und F ücht ngsfrauen auch Frauen n Haft. 

A e dre  Gruppen waren n deut ch höherem Maße von kör-
per cher, sexue er und psych scher Gewa t sow e von sexue er 
Be äst gung betroffen a s d e Frauen n der Hauptuntersuchung. 
Während 58 Prozent der n der Hauptuntersuchung befragten 
Frau en von sexue er Be äst gung ber chteten, waren d es be  der 
Te  popu at on „ nhaft erte Frauen“ 92 Prozent. Auch sexue en 
M ss  brauch und sexue e Gewa t n der K ndhe t und dann m spä-
teren Erwachsenena ter haben d ese n e nem deut ch höheren 
Maße er tten a s d e Frauen n der Hauptuntersuchung. 

Das Leben der befragten Frauen war vor der Haft überpro-
port ona  durch schwere Gewa t m t Ver etzungsfo gen geprägt. 
E n auffä g hoher Ante  war ganz oder te we se obdach os oder 
n anderen vorübergehenden Unterkünften untergebracht und 
man ge haft n soz a e Bezüge e ngebunden. Nur 46 Prozent der 
Frauen n Haft waren n hrer K ndhe t ganz oder überw egend be  
be den e b chen E tern aufgewachsen. In der Hauptuntersuchung 
waren es 81 Prozent. 

D e Frauen s nd auch während der Haft we ter Formen von 
psych scher und phys scher Gewa t ausgesetzt, so ber chteten 36 
Prozent, körper che Gewa t, und 69 Prozent psych sche Gewa t 
während der Inhaft erung er ebt zu haben. A s Täter und Tä ter n-
nen wurden m t Abstand am häuf gsten M tgefangene genannt. 
A erd ngs st auch das Persona  n den Just zvo zugsansta ten 
benannt worden. Von sexue er Gewa t oder auch sexue er Be äs-
t  gung haben nur sehr wen ge Frauen ber chtet. 

A s E nschränkung muss erwähnt werden, dass m Gegensatz 
zur Hauptuntersuchung d e Zusammenste ung der Te popu at on 
„Inhaft erte Frauen“ n cht repräsentat v war. 

Dennoch muss man s ch der Sch ussfo gerungen aus dem 
Be r cht ansch eßen: Es besteht e ne besondere Verantwortung 
ge  genüber nhaft erten Frauen, d ese m Kontext der Hafts tuat on 
ausre chend vor körper cher und sexue er Gewa t zu schützen. 
(jb) 

Que e: Lebenss tuat on, S cherhe t und Gesundhe t von Frau-
en n Deutsch and - e ne repräsentat ve Untersuchung zu Gewa t 
gegen Frauen n Deutsch and (Zusammenfassung zentra er Stu-
d en ergebn sse). Der Ber cht steht a s down oad auf der Home-
page des Bundesm n ster ums für Fam e, Sen oren, Frauen und 
Jugend www.bmfstj.de (St chwort –> Forschungsnetz –> For-
schungs ber chte) zur Verfügung. 

Bezugsste e: BMFSFJ, 53107 Bonn, Te .: 0 18 05 32 93 29,    
E-Ma : broschürenste e@bmfsfj.bund.de 

(Aus: BAG-S, Informat onsd enst Straffä genh fe, 13. Jg. 
2005, Heft 1, S. 35.)

„Großbritannien: Wiedereingliederungs re-
sul tate nach Haftentlassung 

A s Sch üsse faktoren für e ne erfo gre che soz a e W eder e n-
g ederung von Haftent assenen werden mmer w eder dent f z ert: 
Arbe t, Ausb dung oder Tra n ng und Wohnung. 

D e Hauptergebn sse d eses schon zum zwe ten Ma  durch-
geführten Surveys: 
- Gefangene, d e v er Wochen vor hrer Inhaft erung n Be schäf-

t  gung, Tra n ng oder Ausb dung (BTA) waren, kommen m t 
erheb ch höherer Wahrsche n chke t nach der Ent assung 
w eder n BTA (59%) a s jene, d e vor der Haft erwerbs os und 
n cht n Ausb dung waren (17%). E n starker Zusammenhang 
zur Aufnahme von BTA nach der Ent assung ze gte s ch auch 
für d ejen gen, d e während der Haft Fam enbesuche empfan-
gen hatten und für d e e ne Wohnung zum Ent assungsterm n 
zur Verfügung stand. 

- D e Mehrzah  der BTA Arrangements se en durch Fam e, 
Freun de und / oder persön che Kontakte n der Geme nde 
zustande gekommen. Be  Personen, d e n e n BTA waren, 
se en Agenturen stärker nvo v ert gewesen. 

- Vor der Haft n pr vatem oder gem etetem Wohnraum ge ebt zu 
haben, während der Haft Besuche von Fam enangehör gen 
oder Partnern bekommen zu haben, ke n Drogenprob em vor 
der Inhaft erung gehabt zu haben und v er Wochen vor der In-
haf t erung n BTA gewesen zu se n, erhöhen d e Wahr sche n-
chke t, auch nach der Haft w eder e ne Wohnung zu f nden. 

- Ca. e n Dr tte  der Gefangenen habe gar ke nen Besuch be-
kommen; hre Chance, e ne Wohnung oder e nen Job zu be-
kommen, se  deut ch ger nger. 

- E ne von den Autoren gezogene Schussfo gerung st, dass 
d e Mög chke ten, Fam en und Lebenspartner n d e Bemü-
hun gen um soz a e W edere ng ederung von Strafgefangenen 
e nzubez ehen, ausgewe tet werden so ten. 
(Wo fgang W ttmann)
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Psychisch kranke Straftäter
Unter d esem Rahment te  steht Heft 1, 52. Jahrgang 2005, 

der Ze t schr ft „Bewährungsh fe“. Das Heft enthä t fo gende e n-
sch äg ge Be träge:
- Jörg-Mart n Jeh e: Strafrecht che Unterbr ngung n e nem 

psych  atr schen Krankenhaus - Rechtsw rk chke t und aktu-
e e Prob eme - (S. 3-14);

- Norbert Scha ast, Sy v a Mushoff, R ta Demmer ng: W e s nd 
Pat enten des § 64-Maßrege vo zugs kr m no og sch e nzu-
ordnen? (S. 15-29);

- Kathar na Bennefe d-Kersten: Psych sch auffä ge Menschen 
m Gefängn s – e ne Erhebung m n edersächs schen Straf vo -
zug (S. 30-40);

- M chae  St e s-G enn: Ist d e Bewährungsh fe auf psych sch 
kran ke Probanden gut vorbere tet? E ne kr t sche Bestands-
auf nahme (S. 41-51);

- Astr d He merd nger: „Gefähr che Straftäter“: e ne Prob em-
grup pe der Kr m na po t k? (S. 52-56).
Außerdem enthä t das Heft u.a. noch e nen Nachruf auf He ga 

E nse e (S. 40) und e nen kr m na po t sch-kr m no og schen Be -
trag von Her bert Ostendorf zum Verhä tn s von Kr m na prävent on 
und Strafe: Mehr Prävent on und wen ger Strafe, wen ger Prä-
ven t on und mehr Strafe oder mehr Prävent on und mehr Strafe? 
(S. 57-66). Der Verfasser spr cht s ch m Interesse von Vernunft 
und Mora  für e nen zurückha tenden Gebrauch von Fre he ts e n-
schränkungen aus. „Aber n cht nur der Humanaspekt ver angt re-
press ve Zurückha tung, auch der Vernunftaspekt der Ökonom e. 
Repress on st rege mäß g teurer a s Prävent on.“ (S. 66)

Neue Jugendarrestanstalt auf Hahnöfer-
sand

Nach e njähr ger Bauze t wurde am 22. Apr  2005 d e neue 
Jugendarrestansta t auf der E b nse  Hahnöfersand e ngewe ht. 
In dem neu err chteten Gebäude stehen 20 moderne Arrestp ätze 
zur Verfügung. Das neue Gebäude auf Hahnöfersand b e-
tet m t Gruppenräumen, Werk-, Com puterraum und moder-
nen Arrestp ätzen d e Bas s für e ne opt ma e Umsetzung des 
Vo zugskonzepts: D e Arrestze t w rd ntens v zur pos t ven er-
z eher schen Bee nf ussung der Arrestanten genutzt. H erzu ge-
hört e n k ar geg ederter Tagesab auf m t engen Vorgaben. In 
Arbe tsgruppen und E nze gesprächen w rd m t den Jugend chen 
gearbe tet. Durch d e räum che Nähe zu der Just zvo zugsansta t 
Hahnöfersand kann der Jugendarrest m Bedarfsfa  auf das dor-
t ge Fachpersona , w e Psycho ogen und med z n sches Persona  
zurückgre fen. Zudem können d e dort gen Sportan agen m tge-
nutzt werden. Außerdem st d e Ar rest ansta t n das A armsystem 
der Gesamtansta t ntegr ert. Spez e  für den Jugendarrest w rd 
e n Bus-Shutt e nach Cranz und F nkenwerder m t e nem e ge-
nen Fahrzeug    e nger chtet. Von dort verkehren L n enbusse 
etwa zum Bahn hof A tona m t e ner Fahrze t von ca. 40 m n. Zu 
E n schränkungen be  der Te nahme am Schu besuch, aufen-
den Ausb dungen oder Arbe t kommt es daher aufgrund der 
Arrestverbüßung n cht. 

An äss ch der E nwe hung der neuen Räume ste ten 
Just zsenator Dr. Roger Kusch und der D rektor der K n k für K nder- 
und Jugendpsych atr e des UKE, Prof. Dr. Peter R edesser, e n 
neues geme nsames Konzept vor. Im Rahmen e nes P otprojekts 
w rd künft g e n jugendpsych atr sch geschu ter Arzt der K n k neue 
Arrestanten untersuchen und dem Jugendarrest beratend zur 
Se te stehen, wenn grav erende psych sche Störungen vor egen.

Der Jugendarrest st e n w cht ges Instrument m System ju-
gendger cht cher Maßnahmen. Er st noch ke ne Jugendstrafe - 
aber „e n Schuss vor den Bug” für den Arrestanten. Jugendarrest 
kann b s zu e ner Dauer von v er Wochen vo zogen werden und 
w rd von e nem Ju gend r chter überwacht. In den vergangenen 
Jahren wurde n Ham burg mmer häuf ger Jugendarrest vo zo-
gen:

   1999  2000  2001  2002  2003  2004
Arreste    63   104   145   203   297   414

(Nach e nem Ber cht der Staat chen Presseste e der Fre en 
und Hansestadt Hamburg vom 22. Apr  2005.)

Que e: Stephen N ven / Duncon Stewart: Resett ement out-
comes on re ease from pr son n 2003. In: FINDINGS 248, ed. by 
Home Off ce Research, Deve opment and Stat st cs D rectorate, 
London, 24. Februar 2005. 

(Aus: BAG-S, Informat onsd enst Straffä genh fe, 13. Jg. 
2005, Heft 1, S. 40.)

Aktiv Gesund“ - ein Projekt für inhaftierte 
Frauen 

Se t 1975 ex st ert der Arbe tskre s „Sport n Just z vo  zugs an-
sta ten“ a s off z e er Berater des Just zm n sters NRW zu d esem 
Thema. D e M tg eder des Arbe tskre ses setzen s ch zusam-
men aus Vertretern und Vertreter nnen der Just z, des Lan des-
Sport Bundes NRW und der Sportjugend NRW. E n An egen des 
Arbe ts kre ses st es, deut ch zu machen, dass Sport mehr st a s 
e ne Form der Fre ze tgesta tung n Haft, sondern versch edenste 
pos t ve Ausw rkungen hat b s h n zur Verbesserung von nd v du-
e en Resoz a s erungschancen. 

Im Februar 2004 wurde der Absch ussber cht des ganzhe t-
chen Projektes zur Gesundhe tsförderung durch Sport m Straf-

vo  zug m t dem T te  „Akt v Gesund“ vorge egt. 
In der JVA W ch II - e ner Just zvo zugsansta t für Frauen n 

NRW - haben zw schen August 2002 und Apr  2003 nsgesamt 
15 Frauen an e nem Programm te genommen, be  dem e nma  
wöchent ch ca. 60 M nuten ang versch edene Sportangebote 
und ca. 30 M nuten „Hea th Care“ (Informat onen zu Ernährung, 
Körper be wusst se n etc.) angeboten wurden. Para e  dazu wur-
den e ne Be fra gung und e ne Untersuchung zur w ssenschaft-
chen Auswer tung über den Nutzen e nes so chen Programms 

durchgeführt. Be  der Grundor ent erung des Projektes wurden 
frauenspez f sche As pekte berücks cht gt, darunter d e körper che 
Verfassung nach e ner häuf g be  den nhaft erten Frauen vor-
egenden Betäubungs m t te  abhäng gke t bzw. d e Erfahrungen 

e nes Ka ten Entzuges w e auch dem Bedürfn s nach eher am 
„We ness“ oder „Woh füh -Be dürfn s“ ausger chteten Interesse. 
Das Programm bestand aus e ner Theor e- und Prax s-M schung, 
bestehend aus sport cher Be tä t gung und Verm tt ung von W ssen 
über Gesundhe t, verbunden m t v e  Entspannung. 

D e Auswertung ze gte e nen deut chen Effekt be  den Fak-
to ren „Gew cht“ und „Se bstbewusstse n“. Be  we teren Faktoren, 
w e Reduz erung des Z garettenkonsums oder Ste gerung der kör-
per chen Le stungsfäh gke ten re chten d e St chproben n cht aus, 
um s gn f kante Änderungen festzuste en. Im Laufe des Projekt-
ver aufes hat s ch d e sehr heterogene Gruppe zu e nem Team zu-
sammengefunden, n dem Fa rness, gegense t ge Unterstützung 
aber auch Spaß w cht ge Faktoren m Umgang m te nander waren. 
D eser pos t ve Umgang w rkte s ch auch auf das Verha ten m 
Hafthaus aus. 

Im Absch ussber cht wurde festgeha ten, dass d e Frauen so-
woh  n phys scher w e auch psych scher S cht aus dem Projekt 
pro f t ert haben. E ne nteressante Anregung entw cke ten d e Ver-
fas ser und Verfasser nnen des Absch ussber chtes: Ausgehend 
davon, dass es m Vo zug k are R cht n en über e ne ausgewo-
gene Ernährung gäbe und übera  Arbe tsschutzvorschr ften gä -
ten, müsste es doch konsequenterwe se auch für den Ansta tsarzt 
mög ch se n, be  entsprechender Ind kat on Sport a s gez e te Be-
hand ungsmaßnahme verb nd ch n den Vo zugsp an aufnehmen 
zu assen. 

Bedauer cherwe se st das Programm b sher weder n der 
JVA W ch II noch n e ner anderen Frauenjust zvo zugsansta t 
w ederho t worden. (j-b) 

Que en: „Akt v Gesund“ - e n ganzhe t ches Projekt zur Ge-
sund he tsförderunq durch Sport m Strafvo zug - Absch ussber cht 
e ner Exp orat onsstud e. Herausgeber: Sportjugend NRW m Lan-
desSportBund NRW e.V., Fr edr ch-A fred-Str. 25, 47055 Du s-
burg. 

We tere Informat onen zum Arbe tskre s unter   
www.w r- m-sport.de/temp ates/sportjugend/ –> Themen & Z e -
grup   pen –> Projekte & Programme –> Programm „Sport n Just z-
vo  zugsansta ten“.

(Aus: BAG-S, Informat onsd enst Straffä genh fe, 13. Jg. 
2005, Heft 1, S. 17.)

293ZfStrVo 5 / 05



„... die im Dunkeln sieht man nicht.“ -   
Per s pek  tiven des Strafvollzugs 
Festveranstaltung am 12. November 2005   
anlässlich des 75. Geburtstages von Prof. Dr. Georg 
Wagner im Senatssaal der Ludwig-Maximilians-
Universität München

Veransta ter s nd d e Faku tät für Psycho og e und Pädagog k 
der Ludw g-Max m ans-Un vers tät - an der Georg Wagner a s 
Ho norarprofessor für Rechtspsycho og e tät g st - und der Ar be ts-
kre s der Psycho ogen m Just zvo zug.
Programm:
11.00-11.30 Begrüßung, E nführung     

 Dr. ph . W  Pecher, Ansta tspsycho oge JVA München;   
 Lehrbeauftragter für Rechtspsycho og e an der LMU   
 München

11.30-12.00 Grußworte      
  N. N., Dekan der Faku tät für Psycho og e und 
Pädagog k   der LMU München   
    M n ster a d r gent Hermann 
Korndörfer,  Le ter der Abte -   u n g 
Strafvo zug m Bayer. Staatsm n ster um der Just z  
 Prof. Dr. ur. Dr. h.c. He nz Mü er-D etz, em. Lehrstuh n-  
 haber für Strafrecht, Strafprozessrecht, Strafvo zug und   
 Kr m no og e an der Un vers tät des Saar andes   
 Ltd. Reg erungsd rektor Hans-Herbert Moser, Le ter der   
 JVA München

12.00-13.00 „Strafvo zug gestern, heute und morgen“    
 Prof. Dr. ph . Rudo f Egg, D rektor der Kr m no og schen   
 Zentra ste e n W esbaden

14.00-14.45 „D e verratene Reform“
  Dr. ph . Gerhard Rehn, ehem. Le ter der Abte ung Vo -  

 zugsgesta tung m Strafvo zugsamt der Just zbehörde   
 Hamburg

14.45-15.15 „Zusammenarbe t von Psycho ogen und Jur sten“ 
  Dr. ur. Kar  Peter Rotthaus, Präs dent des Just z vo  zugs   

 amts Rhe n and a.D.
15.15-16.00 „Perspekt ven des Strafvo zugs“
  M n ster a d r gent n Dr. ph . Mon ca Ste nh per,  

   Le ter n der Abte ung Just zvo zug m 
N edersächs schen   Just zm n ster um

16.30-17.45 Pod umsd skuss on: D e Ro e der Psycho og e für 
d e We terentw ck ung des Strafvo zugs    
 Moderat on: Ltd. Reg erungsd rektor n E sava Schöner,   
 Le ter n der Soz a therapeut schen Ansta t Er angen
Der Senatssaa  bef ndet s ch m Hauptgebäude der Ludw g-

Max m ans-Un vers tät, Geschw ster-Scho -P atz 1, süd . Trakt, 
m 1. Stock. U-Bahn-Ha teste e: Un vers tät.

Für M ttags mb ss, Kaffee und Pausengetränke w rd e n 
Un kos ten be trag von 10,-  erbeten. Nach dem Kongress be-
steht d e Mög   chke t zum Abendessen m Ratske er (auf e gene 
Rechnung).

Übernachtungsmög chke ten stehen n begrenztem Umfang 
n der Bayer schen Beamtenfachhochschu e Starnberg für 16,20  
pro Nacht zur Verfügung. Voranme dung h erzu erforder ch unter: 
Dr. Pecher@t-on ne.de

11. Deutscher Präventionstag in Nürnberg
Am 8. und 9. Ma  2006 f ndet der 11. Deutsche Prävent onstag 

n Nürnberg statt. Das Schwerpunktthema des Kongresses st 
„Sport und Prävent on“. Den Te nehmer erwarten nteressante 
Vorträge, Projekt nformat onen und D skuss onen zum Gesamt-
be re ch der Prävent on. W e be  den früheren Veransta tungen 
besteht d e Mög chke t e ner akt ven Bete gung am Deutschen 
Prä ven t onstag. We tere Informat onen zu den Bere chen: Offenes 
Forum, Informat onsstände, Sonderausste ungen, Infomob e, 
Event büh ne und F mforum f nden s ch auf der Internetse te:   
www.praevent onstag.de unter „11. Deutscher Prävent onstag“. 
Das deta erte Kongressprogramm ersche nt Anfang 2006.

DPT- Deutscher Prävent onstag geme nnütz ge GmbH, Am 
Water oop atz 5 A, 30169 Hannover 
(Te .: 05 11 / 2 35 49 49, Fax: 05 11 / 2 35 49 50,    
E-Ma : DPT@praevent onstag.de, www.praevent onstag.de)

Hauptsache ist, dass nichts passiert?
Selbstbild und Außendarstellung des Justivollzuges 
in Deutschland

Unter d esem T te  und Untert te  steht e ne Fachtagung, d e 
vom 20. b s 22. November 2005 m Kard na -von-Ga en-Haus, 
Stape fe der K rchstr. 13, 49661 C oppenburg, n Zusammenarbe t 
der Katho schen Akadem e und He mvo kshochschu e Kard na -
von-Ga en-Haus m t dem N edersächs schen Just zm n ster um 
durchgeführt w rd. Tagungsbeg nn st am Sonntag, 20.11., 
14.30 Uhr, Tagungsende am D enstag, 22.11., 14 Uhr. Tagungs-
e ter s nd Dr. Barbara Kappenberg, Dozent n, Kard na -von-Ga en-
Haus, und Gerd Koop, Le ter der JVA O denburg. Vorgesehen s nd 
u.a. neben Grußworten und e ner Eröffnungsansprache der N e-
der säch s  schen Just zm n ster n fo gende Referate: 
- S mone D etz: D e S cherhe t der offenen Gese schaft;
- Mart n K ngst: D e Vorurte e der Presse und d e Auswege 

h eraus; 
- Mon ca Ste nh per: Hauptsache st, dass n chts pass ert?; 
- Wo f Lotter: S cherhe ts - R s ko;
- Werner Greve: Das Produkt S cherhe t: D e Qua tät hängt 

vom Kunden ab;
- Rudo f Egg: W e erfo gre ch st der Strafvo zug? Ergebn sse 

der Rückfa forschung; 
- Thomas Wo f: Der Umgang der Strafvo streckungskammer 

m t R s ko-S tuat onen; 
- Bernd Mae cke: Wer zu neuen Ufern w , darf das Meer n cht 

fürchten! Perspekt ven des Just zvo zuges n Deutsch and; 
- Peter Ober änder: „Was so  m Vo zug pass eren?“ V deo-

doku mentat on: Vo zug aus der S cht von Betroffenen und 
Ange hö r  gen. 
Ferner s nd Arbe tsgruppen zu fo genden Themen vorgese-

hen:
- R s komanagement m Just zvo zug und n der Just z; 
- Was pass ert, wenn n chts mehr pass ert?;
- Wenn ch’s n cht r cht g machen kann – W e entsche de ch 

m ch m Zwe fe ?;
- Verändertes Se bstverständn s der Just zvo zugs bed ens te-

ten: Nur noch D enst e ster der Öffent chke t?; 
- Just zvo zug und Po ze  – Partnerschaft n Sachen S cherhe t; 

Ist der Just zvo zug noch behand ungsfäh g?; 
- Soz a e S cherhe t m Just zvo zug – nur e n hoh es 

Sch ag wort?; D e Ro e des Opfers m Strafvo zug – e ne 
Bauste e?; 

- Der Just zvo zug auf dem Weg zu e ner Marke?
D e Kosten für d e Te nahme betragen 145,- . Anme dungen 

werden schr ft ch oder per E-Ma  erbeten an: Kard na -von-Ga en-
Haus, Katho sche Akadem e und He mvo kshochschu e, Stape -
fe  der K rchstr. 13, 49661 C oppenburg, z. Hd. Frau Ste ner-du 
Poe , E-Ma : vste ner@kard na -von-ga en-haus.de.

Zum Anstieg der Gefangenenzahlen in den 
USA

Nach M tte ungen des Amts für Just zstat st k st d e Zah  der 
Ge fängn s nsassen n den Vere n gten Staaten trotz rück äuf ger 
Kr  m na tät we ter gest egen. Zw schen M tte 2003 und M tte 2004 
hätten mehr a s 2,1 M onen Bürger e ne Fre he tsstrafe verbüßt. 
Dam t se en 726 Gefangene auf 100.000 E nwohner entfa en. Das 
“Just ce Po ce Inst tute“ - das für d e Verw rk chung neuer Kon-
zep te n der Kr m na po t k e ntr tt - kr t s erte, dam t hätten d e USA 
den traur gen ersten P atz m t dem höchsten Ante  an Strafge fan-
ge nen, gemessen an der Bevö kerungszah , we ter ausgebaut. D e 
Stu d e führt d e hohe Zah  der Gefängn s nsassen vor a em auf 
Strafverschärfungen zurück, d e nament ch zur Bekämpfung von 
Rauschg ftde kten e ngeführt worden se en. A s we tere Ursachen 
ge ten demnach mehr Verhaftungen auf oka er Ebene wegen 
ger ngfüg ger Straftaten sow e d e Zunahme psych sch kranker 
Ge fäng n s nsassen, d e zuvor n psych atr schen E nr chtungen 
untergebracht gewesen se en. Der Stud e zufo ge gehören mehr 
a s 60 Prozent der Inhaft erten ethn schen M nderhe ten an. 

(Nach dem Ber cht: Häft ngsrekord n den Vere n gten Staa-
ten. In: Frankfurter A geme ne Ze tung vom 30. Apr  2005, 
S. 9.) 
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§§ 66, 66b StGB, 275a Abs. 5 StPO (Zu 
den Voraussetzungen für die Anordnung 
nachträglicher Sicherungsverwahrung)

Die die besondere Gefährlichkeit begründenden 
Tatsachen im Sinne des § 66b StGB müssen nicht wäh­
rend des Vollzugs der Freiheitsstrafe neu eingetreten 
sein; vielmehr genügt es, wenn sie in diesem Zeitraum 
bekannt werden.

Besch uss des 1. Strafsenats des Thür nger Ober an des ge-
r chts vom 9. Dezember 2004 - 1 Ws 375/04 -

Gründe

I.
Durch Urte  des Amtsger chts Sonneberg  – Schöffenger cht – 

vom 22.11.2000 – Schöffenger cht – (Az.: 511 Js .../99 - 1 Ls (501), 
rechtskräft g se t dem 27.11.2000, wurde der Beschwerdeführer 
unter E nbez ehung der durch das Urte  des Amtsger chts H d-
burg hausen vom 06.04.2000 (Az.: 371 Js .../99 - 1 Ds), rechts-
kräft g se t dem se ben Tage, verhängten Strafen zu e ner Gesamt-
fre  he tsstrafe von dre  Jahren verurte t. D e Verurte ung durch 
das Amtsger cht Sonneberg erfo gte wegen Vergewa t gung; der 
Ver ur te ung durch das Amtsger cht H dburghausen agen D eb-
stah  n Tatmehrhe t m t Trunkenhe t m Verkehr und D ebstah  m 
beson ders schweren Fa  (Gesamtfre he tsstrafe von neun Mona-
ten) zugrunde. D e E nsatzstrafe für d e Vergewa t gung egte das 
Amts ger cht Sonneberg - Schöffenger cht - auf zwe  Jahre und 
sechs Monate fest, m t den E nze strafen von dre  und s eben Mo-
na ten aus dem Urte  des Amtsger chts H dburghausen wurde d e 
Gesamtfre he tsstrafe von dre  Jahren geb det. 

Der Beschwerdetührer war zuvor bere ts erheb ch strafrecht-
ch n Ersche nung getreten. Der Bundeszentra reg sterauszug 

we st nsgesamt 14 E ntragungen auf. So wurde er s ebenma  n 
der DDR verurte t, wobe  den ersten sechs Verurte ungen jewe s 
D ebstah sde kte, unbefugte Benutzung von Kraftfahrzeugen, 
vorsätz che Sachbeschäd gung und Körperver etzungsde kte zu-
grunde agen. Mehrmonat ge bzw. mehrjähr ge Fre he tsstrafen 
wur  den vo streckt. Durch Urte  des Kre sger chts Sömmerda vom 
03.05.1988, Az.: S .../88 (...-.../88), erfo gte e ne Verurte ung we-
gen versuchter Vergewa t gung, vorsätz cher Sachbe schä d  gung 
und D ebstah s zu e ner Fre he tsstrafe von zwe  Jahren. Nach 
der W edervere n gung kam es zu we teren s eben rechtskräft gen 
Verurte ungen. Dre  d eser Verurte ungen, so vom Kre s ger cht 
Sömmerda vom 25.05.1992, vom Amtsger cht Sömmerda vom 
10.03.1994 und vom Amtsger cht H dburghausen vom 06.04.2000 
(oben genannt) agen jewe s w eder d e De kte Trun ken he t m 
Verkehr, uner aubtes Entfernen vom Unfa ort, Fahren ohne 
Fahrer aubn s und D ebstah  zugrunde. M t Urte  des Amts ge r chts 
Erfurt vom 22.07.1993, rechtskräft g se t dem 26.05.1994, Az.: 
830 Js .../93 - Ls, wurde der Verurte te wegen Raubes n m nder 
schwe rem Fa  zu e ner Fre he tsstrafe von zwe  Jahren und sechs 
Monaten verurte t. Das Landger cht Erfurt verurte te den Be-
schwerdeführer sch eß ch am 01.02.1995, rechtskräft g se t dem 
se ben Tag (Az: 701 Js .../94 - 2 K s), wegen Vergewa t gung zu 
e ner Gesamtfre he tsstrafe von v er Jahren. E nbezogen wurden 
h erbe  d e Entsche dung vom 22.07.1993 sow e d e Ent  sche dung 
des Amtsger chts Sömmerda vom 10.03.1994. 

Am 04.12.1994, rechtskräft g se t dem se ben Tag (Az.: 980 Js 
.../95 - 1 Ks), erfo gte durch das Landger cht Erfurt d e Verurte ung 
wegen Totsch ags be  verm nderter Schu dfäh gke t zu e ner Fre -
he ts strafe von dre  Jahren und sechs Monaten. D e Unterbr ngung 
n e ner Entz ehungsansta t wurde angeordnet. Sch eß ch erfo gte 
d e etzte Verurte ung durch das Amtsger cht Sonneberg am 
22.11.2000 wegen Vergewa t gung. 

D ese Strafe verbüßt der Verurte te nunmehr se t dem 
17.12.2001. Der Zwe dr tte ze tpunkt war am 16.12.2003. M t 
Besch uss der Strafvo streckungskammer des Landger chts Me -
n n gen vom 03.09.2003 wurde d e Aussetzung der Vo streckung 
des Restes der Fre he tsstrafe aus dem Urte  des Amtsger chts 
Sonneberg zur Bewährung abge ehnt. Der Be sch uss er angte 
Rechtskraft am 24.09.2003. Das Strafende dat ert auf den 

16.12.2004, daran st e ne Ersatzfre he tsstrafe von v er Tagen 
wegen Trunkenhe t m Verkehr not ert. Nach § 43 StVo zG s nd 
zehn Tage angespart, so dass e n Anspruch auf Ent assung zum 
10.12.2004 besteht. 

M t Verfügung vom 13.10.2004 beantragte d e Staats an -
wa tschaft Me n ngen gem. § 66b Abs. 1 StGB . V. m. § 66 Abs. 1, 
2, 3 StGB für den Verurte ten d e nachträg che S cherungs ver-
wah rung anzuordnen, e n Sachverständ gengutachten zur Gefähr-
chke tsprognose e nzuho en, gem. § 463 Abs. 3 Satz 5 StPO 

dem Verurte ten e nen Pf chtverte d ger be zuordnen (§ 140 Abs. 
2 StPO) und gem. § 275 Abs. 5 Satz 1 StPO d e vor äuf ge Unter-
br n gung anzuordnen.

Das n anderem Zusammenhang e ngeho te psych atr sch-
psycho og sche Gutachten vom 04.06.2004 des D p .-Psycho ogen 
K. kommt zu dem Ergebn s, dass be  dem Verurte ten e ne d sso-
z a e Persön chke tsstörung vor egt sow e e n schweres A koho -
ab häng gke tssyndrom. Wegen mange hafter Abst nenzfäh gke t 
bestehe we terer Behand ungsbedarf. Im Fa  e nes Tr nkrückfa s 
se en neuer che schwere und schwerste Strafhand ungen extrem 
wahrsche n ch. E ns cht n d e Notwend gke t e ner Therap e und 
Behand ungsbere tschaft ege be m Verurte ten n cht vor. Er habe 
unm ssverständ ch und m t Nachdruck zu verstehen gegeben, dass 
er n ke nem Fa  bere t se , nach Strafende m Dezember d eses 
Jahres n den Maßrege vo zug zurückzugehen. E ne nachha  t  ge 
Ause nandersetzung m t der strafrecht chen Vorgesch chte ha be 
n cht stattgefunden. Im Gesamtb d se  d e Prognose zum ge gen-
wärt gen Ze tpunkt zwe fe sfre  ungünst g. 

Auswe s ch der Ste ungnahme der JVA U. vom 16.09.2004 
war der Verurte te mehrma s - m Januar 2001 und m Oktober 
2003 - gegenüber Bed ensteten der Just zvo zugsansta t verba  
aggress v aufgetreten und hat dabe  schwere Straftaten ange-
droht; auch drohe er m t mass ver Gewa tanwendung gegen s ch 
se bst. 

Durch Unterbr ngungsbefeh  vom 03.11.2004 ordnete das 
Land ger cht Me n ngen b s zur rechtskräft gen Entsche dung über 
den Antrag der Staatsanwa tschaft Me n ngen vom 13.10.2004 auf 
Anordnung der nachträg chen S cherungsverwahrung gegen den 
Verurte ten d e Unterbr ngung n e ner Just zvo zugsansta t an. 

Gegen den dem Verte d ger am 12.11.2004 zugeste ten Be-
sch uss egte d eser m t Schre ben vom 19.11.2004, e ngegangen 
be  Ger cht am 22.11.2004, Beschwerde e n. Er begründet d e 
Beschwerde m Wesent chen dam t, dass bere ts m Ze tpunkt der 
Verurte ungen d e Voraussetzungen des § 66 StGB vorge egen 
hätten und e n we teres Gefährdungspotent a  aus dem Straf vo -
zug n cht erkennbar se . 

D e Thür nger Genera staatsanwa tschaft hat n hrer Ste ung-
nah me vom 02.12.2004 beantragt, d e Beschwerde a s unbegrün-
det zu verwerfen. 

II.
D e gemäß § 304 Abs. 1 StPO statthafte und auch m Übr gen 

zu äss ge Beschwerde hat n der Sache ke nen Erfo g. 
D e Voraussetzungen für den Er ass des vor äuf gen Unter-

br n gungs befeh s gem. § 275a Abs. 5 Satz 1 StPO egen vor. Es 
bestehen dr ngende Gründe für d e Annahme, dass d e nachträg-
che S cherungsverwahrung nach § 66b StGB angeordnet w rd. 

Gemäß § 66b Abs. 1 StGB kann das Ger cht d e Unterbr ngung 
n der S cherungsverwahrung nachträg ch anordnen, wenn nach 
e ner Verurte ung wegen e nes Verbrechens gegen das Leben, 
d e körper che Unversehrthe t, d e persön che Fre he t oder d e 
sexu e e Se bstbest mmung oder e nes Verbrechens nach den §§ 
250, 251, auch n Verb ndung m t den §§ 252, 255, oder wegen 
e nes der n § 66 Abs. 3 Satz 1 genannten Verbrechens vor Ende 
des Vo zugs d eser Fre he tsstrafe Tatsachen erkennbar werden, 
d e auf e ne erheb che Gefähr chke t des Verurte ten für d e A ge-
me n he t h nwe sen, und d e Gesamtwürd gung des Verurte ten, 
se ner Taten und ergänzend se ner Entw ck ung m Strafvo zug 
erg bt, dass er m t hoher Wahrsche n chke t erheb che Straftaten 
be gehen w rd, durch we che d e Opfer see sch und körper ch 
schwer geschäd gt werden, und wenn d e übr gen Voraus set zun-
gen des § 66 erfü t s nd. 

Der n Bezug genommene § 66 StGB best mmt n Abs. 1, 
dass das Ger cht neben der Strafe d e S che rungs  verwahrung 
anordnet, wenn der Täter wegen vorsätz cher Straftaten, d e er 
vor der neuen Tat begangen hat, schon zwe ma  jewe s zu e ner 

Aus der Rechtsprechung
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Fre  he ts stra fe von m ndestens e nem Jahr verurte t worden st 
und er wegen e ner oder mehrerer d eser Taten vor der neuen Tat 
für d e Ze t von m ndestens zwe  Jahren Fre he ts stra fe verbüßt 
oder s ch m Vo zug e ner fre he tsentz ehenden Maßrege  der 
Besserung und S cherung befunden hat; d e Verwe  sung auf § 66 
betr fft n cht auch dessen Abs. 1 Nr. 3. 

D e n d esen Vorschr ften genannten forma en Voraus set zun-
gen für e ne nachträg che Anordnung der S cherungsverwahrung 
s nd erfü t. Der Verurte te verbüßt derze t e ne Fre he tsstrafe 
wegen Vergewa t gung aus der Verurte ung des Amtsger chts 
Sonneberg vom 22.11.2000 (§ 66b Abs. 1 StGB). Zuvor war er 
durch Urte e des Landger chts Erfurt vom 04.12.1995 wegen 
Totsch ags zu e ner Fre he tsstrafe von dre  Jahren und sechs 
Mo na ten und vom 01.02.1995 wegen Vergewa t gung u.a. zu e -
ner Gesamtfre he tsstrafe von v er Jahren verurte t worden. Des 
we teren egt e ne Verurte ung zu e ner Gesamtfre he tsstrafe von 
zwe  Jahren und sechs Monaten durch das Kre sger cht Erfurt 
wegen Raubes u.a. vom 22.07.1993 vor (§ 66 Abs. 1 Nr. 1 StGB). 
H ns cht ch d eser Taten befand s ch der Verurte te über zwe  
Jahre b s Dezember 1998 m Straf- bzw. m Maßrege vo zug (§ 
66 Abs. 1 Nr. 2 StGB). 

Es sprechen auch dr ngende Gründe (§ 275a Abs. 5 Satz 1 
StPO) dafür, dass vor Ende des Strafvo zuges Tatsachen erkenn-
bar geworden s nd, d e auf e ne erheb che Gefähr chke t des Ver-
ur te ten für d e A geme nhe t h nwe sen. 

Das am 29.07.2004 n Kraft getretene Gesetz zur E nführung 
der nachträg chen S che rungs verwahrung s eht nach § 66b StGB 
e ne nachträg che S che rungsverwahrung vor, wenn während des 
Strafvo zugs neue Tat sachen bekannt werden oder hervortreten, 
d e d e Gefähr chke t des Verurte ten n e nem neuen L cht ersche -
nen assen. Bekannte Tatsachen - w e etwa d e bere ts m Urte  
dokument erte kr m ne e Karr ere des Verurte ten - rechtfert  gen 
d e nachträg che An ord nung der S cherungs ver wahrung n cht. 
Erfasst werden so en nur so che Täter, deren besondere Ge-
fähr chke t s ch erst nach hrer Verurte ung während der Haft ze gt 
(s ehe Begr. des RegE e nes Gesetzes zur E nführung der nach-
träg chen S cherungsver wah rung, BT Drucks 15/2887 S. 11 f.).

So che erst während des Vo  zu ges hervorgetreten Umstände 
können etwa se n: Drohungen des Verurte ten, nach der Ent as-
sung we tere Straftaten zu begehen, d e Begehung e ner erneuten 
Straftat während des Vo zugs der Fre he tsstrafe, ntens ve Kon-
tak te zu e nem gewa tbere ten M eu aus der Haft heraus. Aber 
auch w ederho te verba  aggress ve Angr ffe des Verurte ten auf 
Bed enstete der Just zvo  zugs an sta t während des Straf vo  zugs 
können Tatsachen m S nne des § 66b StGB darste en (s ehe 
Begr. Des RegE BT Drucks 15/2887 S. 12). 

D e d e besondere Gefähr chke t begründenden Tatsachen 
müssen n cht während des Vo zugs der Fre he tsstrafe neu e n-
getreten se n; v e mehr genügt es, wenn s e n d esem Ze traum 
bekannt werden (s ehe Begr. des RegE e nes Gesetzes zur E n-
füh rung der nachträg chen S cherungs ver wah rung, BT Drucks 
15/2887 S. 12). Nur so kann nach dem W en des Gesetzgebers 
dem Schutz n te resse der A geme nhe t entsprochen werden. 
Dem trägt das Land ger cht Me n ngen n se nem angefochtenen 
Be sch uss Rechnung, ndem es für se ne Gefähr ch ke tsbe urte -
ung maßgeb ch auf d e erst m Strafvo zug bekannt gewordenen 
Tatsachen abste t. 

Der Beschwerdeführer hat m t den w ederho ten verba  aggres-
s ven Angr ffe auf Vo zugsbeamte, verbunden m t der An dro hung 
schwerster Straftaten - Morddrohung -, ferner m t e genaggres-
s vem Verha ten und sch eß ch m t e ner se nen Bekun dungen be  
der etzten Verurte ung vö g w dersprechenden Ver we gerung e -
ner Aufarbe tung se ner Straftaten und Bewä  t  gung se ner Sucht-
prob emat k Tatsachen m Strafvo zug geschaffen, d e m S nne des 
§ 66b StGB zu berücks cht gen s nd. D e Vor kommn sse egen d e 
Annahme e ner gegenüber dem Ze tpunkt der etzten Verurte ung 
deut ch erhöhten Gefähr chke t des Ver ur te ten nahe. 

Zwar musste der Verurte te auch schon m Ze t punkt se ner 
etzten Verurte ung durch das Amtsger cht Son neberg aufgrund 
der b s dah n verübten Gewa ttaten a s außergewöhn ch gefähr-
ch ersche nen. Es agen dama s aber aus S cht des Ger chts 

Um stände vor, d e d e Gefähr chke t a s m untrennbaren Zu-
sam  menhang m t übermäß gem A koho konsum stehend und 
das Ge  fahrpotent a  nfo ge e nsetzender Se bst re f e x on a s zu-
rückgehend ersche nen assen konnten: Den zuvor begangenen 

Straf ta ten gegen d e körper che Integr tät oder gegen d e sexue e 
Se bst best mmung g ng jewe s e n erheb cher A ko ho  konsum vo-
raus, der zur Anwendung des § 21 StGB geführt hatte. Au ßer dem 
ste te das Amtsger cht Sonneberg e ne beg nnende Aus e n ander-
set zung des Verurte ten m t se ner Aggress v tät fest. In der Haupt-
verhand ung hatte der Verurte te s ch zu se nem A koho prob em 
bekannt und d e E ns cht verm tte t, dass er ernen muss, ohne 
ständ ge strenge Aufs cht ohne A koho  zu eben. E ne Maßre ge -
anordnung nach § 66 StGB - d e m Übr gen erst nach Verwe sung 
an das Landger cht hätte erfo gen können - musste m dama gen 
Ze tpunkt som t n cht zw ngend geboten ersche nen. D e Mög ch-
ke t des Vorbeha ts der Unterbr ngung n der S che rungs ver wah-
rung gem. § 66a StGB bestand zum Ze tpunkt des Er asses der 
etzten Verurte ung noch n cht. 

Das nunmehr beobachtete Verha ten m Strafvo zug spr cht 
h ngegen dafür, dass d e Gewa ttät gke t des Verurte ten n cht nur 
m Zusammenhang m t A koho m ssbrauch auftr tt und dass e ne 
kogn t ve Beherrschung des e genen Gewa tpotent a s n cht er-
re cht werden konnte. Ob d eser Ansche n der tatsäch chen S tua-
t on entspr cht, st m t der be  der Komp ex tät des Beurte  ungs-
ge gen standes und der Schwe re des dem Verurte ten drohenden 
Grundrechtse ngr ffs gebotenen besonderen Gründ chke t und 
Gew ssenhaft gke t m Haupt sacheverfahren nach § 275a Abs. 2 
b s 4 StPO zu k ären. In der Hauptverhand ung werden nsbeson-
dere d e genauen Um stän de und H ntergründe der gesch derten 
Aggress onsausbrüche m Vo zug aufzuk ären se n. Erst dann ässt 
s ch d e Frage absch eßend beantworten, ob d e be  dem Ver ur-
te ten bere ts zum Ze tpunkt der etzten Verurte ung ers cht che 
Gefähr chke t e ne andere, erst jetzt zutage getretene D  men s on 
bes tzt. Für d e vom Senat zu treffende Entsche dung über d e 
Rechtmäß gke t des ergangenen Unterbr ngungsbefeh s genügt 
es dagegen, dass dr ngende Gründe für das Vor egen der Vor aus-
set zungen des § 66b StGB vor egen. Das st, w e ausgeführt, der 
Fa . Das m nüchternen Zustand geze gte Verha ten des Ver ur te -
ten gegenüber Vo zugs bed ensteten und gegenüber s ch se bst 
so w e d e Verwe ge rungs ha tung n Bezug auf e ne Fortsetzung 
der Straf tat aufarbe tung begründen e ne große Wahrsche n chke t 
für e ne d e nachträg che Anordnung der S cherungsverwahrung 
recht fert gende Gefähr chke t. 

Es besteht ferner e ne hohe Wahrsche n chke t dafür, dass d e 
vom Landger cht m Hauptverfahren vorzunehmende Gesamt wür-
d gung m S nne des § 66b Abs. 1 StGB zu dem Ergebn s führen 
w rd, dass vom Verurte ten nach e ner Ent assung aus dem Straf-
vo  zug m t erheb chen, d e Opfer körper ch oder see sch schwer 
schäd genden Straftaten zu rechnen st. A erd ngs erfordert d ese 
Prognoseentsche dung e ne umfassende Sachver ha ts auf k ä rung 
und substant erte Prognosegutachten. Das Ger cht darf s ch h er-
be  ke nesfa s nur auf e nen schma en Ausschn tt der W rk ch-
ke t beschränken und darf e nze nen Ges chtspunkte, etwa der 
Ver we gerung von Resoz a s erungs- und Therap emaßnahmen, 
ke n unangemessen hohes Gew cht be messen, sondern es muss 
Täterpersön chke t, Lega b ograf e, A ter, Krankhe ten, Arbe t, 
persön che B ndungen, erfo gte Lockerungsversuche sow e a ter-
nat ve Kontro maßnahmen m Rahmen der Führungsaufs cht und 
am bu ante Therap emög chke ten berücks cht gen und w der -
stre tende Ges chtspunkte gegene nander abwägen. Nur wenn 
d e Ge samt würd gung unter E nsch uss der Tatsachen, we che d e 
Prü fung ausge öst haben, d e geforderte besondere Gefähr chke t 
er g bt, kann e n über das Strafende h nausgehender Fre  he ts ent-
zug gerechtfert gt werden. D ese umfassende Gesamtwürd gung 
kann absch eßend ebenfa s erst auf der Grund age der durchge-
führten Verhand ung m Hauptverfahren vorgenommen werden. 
Für d e vor äuf ge Maßnahme des Er asses e nes Unter br ng-
ungs be feh s muss es daher genügen, dass e n so ches Ergebn s 
der vom Hauptsacheger cht vorzunehmenden Gesamtwürd gung 
nach derze t ger Akten age überw egend wahrsche n ch st. 

Da d e Voraussetzungen für den Er ass e nes Unter br n gungs-
be feh s nach § 275a Abs. 5 StPO erfü t s nd, war d e Beschwerde 
zu verwerfen. 

D e Kostenentsche dung beruht auf § 473 Abs. 1 Satz 1 
StPO. 

(E ngesandt von R chter am Ober andesger cht Stefan 
Schu ze, Jena)
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§ 185 StVollzG, § 19 Abs. 4 Nr. 1 BDSG 
(Ak ten einsicht, Bekanntgabe des voll­
ständigen Wortlauts eines Prognose gut­
ach tens)

Ein Gefangener hat ein Interesse daran, das Gut­
ach ten über Vollzugslockerungen und die hierbei ge­
wonnen Erkenntnisse für die weitere Ausgestaltung 
des Straf vollzuges und für die Frage einer etwaigen 
Ent lassung im Wortlaut kennen zu lernen. 

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Nürn berg 
vom 3. Ma  2005 - 1 Ws 457/05 - (Le tsatz der Schr ft e tung)

Aus den Gründen

...

D e Rechtsbeschwerde st begründet. Nach § 185 StVo zG 
erhä t der Betroffene nach Maßgabe des § 19 BDSG Auskunft 
und, sowe t e ne Auskunft für d e Wahrnehmung se ner recht chen 
Interessen n cht ausre cht und er h erfür auf d e E ns chtnahme 
angew esen st, Aktene ns cht. 

In der Rechtsprechung der Ober andesger chte st aner-
kannt, dass d e Wahrnehmung des Aktene ns chtsrechts nach 
§ 185 Satz 1 StVo zG daher d e Dar egung e nes spez e en 
Informat ons n te resses erfordert. Der H nwe s, das Recht auf n-
format one e Se bstbest mmung wahrnehmen zu wo en, re cht 
som t n cht aus (vg . h erzu OLG Kob enz n ZfStrVo 2003, Se te 
202 und OLG Hamm n ZfStrVo 2002, Se te 314). 

Da der Strafgefangene m t se nem Antrag n Z ffer 1 d e Be-
kannt gabe und M tte ung des vo ständ gen und exakten Wort-
autes des Gutachtens des Sachverständ gen X. ver angt hat, hat 
er ungeachtet der gewäh ten Formu erung Aktene ns cht n das 
Gut achten ver angt, da d e Bekanntgabe des vo ständ gen Wort-
autes des Gutachtens über den Auskunftsanspruch h nausgeht. 
D e Just zvo zugsansta t st n hrem Besche d vom 09.11.2004 
eben so w e d e Strafvo streckungskammer n dem angefochtenen 
Besch uss vom 09.03.2005 davon ausgegangen, dass der Straf-
ge fan gene n se nem Antrag vom 07.11.2004 n cht ausre chend 
darge egt hat, dass e ne Auskunft für d e Wahrung se ner recht-
chen Interessen n cht ausre cht und er h erzu auf Aktene ns cht 

angew esen st. Der Strafgefangene hat h erzu vorgetragen, dass 
m H nb ck auf se ne von Gesetzes und Verfassungs wegen vor-
zubere tende Ent assung und das dann zu erstattende Straf aus-
set zungs gutachten, we ches rege mäß g auf b sher erstattete Gut-
achten Bezug zu nehmen habe, e n Interesse an dem Wort aut des 
Gutachtens begründet. 

Dam t st er se ner Dar egungspf cht nach § 185 StVo zG m 
H nb ck auf d e beantragte Aktene ns cht n das Gutachten des 
Sachverständ gen nachgekommen. Es st nachvo z ehbar, dass 
e n Gutachten über Vo zugs ockerungen und d e h erbe  gewon-
nenen Erkenntn sse für d e we tere Ausgesta tung des Strafvo -
zuges und auch für d e Frage e ner etwa gen Ent assung von 
Bedeutung s nd und daher e n Interesse des Strafgefangenen be-
steht zu erfahren, we che Festste ungen der Sachverständ ge m 
E nze nen aufgrund we cher Untersuchungen und E nschätzungen 
getroffen hat. 

D e Just zvo zugsansta t hat n hrer ergänzenden Ste ung-
nah me vom 08.02.2005 unter Bezugnahme auf § 19 Abs. 4 Nr. 1 
BDSG e ne Auskunftserte ung unter H nwe s auf d e Gefährdung 
der ordnungsgemäßen Erfü ung der Aufgaben der Just z vo  zugs-
ansta t abge ehnt und angeführt, dass das Vortragen des gesam-
ten Gutachtens e ne erheb che Ze t beanspruchen würde. Auf-
grund des daraus resu t erenden Persona aufwandes und unter 
Berücks cht gung des G e chbehand ungsgrundsatzes würde d es 
zur Vernach äss gung sonst ger w cht ger Aufgaben führen. 

...

E ne Verwe gerung der Aktene ns cht nach § 19 Abs. 4 Nr. 1 
BDSG war som t m vor egenden Fa  n cht mög ch, da d e Ge-
wäh rung von Aktene ns cht n der Form w e nachstehend ange-

führt n cht zu e ner Gefährdung der ordnungsgemäßen Aufgaben-
er fü  ung führt. 

Der Senat s eht von e ner Zurückverwe sung ab, da der 
Sachverha t entsche dungsre f st. Er we st ausdrück ch darauf 
h n, dass es der JVA über assen b e bt, n we cher We se d e Akten-
e ns cht durchgeführt w rd, se  es durch Lesen assen des Gut-
achtens, se  es durch Aushänd gen e ner Abschr ft des Gutachtens 
bzw. ndem der anwa tschaft chen Vertreter n des Strafgefangenen 
Aktene ns cht n das Gutachten gewährt w rd.

D e JVA kann h erbe  vor dem H ntergrund knapper Persona -
re sourcen das am wen gsten ze t ntens ve Vorgehen wäh en. 

...

(E ngesandt von Rechtsanwä t n Ursu a Groos, Ber n)

§ 70 Abs. 2 StVollzG (Besitz und Nutzung 
eines Personal Computers)

Der Besitz und die Nutzung eines Personal Com­
puters in einer Anstalt des geschlossenen Vollzugs 
kann auch einem Sicherungsverwahrten versagt wer­
den.

Besch uss des 5. Strafsenats des Kammerger chts Ber n vom  
8. Jun  2005 - 5 Ws 171/05 Vo z- (Le tsatz der Schr ft e tung) 

Aus den Gründen

... Es st oberger cht ch gek ärt, dass von e nem n der Vo -
zugs ansta t betr ebenen Computer genere  e ne ganz erheb che 
Gefahr für d e S cherhe t und Ordnung der Ansta t ausgeht (vg . 
BVerfG a.a.O.; OLG Frankfurt be  Matzke NStZ 2000, 466; OLG 
Düsse dorf NStZ 1999, 271; OLG Bamberg be  Bungert NStZ 
1995, 434; Se nat, Besch üsse vom 17. September 2004 - 5 Ws 
424/04 Vo z -, 9. Ma  2003 - 5 Ws 228/03 Vo z - und vom 6. März-
1998 - 5 Ws 98/98 Vo z -), d e sogar derart geste gert st, dass s e 
d e Versagung während der Untersuchungshaft rechtfert gt (vg . 
KG ZfStrVo 2003, 117 m t we t. Nachw.). Nach se nem techn schen 
Aufbau st e n Com puter dazu gee gnet und best mmt, Daten auf 
e ektron schem Wege zu verarbe ten und zu übertragen. Schon 
be  Vorhandense n von nur zwe  Geräten n e ner Vo zugsansta t 
- se bst, wenn s e s ch n untersch ed chen räum chen Bere chen 
bef nden - besteht d e nahe egende und auch durch Kontro en 
n cht auszuräumende Gefahr uner aubter Überm tt ung von Daten 
und Nachr chten mann gfacher Art. E n Computer ermög cht zu-
dem durch e ektron sche Datenträger und e cht ausbaufäh ge 
und auswechse bare Daten spe cher e nen sch echth n n cht mehr 
kontro erbaren Daten aus tausch aus der Ansta t heraus n d e 
Außenwe t (vg . OLG Düs se  dorf NStZ 1999, 271 und NJW 1989, 
2637; zu den techn schen E nze he ten vg . OLG Hamm StV 1997, 
199). E n derart ger Infor mat onsf uss würde aber a geme n d e 
S cherhe t der Ansta t konkret gefährden, da auf d ese We se ns-
besondere auch Kenntn sse über d e S cherhe tsvorkehrungen 
der Ansta t ausgetauscht werden können. Ferner könnte e n ver-
sch e erter Datenaustausch auch dazu benutzt werden, F ucht-
p äne oder F uchtmög chke ten an Dr tte we terzugeben. D es 
g t nsbesondere n Ansta ten m t erhöhtem S cherhe tsr s ko w e 
der Just zvo zugsansta t T. Darüber h naus b etet e n n cht kon-
tro erbarer Datenaustausch auch d e nahe egende Mög chke t, 
nnerha b oder außerha b der Ansta t Straftaten zu begehen. E ne 
erfo gsor ent erte Kontro e st be  rea st scher Be trachtungswe se 
unter Berücks cht gung der prakt schen Ge ge benhe ten sch ech-
terd ngs unmög ch. E ne jederze t ge und une ngeschränkte 
Überprüfbarke t der auf e nem Rechner gespe cherten Daten 
kann n cht gewähr e stet werden. Se bst wenn der beanspruchte 
Computer n cht über e n D sketten aufwerk, das zusätz ch d e 
Nutzung externer Datenträger ermög cht, verfügt, st e n prakt sch 
unkontro erter Datenaustausch m tte s Wechse  fest p at ten und 
USB-St cks oder v rtue  (etwa m B uetooth-Verfahren) mög ch. 
Aus d esem Grunde s nd auch Maßnahmen w e d e Ver p ombung 
n cht gee gnet, der Gefahr h nre chend entgegenzuw rken. ... 
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... Dass der Beschwerdegegner nunmehr n der S che rungs-
verwahrung untergebracht st und n se nem Antrag vom 29. No-
vem ber 2004 d e Aushänd gung des Computers erst ab Beg nn 
des Vo zuges der Maßrege  begehrt hat, rechtfert gt ke ne von 
den oben darge egten Grundsätzen abwe chende Beurte ung. 
Der Ge setzgeber hat n § 131 Satz 2 StVo zG best mmt, dass 
den persön chen Bedürfn ssen der S cherungsverwahrten „nach 
Mög ch ke t“ Rechnung zu tragen st. E nen Rechtsanspruch auf e -
ne be sondere Ausstattung des Haftraumes g bt d e Vorschr ft dem 
Verwahrten n cht (vg . Ar oth n Ar oth/Lückemann, StVo zG § 131 
Rdn. 4). Das Bundesverfassungsger cht hat n se nem Urte  vom 
5. Februar 2004 (vg . BVerfGE 109, 133, 166, 167) ausgeführt, m 
Vo zug der S cherungsverwahrung müssten d e Mög chke ten der 
Besserste ung der Untergebrachten so we t ausgeschöpft wer-
den, w e s ch d es m t den Be angen der Ansta t vertrage. Um dem 
S che rungsverwahrten d e ange Dauer der Fre he tsentz ehung 
erträg cher zu machen, se en hm m Rahmen des Mög chen ge-
genüber dem regu ären Strafvo zug größere Fre he ten zu gewäh-
ren. Zw  schen dem a geme nen Strafvo zug und dem Vo zug der 
S che rungs verwahrung müsse der Abstand gewahrt b e ben. 

Aus d esem n den §§ 131 b s 134 StVo zG vorgeze chneten 
pr v  eg erten Vo zug fo gt ndes n cht, dass n Bezug auf den er-
forder chen S cherhe tsstandard nnerha b e ner Just zvo  zugs an-
sta t, je nachdem, ob Strafgefangene oder S cherungsverwahrte 
betroffen s nd, untersch ed che Maßstäbe anzuwenden wären. 
Für d e S cherungsverwahrung ge ten nach § 130 StVo zG grund-
sätz ch d e Vorschr ften über den Vo zug der Fre he tsstrafe, da-
runter § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVo zG, entsprechend. Da Strafe w e 
S  che rung nur m t dem M tte  der Fre he tsentz ehung durchgeführt 
werden können, s nd sach che Gründe vorhanden, d e e ne te -
we se Übere nst mmung des Vo zuges der S cherungs ver wah rung 
m t dem der Strafe rechtfert gen (vg . BVerfG a.a.O.). Gemessen 
an d esen Grundsätzen st es n cht zu beanstanden, dass d e 
Vo  zugs ansta t d e Gefährdungs age, d e durch d e Aushänd gung 
e nes Computers an e nen Ansta ts nsassen für d e S cherhe t ent-
stünde, be  e nem S cherungsverwahrten n cht anders e nschätzt 
a s be  e nem Strafgefangenen. 

D e Ansta t kommt hrer Pf cht, d e Verhä tn smäß gke t zu 
wahren nach, ndem s e Computer unter besonderen Umständen 
zu ässt, d e ausnahmswe se e ne andere Beurte ung geb eten. 
Der art ge Umstände feh en h er. S e könnten nach den Ge ge ben-
he ten des E nze fa es n e ner beruf chen oder schu schen Aus- 
oder We terb dung zu sehen se n, sofern d e Computernutzung 
dafür unabd ngbar wäre. E ne so che oder verg e chbare Notwen-
d g ke t der Nutzung des Gerätes hat der Beschwerdegegner aber 
n cht dargetan. Se n a geme n geha tener Wunsch, s ch n der 
Fre ze t we terzub den und s ch prakt sche Fert gke ten m Umgang 
m t e nem Computer anzue gnen, vermag d e S cherhe tsbe ange 
der Ansta t n cht zu überw egen. 

(E ngesandt von den M tg edern des 5. Strafsenats des 
Kammerger chts Ber n)

§§ 19, 70 StVollzG (Zur Größe des 
Fern sehgeräts im Hinblick auf die 
Übersichtlichkeit des Haftraums)

Für die Übersichtlichkeit des Haftraums kommt es 
auf die Größe des Fernsehgeräts, nicht aber auf dieje­
nige des Bildschirms an.

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Kob enz 
vom 21. Ju  2005 - 1 Ws 331/05 -

Gründe

D e Rechtsbeschwerde st zuzu assen, um d e E nhe t chke t 
der Rechtsprechung zu s chern.

M t der angefochtenen Entsche dung hat s ch d e Straf vo  stre-
ckungs kammer aberma s (s ehe bere ts 7 StVK 1009/02, 581/02 
und 9/01, a e m Rechtsbeschwerdeverfahren aufgehoben) n 

W  der spruch zur ständ gen Rechtsprechung des OLG Kob enz 
(1 Ws 681/03 vom 10.02.2004, 2 Ws 396/01 vom 23.08.2001. 
und 2 Ws 787/02 vom 4.12.2002; ebenso OLG Zwe brücken 1 
Ws 605/00-Vo z) geste t, wonach es grundsätz ch Sache des 
Strafge fan ge nen st, s ch d e Ausstattung se nes Haftraums b s 
zur REFA-L sten-Gesamtpunktzah  von 2.400 se bst zusammen-
zuste en (OLG Kob enz, jewe s a.a.O.).

Entgegen der Auffassung der Strafvo streckungskammer 
re cht es „für d e Ab ehnung des Erwerbs des beantragten Fern-
se hers“ (m t 55er B dsch rm) n cht aus, „wenn d e Antragsgegner n 
da rauf verwe st, dass e ne max ma e B dsch rmgröße der TV Ge-
rä te durch d e Vertreter der REFA-Gruppe des M n ster ums (auf 
39 cm; Erg. d. Sen.) festge egt worden“ se .

Nach § 19, 70 StVo zG darf der Gefangene se nen Haftraum 
n angemessenem Umfang m t e genen Sachen ausstatten; Ge-
gen stände, d e d e Übers cht chke t der Ze e beh ndern, können 
ausgesch ossen werden. Dass Letzteres be  e nem Fernseher m t 
55 cm-B dsch rm ( m Gegensatz zu e nem a s „unprob emat sch“ 
angesehenen 39er-Fernseher) der Fa  se , ässt s ch weder der 
m angefochtenen Besch uss m tgete ten Argumentat on der JVA 
noch sonst gen Festste ungen der Strafvo streckungskammer 
entnehmen.

D e angefochtene Entsche dung begnügt s ch m t dem 
H nwe s auf e ne - hrem Wort aut nach rechtsfeh erhaft n cht m t-
gete te - „Fest egung e ner max ma en B dsch rmgröße der TV-
Geräte durch d e Vertreter der REFA-Gruppe des M n ster ums“. 
Das st zur Dar egung der Voraussetzungen des § 19 Abs. 2 
StVo zG n Bezug auf das vom Beschwerdeführer beantragte 55er 
Fernsehgerät n cht ausre chend. Dass e n Fernseher m t 55 statt 
30 cm B d sch rm d agona e grundsätz ch d e Übers cht chke t des 
Haftraums entsche dend beschränken würde, st n cht ers cht ch; 
der Haftraum enthä t t. angefochtenem Besch uss E nr chtungs ge-
genstände, d e wesent ch umfäng cher s nd. Im Übr gen ersche nt 
es auch wen g sachgerecht, auf d e B dsch rmgröße abzuste en. 
Wenn es um d e Übers cht chke t des Haftraums geht, kommt es 
n cht auf d e B dsch rmgröße, sondern auf d e Größe des Geräts 
an. Je nachdem, w e bre t oder schma  der den B dsch rm umge-
bende Rah men des Geräts st, braucht e n moderner Fernseher 
m t 55er B d sch rmd agona e und e nem Rand von nur wen gen 
M metern Stär ke nur ger ngfüg g größer zu se n a s e n a tes, 
bre trand ges 39 cm-Mode  der Jahre 2000 und früher, von dem 
d e 2000er REFA-L ste ausgeht.

Aber auch wenn man unterste t, dass der vom Be schwer-
de füh rer konkret ns Auge gefasste 55er Fernseher n se nen 
Ausmaßen e n ge Zent meter größer st a s e n so cher m t 39 cm 
B dsch rm, und wenn we ter davon ausgegangen w rd, dass e n 
Gerät m t so chen Ausmaßen n der REFA-L ste n cht vorgese-
hen st (d e L ste führt unter Nummer 9.1.1 nur a geme n e nen 
„Fernseher m t Fernbed enung - 13 Punkte“ auf, ohne e ne E n-
schränkung bezüg ch der B dsch rmgröße zu machen; geme nt 
se n könnte a erd ngs n Anbetracht der besagten „Fest egung der 
REFA-Gruppe“ e n 39er Gerät), würde d es n cht ohne we teres zur 
Unzu äss gke t des vom Beschwerdeführer gewünschten Geräts 
führen. V e mehr wäre dann e ne an § 19 Abs. 2 StVo zG ausge-
r chtete E nze  fa  ent sche  dung zu treffen und der 55er Fernseher, 
sofern er - unabhäng g von der B dsch rmd agona en aufgrund 
se ner Ausmaße überhaupt e nen höheren Kontro aufwand a s 
das 39er Gerät erfordern so te, m t e ner e genen, angemessen 
höheren Punktzah  zu bewerten und dem Gefangenen sodann 
Ge e genhe t zu geben, se bst darüber zu entsche den, we ches 
Ge genstandes bzw. we cher Gegenstände er s ch ent ed gen w , 
um se n REFA-Konto von 2.400 Punkten n cht zu überz ehen.

Sowe t d e Strafvo streckungskammer darauf verwe st, der An-
tragste er werde durch d e Ab ehnung des größeren B d sch rms 
„n cht n unzumutbarer We se n se nen Rechten tang ert, da se n 
Interesse an e nem größeren Fernseher n cht dem Interesse der 
Ansta t an der Übers cht chke t des Haftraums unter Anwendung 
des REFA-Punktesystems überw ege“, st d es bere ts m Ansatz 
verfeh t. Dass durch den - be  Auswah  e nes dünnrahm gen Ge rä-
tes ohneh n nur ger ngfüg g größeren - Geräteumfang das Punk-
te konto überhaupt überzogen werde und d e Übers cht chke t des 
Haftraums e de, hat d e Strafvo streckungskammer n cht festge-
ste t. S e hat auch das Recht des Gefangenen, zu Gunsten e nes 
größeren Fernsehers auf e nen anderen, der Punkted fferenz ent-
sprechenden E nr chtungsgegenstand zu verz chten (Senat 1 Ws 
681/03 vom 10.02.2004 m.w.N.) n cht n hre Erwägungen e nbe-
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zogen, sondern ohne we teres unterste t, d e B dsch rm ver grö ße-
rung führe zu e ner n cht behebbaren Überz ehung der max ma en 
Summe von 2.400 Punkten. Das st rechtsfeh erhaft, we  d ese 
Be grün dung am S nn und Zweck des REFA-Systems vorbe geht, 
den Strafgefangenen m Rahmen des für d e Ansta t Verträg chen 
d e Mög chke t zu geben, hre Hafträume e genverantwort ch n e -
ner hren Wünschen und Vorste ungen entsprechenden We se zu 
gesta ten bzw. auszustatten (Senat a.a.O.). Es st n cht S nn und 
Zweck des REFA-Systems, e nze ne, unter S cherhe tsaspekten 
an s ch unbedenk che Gegenstände (h er: Fernseher m t mehr a s 
39 cm B dsch rmd agona e) den Gefangenen grundsätz ch vorzu-
entha ten, ndem verwa tungsse t g entsprechende „Fest egungen“ 
getroffen werden, d e sodann jedwede nd v due e Anwendung 
des § 19 Abs. 2 StVo zG von vornhere n aussch eßen (vg . OLG 
Zwe  brücken be  Matzke, NStZ 01,412,413). Wenn e n Gegen-
stand, für dessen Bes tz - w e h er be  e nem 55er B dsch rm-
Fern seher - e n berecht gtes Interesse, mög cherwe se sogar 
gesundhe t ch bed ngtes Bedürfn s n cht von der Hand zu we sen 
st, n der REFA-L ste n cht entha ten st, muss entweder d e L ste 
ergänzt werden oder es st dem Gegenstand außerha b der L ste 
m nd v due en Genehm gungsverfahren e ne angemessen er-
höhte Punktzah  zuzuwe sen, d e es dem Gefangenen ermög cht, 
zwecks E nha tung des Grenzwertes von 2.400 Punkten auf e nen 
anderen Gegenstand se ner Wah  zu verz chten.

Unabhäng g von der ungek ärten Frage, ob d e Übers cht chke t 
überhaupt nennenswert bee nträcht gt w rd und d es durch 
Verz cht auf e nen anderen Gegenstand behebbar wäre, hätte 
der Gefangene a erd ngs ke nen Anspruch auf bau che oder son-
st ge d e Grundausstattung betreffende Haftraumveränderungen, 
um das gewünschte Gerät aufste en zu können. So te das neue 
Gerät z.B. n cht auf d e für d e Fernseheraufste ung best mmte 
Konso e passen oder dafür zu schwer se n oder derg e chen, hätte 
der Gefangene s ch dam t abzuf nden.

§§ 18, 109 StVollzG (Zur dauerhaften 
Unterbringung zweier Strafgefangener 
im gemeinsamen Haftraum)

1. Die Einweisung eines Gefangenen in einen be­
stimmtem Haftraum stellt eine Maßnahme i.S.d. 
§ 109 StVollzG dar. Wird diese dem Gefangenen 
nicht schriftlich bekannt gegeben, beginnt die An­
fech tungsfrist des § 112 Abs. 1 StVollzG nicht zu 
laufen.

2. Ein Antrag auf Feststellung der Rechtswidrigkeit 
einer Maßnahme kann zusammen mit einer An fech­
tungs­ oder Verpflichtungsklage erhoben werden. 
Die ses prozessuale Vorgehen ist vor allem dann ge­
rechtfertigt, wenn der Antragsteller nicht nur eine 
Veränderung des durch die beanstandete Maß nah­
me herbeigeführten und andauernden Zustandes 
für die Zukunft herbeiführen, sondern wenn er zu­
gleich eine rechtliche Beurteilung der Recht mä ßig­
keit des durch die Maßnahme bewirkten und infolge 
des Zeitablaufs unabänderlich gewordenen Zustan­
des erreichen will.

3. Die dauerhafte Unterbringung zweier Strafgefan ge­
ner in einem gemeinsamen Haftraum verstößt nicht 
gegen die Menschenwürde, wenn dieser über eine 
Größe von 9 qm verfügt und zusätzlich noch mit 
einer räumlich abgetrennten und durch eine Tür 
verschließbaren Nasszelle mit Toilette und Wasch­
be cken ausgestattet ist.

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Kar s-
ruhe vom 31. Januar 2005 - 1 Ws 279/04 -

Gründe

I.

Der Beschwerdeführer wandte s ch m t se nem Antrag auf ge-
r cht che Entsche dung gegen se ne Unterbr ngung n versch e-
denen Hafträumen der Just zvo zugsansta t U. m t jewe s e nem 
oder dre  we teren Gefangenen. Im E nze nen beantragte er:
- Aufhebung der gegen hn ergangenen Vo zugsmaßnahme der 

Unterbr ngung n e nem Mehrpersonenhaftraum (Be egung m t 
e nem oder dre  we teren Gefangenen);

- Verpf chtung der Just zvo zugsansta t, hm m t sofort ger W r-
kung e nen E nze haftraum zuzuwe sen;

- Festste ung der Rechtsw dr gke t der Unterbr ngung zusam-
men m t mehreren Gefangenen für d e zurück egende Ze t 
und

- Zuerkennung e nes Schmerzensge des von täg ch 100  für 
d e Ze t der Mehrfachunterbr ngung.

D e Strafvo streckungskammer hat m t Besch uss vom 
16.6.2004 d e Just zvo zugsansta t verpf chtet, den Gefangenen 
während der Ruheze t n e nem E nze haftraum unterzubr ngen; 
den Festste ungs- und den Schmerzensge dantrag hat s e jewe s 
a s unzu äss g zurückgew esen. Gegen etztere Entsche dungen 
r chtet s ch d e auf d e Sachrüge gestützte Rechtsbeschwerde 
des Gefangenen; zudem hat der Gefangene Beschwerde ge-
gen d e Fest setzung des Geschäftswertes e nge egt und für das 
Rechts be schwer deverfahren Prozesskostenh fe und Be ordnung 
e nes Rechts anwa ts beantragt. D e Rechtsbeschwerde hat zum 
Festste  ungs antrag te we se - vor äuf g - Erfo g. D e Beschwerde 
führt zur Herabsetzung des Geschäftswertes.

II.

1. Der Rechtsauffassung der Strafvo streckungskammer, der 
Festste ungsantrag se  n cht zu äss g, we  s ch der Gefangene 
zuvor n cht an d e Vo zugsbehörde gewandt habe, um se ne Ver-
e gung n e nen E nze haftraum zu beantragen, kann n cht gefo gt 
werden. D e E nwe sung e nes Gefangenen n e nen best mmtem 
Haftraum ste t e ne Maßnahme .S.d. § 109 StVo zG dar (OLG 
Frankfurt NStZ-RR 2004, 29; NJW 2003, 2843; OLG Hamm NStZ 
1989, 592). Da d ese - w e ger chtsbekannt st - dem Gefangenen 
n cht schr ft ch bekannt gegeben w rd, und zwar weder d e Erst-
e n we sung nach E ntr tt n den Strafvo zug noch d e Ver egungen 
während des Vo zugs, begann d e Anfechtungsfr st des § 112 
Abs. 1 StVo zG n cht zu aufen (OLG Frankfurt a.a.O.; OLG Kob-
enz ZfStrVo 1992, 321). D e am 30.4.2004 e ngere chten Anträge 
auf ger cht che Entsche dung waren daher fr stgerecht geste t.

a. Es bestehen ke ne recht chen Bedenken, e nen Antrag 
auf Festste ung der Rechtsw dr gke t e ner Maßnahme m t e ner 
An fech tungs- oder Verpf chtungsk age zusammen zu erheben. 
D eses prozessua e Vorgehen st vor a em dann gerechtfert gt, 
wenn der Antragste er n cht nur e ne Veränderung des durch d e 
beanstandete Maßnahme herbe geführten und andauernden Zu-
stan des für d e Zukunft herbe führen (Anfechtungs- oder Ver pf ch-
tungs k age), sondern wenn er zug e ch e ne recht che Beurte ung 
der Rechtmäß gke t des durch d e Maßnahme bew rkten und n-
fo ge des Ze tab aufs unabänder ch gewordenen Zustandes erre -
chen w . E ne so che Fa gesta tung st vor egend gegeben.

b. Für das genannte Festste ungsbegehren besteht auch e n 
Rechtsschutz nteresse des Gefangenen. D eses kann zwar n cht 
schon dar n gesehen werden, dass der Gefangene entgegen der 
Rege ung des § 18 Abs. 1 StVo zG während der Ruheze t n cht a -
e n n e nem Haftraum untergebracht war und der dam t geschaf-
fene Zustand dem Gesetz w dersprach. E ne a geme ne Fest ste -
ungsk age st näm ch m Strafvo zugsrecht n cht anerkannt (OLG 
Frankfurt NStZ-RR 2004, 29). Das besondere Fest ste ungs n te-
res se st aber deswegen zu bejahen, we  nach dem Vorbr ngen 
des Gefangenen e ne schwerw egende Grundrechtsver etzung 
durch menschenunwürd ge Unterbr ngung n Betracht kommt 
(BVerfG StV 2002, 435; 661 OLG Frankfurt a.a.O.).

2. D e Sache st spruchre f, sowe t es um d e Unterbr ngung 
n e nem Haftraum m t e nem we teren Gefangenen geht. D e 
Überprüfung erg bt, dass e n Verstoß gegen d e Menschenwürde-
ga ran t e n cht vor egt.
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a. D e Rechtsprechung hat s ch mehrfach m t der Frage be-
fasst. Das Bundesverfassungsger cht hat m t Besch uss vom 
27.2.2002 (NJW 2002, 2699) entsch eden, dass be  e ner Unter-
br n gung zwe er Gefangener n e nem Haftraum m t e ner Grund-
f äche von 7,6 qm e ne Ver etzung der Menschenwürde n Frage 
stehe und für e ne nachträg che Festste ung der Rechtsw dr gke t 
e ner so chen Maßnahme m H nb ck auf Art. 19 Abs. 4 GG e n 
Rechts schutz nteresse bestehe. Im Urte  vom 13.3.2002 (StV 
2002, 661) hat es unter dem g e chen recht chen Aspekt ausge-
führt, e ne Unterbr ngung zwe er Gefangener n e nem Haftraum 
m t 8 qm könne das Grundrecht auf Achtung der Menschenwürde 
ver etzen.

Der Bundesger chtshof hat m Urte  vom 4.11.2004 - III ZR 
361/03 - d e tatr chter che Würd gung a s n cht zu beanstanden ge-
wertet, wonach e ne Unterbr ngung von fünf Gefangenen n e nem 
Haftraum m t 16 qm Grundf äche gegen d e Menschenwürde ver-
stoße.

Das OLG Frankfurt hat m Besch uss vom 15.8.1985 (NStZ 
1985,572) d e Unterbr ngung dre er Gefangener n e nem 
Haftraum m t e ner Grundf äche von 11,54 qm a s Verstoß gegen 
d e Menschenwürde gewertet; ebenso m Besch uss vom 2.4.1987 
(StV 1988, 540) d e Unterbr ngung dre er Gefangener auf 12 qm, 
m Besch uss vom 18.7.2003 (NJW 2003, 2843) d e Unterbr ngung 
zwe er Gefangener auf 7,5 qm und m Besch uss vom 28.11.2002 
(NStZ-RR 2003, 59) d e Unterbr ngung von v er  Gefangenen auf 
10,6 qm Grundf äche. Das OLG Frankfurt hä t e ne Grundf äche 
von 6 b s 7 qm pro Gefangenen a s zu äss ge M ndestgröße.

Das OLG Hamm hat m Besch uss vom 23.6.1967 (NJW 1967, 
2024) e nen Verstoß gegen Art. 1 GG angenommen n e nem Fa  
der Unterbr ngung dre er Gefangener n e nem Raum m t 23,45 
cbm Raum nha t.

A en genannten Entsche dungen war geme nsam, dass d e 
To ette vom Aufentha tsraum räum ch n cht abgetrennt und te s 
überhaupt n cht oder a enfa s m t e ner kaum Schutz b etenden 
Schamwand versehen war.

b. Nach den Festste ungen des angefochtenen Besch usses 
haben d e Hafträume der Just zvo zugsansta t U., n denen zwe  
Gefangene zusammen untergebracht werden, e ne Grundf äche 
von 9,13 qm bzw. e nen Raum nha t von 23,56 cbm. In dem Raum 
bef nden s ch e n Etagenbett, zwe  Schränke, zwe  Stüh e, e n 
T sch, e ne TV-Konso e und zwe  B der e sten. In den Haftraum 
ntegr ert st e ne Nassze e m t e ner zusätz chen Grundf äche 
von 1,3 qm und e nem Raum nha t von 3,25 cbm. S e enthä t e n 
Waschbecken und e ne To ette und st vom e gent chen Auf ent-
ha ts raum durch e ne vom Boden b s zur Decke re chende Mauer 
rundum abgetrennt und durch e ne Türe versch eßbar. D e Nass-
ze e verfügt n cht über e ne e gene Ent üftung. Das Ze enfenster 
st n vo er Größe (1,09 qm bzw. 1,73 qm m t Rahmen) zu öffnen 
oder zu k ppen. 

D e Grundf äche des vor egend zu beurte enden Haftraumes 
st som t zwar te we se ger ngfüg g k e ner, a s s e n der h erzu 
ergangenen Rechtsprechung s nngemäß gefordert wurde. S e be-
ässt aber dem e nze nen Gefangenen e nen noch ausre chenden 
Rest an Subjekt v tät und Ident tät und berührt den Kern der Men -
schenwürde nach Auffassung des Senats noch n cht. D e Grund-
f äche des Raumes er aubt jedem Gefangenen für s ch noch e ne 
e genständ ge Beschäft gung, w e etwa Lesen, Schre ben, Baste n 
oder Gymnast k, ohne dass der andere Gefangene h erdurch not-
wend g n d ese Beschäft gung e nbezogen oder an e gener an-
derer Beschäft gung geh ndert st. D e körper che Nähe zw schen 
den Gefangenen st noch n cht derart bedrängend, dass von e ner 
Aufhebung der persön chen E genständ gke t ausgegangen wer-
den müsste. A erd ngs w rd dem e nze nen Gefangenen, nsbe-
sondere etwa be  Fernseh- oder Hörfunkempfang, e ne Verstän-
d  gung m t se nem M tgefangenen abver angt. Abgesehen davon, 
dass d es jedem n e ner Geme nschaft ebenden Menschen b s-
we en - fre ch zume st auf fre w ger Bas s - zuzumuten st, be-
tr fft d ese unauswe ch che Kommun kat on m t dem M t nsassen 
nur e nen Te bere ch des geme nsamen Lebens m Vo zug, so 
dass h erdurch d e Subjekt v tät und Ident tät des E nze nen a -
enfa s vorübergehend e ngeschränkt, aber n cht unauswe ch ch 
ver etzt st.

Von den oben z t erten Fä en untersche det s ch d e vor e-
gende Unterbr ngung aber n e nem wesent chen Punkt, näm ch 
m H nb ck auf d e n den Haftraum ntegr erte To ette. Während n 
den vorgenannten Fä en d e To ette mehr oder wen ger offen m 
Haftraum stand, steht s e n der Just zvo zugsansta t U. dem e n-
ze nen Gefangenen a s Rückzugsraum zur Wahrung se ner E gen-
stän d gke t und Int m tät zur Verfügung. Dem anderen Gefangenen 
st e n ausre chender Schutz gegen Bee nträcht gungen gewährt, 
d e durch d e To ettenbenutzung des anderen Gefangenen n der 
Rege  gegeben s nd. Auch h er st e ne jeg che Be äst gung zwar 
n cht zu verme den, we  der To ettente  n cht se bstständ g ent-
üftet werden kann. Aber auch n d esem Zusammenhang st da-
rauf h nzuwe sen, dass ebenfa s m A tags eben dann kurzfr st ge 
Unan nehm chke ten h nzunehmen se n können, wenn mehrere 
Per sonen, w e etwa m Bere ch des Arbe tsp atzes, d e g e che 
To ette zu benutzen haben. Der Senat st der Me nung, dass d e 
Unter br ngungss tuat on nsgesamt, so w e s e m angefochtenen 
Be sch uss festgeste t st, noch ke nen Verstoß gegen d e Verpf ch-
tung der Staatsgewa t zur Achtung der Menschenwürde darste t, 
we  dem unter den genannten Umständen untergebrachten Ge-
fan genen noch e n Sp e raum für e genständ ge Verha tenswe sen 
b e bt und er n cht unauswe ch chen Bee nträcht gungen ausge e-
fert st, d e e nem Menschen unter ke nen Umständen zuzumuten 
s nd.

Ähn cher Auffassung st das OLG Ce e m Besch uss vom 
3.7.2003 (StV 2003, 567), das n e nem ob ter d ctum d e Unter-
br ngung zwe er Gefangener n e nem 9,82 qm großen Haftraum 
m t abgetrennter Nassze e für m t der Menschenwürde vere nbar 
h e t.

D e Festste ungsk age konnte desha b ke nen Erfo g haben.

III.

Da der Gefangene auch d e Festste ung begehrte, se ne Un-
ter br ngung n e nem Mehrfachhaftraum m t mehr a s e nem we -
teren Gefangenen a s rechtsw dr g, we  menschenunwürd g, zu 
beurte en, d e Strafvo streckungskammer h erzu aber wegen h-
rer abwe chenden recht chen Ausgangs age ke ne Festste ungen 
getroffen hat, muss der Besch uss nsowe t aufgehoben und d e 
Sache an d e Strafvo streckungskammer zur e genen Ent sche -
dung zurückverw esen werden.

IV.

D e we tergehende Rechtsbeschwerde (Zurückwe sung der 
Scha densersatzk age) st a s unzu äss g zu verwerfen, we  es n cht 
geboten st, d e Nachprüfung der Entsche dung zur Fortb dung 
des Rechts oder zur S cherung e ner e nhe t chen Recht spre-
chung zu ermög chen (§ 116 Abs. 1 StVo zG).

V.

Der Senat s eht n der Rechtsbeschwerdeschr ft des Ge fan ge-
nen auch e ne Beschwerde gegen d e vom Landger cht getroffene 
Geschäftswertfestsetzung. D e nach § 68 Abs. 1 GKG zu äss ge 
Beschwerde st begründet, sowe t s e s ch gegen den Geschäfts-
wert für d e Schadensersatzk age r chtet. Der Senat hä t nsowe t 
e nen Geschäftswert von 600  für angemessen (§§ 71, 72, 65, 
63 Abs. 3 GKG n der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Ma  
2004, BGBI. 1 S. 718).

VI.

Der Antrag auf Bew gung von Prozesskostenh fe und Be -
ordnung e nes Rechtsanwa ts für das Rechtsbeschwerdeverfahren 
war abzu ehnen, we  der Festste ungsantrag ke ne Auss cht auf 
Erfo g hat. Sowe t s ch der Antrag auch auf das bevorstehende 
Verfahren vor der Strafvo streckungskammer bez ehen so te, hat 
d ese unter vor äuf ger Bewertung der Erfo gsauss chten darüber 
se bst zu bef nden.

VII.

D e Kostenentsche dung zum Rechtsbeschwerdeverfahren 
beruht auf § 121 Abs. 2 StVo zG; d e Entsche dung über d e Ge-
schäft  swertbeschwerde st gebührenfre , Kosten werden n cht er-
stattet (§ 68 Abs. 3 GKG).
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Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 3 EMRK, §§ 18 
Abs. 1, 201 Nr. 3 StVollzG (Zur gemein­
samen Unterbringung zweier Gefangener 
in einem Haftraum)

1. Steht eine Verletzung der Menschenwürde (Art. 1 
Abs. 1 GG) durch eine besonders einschneidende 
Art und Weise der zeitweiligen (gemeinsamen) Un­
ter bringung in Rede, so ist – der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts gemäß – ein be­
rechtigtes Interesse des Betroffenen an der nach­
träglichen Feststellung der Rechtswidrigkeit dieser 
Maßnahme unter dem Gesichtspunkt des Reha­
bili tationsinteresses gegeben. Einer konkreten 
Wieder holungsgefahr bedarf es nicht.

2. Die zeitweilige gemeinsame Unterbringung zweier 
Gefangener in einem nur 8,8 Quadratmeter groß­
en Haftraum mit freistehender, lediglich mit einer 
beweglichen Schamwand verdeckten und nicht ge­
sondert entlüfteten Toilette verstößt gegen die Men­
schenwürdegarantie des Art. 1 Abs. 1 GG und das 
Verbot der unmenschlichen oder erniedrigenden 
Behandlung (Art. 3 EMRK).

3. Steht nicht jedem Gefangenen ein Einzelhaftraum 
nach § 18 Abs. 1 StVollzG in der Ruhezeit zur Ver fü­
gung und kommt die Ausnahmeregel des § 201 Nr. 3 
StVollzG zur Anwendung, hat die Justizvoll zugs­
an stalt im Rahmen ihrer Organisationshoheit eine 
Er mes sens­ und Auswahlentscheidung darüber 
zu tref fen, ob einem Gefangenen aus besonderen 
Grün den ein Einzelhaftraum zugewiesen werden 
kann oder muss. Kommt eine solche Zuweisung 
nicht in Betracht, muss die Anstalt in diesem Rah­
men darüber befinden, mit wie vielen und welchen 
Gefangenen er sich in einen Haftraum teilen muss.

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Hamm 
vom 20. Januar 2005 - 1 Vo z (Ws) 147/04 -

Gründe

I.

Der Betroffene verbüßt zurze t Strafhaft n der Just zvo  zugs-
ansta t D. d e vor dem 1. Januar 1977 err chtet wurde. Dort war er 
b s zum 27. Ma  2003 a s Hausarbe ter tät g und n d eser Ze t n 
dem E nze haftraum 246 untergebracht, der s ch unm tte bar neben 
der Spü ze e nebst Lagerraum bef ndet und aus organ sator schen 
Gründen aussch eß ch a s E nze haftraum für Hausarbe ter d ent. 
Am 27. Ma  2003 wurde der Betroffene verha tensbed ngt von 
se ner Hausarbe tertät gke t abge öst und, da der Haftraum 246 
für den neuen Hausarbe ter benöt gt wurde, n den Haftraum 233 
ver egt, der zu d esem Ze tpunkt m t e nem we teren Gefangenen 
be egt war. Da e n E nze haftraum, den der Betroffene noch am 
se ben Tag schr ft ch für s ch beanspruchte, n cht zur Verfügung 
stand, wurde der Betroffene auf d e L ste der Interessenten für 
e nen E nze haftraum gesetzt, wo er P atz 25 der Warte ste e n-
nahm. In dem Haftraum 233 war der Betroffene n der Ze t vom 
27. b s zum 28. Ma  2003 und - aufgrund e ner Entsche dung des 
Le ters der Just zvo zugsansta t vom 10. Jun  2003 – n der Ze t 
vom 11. Jun  b s zum 10. Ju  2003 m t jewe s e nem we teren Ge-
fan genen geme nschaft ch untergebracht. Ab dem 5. Jun  2003 
arbe tete der Be trof fene w eder durchgäng g ganztäg g n e nem 
Werkbetr eb geme nschaft ch m t anderen Gefangenen. Zur 
Größe und Ausstattung des Haftraums 233 hat d e Strafvo stre-
ckungs kammer fo gende Festste ungen getroffen:

„Der Raum hat e ne chte Höhe von 2,75 m. Der Raum nha t 
beträgt 24,29 m3. D e Lüftungsmög chke t besteht durch e n 
Fenster an der rechten Ecke der St rnse te der öst chen Außen-

wand zum Innenhof. Das Mauermaß der Fensteröffnung beträgt 
1,39 m x 1,11 m. Der Lüftungsquerschn tt durch d e Außen g tter-
e e mente aus Beton beträgt gesamt 0,93 m2. Möb ert war der 
Haftraum m t e nem doppe stöck gen Bett, zwe  Schränken, zwe  
k e nen T schen und zwe  Stüh en. D e m Raum bef nd che To ette 
war m t e ner Schamwand a s S chtschutz abgetrennt. E ne sepa-
rate Ab ufte nr chtung war n cht vorhanden.“

M t Schre ben vom 11. Jun  2003, be  der Just zvo zugsansta t 
D. e ngegangen am 13. Jun  2003, erhob der Betroffene W der-
spruch „gegen d e geme nschaft che Unterbr ngung m Haftraum 
233“. D esen W derspruch w es der Präs dent des Landes just z-
vo  zugs amtes Nordrhe n-Westfa en m t Besche d vom 2. Ju  
2003, dem Betroffenen zugeste t am 8. Ju  2003, a s unbegründet 
zurück. In dem W derspruchsbesche d he ßt es:

„Ihre geme nschaft che Unterbr ngung m t e nem we teren Ge-
fan genen n e nem E nze haftraum entspr cht feh erfre er Ermes-
sens ausübung gem. § 201 Z ff. 3 StVo zG, wonach es n vor In-
kraft treten des Strafvo zugsgesetzes err chteten Ansta ten, w e 
der JVA D., zu äss g st, Gefangene abwe chend von § 18 StVo zG 
auch während der Ruheze t geme nschaft ch unterzubr ngen. 
Auch n der JVA D. st d e B dung von Notgeme nschaften derze t 
erforder ch. Durch das Führen e ner Warte ste w rd s cherge-
ste t, dass der G e chbehand ungsgrundsatz be  der Vergabe von 
E nze  hafträumen gewahrt b e bt. Den Aspekt, dass s e vor hrer 
Ver e gung auf dem Hausarbe terraum n e nem E nze haftraum 
untergebracht waren, und der es rechtfert gt, hnen abwe chend 
von der durch d e Warte ste vorgegebenen Re henfo ge erneut 
e nen E nze  haftraum zuzuwe sen, hat der Le ter der JVA D. be-
rücks cht gt. Aus der b sher gen Dauer hrer geme nschaft chen 
Unter br n gung ässt s ch zutreffend ke ne besondere Beschwer 
ab e ten.“

Gegen d ese Entsche dung wandte s ch der Betroffene m t 
se nem Antrag auf ger cht che Entsche dung vom 9. Ju  2003, 
der am 11. Ju  2003 be  dem Landger cht D. e ng ng und m t 
Anwa ts schr ft  satz vom 15. August 2003 näher begründet wurde. 
Zur Begründung des dar n geste ten Antrags auf Festste ung, 
dass se ne geme nsame Unterbr ngung m t e nem M tgefangenem 
n dem Haftraum 233 n der Ze t vom 27. b s 28. Ma  2003 und vom 
11. Jun  b s 10. Ju  2003 rechtsw dr g war, führte der Betroffene 
an, dass d e Doppe be egung d eser Ze e aufgrund hrer ger ngen 
Größe und der ungenügenden Ausstattung e nen Verstoß gegen 
d e Menschenwürde der betroffenen Gefangenen darste e.

M t dem angefochtenen Besch uss hat d e Strafvo stre ckungs-
kam mer den Festste ungsantrag a s unbegründet zurückgew esen 
und zur Begründung ausgeführt, d e Just zvo zugsansta t habe 
von der hr durch § 201 Z ff. 3 StVo zG e ngeräumten Mög chke t 
der geme nsamen Unterbr ngung von Gefangenen aus Gründen 
der Raumknapphe t ermessensfeh erfre  Gebrauch gemacht. Vor 
dem H ntergrund der äußerst kurzfr st gen, s ch auf e nen Ze traum 
von nsgesamt e nem Monat beschränkenden geme nschaft chen 
„Notunterbr ngung“ se , auch wenn der Raum nha t des Haftraums 
233 m t 24,29 m3 an der unteren Grenze des Zumutbaren ege, e n 
Verstoß gegen d e Menschenwürde (Art 1 Abs. 1 GG) n cht festzu-
ste en, zuma  s ch der Betroffene und der M tgefangene jewe s 
tagsüber m Werkbere ch der Ansta t aufgeha ten hätten. Auch be  
der Auswah  des M tgefangenen habe d e Just zvo zugsansta t, 
d e s ch nsowe t an dem Ges chtspunkt der Verträg chke t or en-
t ert habe, ke nen Ermessensfeh er begangen.

Gegen d ese Entsche dung der Strafvo tstreckungskammer 
r chtet s ch d e n zu äss ger We se e nge egte Rechtsbeschwerde 
des Betroffenen, m t der er d e Ver etzung mater e en Rechts rügt. 
D e grundsätz che Entsche dung des Gesetzgebers n § 18 Abs. 1 
StVo zG, Gefangene n E nze hafträumen unterzubr ngen, dürfe 
durch Heranz ehung der a s Übergangsvorschr ft gedachten Norm 
des § 201 Z ff. 3 StVo zG n cht unter aufen werden. Jedenfa s se  
unter Berücks cht gung der Rechtsprechung des Bundesver fas-
sungs ger chts ev dent, dass d e geme nsame Unterbr ngung m t 
e nem M tgefangenen n e ner Ze e m t e ner Grundf äche von 
ed g ch 8,8 m2 über e nen Ze traum von e nem Monat m t dem 
ver  fassungsrecht chen Gebot der Achtung der Menschenwürde 
n cht zu vere nbaren se .

II.

D e form- und fr stgerecht e nge egte Rechtsbeschwerde st 
gem. § 116 Abs. 1 StVo zG zu äss g, we  d e Nachprüfung der 
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Ent sche dung zur Fortb dung des Rechts und zur S cherung e ner 
e nhe t chen Rechtsprechung geboten st.

Auch n der Sache hat das Rechtsm tte  Erfo g.

1. Der von dem Betroffenen geste te Festste ungsantrag 
gem. § 115 Abs. 3 StVo zG war nsgesamt zu äss g. E n ent-
sprechender Festste ungsantrag setzt n verfahrensrecht cher 
H ns cht zunächst voraus, dass d e Zu äss gke tsvoraussetzungen 
für e nen Anfechtungs- oder Verpf chtungsantrag nach § 109 Abs. 
1 StVo zG gewahrt s nd (vg . OLG Hamm ZfStrVo 1990, 308, OLG 
Frankfurt NJW 2003, 2843, OLG Zwe brücken, Besch uss vom 8. 
September 2004 - 1 Ws 276/04 -‚ KG ZfStrVo 1987, 374, Ca ess/ 
Mü er-D etz, StVo zG, 10. Auf ., § 115 Rdn. 14, Ar oth/ Lücke-
mann, StVo zG, § 115 Rdn. 10, Schw nd/Bohm-Schu er, StVo zG, 
3. Auf . § 15 Rdn. 17). D es st h er der Fa . D e Zuwe sung des 
doppe t be egten Haftraumes am 27. Ma  und erneut am 10. zum 
11. Jun  2003 ste t jewe s e ne Maßnahme zur Rege ung e nze ner 
Ange e genhe ten auf dem Geb et des Strafvo zugs m t unm tte -
barer Außenw rkung dar (vg . OLG Hamm, NStZ 1989, 592, OLG 
Frankfurt, a.a.O.; sow e NStZ-RR 2004, 29, OLG Zwe brücken 
a.a.O.; OLG Ce e, NStZ-RR 2003, 316, Ca ess/Mü er-D etz, 
§ 109 Rdn. 12, Ar oth/Lückemann, § 109 Rdn. 6), wobe  dah n-
geste t b e ben kann, ob es s ch dabe  um e nen Verwa tungsakt 
(so OLG Frankfurt a.a.O.) oder um e nen Rea akt (so OLG Hamm 
NStZ 1989, 592; LG Kasse  ZfStrVo 2001, 119, Schw nd/Böhm-
Schu er, § 109 Rdn. 18, Ar oth/Lückemann, a.a.O.) hande t.

Sowe t der Festste ungsantrag des Betroffenen den Unter-
br n  gungsze traum vom 27. b s zum 28. Ma  2003 betr fft, bedurfte 
es des nach § 109 Abs. 3 StVo zG .V.m. § 1 Vorscha t ver fah-
rens gesetz NRW vom 20. Februar 1979 (GV NW S. 40) für An-
fech tungs- und Verpf chtungsk agen grundsätz ch erforder chen 
W der spruchsverfahrens n cht, we  s ch d e beanstandete Maß-
nahme nsowe t bere ts am 28. Ma  2003 und dam t während des 
Laufs der m t hrer Bekanntmachung beg nnenden e nwöch gen 
W derspruchsfr st (§ 3 Abs. 2 Vorscha tverfahrensG NRW) er ed gt 
hatte (vg . OLG Hamm NStZ 1987, 576, Ar oth/Lückemann, § 115 
Rdn. 10) H ns cht ch der (erneuten) Doppe be egung des Haft-
raums 233 n der Ze t ab dem 11. Jun  2003 hat der Betroffene 
recht ze t g W derspruch erhoben, der m t Besche d des Prä s  den-
ten des Landesjust zvo zugsamtes vom 2. Ju  2003 a s unbegrün-
det zurückgew esen wurde. Insowe t trat m t der Zuwe sung 
e nes E nze haftraums am 11. Ju  2003 - und dam t nnerha b 
der An trags fr st des § 112 Abs. 1 StVo zG - ebenfa s Er ed gung 
e n m t der verfahrensrecht chen Fo ge, dass e ne ger cht che 
Überprüfung der beanstandeten geme nsamen Unterbr ngung für 
be de Ze träume (27. b s 28. Ma  sow e 11. Jun  b s 10. Ju  2003) 
nur noch m Wege e nes - h er geste ten - Festste ungsantrags 
gem. § 115 Abs. 3 StVo zG herbe geführt werden konnte.

Das h erfür erforder che Festste ungs nteresse st be  dem 
Be troffenen gegeben. Nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsger chts besteht be  schwerw egenden bzw. t efgre -
fenden Grundrechtse ngr ffen auch nachträg ch, d.h. nach deren 
Er ed gung, e n berecht gtes Interesse des Betroffenen an der 
Festste ung hrer Rechtsw dngke t (vg . BVerfG NJW 2002, 2456, 
2002, 2699 und 2700). Steht, w e vor egend, e ne Ver etzung der 
Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) durch e ne besonders e n-
schne dende Art und We se der ze twe gen Unterbr ngung wäh-
rend des Strafvo zugs n Rede, so st e n berecht gtes Interesse 
des Betroffenen an der nachträg chen Festste ung der Rechts w d-
r gke t d eser hohe t chen Maßnahmen unter dem Ges chtspunkt 
des Rehab tat ons nteresses auch ohne konkrete W eder ho ungs-
gefahr anzuerkennen (vg . BVerfG a.a.O.; OLG Frankfurt NJW 
2003, 2843; OLG Zwe brücken a.a.O.; OLG Kar sruhe ZfStrVo 
2004, 304; CaI ess/Mü er-D etz, § 115 Rdnr 13, Ar oth/Lücke-
mann, § 115 Rdn. 8).

2. Der Festste ungsantrag st auch begründet.

D e geme nsame Unterbr ngung des Betroffenen m t e nem 
M t gefangenen n dem nur 8,8 m2 großen Haftraum 233 m t fre -
stehender, nur m t e ner beweg chen Schamwand verdeckten und 
n cht gesondert ent üfteten To ette n der Ze t vom 27. b s 28. Ma  
2003 und 11. Jun  b s 10. Ju  2003 verst eß gegen d e Men schen-
würdegarant e des Art. 1 Abs. 1 GG und das Verbot der unmensch-
chen oder ern edr genden Behand ung (Art. 3 EMRK) und war   

daher rechtsw dr g. Der angefochtene Besch uss war desha b 
auf zu heben und d e von dem Betroffenen begehrte Festste ung 

auszusprechen, wobe  der Senat m H nb ck auf d e Spruchre fe 
der Sache (§ 119 Abs. 4 S. 2 StVo zG) von der Mög chke t der 
e genen Sachentsche dung Gebrauch gemacht und von e ner 
Zurück ver we sung der Sache an d e Strafvo streckungskammer 
abgesehen hat.

a. E ne Doppe be egung des Haftraums 233 m t Straf gefan-
ge nen war n cht genere , d.h. unabhäng g von dessen Größe und 
Ausstattung unzu äss g. § 18 Abs. 1 S 1 StVo zG schre bt zwar d e 
E nze unterbr ngung von Strafgefangenen während der Ruheze t 
gesetz ch vor. Auch war weder e n Ausnahmefa  . S. des § 18 
Abs. 1 S. 2 StVo zG gegeben, noch agen d e Voraussetzungen 
des § 18 Abs. 2 S. 2 StVo zG vor, der m gesch ossenen Vo zug 
e ne geme nsame Unterbr ngung von Gefangenen zur Ruheze t 
vorübergehend und aus zw ngenden Gründen er aubt. Zu d esen 
Gründen zäh t auch e ne vorübergehende Überbe egung, n cht 
aber e ne permanente, „chron sche“ Überbe egung (vg . OLG 
Ce e StV 2003, 567, ZfStrVo 1999, 57, LG Kasse  ZfStrVo 2001, 
119, LG O denburg StV 2004, 610, Ca ess/Mü er-D etz § 18 Rdn. 
4; Ar oth/Lückemann, § 18 Rdn. 3), w e s e n der h er betroffenen 
Just zvo zugsansta t D. zu verze chnen st, was s ch aus der dort 
geführten (Warte-) L ste der Interessenten für e nen E nze  haft-
raum, auf der der Betroffene P atz 25 e nnahm, erg bt.

D e grundsätz che Zu äss gke t der geme nsamen Unter br n-
gung von Gefangenen während der Ruheze t n der Just zvo  zugs-
ansta t D. fo gt jedoch aus der Vorschr ft des § 201 Nr. 3 StVo zG, 
d e verfassungsrecht ch unbedenk ch st, we  s ch aus Art. 1 
Abs. 1 GG ke n genere es Verbot der geme nsamen Unterbr ngung 
von Strafgefangenen erg bt (vg . OLG Frankfurt ZfStrVo 2001, 55, 
OLG Naumburg, Besch uss vom 17. August 2004 - 12 W 29/04 -) 
Da nach dürfen Strafgefangene n Ansta ten, m t deren Err chtung 
vor Inkrafttreten des Strafvo zugsgesetzes begonnen wurde, ab-
we chend von § 18 StVo zG während der Ruheze t geme nsam 
untergebracht werden, „so ange d e räum chen Verhä tn sse der 
Ansta t d es erfordern“. D e n § 201 Nr. 3 StVo zG getroffene 
Rege ung, d e auf d e vor dem 1. Januar 1977 erbaute Just z-
vo zugsansta t D. anwendbar st, st trotz hrer Beze chnung a s 
Übergangsbest m mung und des se t Inkrafttreten des Strafvo -
zugs gesetzes nzw schen verstr chenen Ze traums von ca. 28 
Jahren nach w e vor ge tendes Recht, denn der Gesetzgeber hat 
s e - bewusst - ke ner ze t chen Befr stung unterworfen (vg . OLG 
Frankfurt ZfStrVo 2001, 55, Ca ess/Mü er-D etz § 201 Rdn. 1) 
Dass d e räum chen Ver hä t n sse der überbe egten Just zvo -
zugs ansta t D. e ne zum ndest vorübergehende geme nsame 
Unter br n gung von Gefan ge nen während der Ruhestunden n dem 
h er n Rede stehenden Ze t raum erforderten, erg bt s ch aus den 
von der Strafvo  stre ckungs kammer getroffenen Festste ungen. 
Da nach stand n der Just zvo zugsansta t D. für den Betroffenen n 
der Ze t vom 27. Ma  b s zum 28. Ma  2003 sow e erneut n der Ze t 
vom 11. Jun  b s 10. Ju  2003 ke n E nze haftraum zur Verfügung. 
Es wur  de e ne L ste „der Interessenten für e nen E nze haftraum“ 
geführt, auf der der Betroffene zunächst P atz 25 der Warte ste 
e nnahm.

b. In Fä en w e dem vor egenden, n denen n cht jedem Gefan-
genen nach § 18 Abs. 1 n der Ruheze t e n E nze haftraum zur Ver-
fügung steht und d e Ausnahmerege  des § 201 Nr. 3 StVo zG zur 
Anwendung kommt, hat d e Just zvo zugsansta t m Rahmen hrer 
Organ sat onshohe t e ne Ermessens- und Auswah entsche dung 
darüber zu treffen, ob dem Gefangenen aus besonderen Gründen 
e n E nze haftraum zugew esen werden kann bzw. muss und, wenn 
d es n cht der Fa  st, m t w e v e en und we chen Gefangenen er 
s ch e ne Ze e te en muss (vg . OLG Ce e NJW 2004, 2766; OLG 
Frankfurt ZfStrVo 2001, 55); d ese Ermessensentsche dung muss 
nachvo z ehbaren und m t dem Strafvo zugsgesetz n E nk ang 
stehenden Kr ter en fo gen (OLG Ce e und OLG Frankfurt, jewe s 
a.a.O.). Dabe  kommt nsbesondere dem G e chbehand ungs-
grund satz maßgeb che Bedeutung zu. Unter d esem Ges chts-
punkt st d e Entsche dung der Vo zugsbehörde, den Betroffenen 
nach der verha tensbed ngten Ab ösung von se ner Tät gke t a s 
Hausarbe ter von dem für den neuen Hausarbe ter benöt gten 
Haftraum 246 (Hausarbe terze e) n e nen - jedenfa s ze twe se - 
doppe t be egten Haftraum zu ver egen und hn an bere ter Ste e 
auf der (Warte-)L ste der Interessenten für e nen E nze haftraum 
zu führen, für s ch gesehen n cht zu beanstanden. Berecht gte 
E n wände gegen d e Person des jewe gen M tgefangenen hat 
der Betroffene m Übr gen weder für d e Ze t vom 27. b s 28. Ma  
noch h ns cht ch des Unterbr ngungsze traums vom 11. Jun  b s 
10. Ju  2003 vorgebracht.
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c. A erd ngs muss der zugew esene Haftraum, auch wenn 
se ne Mehrfachbe egung - w e vor egend – n cht von vornhere n 
m H nb ck auf den n § 18 Abs. 1 S. 1 StVo zG festgeschr ebenen 
Grundsatz der E nze unterbr ngung unzu äss g st, h ns cht ch se -
ner Größe und Ausstattung best mmten Anforderungen genügen. 
Aus der a geme n geha tenen und an d e Vo zugsbehörden ge-
r chteten Vorschr ft des § 144 Abs. 1 StVo zG (Verordnungen nach 
§ 144 Abs. 2 StVo zG s nd h erzu b s ang n cht ergangen) kann 
der Gefangene zwar ke ne subjekt ven Rechte her e ten (vg . OLG 
Hamm NStZ 1992, 352, B fStrVoI zK, Nr. 2, 10, OLG Zwe brücken, 
a.a.O., NStZ 1982, 221, OLG Frankfurt StV 1986, 27, OLG Kob enz 
ZfStrVo 1985, 62, Ca ess/Mü er-D etz § 144 Rdn. 1, Ar oth/ Lü-
cke mann, § 144 Rdn. 4). A erd ngs wer den dem Ermessen der 
Vo  zugsbehörde be  der Be egung und Ausgesta tung der Haft-
räume durch das Recht des Gefangenen auf Achtung der Men-
schenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) und das Verbot unmensch cher 
oder ern edr gender Strafe oder Behand ung (Art. 3 EMRK) Gren-
zen gesetzt (vg . BVerfG NJW 2002, 2699 und 2700, BGH, Urte  
vom 04. November 2004 - III ZR 361/03 - EBE/BGH 2004, 394, 
OLG Hamm NStZ 1992, 352; NJW 1967, 2024; OLG Zwe brücken, 
Besch uss vom 08. September 2004, bere ts z t ert, NStZ 1982, 
221, OLG Frankfurt NStZ 2004, 613, NStZ-RR 2003, 59, NJW 
2003, 2843, ZfStrVo 2001, 55, StV 1986, 27, NStZ 1985, 572; KG 
ZfStrVo 1980, 191; OLG CeIIe StV 2004, 84; NJW 2003, 2463; 
OLG Kar sruhe ZfStrVo 2004, 304, LG Hannover StV 2003, 568, 
LG O denburg StV 2004, 610, LG G eßen NStZ 2003, 624, LG 
Braunschwe g NStZ 1984, 286, LG Kar sruhe, Urte  vom 13. Ju  
2004 - 2 O 1/04 -‚ Ca ess/Mü er-D etz § 144 Rdn. 1, Ar oth/Lücke-
mann, § 144 Rdn. 4, Schw nd/Böhm, § 144 Rdn. 1, Feest, AK-
Straf vo zugsgesetz, 4. Auf ., § 144 Rdn. 4). Der Haftraum muss 
h ns cht ch se ner Größe und Ausgesta tung so beschaffen se n, 
dass das Recht auf Achtung der Menschenwürde, dem nach der 
Ver fassung e n Höchstwert zukommt und das auch dem Straftäter 
n cht abgesprochen werden kann (vg . BVerfG NJW 2002, 2700, 
2701), gewahrt b e bt. Das sch eßt d e Pf cht e n, d e Pr vat- und 
nt mssphäre des Gefangenen a s Ausdruck se nes a geme nen 
Persön chke tsrechts (Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG) tun chst zu 
wahren (BVerfG ZfStrVo 1997, 111). Ob bzw. wann d e Grenze zur 
menschenunwürd gen Unterbr ngung be  e ner Doppe - oder Mehr-
fach be egung e nes Haftraums überschr tten st, hängt n erster 
L n e von der Art und We se der Unterbr ngung, d. h. von der Größe 
(Grundf äche und Raum nha t) und Ausstattung ( nsbesondere n 
san tärer H ns cht) des Haftraums sow e von der Anzah  der n dem 
Haftraum g e chze t g untergebrachten Gefangenen ab. Daneben 
kann aber auch von Bedeutung se n, n we chen Ze träumen und 
zu we chen Zwecken s ch der e nze ne Gefangene n dem betref-
fenden Haftraum aufha ten muss bzw. musste. Fo gt a erd ngs    
bere ts aus der Art der (geme nsamen) Unterbr ngung, dass d e 
Men schenwürde des Gefangenen berührt st, kommt es für d e 
ver fas sungsrecht che und dam t auch für d e vo streckungsrecht-
che Beurte ung (zur z v recht chen Beurte ung m Rahmen des 

§ 847 BGB und der Bedeutung der Unterbr ngungsdauer nsowe t 
vg . BGH a.a.O. und vorgehend OLG Ce e StV 2004, 84) auf d e 
Dauer der Mehrfachunterbr ngung n cht mehr an (vg . BVerfG NJW 
2002, 2699, 2700, OLG Frankfurt NStZ 2003, 59), dann s nd auch 
d e genauen Aufentha tsze ten n der Ze e recht ch unerheb ch 
(vg . OLG Frankfurt NJW 2003, 2843, 2845).

Vor egend war der Betroffene n der Ze t vom 27. b s 28. Ma  
und vom 11. Jun  b s 10. Ju  2003 jewe s m t e nem we teren Ge-
fan genen geme nsam m Haftraum 233 untergebracht und jeden-
fa s n der Ruheze t, n der s ch be de Gefangene g e chze t g n 
dem Haftraum aufha ten mussten, gezwungen, m t d esem M t ge-
fangenen d e Ze e e nsch eß ch der dar n bef nd chen, räum ch 
n cht abgetrennten To ette zu te en.

Es spr cht nach Auffassung des Senats e n ges dafür, dass ge-
nere  d e geme nsame Unterbr ngung von zwe  oder mehr Gefan-
genen n e nem Haftraum ohne h nre chende räum che Abtren-
nung der To ette, d e e nen ausre chenden S cht-, Geruchs- und 
Ge räuschschutz gewähr e stet, m H nb ck auf Art. 1 Abs. 1 GG 
un zu äss g st, sofern n cht d e Benutzung außerha b der Ze e ge-
egener Wasch- und WC-An agen tags und nachts mög ch st (vg . 
OLG Zwe brücken, Besch uss vom 8. September 2004, bere ts 
z t ert, OLG Frankfurt NJW 2003, 2843, 2845, NStZ-RR 2001, 28, 
29, StV 1986,2728, OLG Hamm NJW 1967, 2024, LG Hannover 
StV 2003, 568, 569, LG Braunschwe g NStZ 1984, 286, Ca ess/
Mü er-D etz § 144 Rdn. 1, Ar oth/Lückemann, § 144 Rdn. 2, AK § 
144 Rdn. 10, Schw nd/Böhm, § 18 Rdn. 6 und § 144 Rdn. 1). Das 

Bedürfn s und der Anspruch des Menschen, s ch e nerse ts be  der 
Verr chtung se ner körper chen Bedürfn sse unter Wahrung se ner 
nt mssphäre absondern zu können und andererse ts n cht unge-
wo t den Verr chtungen und den dam t verbundenen Be äs t  gun-
gen anderer spürbar ausgesetzt zu se n, ver angt e ne derart ge 
räum che Abtrennung des To ettenbere chs. E ne b oße Scham-
wand, w e s e n der Ze e 233 vor der m Übr gen offenen To ette 
aufgeste t st, genügt a s räum che Abtrennung n cht, denn s e 
b etet ed g ch n opt scher H ns cht e nen gew ssen Schutz, n cht 
aber n akust scher und geruch cher H ns cht, zuma  d e n cht n 
Fensternähe aufgeste te To ette m Haftraum 233 über ke ne ge-
sonderte Ent üftung verfügt. Ob, was d e san täre Ausstattung e ner 
mehrfach be egten Ze e betr fft, e ne ed g ch m t e ner Scham-
wand abgetrennte To ette m t e genem Ent üftungsschacht unter 
dem B ckw nke  des Art. 1 Abs. 1 GG gerade noch h nnehmbar st“ 
(so OLG Ce e B fStrVoI zK 2/1990, 2, 3, vg . auch OLG Frankfurt 
NJW 2003, 2843, 2845), kann vor egend dah nstehen.

Zu der schwer ch m t Art. 1 Abs. 1 GG n E nk ang zu br ngen-
den san tären Ausstattung des Haftraums 233 kommt h nzu, dass 
d eser nur e ne Grundf äche von 8,8 m2 hat und d ese Nutzf äche 
durch Möbe stücke ( nsbesondere Bett und Schränke) und To ette 
zusätz ch e ngeschränkt w rd. Dabe  st zu berücks cht gen, dass 
der Haftraum für den Gefangenen rege mäß g d e e nz g verb e -
bende Mög chke t b etet, s ch e ne gew sse Pr vatsphäre zu schaf-
fen und ungestört zu se n (vg . BVerfG,  ZfStrVo 1997, 111, 113; 
BGHSt 37, 380, 382). Konkrete gesetz che Anforderungen an d e 
M ndestgröße e nes Haftraums enthä t das StVo zG zwar n cht, 
nsbesondere feh t b s ang e ne zu § 144 Abs. 2 StVo zG er as-
sene Rechtsverordnung des Bundesm n ster ums der Just z. Aus 
Art. 1 Abs. 1 GG und Art. 3 EMRK ergeben s ch jedoch M ndestan-
for derungen an d e Bodenf äche e nes Haftraums, nsbesondere 
was den Bere ch des Strafvo zuges betr fft (vg . BVerfG ZfStrVo 
1994, 377). D esen M ndestanforderungen w rd der Haftraum 233 
be  e ner Doppe be egung n cht gerecht. Se ne Größe st derart ge-
r ng, dass dem - geme nschaft ch - untergebrachten Gefangenen 
jeg cher Rückzugsraum, n dem er se n Gefüh s eben unbeobach-
tet und ungestört aus eben könnte, genommen w rd. Es verb e bt 
dem e nze nen Gefangenen kaum noch Raum, se ne Pr vat- und 
nt mssphäre zu wahren, s ch zu bewegen und s ch we tgehend 
ungestört zu betät gen. Verschärft w rd d ese S tuat on noch durch 
d e bere ts gesch derten unzure chenden san tären Verhä t n sse 
n der Ze e 233. Der Umstand, dass der Betroffene jedenfa s 
se t dem 5. Ju  2003 tagsüber n e nem Werkbetr eb ganztäg g 
arbe tete und dam t nur wahrend der Sch eßze ten gezwungen 
war, s ch geme nsam m t e nem M tgefangenen n der Ze e aufzu-
ha ten, ändert an d eser recht chen Beurte ung n chts, was s ch 
schon daraus erg bt, dass dem Gefangenen auch m Werkbere ch 
ke ner e  absch rmbare Pr vat- und nt mssphäre a s ungestörter 
Rückzugsraum verb eb.

D e Auffassung des Senats, dass d e Grenze zur menschenun-
würd gen Unterbr ngung durch d e Doppe be egung des Haft raums 
233 n den festgeste ten Ze träumen überschr tten war, entspr cht 
m Übr gen der von zah re chen anderen Ger chten zu ähn ch ge-
agerten Fä en (Doppe be egung e ner Ze e m t e ner Grund f äche 
von wen ger a s 10 qm und ohne abgetrennte To ette) vertretenen 
Ans cht (vg . OLG Zwe brücken, Besch uss vom 8. September 
2004, bere ts z t ert, OLG Frankfurt NJW 2003, 2843, Info 1986, 
441, OLG Ce e NJW 2003, 2463, LG Braunschwe g NStZ 1984, 
286, LG O denburg StV 2004, 610, LG Hannover BIfStrVo zK 
2003 Nr. 1, 3, LG Kar sruhe, Besch uss vom 13. Ju  2004 - 2 O 
1/04 -).

Der Senat verkennt dabe  n cht d e Nots tuat on zah re cher 
Just zvo zugsansta ten, d e s ch häuf g n e nem Zustand der 
„chron schen Überbe egung“ bef nden. Der dam t e nhergehende 
erheb che Mange  an E nze haftp ätzen darf jedoch n cht dazu      
herha ten, ge tendes Recht, nsbesondere grund egende Men-
schen  rechte (Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 3 EMRK) zu unter aufen. D e 
Ge r chte haben, worauf das Ober andesger cht Ce e n se nem 
Urte  vorn 2. Dezember 2003 (StV 2004, 84) zu Recht h nwe st, 
trotz der (se t angem) bestehenden Not age ke ne Mög chke t, von 
e ndeut g gesetz chen und verfassungsrecht chen Best mmungen 
abzuwe chen und Rechte der Gefangenen über das gesetz ch zu-
äss ge Maß h naus e nzuschränken.

3. D e Kostenentsche dung beruht auf § 121 Abs. 1 und 4 
StVo zG und e ner entsprechenden Anwendung des § 473 StPO.
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§ 43 StVollzG (Ansprüche auf Ar beits­
entlohnung im Falle der Verbüßung einer 
lebenslänglichen Freiheitsstrafe)

Ansprüche auf die in § 43 StVollzG vorgesehenen 
monetären und nicht­monetären Leistungen bestehen 
erst seit Inkrafttreten der Neuregelung am 1.1.2001. 
Dies gilt auch im Falle der Verbüßung einer lebenslan­
gen Freiheitsstrafe.

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Hamm 
vom 23. Jun  2005 - 1 Vo z (Ws) 60/05 -

Gründe

I.

Der Antragste er verbüßt se t 1993 e ne ebens ange Fre -
he ts strafe, derze t n der Just zvo zugsansta t X.  Unter dem 14. 
No vember 2004 beantragte er d e Auszah ung e ner Aus g e chs-
ent schäd gung gemäß Abs. 11 StVo zG m t der Begründung, dass 
h ns cht ch se ner nd v due en Fre he tsstrafe St chtag .S.d. § 43 
Abs. 11 StVo zG der 1. August 2003 gewesen se . M t Verfügung 
vom 15. November 2004 hat der Le ter der Just zvo zugsansta t 
den Antrag zurückgew esen. Da d e gesetz che Rege ung des § 43 
Abs. 11 StVo zG erst am 1. Januar 2001 n Kraft getreten se , kön-
ne e n Anspruch auf Zah ung e ner Ausg e chsentschäd gung erst 
ab d esem Ze tpunkt entstehen. St chtag für e ne Aus g e chs zah-
ung se  daher der 1. Januar 2011. Gegen d ese Entsche dung hat 
der Antragste er W derspruch e nge egt, der durch Besche d des 
Prä s  denten des Landesjust zvo zugsamtes Nordrhe n-Westfa en 
vom 6. Dezember 2004 a s unbegründet zurückgew esen wor-
den st. W e auch der Le ter der Just zvo zugsansta t X. hat der 
Präs dent des Landesjust zvo zugsamtes s ch darauf berufen, 
dass d e gesetz che Rege ung erst am 1. Januar 2001 n Kraft 
getreten se  und som t erst se t d esem Ze tpunkt Gü t gke t habe. 

M t Schre ben vom 19. Dezember 2004 hat der Antragste er 
Antrag auf ger cht che Entsche dung gemäß § 109 ff. StVo zG 
geste t und beantragt, den Besche d des Le ters der Just z vo -
zugs ansta t n der Form des W derspruchsbesche des aufzuhe-
ben, festzuste en dass der Auszah ungsze tpunkt nach § 43 Abs. 
11 StVo zG auf d e tatsäch che Verbüßung der ebens angen Fre -
he ts  strafe festge egt se , festzuste en, dass be  der Berechnung 
des Jahresze traums d e Untersuchungshaft m t anzurechnen se  
sow e den Antragsgegner zu verpf chten, hm e ne Aus g e chs ent-
schä d gung n Höhe von 1.959,85  auf se nem E genge dkonto 
gut zuschre ben und  hm se t dem Ze tpunkt der Fä gke t d e üb-
chen Schu dz nsen gutzuschre ben.

D e Strafvo streckungskammer des Landger chts Arnsberg 
hat den Antrag des Betroffenen m t Besch uss vom 16. März 2005 
a s unbegründet zurückgew esen und dazu ausgeführt:

„Nach der Auffassung der Kammer st der Wort aut des § 4 
Abs. 11, StVo zG e ndeut g. Be  e nem Gefangenen, be  dem e ne 
An rechnung der Fre ste ung nach § 43 Abs. 10 Nr. 1 StVo zG 
ausgesch ossen st, w rd d e Ausg e chszah ung nach Verbüßung 
von jewe s 10 Jahren der ebens angen Strafe zum E genge d gut-
geschr eben. Grundsätz ch s nd be  dem Antragste er d e Voraus-
set zun gen erfü t, da er e ne ebens ange Fre he tsstrafe verbüßt 
und e n Ent assungsze tpunkt noch n cht best mmt st.

Da d e Vorschr ft des § 43 StVo zG erst zum 1. Januar 2001 n 
Kraft getreten st, können Ansprüche aus d eser Vorschr ft vorher 
n cht entstanden se n. Das g t auch für e ne Ausg e chs ent schä d -
gung gem. § 43 Abs. 11 StVo zG. Können Ansprüche nach d esem 
Gesetz aber erst se t dem genannten Ze tpunkt entstanden se n, 
verb etet s ch e ne Berechnung der 10-Jahres-Fr st be  e ner e-
bens angen Fre he tsstrafe, d e auf e ne Verbüßungsze t vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes abste t. Dam t würden d ese Strafge-
fan ge nen m Verg e ch zu anderen besser geste t werden, da be  
der Be mes sung hres Anspruchs auch auf Ze ten abgeste t wer-
den würde, d e vor dem 1. Januar 2001 egen. Etwas anderes er-
g bt s ch auch n cht aus der von dem Antragste er angeführten Er-
äu te rung zur Bundesratsdrucksache. Denn ursprüng ch war nach 

dem Gesetzentwurf des Landes Sachsen-Anha t vorgesehen, e -
ne Anrechnung nsgesamt auszusch eßen, sowe t e ne ebens an-
ge Fre he ts strafe verbüßt w rd. Erst durch e ne Empfeh ung des 
Rechts ausschusses des Bundesrates, d e auf e nen Antrag des 
Landes Nordrhe n-West fah en zurückgeht, wurde d e jetzt gü t ge 
Fassung des Ge set zes verabsch edet. So te ursprüng ch a so e -
ne Ausg e chs ent schä d gung grundsätz ch ausgesch ossen se n, 
st m Wege des Komprom sses e ne Ausg e chsentschäd gung für 
den Ze traum von jewe s 10 Jahren besch ossen worden. E ne 
Bes serste ung ge genüber anderen Strafgefangenen so te dam t 
n cht erre cht werden. V e mehr so te d e aus dem ursprüng chen 
Entwurf s ch ergebende Ung e chbehand ung von ebens äng -
chen gegenüber anderen Strafgefangenen bese t gt werden.

Das bedeutet n cht, dass Ausg e chsentschäd  gungsans prü-
che grundsätz ch und n jedem Fa  erst m t  dem 1. Januar 2011 
entstehen. Für Sonderfä e e ner mög chen vorze t gen Ent assung 
s eht Absatz 11 Satz 3 StVo zG ausdrück ch d e Ausnahme vor, 
„sowe t er n cht vor d esem Ze tpunkt ent assen w rd“, In Ver-
b n dung m t Absatz 10 Z ff. 2 entsteht dann e ne ante ge Aus -
g e chsent schäd gung, wenn be  e ner vorze t gen Ent assung 
e ne punktgenaue Ent assung unter Berücks cht gung von Fre -
ste  ungsansprüchen n cht erre cht werden kann.“

Da nach Auffassung der Strafvo streckungskammer der An-
trag ste er zum jetz gen Ze tpunkt ke nen Anspruch auf Aus g e chs-
entschäd gung hat, brauchte d e Kammer n cht zu entsche den, ob  
d e Untersuchungshaft auf d e 10-Jahres-Fr st anzurechnen st. 
G e chwoh  hat d e Kammer d e Auffassung geäußert, aufgrund 
der untersch ed chen Ent ohnung n der Untersuchungshaft und 
n der Strafhaft könne nach hrer Auffassung Untersuchungshaft 
n cht n den Ab auf von 10 Jahren e ngerechnet werden.

Gegen d ese Entsche dung r chtet s ch d e form- und fr stge-
recht e nge egte Rechtsbeschwerde des Betroffenen.

II.

D e Rechtsbeschwerde war zur Fortb dung des Rechts zuzu-
assen, da An ass besteht, Le tsätze für d e Aus egung des § 43 
Abs. 11 StVo zG aufzuste en.

In der Sache hat d e Rechtsbeschwerde ndes ke nen Erfo g, 
we  d e Strafvo streckungskammer zu Recht zum jetz gen Ze t-
punkt e nen Anspruch des Antragste ers auf Zah ung e ner Aus-
g e chs entschäd gung gemäß § 43 Abs. 11 StVo zG abge ehnt 
hat.

§ 43 StVo zG rege t n Verb ndung m t § 200 StVo zG d e An-
er kennung ge e steter Pf chtarbe t der Gefangenen. §§ 43, 200 
StVo zG wurden m t W rkung vom 1. Januar 2001 grund egend neu 
gefasst durch Art. 1 Nr. 2 und 9 des 5. Strafvo zugs ände rungs ge-
setzes vom 27. Dezember 2000 (BGB . 1 2043). D e Neurege ung 
st d e Reakt on des Gesetzgebers auf d e Entsche dung des 
Bundes verfassungsger chts vom 1. Ju  1998 (BVerfG NJW 1998, 
3337). Das Bundesverfassungsger cht hatte entsch eden, dass 
das se t 1977 ge tende Gefangenenarbe tsentge t n Höhe von 5% 
des Durch schn ttse nkommens der soz a vers cherungspf cht gen 
Arbe t nehmer n cht ausre che, um d e Pf chtarbe t der Strafge-
fan ge nen a s w rksames Resoz a s erungsz e  auszugesta ten. 
Ent spre  chend dem Gebot des Bundes verfas sungs ge r chts, e ne 
Neu re ge ung zu schaffen, hat der Gesetzgeber m t der Änderung 
des Strafvo zugsgesetzes zum 1. Januar 2001 das Arbe tsentge t 
der Gefangenen von 5% auf 9% der Bezugsgröße nach § 18 
SGB IV erhöht (§ 200 StVo zG). Ergänzend st a s besonderer 
Anre z für e ne kont nu er che Arbe ts e stung e ne n cht-monetäre 
Kom po nente der Anerkennung ge e steter Arbe t n Form von 
e nem Tag zusätz cher Fre ste ung von der Arbe t für zwe  Monate 
zusammenhängender Tät gke t gewährt worden; d e Fre ste ung 
kann auf den Ent assungsze tpunkt angerechnet oder - be  Vor e-
gen der a geme nen Voraussetzungen - a s Ur aub aus der Haft 
(Arbe tsur aub) genutzt werden; für Ausnahmefä e, n denen d e 
Anrechnung n cht mög ch st, st e ne Ausg e chsentschäd gung n 
Form e nes 15% gen Zusch ags zum Entge t vorgesehen. D ese 
Neurege ung genügt den verfassungsrecht chen  Anforderungen 
gemäß der Entsche dung des Bundesverfassungsger chts vom 
1. Ju  1998 (BVerfG NJW 2002,2023).

Danach b e bt festzuha ten, dass m t W rkung zum 01.01.2001 
d e Gefangenenent ohnung durch e ne monetäre und n cht-mo-
netäre Le stung erhöht worden st. Dam t steht aber auch eben-
fa s fest, dass der Gesamtkomp ex der Erhöhung erst ab dem 
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1. Januar 2001 g t. Ebenso w e e n Gefangener erst ab d esem 
Ze tpunkt e nen Anspruch auf e n Arbe tsentge t n Höhe von 9% 
der Be zugs größe nach § 18 SGB IV hat, besteht erst ab dem 1. 
Januar 2001 e n Anspruch auf d e beschr ebenen „Gut-Ze ten“,  
und dam t auch auf d e Ausg e chsentschäd gung gemäß § 43 Abs. 
11 StVo zG. Würde man der Rechtsauffassung des Antragste ers 
fo gen, so würde d es bedeuten, dass Gefangene auch für d e Ze t 
vor dem 1. Januar 2001 e n höheres Arbe tsentge t und zusätz che 
fre e Tage beanspruchen könnten. D es wäre ndes nur anzuneh-
men, wenn e ne Rückw rkung des Gesetzes angeordnet worden 
wäre, was aber n cht der Fa  st. Zwar w rd nach dem Wort aut 
des § 43 Abs. 11 StVo zG d e Ausg e chszah ung bere ts nach 
Verbüßung von jewe s 10 Jahren der ebens angen Fre he tsstrafe 
zum E  gen ge d gutgeschr eben, wobe  n chts über den Ze tpunkt 
des Beg nns d eser Fr st gesagt; d es war ndes auch n cht er-
forder ch, da s ch d eses von se bst versteht. Denn Ansprüche 
können erst ab dem Inkrafttreten e nes Gesetzes bestehen. Nach 
a edem hat der Antragste er ke ne Ansprüche für d e Ze t vor dem 
1. Januar 2001 (so auch m Ergebn s Ar oth/Lückemann, StVo zG, 
§ 43 Rdnr. 30; a.A., a erd ngs ohne jeg che Begründung, LG 
Frankfurt, NStZ 2005, 55).

Zu Recht hat d e Strafvo streckungskammer auch ausgeführt, 
dass d e Untersuchungshaft  auf d e 10-Jahres-Fr st n cht anzu-
rechnen st. D e Erhöhung der Gefangenenent ohnung durch das 
5. Strafvo zugsänderungsgesetz g t näm ch n cht für Unter su-
chungs gefangene. Für d ese f ndet § 43 Abs. 2 - 5 StVo zG nur m t 
der Maßgabe Anwendung, dass d e Eckvergütung we terh n 5% 
der Bezugsgröße beträgt. D e n cht-monetäre Komponente der zu-
sätz chen Fre ste ung (§ 43 VI - X ) g t ebenfa s n cht für Untersu-
chungs gefangene (§ 177 S. 3 StVo zG). D ese untersch ed che 
Ent ohnung von Untersuchungsgefangenen und Strafgefangenen 
st auch verfassungsgemäß (vg . Besch uss des Bundes verfas-
sungs ger chts vom 15. März 2004).

Nach a edem, war d e Rechtsbeschwerde m t der s ch aus 
§ 121 Abs. 2 StVo zG ergebenden Kostenfo ge a s unbegründet 
zu verwerfen.

§ 112 Abs. 1 Satz 1 StVollzG, § 37 Abs. 3 
Satz 1 VwVfG (Zur schriftlichen Bekannt­
gabe einer Maßnahme)

Die schriftliche Bekanntgabe der Maßnahme ist 
nicht vollständig, wenn das Schriftstück keine Unter­
schrift oder Namenswiedergabe enthält. Eine solche 
unvollständige Bekanntgabe vermag die Rechts be­
helfs  frist grundsätzlich nicht in Lauf zu setzen.

Besch uss des 5. Strafsenats des Kammerger chts Ber n vom 
22. Ju  2005 - 5 Ws 365/05 Vo z -

Gründe

Der Gefangene verbüßt zur Ze t e ne Gesamtfre he tsstrafe n 
der Just zvo zugsansta t T. Auf der Grund age der Vo zugsp an-
fort schre bung vom 22. Oktober 2004 fand am 14. Dezember 2004 
e ne Vo zugsp ankonferenz statt, deren Inha t und Ergebn s m t Da-
tum vom se ben Tage schr ft ch n ederge egt wurde. E ne Abschr ft 
der dre se t gen Verfügung, deren erster Te  der Konferenzber cht, 
nha t ch zwe  Se ten, e nnahm, erh e t der Gefangene am 14. Ja-
nu ar 2005 ausgehänd gt. A erd ngs feh te d e Se te 3, auf der s ch 
d e Verte erverfügung des Bearbe ters und dessen Unterschr ft 
bef ndet. Nachdem der Gefangene beanstandet hatte, den Ber cht 
n cht vo ständ g erha ten zu haben, wurde hm am 15. Februar 
2005 d e erwähnte Se te 3 des Ber chts ausgehänd gt. Am 1. März 
2005 beantragte der Gefangene zu Protoko  des Urkundsbeamten 
des Amtsger chts Wedd ng n der JVA T. d e ger cht che Ent sche -
dung, den Vo zugsp an vom 14. Dezember 2004 aufzuheben und 
d e Ansta t zu verpf chten, e ne neue Vo zugsp anfortschre bung 
vor zunehmen, da d e Behörde n der angefochtenen Fort schre -
bung den gesetz chen M ndestanforderungen n cht genügt habe. 
D e Strafvo streckungskammer verwarf den Antrag m t dem ange-

fochtenen Besch uss vom 16. Jun  2005 m t der Begründung a s 
unzu äss g, der Antrag auf ger cht che Entsche dung se  verspätet 
e nge egt worden, da der Lauf der zwe wöch gen Fr st des § 112 
Abs. 1 Satz 1 StVo zG bere ts am 14. Januar 2005 und n cht 
erst m t Aushänd gung der Se te 3 des Ber chts begonnen habe 
und daher am 1. März 2005 bere ts verstr chen gewesen se . M t 
se ner form- und fr stgemäß erhobenen Rechtsbeschwerde rügt 
der Ge fan gene d e Behand ung se nes Antrages auf ger cht che 
Ent sche dung a s unzu äss g. 

Das Rechtsm tte  hat e nen vor äuf gen Erfo g.

1. D e Rechtsbeschwerde st n cht nur gegen Sach-, sondern 
auch gegen Prozessentsche dungen der Straf vo  streckungs kam-
mer – e ne so che egt h er vor – statthaft (vg . Ca ess/Mü er-
D etz, StVo zG 10. Auf ., § 116 Rdn. 5 m t we t. Nachw.).

2. S e st zu äss g, we  m t der angefochtenen Entsche dung 
dem Beschwerdeführer das recht che Gehör versagt wurde (vg . 
Senat NStZ-RR 2002, 383; Besch üsse vom 8. Ju  2005 - 5 Ws 
309/05 Vo z -, 25. Februar 2005 - 5 Ws 85/05 Vo z - und vom 31. 
August 2001 - 5 Ws 543/01 Vo z -; Ar oth n Ar oth/Lückemann, 
StVo zG § 116 Rdn. 3). D e Rüge der Ver etzung recht chen Ge-
hörs sche tert ausnahmswe se n cht daran, dass der Gefangene 
n cht ausdrück ch m tgete t hat, was er vorgetragen hätte, wenn 
hm Ge egenhe t dazu gegeben worden wäre (vg . KG, Besch uss 
vom 19. Oktober 2000 - 5 Ws 644/00 Vo z -). Denn aus dem Vor-
br n gen w rd noch h nre chend deut ch erkennbar, dass er se n 
Vorbr ngen n se nem Antrag vom 1. März 2005 auch zum Inha t 
der Rechtsbeschwerde machen wo te.

D e Auffassung der Strafvo streckungskammer, der Antrag 
des Gefangenen auf ger cht che Entsche dung se  verspätet an-
gebracht worden, hä t recht cher Prüfung n cht Stand. Nach § 112 
Abs. 1 Satz 1 StVo zG st Voraussetzung für d e Ingangsetzung 
des Laufs der Zwe wochenfr st d e Zuste ung oder schr ft che 
Bekannt machung der Entsche dung. Für d e Frage, wann bzw. un-
ter we chen Voraussetzungen d e schr ft che Bekanntgabe erfo gt 
st, s nd – mange s spez e er Rege ung m Strafvo zugsgesetz 
– d e sachnahen verwa tungsverfahrensrecht chen Vorschr ften 
entsprechend anzuwenden (vg . a geme n zu der über d e 
ausdrück che Verwe sung n § 114 Abs. 2 Satz 2 StVo zG h -
nausgehenden Not wen  d gke t, m Strafvo zugsrecht ergänzend 
verwa tungsrecht che Normen und Grundsätze heranzuz e-
hen (vg . Senat NStZ-RR 2002, 383; Schu er n Schw nd/Böhm, 
StVo zG 3. Auf ., § 120 Rdn. 1; Vo ckart n AK-StVo zG 4. Auf ., § 
120 Rdn. 2, 3; Ca ess/ Mü  er-D etz, StVo zG 10. Auf ., § 120 Rdn. 
1; Ar oth n Ar oth/ Lü cke mann, StVo zG § 120 Rdn. 1, 2). Gemäß 
§ 37 Abs. 3 Satz 1 VwVfG muss e n schr ft cher Verwa tungsakt 
unter anderem d e Un terschr ft oder d e Namensw edergabe des 
Behörden e ters, se nes Vertreters oder se nes Beauftragten 
entha ten. Das Erfordern s der Unterschr ft so  vor a em m 
Interesse der Rechtss cherhe t grundsätz ch gewähr e sten, dass 
n cht unfert ge Schre ben, nsbesondere Entwürfe, a s off z e e 
Entsche dung ergehen (vg . Kopp/Ramsauer, VwVfG 8. Auf ., § 
37 Rdn. 31). Daraus fo gt, dass d e schr ft che Bekanntmachung 
n cht vo ständ g st, wenn das Schr ftstück e ne Unterschr ft oder 
Namensw edergabe n cht enthä t. E ne so che unvo ständ ge, m t-
h n feh erhafte Bekanntgabe vermag d e Rechtsbehe fsfr st grund-
sätz ch n cht n Lauf zu setzen (vg . Kopp/Ramsauer, VwVfG 8. 
Auf ., § 41 Rdn. 27 m t we t. Nachw.).

Das Feh en der Unterschr ft kann a erd ngs ausnahmswe -
se a s unbeacht ch anzusehen se n, wenn aus den gesamten 
Um stän den, etwa aus e nem Beg e tschre ben, das den Anfor de-
run gen des § 37 Abs. 3 VwVfG genügt, zwe fe sfre  hervorgeht, 
dass es s ch um e ne absch eßende Entsche dung und n cht e-
d g ch um e nen Entwurf hande t (vg . Kopp/Ramsauer a.a.O. § 41 
Rdn. 32). So egt der Fa  h er aber n cht. Denn weder aus dem 
Vor br n gen des Gefangenen, noch aus dem der Vo zugsbehörde, 
noch aus sonst gen Umständen erg bt s ch, dass d e Ansta t be-
re ts vor der Aushänd gung der dr tten Se te des Vermerks dem 
Gefangenen m tgete t hätte, dass es s ch nsowe t nur um e nen 
nha t ch rre evanten Te  des Ber chts hande t. Indes hatte der 
Gefangene m t se ner Beanstandung zu erkennen gegeben, dass 
er Zwe fe  an der Vo ständ gke t der hm ausgehänd gten Abschr ft 
hegte. Dass d ese Zwe fe  n cht ed g ch überzogenen Anschau un-
gen und Erwartungen des Gefangenen entsprachen, w rd an dem 
n der Akte bef nd chen Schr ftstück deut ch. Zwar autet der etzte 
Satz auf Se te 2 des Vermerks: „Das Konferenzergebn s wurde Hr. 
... m Ansch uss eröffnet“. D es ässt aber n cht zw ngend a e n den 
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Sch uss zu, dam t ende der Ber cht; v e mehr b e bt, da graph sche 
oder sonst ge Merkma e, d e auf e n Textende h ndeuten, feh en, 
offen, ob auf e ner we teren Se te noch nha t ch Ausfüh run gen 
fo gen.

Be  der Bewertung der Frage des Ze tpunktes des Fr stbeg nns 
hätte d e Strafvo streckungskammer anges chts der konkreten 
Fa  gesta tung m Übr gen dem verfassungsrecht ch verankerten 
(Art. 2 Abs. 1 n Verb. m t Art. 20 Abs. 3 GG) Fa rnessgebot (vg . 
a geme n dazu Jarass n Jarass/P eroth, GG 7. Auf ., Art. 20 Rdn. 
94 m t we t. Nachw. nsbesondere zur Rspr. des BVerfG) verstärkt 
Rechnung tragen müssen. Der Anspruch auf e n fa res Verfahren 
sch eßt näm ch d e Verpf chtung der Ger chte e n, das Verfah-
rens recht so anzuwenden, dass d e e gent chen mater e en 
Rechts fragen entsch eden werden und hnen n cht durch über-
tr ebene Anforderungen an das forme e Recht ausgew chen w rd 
(vg . zu etzt BVerfG NJW 2005, 814). D eser Anforderung st d e 
Kammer vor egend n cht gerecht geworden.

Der Senat verwe st d e Sache daher nach § 119 Abs. 4 Satz 
3 StVo zG an d e Strafvo streckungskammer zurück, dam t d ese 
e ne Sachentsche dung treffen kann.

(E nsender: D e M tg eder des 5. Strafsenats des Kam mer-
ger chts Ber n)

§ 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG  (Zur Aushän di­
gung der Spielkonsole „Playstation 2”)

1. Der Spielkonsole „Sony Playstation 2“ wohnt eine 
solch generell­abstrakte Gefahr für die Sicherheit 
und Ordnung von Vollzugsanstalten inne, die eine 
Aushändigung in der Justizvollzugsanstalt Tegel 
(einer Anstalt der höchsten Sicherheitsstufe) an die 
Gefangenen ausschließt. Die Gefährdung liegt da­
rin, dass das Gerät dem Gefangenen die Möglichkeit 
eröffnet, unkontrollierbar Daten unerlaubten oder 
vollzugswidrigen Inhalts zu speichern oder sie aus 
der Anstalt heraus in die Außenwelt gelangen zu 
lassen.

2. Die neueren technischen Entwicklungen bringen 
es mit sich, dass sich die Gefahren der in den 
Geräten vorhandenen Versteckmöglichkeiten von 
räumli chen Nischen auf virtuelle, also unsicht­
bare und schwe rer erkennbare Tarnorte verlagern. 
Verbun den mit der explosionsartig wachsenden 
Spei cherka pa zität ist dies eine höhere Ebene der 
Gefähr dung, die weder durch Vermehrung des Kon­
troll aufwandes noch durch Schulung der Beamten 
so in den Griff zu bekommen ist, dass die Sicherheit 
der Justizvoll zugs anstalt noch zu gewährleisten 
wäre.

Besch uss des 5. Strafsenats des Kammerger chts Ber n vom 
22. Ju  2005 - 5 Ws 178/05 Vo z -

Gründe

I.

Der Strafgefangene verbüßt n der Just zvo zugsansta t T. b s 
vorauss cht ch 2016 mehrere Fre he tsstrafen. Der Le ter der Jus-
t z vo zugsansta t T. hat den Antrag des Gefangenen, hm d e E n-
br ngung und Aushänd gung e ner „Sony P aystat on 2“ oder e ner 
verg e chbaren Sp e konso e nebst Zubehör zu genehm gen, ab-
ge ehnt. Auf den g e ch autenden Verpf chtungsantrag des Gefan-
ge nen hat d e Strafvo streckungskammer m t dem angefochtenen 
Besch uss vom 15. März 2005 den Le ter der Ansta t verpf chtet, 
dem Gefangenen den Erwerb und Bes tz sow e d e Benutzung e -
ner Sp e konso e „Sony P aystat on 2“, bestehend aus der Konso e 

„P aystat on 2“, der Bed ene nhe t, dem Netzansch uss und Netz-
kabe , dem Aud o-V deo-Kabe  und dem Euro-Scart-Adapter, m 
Haft raum m t der Maßgabe zu gestatten, dass d e n cht für den 
norma en Sp e betr eb erforder chen Schn ttste en der Sony P ay-
sta t on 2 (Netzwerkadapteransch uss, USB-Schn ttste e, „ - nk“-
Schn tt   ste e, externer Spe cher, Erwe terungsschacht) sow e d e 
Hoh  räume des Gerätes m t Ausnahme des CD-/DVD-Schachts 
vor Aus händ gung an den Gefangenen auf dessen Kosten ver-
s ege t bzw. verp ombt werden und dass d e Anzah  von v er e ek-
tr schen Geräten m Haftraum des Gefangenen n cht überschr tten 
w rd. In den Besch ussgründen hat d e Strafvo streckungskammer 
ausgeführt, zur Versagung der Genehm gung genüge es zwar, 
dass der Bes tz und d e m ssbräuch che Nutzung der beantragten 
Sp e  kon so e abstrakt-genere  gee gnet se , d e S cherhe t und 
Ordnung der Ansta t zu gefährden, ohne dass d e M ssbrauchs-
gefahr n der Per son des Antragste ers egen müsse. D eser Ge-
fahr könne aber m t den m Rahmen e ner ordnungsgemäßen Auf-
s cht anzuwendenden Kontro m tte n der Vo zugsbehörde effekt v 
begegnet werden.

II.

M t se ner gegen d esen Besch uss erhobenen Rechts be-
schwer de rügt der Le ter der Just zvo zugsansta t T. d e Ver etzung 
sach chen Rechts; zug e ch erhebt er d e Aufk ärungsrüge und be-
anstandet das Verfahren a s unfa r. Der Gefangene hat beantragt, 
hm Prozesskostenh fe unter Be ordnung se ner Verfahrens be-
vo  mächt gten zu bew gen und d e Rechtsbeschwerde zurück-
zuwe sen.

1. Das Rechtsm tte  st zu äss g, we  es geboten st, d e Nach-
prü fung der Entsche dung zur S cherung e ner e nhe t chen Recht-
sprechung zu ermög chen (§ 116 Abs. 1 StVo zG). Es st auch 
begründet. Der Senat kann d e Verfahrensrüge m wesent chen 
un erörtert assen; denn d e Überprüfung der Entsche dung auf-
grund der Sachrüge erg bt, dass d e Strafvo streckungskammer 
n entsche dungserheb cher We se d e Vorschr ft des § 70 Abs. 
2 Nr. 2, 2. A t. StVo zG und d e dazu ergangene Rechtsprechung 
- auch des Senats - te s übersehen, te s rechtsfeh erhaft ange-
wandt hat. Zur Verfahrensrüge st ed g ch anzumerken, dass der 
Ansta ts e  ter den Vorwurf zu Unrecht erhebt, d e Strafvo stre-
ckungs kammer habe hm ke ne Ge egenhe t gegeben, zu den tat-
säch chen Be hauptungen des Antragste ers n dessen Schre ben 
vom 9. März 2004 Ste ung zu nehmen. Denn d e Vors tzende 
hatte hm e ne Kop e davon m t Verfügung vom 16. März 2004 
„zur Kenntn s- und Ste ungnahme b nnen 2 Wochen“ zuge e tet. 
Davon hat der Ansta ts e ter ke nen Gebrauch gemacht. E ner 
nochma gen Aufforderung bedurfte es ebenso wen g w e e nes 
gez e ten H nwe ses, zu we chen Tatsachen das Ger cht e ne 
Rep k erwartete.

2. Oberger cht ch st gek ärt, dass das Recht des Strafge fan-
ge nen, n angemessenem Umfang Bücher und andere Gegen stän-
de zur Fortb dung oder zur Fre ze tgesta tung zu bes tzen (§ 70 
Abs. 1 StVo zG), gesetz chen E nschränkungen unter egt. Nach 
§ 70 Abs. 2 Nr. 2 StVo zG besteht d eses Recht unter anderem 
dann n cht, wenn der Bes tz, d e Über assung oder d e Benutzung 
des Gegenstandes d e S cherhe t und Ordnung der Ansta t ge-
fährden würde. E ne so che Gefährdung kann ohne Verfassungs-
verstoß a e n wegen der grundsätz ch gegebenen E gnung e nes 
Gegenstandes für e ne s cherhe ts- oder ordnungsgefährdende 
Ver wendung angenommen werden, sofern konkrete Verwen dun-
gen nur m t e nem von der Ansta t n cht erwartbaren zusätz chen 
ze t chen Kontro aufwand ausgesch ossen werden können (vg . 
BVerfG NStZ 2003, 621; 1994, 604, 605; 1994, 453; Ber VerfGH 
NStZ-RR 1997, 382). Daher kann bere ts d e e nem Gegenstand 
a geme n nnewohnende Gefähr chke t e n Recht auf dessen 
Bes tz m Strafvo zug aussch eßen, ohne dass n der Person 
des Gefangenen egende Anha tspunkte für e ne Gefährdung von 
S cherhe t und Ordnung vor egen müssen (vg . BVerfG a.a.O. so-
w e NStZ-RR 1996, 252.; Senat, Besch üsse vom 17. September 
2004 5 Ws 424/04 Vo z -‚ 29. Apr  2002 - 5 Ws 216/02 Vo z - und 
vom 6. März 1998 - 5 Ws 98/98 Vo z -; std. Rspr.).

3. a) In der oberger cht chen Rechtsprechung st nzw schen 
ganz überw egend anerkannt, dass der Sp e konso e „Sony P ay-
stat on 2“ e ne so che genere -abstrakte Gefahr für d e S cherhe t 
und Ordnung von Vo zugsansta ten nnewohnt, d e e ne Aus-
hän d  gung an d e Gefangenen aussch eßt (vg . Saar änd sches 
OLG ZfStrVo 2005, 122; OLG Frankfurt am Ma n ZfStrVo 2004, 
248; OLG Hamm ZfStrVo 2005, 119; Brandenburg sches OLG 
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ZfStrVo 2004, 115; OLG Rostock ZfStrVo 2003, 56; OLG Jena 
NStZ-RR 2003, 221; Senat ZfStrVo 2004, 310 [Fa e von S che-
rungs ver wah rung] und NStZ-RR 2004, 157 = ZfStrVo 2004, 241 
[Unter su chungs haft]; a.A. OLG Kar sruhe ZfStrVo 2003, 244). 
D e Gefähr dung egt dar n, dass das Gerät dem Gefangenen d e 
Mög chke t eröffnet, auf der funkt ona  m t der Festp atte e nes 
Persona  com pu ters verg e chbaren – jedoch e chter auswech-
se baren – Memo ry-Card (Spe cherkarte) unkontro erbar Daten 
uner aubten oder vo zugsw dr gen Inha ts zu spe chern und m t 
anderen Insassen auszutauschen oder s e aus der Ansta t heraus 
n d e Außenwe t ge angen zu assen. Darüber h naus kann m t der 
Sp e konso e unter Zuh fenahme e nes Mob te efons oder e nes 
Modems - jewe s e cht e nschmugge bare Gegenstände - Zugang 
zum Internet verschafft werden, wodurch be sp e swe se s cher-
he tsre evante In for mat onen an Außenstehende we tergegeben 
werden könnten.

Überd es kann d e „P aystat on 2“ m t m Hande  erhä t chen 
und ohne we teres ega  n d e Ansta t e nbr ngbaren Zusatz n -
sta a t onen, etwa e nem sogenannten L nux-K t, dergesta t mod -
f z ert werden, dass s e n hrer Funkt ona tät e nem - anerkann-
termaßen ebenfa s d e Ansta tss cherhe t gefährdenden (vg . OLG 
Frankfurt am Ma n be  Matzke NStZ 2000, 466; OLG Düsse dorf 
NStZ 1999, 271; OLG Bamberg be  Bungert NStZ 1995, 434; Se-
nat, Besch üsse vom 8. Jun  2005 - 5 Ws 171/05 Vo z -‚ 17. Sep-
tem ber 2004 - 5 Ws 424/04 Vo z -‚ 9. Ma  2003 - 5 Ws 228/03 Vo z 
- und vom 6. März 1998 - 5 Ws 98/98 Vo z -) Persona computer 
nahe kommt.

b) Ob d e h ernach bestehende – auch von der Strafvo  stre-
ckungs kammer angenommene – genere -abstrakte Gefahr m 
E nze fa  e ne Versagung der E nbr ngung der Sp e konso e n 
den Hafttraum gemäß § 70 Abs. 2 Nr. 2 StVo zG trägt, st maß-
geb ch von den tatsäch chen Verhä tn ssen abhäng g und daher 
überw egend tatsäch cher Natur (vg . BGH NStZ 2000, 222; Senat 
a.a.O.). Es st anerkannt, dass s ch d e Gefahren für d e S cherhe t 
und Ordnung e ner Ansta t n cht e nhe t ch für a e Just zvo zugs-
an sta ten beurte en assen. Das Ergebn s der E nze fa abwägung 
w rd nsbesondere von der Zumutbarke t des Kontro aufwandes 
best mmt, d e hrerse ts maßgeb ch unter anderem von der Größe 
der Ansta t, hrem S cherhe tsgrad, der Zusammensetzung der 
Ge fangenen und der Persona age bee nf usst w rd. D ese tatsäch-
chen Umstände ste en s ch n a en Ober andesger chtsbez rken 

sow e auch von Ansta t zu Ansta t und se bst n versch edenen 
Te en e ner Ansta t untersch ed ch dar. Desha b s nd n Bezug auf 
den Bes tz und den Betr eb von Te esp e geräten rechtsfeh erfre  
ergangene E nze fa entsche dungen m t untersch ed chen Ergeb-
n s sen mög ch geworden (vg . OLG Kar sruhe StV 2003, 407), 
ohne dass d es e nen Verfassungsverstoß darste te (vg . BVerfG 
NStZ-RR 2002, 128; Senat, Besch uss vom 29. August 2003 - 
5 Ws 430/03 Vo z -). In tatsäch che Festste ungen gek e dete 
Speku a t o nen, ob s ch best mmte Ansta ten etwa doch g e chen, 
s nd ndes n cht tragfäh g. Zu beurte en s nd n cht d e Vo zugsver-
hä t n sse fremder Ansta ten.

4. D e nach a em gebotene auf d e Vo zugss tuat on n der 
konkreten (Te -)Ansta t bezogene E nze fa abwägung hat d e 
Straf vo  streckungskammer feh erhaft vorgenommen. Denn s e 
hat bestehende M ssbrauchs- und Umgehungsmög chke ten, de-
nen auch durch d e von hr angeordneten E nschränkungen und 
S che rungsmaßnahmen n cht w rksam begegnet werden kann, 
sow e den Kontro aufwand be  der m Fa e der Bejahung der 
Gene h m  gungsfäh gke t zu erwartenden v e fachen E nbr ngung 
so cher Geräte n cht h nre chend n Betracht gezogen.

Entgegen hrer Auffassung st es daher n cht zu beanstanden, 
dass der Ansta ts e ter den Bes tz der „P aystat on 2“ untersagt 
hat.

a) D e Vers ege ung oder Verp ombung garant ert n cht d e 
w rksame und nachha t ge Unterb ndung der bestehenden M ss-
brauchs mög chke ten. Denn derart ge S cherungsvorkehrungen 
können - zuma  von handwerk ch-techn sch oft überaus vers erten 
Gefangenen w e dem Rechtsbeschwerdegegner, der ausgeb deter 
E ektro nsta ateur st - m t versch edensten Mater a en man pu ert 
werden, und d e Man pu at onen können entsprechend versch e -
ert werden. Verp ombungen der Steuere emente des Gerätes 
s nd zudem techn sch schw er g zu bewerkste gen und bergen 
d e Gefahr der unbeabs cht gten Beschäd gung der Verp ombung 
durch ständ ges Berühren be m Sp e en. D es erschwert d e Kon-
tro e zusätz ch, da d e kontro erenden Bed ensteten nach e -

n ger Ze t oftma s n cht mehr ver äss ch e nschätzen könnten, 
ob gebrauchsbed ngte oder gez e t man pu at ve Veränderungen 
der P omb erung vor egen. D e dadurch notwend g werdende 
Überprüfung des Gerätes, d e dessen Öffnung, Kontro e und Neu-
ver p ombung umfasste, könnte nur durch Fachpersona  vorgenom-
men werden. Der entstehende Mehraufwand der Kontro tät gke t 
n den Hafträumen und der Organ sat on und Überwachung des 
Ergebn sses externer Kontro arbe ten st durch d e Ansta t n cht 
e stbar (vg . a geme n zu Man pu at onsmög chke ten von S  che-
rungs vorkehrungen und zum erforder chen Überprüfungsaufwand 
m Fa e der „P aystat on 2“ Rösch, ZfStrVo 2003, 246 [Anmerkung 
zu OLG Kar sruhe ZfStrVo 2003, 244])

b) M t der von der Strafvo streckungskammer a s ausre -
chend erachteten Verp ombung oder Vers ege ung der n cht für 
den norma en Sp e betr eb erforder chen Schn ttste en kann 
e ner m ssbräuch chen Nutzung des Gerätes n cht w rksam be-
gegnet werden. Denn dadurch kann n cht verh ndert werden, 
dass durch Ma n pu at on an der Hardware der Sp e konso e oder 
d e Ver än de rung gee gneter Software andere Schn ttste en des 
Gerätes für verbotene Zwecke umfunkt on ert werden. So wäre 
es be sp e swe se mög ch, d e Mon torschn ttste e, d e für den 
regu ären Sp e betr eb uner äss ch st und daher n cht vers ege t 
oder verp ombt werden kann, a s Zugang zur Spe cherkarte der 
Sp e  konso e zu verwenden und auf d eser Date en zu verstecken, 
ohne dass d ese be  Kontro en entdeckt werden könnten (vg . zu 
techn schen E nze he ten des Verbergens verbotener Daten zw -
schen unverfäng chen Date en OLG Hamm StV 1997, 199) . D e 
verg e chswe se e cht ausbaufäh gen und auswechse baren Spe -
cher karten vere nfachten zudem den ega en Datenaustausch 
unter den Gefangenen, aber auch aus der Ansta t heraus n d e 
Außenwe t.

c) Es kommt h nzu, dass es für d e Beantwortung der Frage, 
ob Gefahren, d e s ch aus der grundsätz chen E gnung der Sp e -
konso e für s cherhe tsgefährdende Verwendungen ergeben, durch 
Kontro maßnahmen begegnet werden kann und muss, n cht a -
e n auf den bezüg ch des jewe gen Antragste ers erforder chen 
Auf wand ankommt. Zur Verme dung e ner Ung e chbehand ung 
von Gefangenen, d e s ch n verg e chbarer Lage bef nden, kann 
v e mehr ohne Verstoß gegen den Verhä tn smäß gke tsgrundsatz 
darauf abgeste t werden, ob e ne ausre chende Kontro erbarke t 
auch be  g e cher Handhabung verg e chbarer anderer Fä e ge-
geben wäre (vg . BVerfG NStZ 2003, 621, 622). Das st jeden-
fa s m Fa e der Just zvo zugsansta t T. zu verne nen. Be  d e-
ser hande t es s ch, w e ger chtskund g st, um e ne Ansta t des 
(gesch ossenen) Rege vo zuges m t höchstem S cherhe tsgrad 
und e ner derze t gen Be egung von etwa 1.700 Insassen (be  
1.569 regu ären Haftp ätzen), deren Persona ausstattung a en-
fa s a s ausre chend zu erachten st. S e wäre unkontro erbar, 
hätte rege haft jeder Gefangene, be  dem ke ne nd v due en 
Versagungsgründe vor egen, e nen Anspruch auf den Bes tz und 
den Betr eb e ner Sp e  konso e der beantragten oder e ner ver-
g e chbaren Art und würde er d esen rea s eren, was anges chts 
der Popu ar tät derart ger Geräte jedenfa s für e ne große Zah  
Gefangener a s s cher anzunehmen st. Der Aufwand, der m t der 
notwend gen rege mäß gen Kontro e zum ndest mehrerer hun-
dert so cher Geräte verbunden wäre, g nge zu Lasten vorrang ger 
Aufgaben der Bed ensteten, d e den Gefangenen m Rahmen des 
Behand ungsvo zuges zugute kommen müssen, we  d es dem 
gesetz chen Auftrag der Ansta t entspr cht. M t e nem ordnungsge-
mäßen Strafvo zug wäre e n so cher Zustand unvere nbar.

Dem kann n cht m t Erfo g entgegengeha ten werden, es 
gehöre zu den Pf chten der Ansta ts e tung, den erforder chen 
Kon tro  aufwand persone  und sach ch zu organ s eren. D eser 
Ge danke ässt außer Acht, dass s ch Persona  bzw. ( m Fa e der 
Auf tragsvergabe an ansta tsfremde Unternehmer) Auftragnehmer 
n cht be eb g vermehren assen. D e neueren techn schen Ent-
w ck ungen br ngen es m t s ch, dass s ch d e Gefahren der n 
den Geräten vorhandenen Versteckmög chke ten von räum chen 
N schen auf v rtue e, a so uns chtbare und desha b schwerer er-
kennbare Tarnorte ver agern. Verbunden m t der exp os onsart g 
wachsenden Spe cherkapaz tät st d es e ne höhere Ebene der 
Gefährdung, d e weder durch Vermehrung des Kontro aufwandes 
noch durch Schu ung der Beamten so n den Gr ff zu bekommen 
st, dass d e S cherhe t n der JVA T. noch zu gewähr e sten wäre.

5. Besondere Umstände n der Person des Gefangenen, Le t-
pr n z p en des Strafvo zuges oder d e Vo zugsz e e geb eten es 
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n cht, den Bes tz e ner „Sony P aystat on 2“ trotz des darge egten 
S cherhe ts nteresses der Ansta t zu genehm gen. Denn etzteres 
überw egt, zuma  da es s ch be  der Sp e konso e ed g ch um 
e nen Gegenstand der Unterha tungse ektron k hande t, n der An-
sta t aber umfangre che andere Mög chke ten zur Fre ze t ge sta -
tung bestehen. Ohneh n gehören Te esp e e der beantragten Art 
ebenso w e verg e chbare Geräte n cht zu den Gegenständen, 
d e d e Fäh gke t e nes Gefangenen, nach se ner Ent assung aus 
der Haft e n gesetzmäß ges Leben zu führen, zu fördern gee gnet 
s nd (vg . Senat, Besch uss vom 29, August 2003 - 5 Ws 430/03 
Vo z - den Rechtsbeschwerdegegner betreffend). D eser Umstand 
a e n kann d e Versagung zwar n cht rechtfert gen. Er m ndert aber 
den Maßstab, an dem das recht che Interesse des Antragste ers 
zu messen st. D e Fre ze tgesta tung m t e nem so chen Te esp e  
kann nsbesondere ke n grundrecht ch besonders geschütztes 
Informat onsbedürfn s (Art. 5 Abs. 1 Satz 1, 2. Ha bsatz GG) oder 
e n a s für d e Vo zugsz e e wertvo  e nzustufendes B dungs n te-
res se für s ch n Anspruch nehmen.

Der gesetz che Auftrag der soz a en Integrat on (§ 1 Satz 1 
StVo zG) und W edere ng ederung (§ 3 Abs. 3 StVo zG) er e det 
durch d e N chtzu assung so cher Geräte ers cht ch ke ne E n-
buße. Ebenso wen g st der Bes tz der „P aystat on 2“ durch den 
Ang e chungsgrundsatz (§ 3 Abs. 1 StVo zG) geboten. D e a ge-
me   nen Lebensverhä tn sse außerha b des Strafvo zuges s nd 
trotz der Verbre tung d eser und ähn cher Sp e konso en b sher ke -
neswegs durch d e Nutzung derart ger Geräte von e ner Mehrhe t 
erwachsener Menschen n der Bevö kerung gekennze chnet.

III.

Dem Antrag auf Bew gung von Prozesskostenh fe war statt-
zugeben, we  der Beschwerdegegner bedürft g st und es auf d e 
Erfo gsauss cht se ner Rechtsverte d gung m Beschwerde rechts-
zug n cht ankommt (§ 120 Abs. 2 StVo zG, § 119 Abs. 1 Satz 2 
ZPO). D e Be ordnung e nes Rechtsanwa ts war erforder ch; denn 
der Gefangene benöt gt rechtskund gen Be stand, nachdem d e 
Vo zugsbehörde Rechtsbeschwerde gegen den für hn günst gen 
Besch uss der Strafvo streckungskammer e nge egt hat.

Der Senat hat von der Mög chke t Gebrauch gemacht, n der 
Sache se bst zu entsche den; denn s e st spruchre f (§ 119 Abs. 
4 Satz 2 StVo zG), da ke ne we teren Erhebungen erforder ch 
waren.

D e Kostenentsche dung fo gt aus § 121 Abs. 4 StVo zG, § 
465 Abs. 1 Satz 1 StPO.

(E nsender: D e M tg eder des 5. Strafsenats des Kam mer-
ger chts Ber n)

§§ 10 Abs. 1, 113, Abs. 1, 115 Abs. 1 S. 
1 StVollzG (Zur Ermessensentscheidung 
über die Verlegung in den offenen Voll­
zug)

Zu den Anforderungen an eine Ermessensre du zie­
rung auf Null bei der Entscheidung über die Verlegung 
in den offenen Vollzug.

Besch uss des 3. Strafsenats des Hanseat schen Ober an des-
ger chts Hamburg vom 8. Februar 2005 - 3 Vo z (Ws) 6/05 -

Gründe

I.

Durch Besch uss vom 21.12.04 hat d e Strafvo  streckungs-
kammer d e Just zvo zugsansta t F. (JVA) verpf chtet, den Be-
schwer degegner n e ne Ansta t des offenen Vo zugs zu ver egen. 
Gegen d ese Entsche dung wendet s ch d e Beschwerdeführer n 
m t hrer Rechtsbeschwerde.

Dem Rechtsstre t egt fo gender Sachverha t zugrunde:

1. Der Beschwerdegegner st Insasse der JVA der Be schwer-
deführer n. Er verbüßt gegenwärt g e ne Fre he tsstrafe von zwö f 
Jahren wegen schwerer räuber scher Erpressung n Tate nhe t m t 
Ausüben der tatsäch chen Gewa t und Führen e ner ha bautoma-
t schen Se bst adekurzwaffe aus dem Urte  des Landger chts Tr er 
aus dem Jahre 1991. Der Zwe dr tte ze tpunkt n d eser Sache war 
am 14.06.01 erre cht. Das Strafende st für den 14.06.05 not ert.

Im Ansch uss st d e Verbüßung des rest chen Dr tte s e ner 
Gesamtfre he tsstrafe von 15 Jahren wegen besonders schweren 
Raubes, schweren Raubes n Tate nhe t m t fahr äss ger Körper-
ver et zung, versuchten schweren Raubes, schwerer räuber scher 
Er pres sung, D ebstah s n v er Fä en und versuchten D ebstah s n 
zwe  Fä en aus e nem Urte  des Landger chts Hamburg aus dem 
Jahre 1971 vorgesehen. Das Strafende st für den 15.06.2010 
not ert.

Letzt ch st d e Verbüßung des rest chen Dr tte s aus e ner Ver-
urte ung des Landger chts Hamburg aus dem Jahre 1976 wegen 
schweren Raubes n Tate nhe t m t gefähr cher Körperver etzung 
und wegen schwerer räuber scher Erpressung n zwe  Fä en zu 
e ner Gesamtfre he tsstrafe von neun Jahren und sechs Monaten 
vorgesehen. Das Strafende st für den 15.08.2013 not ert.

Wegen der Tat, d e zur Verurte ung m Jahre 1971 führte, 
wurde der Beschwerdegegner am 03.03.1969 festgenommen. 
Se t dem verbüßt er d e aufgeführten Fre he tsstrafen m t Unter bre-
chungen n der JVA der Beschwerdeführer n. Nach anfangs pos -
t vem Vo  zugsver auf f üchtete der Beschwerdegegner erstma s 
am 25.08.1975 während e ner Ausführung und beg ng während 
der F ucht d e Taten, d e zu se ner Verurte ung m Jahre 1976 
führten. Am 10.12.1975 konnte der Beschwerdegegner w eder 
festgenommen werden.

Während der ansch eßenden Haft begann s ch der Beschwer-
degegner für Yoga zu nteress eren und abso v erte e ne Aus b  dung 
zum Yogatherapeuten. 1982 f üchtete der Beschwerdegegner er-
neut. D e F ucht dauerte b s ns Jahr 1990. Der Beschwerde gegner 
wurde am 05.07.1990 wegen der Tat, d e zur Verurte ung m Jahre 
1991 führte, w eder festgenommen. Der Beschwerde gegner hat 
angegeben, während der F ucht erfo gre ch a s Yoga therapeut ge-
arbe tet zu haben. D e Tat m Jahre 1990 habe er begangen, we  
er von dr tter Se te erpresst worden se . Der Erpresser habe von 
se ner F ucht gewusst und gedroht, hn zu verraten, wenn er n cht 
zah e. Während der Ze t se ner F ucht hat der Beschwerde gegner 
se ne jetz ge Ehefrau kennen ge ernt.

Der Beschwerdegegner bef ndet s ch nunmehr se t über 14 
Jahren unter den Bed ngungen des gesch ossenen Vo zuges oh-
ne Vo zugs ockerungen ununterbrochen n Haft. Er st se t 1998 
verhe ratet. Se ne Yogakenntn sse hat er we ter vert eft, nsbeson-
dere nun auch n Bezug auf d e h nter der körper chen Ausübung 
stehende Ph osoph e und We tanschauung. Nach se ner Ent as-
sung w  er w eder a s Yogatherapeut arbe ten. Se ne P äne wer-
den von Personen aus se nem Bekanntenkre s, d e ebenfa s n 
d esem Bere ch tät g s nd, unterstützt.

2. Im Februar 1998 wurde auf Veran assung der JVA erstma s 
e n psych atr sches Prognosegutachten über den Beschwer de-
gegner erstattet. Nach den Ausführungen des Sachverständ gen 
hatte der Beschwerdegegner d e Straftaten aus e ner narz s-
st schen Wut heraus begangen. Er habe s ch m t d esen Taten 
an der Just z rächen wo en. Dam t habe er se n Se bstwertgefüh  
retten oder w ederherste en wo en. Se ne negat ve E nste ung 
zur Just z habe s ch se tdem n cht geändert. D e Beschäft gung 
m t Yoga he fe dem Beschwerdeführer aber, se ne Ausbrüche bes-
ser zu kana s eren. Er werde dadurch auch se bsts cherer. D e 
Entw ck ung se  pos t v. Inw ewe t d eses M tte  gee gnet se , auch 
t ef gre fende Enttäuschungen zu verarbe ten, se  nur m Rahmen 
e ner therapeut sch or ent erten Bez ehung festste bar. Für den Fa  
e nes pos t ven Ver aufs d eser therapeut schen Bez ehung emp-
fah  der Sachverständ ge d e Ver egung des Beschwerdegegners 
n e ne soz a therapeut sche Ansta t.

D e Anregung des Sachverständ gen nahm d e JVA m Oktober 
1998 auf und veran asste d e Ansta tspsycho og n Frau G., thera-
peut sche Gespräche m t dem Beschwerdegegner zu führen. Auf 
der Bas s d eser Gespräche ge angte d e Ansta tspsycho og n m 
Apr  1999 zu dem Ergebn s, dass e ne Ver egung des Be schwer-
degegners n e ne soz a therapeut sche Ansta t angeze gt se . Zwar 
se  es wen g wahrsche n ch, dass s ch d e Persön chke tszüge des 
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Beschwerdegegners noch we ter verändern könnten. Wegen der 
angen Haftze t und der Notwend gke t e ner ängerfr st gen Vor be-
re tung der Ent assung se  d e Ver egung trotz der Frag chke t der 
we teren Aufarbe tung geboten.

Im September 1999 ehnte d e Strafvo streckungskammer e -
nen Antrag des Beschwerdegegners auf bed ngte Ent assung m t 
der Begründung ab, dass es für e ne günst ge Prognose ent sche -
dung an e ner Erprobung unter ge ockerten Vo zugsbed ngungen 
feh e. D e JVA se  m H nb ck auf d e e nsch äg ge Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsger chts verpf chtet, zur Vorbere tung e -
ner mög chen Ent assung zum 2/3-Ze tpunkt ernsthaft Vo zugs-
o ckerungen zu erwägen. Auch d e Strafvo streckungskammer 
sprach s ch n d esem Zusammenhang für e ne Ver egung des 
Be schwerdegegners n e ne soz a therapeut sche Ansta t aus.

Auch d e JVA befürwortete nun e ne Ver egung des Beschwer-
de gegners n e ne soz a therapeut sche Ansta t, das M.-Haus, e -
ner Ansta t des offenen Vo zuges. D e Auswah komm ss on des 
M.-Hau ses ehnte jedoch e ne Aufnahme des Beschwerdegegners 
ab, we  d eser an e ner Aufarbe tung se ner Vergangenhe t n cht 
nteress ert se .

Der Beschwerdegegner beantragte daraufh n, n den regu ären 
offenen Vo zug ver egt zu werden. D e Vo zugsp ankonferenz der 
JVA befürwortete am 16.06.00 d esen Antrag, w es aber darauf 
h n, dass e ne Ver egung der Zust mmung der Aufs chts be hörde, 
a so der Beschwerdeführer n, bedürfe. Im Gegensatz zu d eser 
pos t ven E nschätzung te te d e JVA dem Beschwerde geg ner am 
23.08.00 m t, dass e ne Ver egung n den offenen Vo zug n cht 
befürwortet werden könne. D e tatsäch che S tuat on hatte s ch 
n d esen be den Monaten n cht verändert. Es wurde nun darauf 
ab geste t, dass es ke ne ausre chenden Erkenntn sse über e ne 
Ge  fähr chke tsprognose gäbe.

Desha b veran asste d e JVA e n neues psych atr sches Gut-
achten zur Gefähr chke tsprognose, das am 04.05.01 vorge egt 
wurde. Der Sachverständ ge ge angte dabe  m Wesent chen zu 
den g e chen Erkenntn ssen w e se n Ko ege m Jahre 1998. Er 
ste te e ne we tere pos t ve Entw ck ung durch d e Beschäft gung 
m t Yoga fest, g ng aber nach w e vor von e ner fortbestehenden 
Gefahr durch den Beschwerdegegner aus. D ese se  a erd ngs 
ger ng, so ange es Strukturen gebe. Er empfah  we tere therapeu-
t sche Maßnahmen.

Gegen d e ab ehnende Entsche dung der JVA egte der Be-
schwerdegegner erfo g os W derspruch e n und beantragte d e 
ger cht che Entsche dung. D e Strafvo streckungskammer hob 
m t Besch uss vom 28.01.03 den W derspruchsbesche d auf und 
verpf chtete d e JVA, den Beschwerdegegner unter Beachtung 
der Rechts auffassung des Ger chts neu zu besche den. D e Straf-
vo  streckungskammer w es n hrer Entsche dung auf das w der-
sprüch che Verha ten der JVA h n, bemänge te, dass d e JVA be  
hrer Entsche dung auf d e Tatbestandsvoraussetzungen des § 57 
Abs. 1 StGB statt auf d e des § 10 StVo zG abgeste t habe und 
ste te zah re che we tere Mänge  des W derspruchsbesche des 
fest. Außerdem w es d e Strafvo streckungskammer darauf h n, 
dass e ne Erprobung unter Vo zugs ockerungen m H nb ck auf 
den bere ts verstr chenen 2/3-Ze tpunkt und d e n d esem Zu sam-
men hang re evante Rechtsprechung des Bundes ver fas sungs ge-
r chts mmer drängender werde.

An der Vo zugss tuat on des Beschwerdegegners änderte 
s ch g e chwoh  n chts.

D e JVA veran asste nun e ne we tere psycho og sche Ste -
ung  nahme, d esma  durch d e Ansta tspsycho og n R. D ese ge-
angte am 30.09.03 zu dem Ergebn s, dass d e F ucht- und M ss-
brauchsgefahr des Beschwerdegegners m offenen Vo zug a s 
ger ng e nzuschätzen se .

A s d e JVA g e chwoh  hrer Verpf chtung zur Neubesche dung 
n cht nachkam, ste te der Beschwerdegegner m t Schr ftsatz vom 
16.02.04 e nen Vornahmeantrag gemäß § 113 Abs. 1 StVo zG m t 
dem Z e , d e JVA zu verpf chten, hn n e ne Ansta t des offenen 
Vo zugs zu ver egen.

Aufgrund der Neustruktur erung n e nen Stufenvo zug hat d e 
JVA den Beschwerdegegner m September 2004 n d e höchste 
Stufe, d e sog. „Bewährungsgruppe“, e ngestuft. Nach e ner ver-
wa tungs nternen Anwe sung so en n d ese Kategor e nur In sas-
sen e ngestuft werden, d e M tarbe tsbere tschaft über e nen än-

geren Ze traum geze gt haben, für d e e n beanstandungsfre es 
Vo zugsverha ten festgeste t werden kann und d e gewährte Fre -
räume verantwortungsvo  wahrnehmen.

Zu dem Vornahmeantrag des Beschwerdegegners hat d e JVA 
etztma g m Apr  2004 Ste ung genommen und ge tend gemacht, 
dass zur E nschätzung der M ssbrauchsgefahr nunmehr e n exter-
nes Gutachten e ngeho t werden so e. Da s ch der Beschwer de-
gegner aber nunmehr we gere, s ch erneut begutachten zu assen, 
se  e ne Neubesche dung gegenwärt g n cht mög ch.

Am 21.12.04 hat d e Strafvo streckungskammer daraufh n d e 
Verpf chtung der JVA ausgesprochen, den Beschwerdegegner n 
den offenen Vo zug zu ver egen.

II.

D e form- und fr stgerecht e nge egte Rechtsbeschwerde 
genügt n cht den Zu äss gke tsanforderungen des § 116 Abs. 1 
StVo zG.

E ne Überprüfung der andger cht chen Entsche dung st n cht 
zur Fortb dung des Rechts geboten. D e Voraussetzungen, unter 
denen e ne Ver egung e nes Strafgefangenen n den offenen Vo -
zug n Frage kommt, s nd n der Rechtsprechung grund egend ge-
k ärt. Der vor egende Fa  efert ke ne Anha tspunkte für Rechts-
fragen, d e n d esem Zusammenhang noch aus egungsbedürft g 
s nd.

Auch unter dem Ges chtspunkt der E nhe t chke t der Recht-
sprechung st e ne Überprüfung der andger cht chen Ent sche -
dung n cht geboten, da d e Entsche dung des Landger chts m t der 
ständ gen Rechtsprechung n E nk ang steht.

1. D e Strafvo streckungskammer war n cht m H nb ck auf 
§ 113 Abs. 2 StVo zG geh ndert, n der Sache zu entsche den. D e 
Strafvo streckungskammer hatte d e JVA bere ts m Januar 2003 
zu Neubesche dung unter Beachtung der Rechtsauffassung des 
Ger chts verpf chtet. Der JVA waren n d eser Entsche dung we t 
re chende Entsche dungsh fen an d e Hand gegeben worden, vor 
deren H ntergrund es unerk är ch st, dass d e JVA b s heute ke ne 
erneute Entsche dung n der Sache getroffen hat. Zutreffend hat 
d e Strafvo streckungskammer darauf h ngew esen, dass gegen-
wärt g e n n cht h nnehmbares Entsche dungsvakuum besteht, da 
d e JVA das „Ob“ hrer Entsche dung offenbar davon abhäng g 
machen w , dass s ch der Beschwerdegegner zu e ner we teren, 
m tt erwe e fünften Begutachtung bere t erk ärt. Es egt auf der 
Hand, dass d e feh enden we teren Erkenntn smög chke ten e nes 
we teren Gutachtens d e JVA n cht von hrer Entsche dungspf cht 
entb nden können.

2. Es kann auch n cht beanstandet werden, dass d e Straf vo -
stre ckungskammer an Ste e der JVA n der Sache entsch eden 
hat.

Auswe s ch der Entsche dungsgründe war s ch d e Strafvo -
stre ckungskammer bewusst, dass d e Ver egung e nes Strafge-
fan genen n den offenen Vo zug von Voraussetzungen abhäng g 
st, d e der JVA e nen Beurte ungssp e raum m H nb ck auf d e 
E n schät zung e ner F ucht- oder M ssbrauchsgefahr gemäß § 
10 Abs. 1 StVo zG zub gen (vg . BGHSt 30, 320 ff.) und n der 
Rechtsfo ge e ne Entsche dung vors eht, d e m Ermessen der JVA 
steht.

D e Annahme der Strafvo streckungskammer, dass Beurte -
ungs- und Ermessenssp e raum vor egend auf Nu  reduz ert s nd 
und d e Sache desha b spruchre f st, st n cht zu beanstanden.

a) D e Strafvo streckungskammer st m t zutreffender Be grün-
dung davon ausgegangen, dass der Sachverha t vo ständ g erm t-
te t st. Es st gut vertretbar, dass d e Strafvo streckungskammer 
e n we teres Gutachten für n cht erforder ch erachtet hat. Sowe t 
d e Beschwerdeführer n vorträgt, d e untersch ed chen Gutachten 
würden s ch w dersprechen und d e gutachter che Ste ungnahme 
der Ansta tspsycho og n se  n s ch w dersprüch ch, verkennt d e 
Beschwerdeführer n, dass s ch d e untersch ed chen gutachter -
chen Ste ungnahmen auf untersch ed che Entw ck ungsstad en 
be z ehen und desha b n cht n W derspruch stehen müssen. Dem-
gemäss hat d e Ansta tspsycho og n R. hre E nschätzung auch 
n cht a s W derspruch zu den vorher gen E nschätzungen e nge-
stuft, sondern auf der Bas s der vorher gen E nschätzungen e ne 
Fortentw ck ung der Persön chke t und der soz a en Bez ehungen 
des Beschwerdegegners konstat ert. Das Gutachten der Ansta ts-
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psycho og n st auch n cht n s ch w dersprüch ch. D e Ansta ts-
psycho og n hat n hrer Ste ungnahme durchaus ausgeführt, dass 
es Umstände g bt, d e für e ne fortbestehende Gefähr chke ts-
pro gnose sprechen. D ese Umstände hat s e jedoch n cht bez e-
hungs os neben hre E nschätzung geste t, sondern n d e gebo-
tene Abwägung e nbezogen.

Es st auch n cht zu beanstanden, dass d e Strafvo stre-
ckungs kammer anges chts der We gerung des Beschwerde ge g-
ners s ch noch e nma  begutachten zu assen, davon ausgegan-
gen st, dass we tere Erkenntn sse n d eser H ns cht n cht mehr 
zu erwarten s nd.

b) Es st auch n cht zu beanstanden, wenn d e Strafvo  stre-
ckungskammer anges chts der ob gen E nschätzungen dem Um-
stand, dass der Beschwerdegegner d e Te nahme an therapeu-
t schen Gesprächen zur Erre chung des Vo zugsz e s verwe gert, 
n cht auf das Vor egen e ner F ucht- oder M ssbrauchsgefahr zu 
sch eßen vermag. D e Strafvo streckungskammer bewegt s ch 
dam t auf der Bas s der ständ gen Rechtsprechung des Senats 
und der anderer Ober andesger chte (z.B. Besch uss des Senats 
vom 10.01.02 - 3 Vo z (Ws) 101/01; OLG Frankfurt, NStZ RR 
2001, 318 f.; OLG Ce e, ZfStrVoSH 1985, 374).

Es st auch n cht zu beanstanden, dass d e Strafvo  stre-
ckungs kammer be  hrer Entsche dung d e e gene E nschätzung 
der JVA aus dem Jahre 2000 herangezogen hat. Zutreffend hat 
d e Strafvo streckungskammer darauf h ngew esen, dass d e feh-
ende Zust mmung der Aufs chtsbehörde, a so der Beschwer de-
füh rer n, nur dann re evant se n kann, wenn d ese hrerse ts auf 
e ne sachbezogene Argumentat on gestützt w rd (vg . KG, ZfStrVo 
2002, 310 f.), was auswe s ch der Besch ussbegründung aber 
offenbar n cht der Fa  gewesen st.

Sch eß ch durfte d e Strafvo streckungskammer h ns cht ch 
der Gefähr chke tsprognose auch das fortgeschr ttene A ter des 
Beschwerdegegners, von m tt erwe e über 60 Jahren e nbez ehen. 
Es st auch n cht zu beanstanden, dass d e Strafvo stre ckungs-
kammer auf der Bas s der E nschätzung der Ansta tspsycho og n 
davon ausgegangen st, dass d e etzte durch narz sst sche Wut 
geprägte Tat des Beschwerdegegners bere ts rund 30 Jahre zu-
rück egt. In d esem Zusammenhang konnte auch berücks cht gt 
wer den, dass s ch d e Konste at on, d e zu e ner Erpressbarke t 
des Beschwerdegegners geführt hatte, hochwahrsche n ch n cht 
w ederho en w rd. Es st auch n cht zu beanstanden, dass e n-
bezogen wurde, dass der Beschwerdegegner s ch m tt erwe e 
über 14 Jahre ununterbrochen beanstandungsfre  m Strafvo zug        
geführt hat. D e Strafvo streckungskammer hat be  hrer Entsche -
dung auch e nbezogen, dass der Beschwerdegegner trotz pos t ver 
Prognose zwe ma  aus der Haft gef ohen st und wäh  rend dessen 
schwerw egende Straftaten begangen hat. Es wurde auch e nbe-
zogen, dass das Strafende erst m Jahre 2013 erre cht se n w rd.

Nach a em ässt d e andger cht che Entsche dung ke ne 
Abwägungsdef z te erkennen.

c) Be  der Prüfung e ner Ermessensreduz erung durfte d e 
Strafvo streckungskammer zudem e nbez ehen, dass das Re so-
z a s erungs nteresse des Beschwerdegegners m t der fortschre -
tenden Haftdauer mmer stärker zu berücks cht gen st. D es g t 
vor a em vor dem H ntergrund, dass der 2/3-Ze tpunkt bere ts 
se t knapp dre  Jahren überschr tten st, ohne dass Vo zugs o-
cke run gen angeordnet wurden. D e Strafvo streckungskammer 
fo gt m t d e ser Argumentat on den Anforderungen des Bundes-
ver fas sungs  ger chts be  Verbüßung angjähr ger Haftstrafen (vg . 
BVerfG, NJW 1998, 1133 f.; ZfStrVo 1998, 180 ff.).

Das Bundesverfassungsger cht hat gerade anges chts von 
Fa  konste at onen der vor egenden Art k argeste t, dass d e 
Be währung unter gewährten Vo zugs ockerungen be  angjäh-
r gen Fre  he tsstrafen für e nen Strafgefangenen oft d e e nz ge 
Mög chke t st, d e Voraussetzungen für e ne spätere günst ge 
Soz a  prognose zu begründen. Da d e Gewährung von Vo zugs o-
cke  rungen n e nem vom Bundesverfassungsger cht akzept erten 
Beurte ungssp e raum der Verwa tung egt, hat das Bundesver-
fas sungsger cht e ne hohe Kontro d chte d eser Entsche dungen 
der Verwa tung durch d e Ger chte gefordert, dam t der späteren 
von den Ger chten zu treffenden Prognoseentsche dung gemäß § 
57 Abs. 1 StGB n cht von vornhere n der Boden entzogen werden 
kann (BVerfG, NJW a.a.O., S. 1134).

Der vor egende Fa  st e n exemp ar sches Be sp e  für d e 
vom Bundesverfassungsger cht sk zz erte Gefahr.

d) Sowe t d e Beschwerdeführer n vorträgt, dass auch e ne 
ger nge F ucht- oder M ssbrauchsgefahr n cht n Kauf genommen 
werden dürfe, verkennt s e d e verfassungsrecht chen Vorgaben 
des Resoz a s erungsgebots. Das Bundesverfassungsger cht hat 
mehrfach betont, dass m t jeder Vo zugs ockerung naturgemäß 
e n R s ko der Entwe chung aus der Haft und e nes M ssbrauchs 
verbunden st. Entsche dend st v e mehr, ob d eses R s ko un-
vertretbar ersche nt (BVerfG, NJW, a.a.O., S. 1134 m.w.N.; NStZ 
1998, 430).

e) Sowe t d e Beschwerdeführer n vorträgt, dass s e gegenü-
ber der Bevö kerung d e Verantwortung zu tragen habe, wenn s e 
e ner Ver egung n den offenen Vo zug zust mme und d ese später 
feh sch age, merkt der Senat an, dass d e JVA und d e Be schwer-
deführer n hrer Verantwortung für d e Verw rk chung der Z e e des 
Strafvo zuges durch d e Entsche dung der Strafvo stre ckungs-
kam mer n cht enthoben s nd.

Nach § 2 StVo zG so  der Gefangene durch den Vo zug der 
Fre he tsstrafe befäh gt werden, künft g n soz a er Verantwortung 
e n Leben ohne Straftaten zu führen (Resoz a s erungsgebot). 
Außerdem so  der Vo zug der Fre he tsstrafe auch dem Schutz 
der A geme nhe t vor we teren Straftaten d enen.

Es st zwar n cht zu verkennen, dass das Resoz a  s e rungs-
gebot und der Schutz der A geme nhe t n e nem Spannungs ver-
hä tn s stehen (BVerfG, a.a.O.). Dabe  hande t es s ch aber n cht 
mmer um e nen unauf ösbaren W derspruch. Bere ts der Geset z-
geber st davon ausgegangen, dass dem Schutz der A ge me n he t 
durch e ne ge ungene Resoz a s erung e nes Strafgefangenen am 
besten Rechnung getragen werden kann (BT Drucks. 7/3998 S. 5 
f.; 7/918, S. 45). Auch d e Rechtsprechung hat d e Vere nbarke t 
d eser be den Z e e des § 2 StVo zG stets betont (BVerGE 45, 187, 
239 f.; 98, 196, 200 f.; OLG Kar sruhe ZfStrVoSH 1978, 9, 12).

Demnach w rd d e Verantwortung e ner JVA und e ner Auf-
s chts behörde für den Schutz der A geme nhe t n cht erst dann 
re e vant, wenn e n Strafgefangener m Rahmen von Vo  zugs o-
cke run gen w eder unm tte baren Kontakt zur A geme nhe t erhä t, 
sondern gew nnt bere ts n der Ausgesta tung des Vo zuges m 
H nb ck auf d e e nfachgesetz chen und verfassungsrecht ch re-
evanten Vorgaben des Resoz a s erungsgebots Bedeutung. Ver-
me d bare Gefährdungen der A geme nhe t können n cht nur durch 
e ne zu frühze t ge Gewährung von Vo zugs ockerungen, sondern 
be sp e swe se auch durch unzure chende Resoz a s erungs be-
mü hungen der Vo zugsbehörden entstehen.

f) Sch eß ch hat d e Beschwerdeführer n behauptet, e -
ne Ver egung des Beschwerdeführers müsse aus Gründen der 
Fürsorge gegenüber dem Beschwerdegegner unterb e ben. D e 
Beschwer deführer n hat n d esem Zusammenhang vorgetragen, 
hr werde durch d e Entsche dung der Strafvo streckungskammer 
jeg che Mög chke t genommen, den Beschwerdegegner auf d e 
Ver egung n den offenen Vo zug vorzubere ten, es drohe desha b 
von vornhere n e ne Überforderung des Beschwerdeführers und 
schon aus d esem Grunde e n Sche tern.

Dem Senat ersch eßt s ch d ese Argumentat on n cht. Zum 
e nen dat ert d e Entsche dung der Strafvo streckungskammer be-
re ts vom 21.12.04, so dass d e Beschwerdeführer n anges chts 
der Aussetzungsentsche dung des Senats d e nzw schen ver-
str chene Ze t zur Vorbere tung des Beschwerdegegners nutzen 
konnte. Zum anderen bedeutet e ne Ver egung n den offenen 
Vo zug n cht, dass e n Strafgefangener von vornhere n ohne jeg-
che Kon tro e st. Der Übergang n we tergehende Fre he ten er-

fo gt auch dort schr ttwe se.

III.

D e Kostenentsche dung fo gt aus § 121 Abs. 4 StVo zG, 467 
Abs. 1 StPO. D e Entsche dung über den Gegenstandswert beruht 
auf § 52, 60 GKG.

(E nsender: Der Vors tzende des 3. Strafsenats des Hanse at -
schen Ober andesger chts Hamburg)
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§§ 69, 70 StVollzG (Zur Auswahl der Sen  ­ 
der für den Fernsehempfang)

Ein Gefangener hat keinen Anspruch darauf, dass 
ihm der Empfang eines bestimmten Senders ermögli­
cht wird.
(Le tsatz der Schr ft e tung)

Besch uss des 5. Strafsenats des Kammerger chts Ber n vom 
31. Januar 2005 - 5 Ws 33/05 Vo z - 

Gründe

D e n der Just zvo zugsansta t Tege  untergebrachten Ge-
fan ge nen, d e über e n e genes Fernsehgerät verfügen, haben 
d e Mög chke t, für e nen Monatsbe trag von 5,97 Euro e ne m 
Haftraum nsta erte Antennensteckdose zu m eten, an der das 
S g na  für 30 Fernsehsender an egt. D e Vo zugsbehörde hat m t 
der „e. GmbH“ e nen Vertrag gesch ossen, nach dem d e GmbH 
d e Sender m t e ner von hr betr ebenen Sate tenan age empfängt 
und n das ansta ts nterne Kabe netz e nspe st. D e Auswah  der 
Sender tr fft d e Just zvo zugsansta t, d e h erzu d e Gefangenen 
befragt und den Ante  aus änd scher Gefangener berücks cht gt. 
Dementsprechend gehört zu den Sendern e n po n schsprach ger. 
D e „e. GmbH“ r chtet grundsätz ch e nma  jähr ch oder be  e nem 
Senderausfa  hre Sate tenempfangsan age nach den Vorgaben 
der Ansta ts e tung aus.

A s m Frühjahr 2004 d e jähr che E nr chtung der Emp fangs-
an age erfo gen so te, standen d e po n schsprach gen Sender 
„TVN“, „Po sat“ und „TV Po on a“ zur Auswah . E ne Umfrage der 
Ge samt nsassenvertretung unter den po n schen Gefangenen 
ergab für „TVN“ 64 St mmen, für „Po sat“ 4 St mmen und für 
„TV Po on a“ 3 St mmen. Der nach d esem Ergebn s von der 
Ansta ts e tung ausgewäh te Sender „TVN“ ste te m Ju  2004 
auf cod erten Empfang um und stand desha b n cht mehr zur 
Verfügung. Daraufh n entsch ed s ch d e Ansta ts e tung ohne 
nochma ge Umfrage unter den Gefangenen für den Sender „TV 
Po on a. Maßgeb ch h erfür war der Umstand, dass der Sender 
„Po sat“, der m Jahre 2003 über das ansta ts nterne Kabe netz 
zu empfangen war, n d esem Ze t raum w ederho t ausgefa en 
war. Info ge dessen musste d e Vo zugsbehörde d e „e. GmbH“ 
mehrma s veran assen, d e Sa te   tenan age zu überprüfen und 
d e Störung zu bese t gen, da s ch d e Gefangenen über den Sen-
derausfa  beschwert hatten. Nach dem Vorbr ngen der Ansta ts-
e tung wurden d e Störungen durch e n nstab es Sendes gna  des 
Senders „Po sat“ ausge öst.

Der Gefangene, der po n scher Nat ona tät st, hat be  der 
Straf vo streckungskammer beantragt, den Ansta ts e ter zu ver-
pf chten, den n das Fernsehkabe  e ngespe sten Sender „TV 
Po on a“ durch den Sender „Po sat“ ersetzen zu assen. Er hat be-
hauptet, d e Mehr he t der po n schen Gefangenen, näm ch 75 von 
80, wünsche den Empfang des Senders „Po sat“. Entgegen dem 
Vorbr ngen des Ansta ts e ters habe der Grund für d e Störungen 
be  dem Empfang d eses Senders n cht n e nem nstab en 
Sendes gna , sondern n der Le stungsschwäche des von der „e. 
GmbH“ nsta erten Em p fän gers ge egen.

Durch den Besch uss vom 15. Dezember 2004 hat d e Straf-
vo  streckungskammer den Antrag a s unbegründet zurückgew e-
sen. M t se ner Rechtsbeschwerde beanstandet der Gefangene 
das Verfahren und rügt er d e Ver etzung sach chen Rechts. Der 
Senat bejaht d e n § 116 Abs. 1 StVo zG best mmten besonderen 
Zu äs s g  ke tsvoraussetzungen des Rechtsm tte s. Da d e von dem 
Ge fan genen erstrebte Auswechse ung der Sender Gegenstand 
mehrerer Verfahren be  Strafvo streckungskammern st, d ent d e 
Überprüfung der angefochtenen Entsche dung der S cherung e -
ner e nhe t chen Rechtsprechung.

D e Rechtsbeschwerde st unbegründet.

1. D e Verfahrensrügen s nd zum Te  unzu äss g, m Übr gen 
unbegründet.

a) D e von dem Gefangenen erhobene Aufk ärungsrüge st un-
zu äss g, da hre Begründung n cht den aus § 118 Abs. 2 StVo zG, 
§ 344 Abs. 2 Satz 2 StPO fo genden Anforderungen genügt. Der 

Gefangene bemänge t, dass d e Strafvo streckungskammer e nem 
von hm geste ten Bewe santrag n cht nachgegangen se , m t dem 
er vorgebracht habe, dass d e Störungen be  dem Empfang des 
Senders „Po sat“ n cht durch e n nstab es Sendes gna , sondern 
durch e ne vera tete Empfangsan age der „e. GmbH“ verursacht 
worden se en.

Da d e Strafvo streckungskammer d e hr ob egende Aufk ä-
rungs pf cht nur ver etzt haben kann, wenn s e zum Ze tpunkt des 
Er asses des angefochtenen Besch usses von dem Antrag Kennt-
n s gehabt hat oder hätte haben müssen, hätte e ne ordnungsge-
mäße Begründung der Rüge Angaben dazu erfordert, wann das 
Schre ben m t dem Bewe santrag be  der Strafvo stre ckungs kam-
mer e ngegangen st. Auch wenn der Gefangene vor der Be grün-
dung se ner Rechtsbeschwerde ke ne Mög chke t zur Aktene n-
s cht gehabt hat, hätte er zum ndest den Tag m tte en können, 
an dem er das Schre ben zur Beförderung an das Landger cht 
aufgegeben hat.

Daran feh t es. Den Akten st h erzu zu entnehmen, dass das 
Schre ben erst am 15. Dezember 2004 be  den Just zbehörden 
Moab t und am 16. Dezember 2004, a so nach dem Er ass des    
angefochtenen Besch usses, auf der Geschäftsste e der Strafvo -
stre ckungskammer e ngegangen st. D e Fr st, d e d e Strafvo stre-
ckungskammer dem Gefangenen zur absch eßenden Ste ung-
nah me e ngeräumt hat, war bere ts zuvor abge aufen. Dass der 
Gefangene den verspäteten E ngang se nes Schre bens n cht zu 
verantworten hat, st der Rechtsbeschwerde n cht zu entnehmen.

Im Übr gen wäre, w e zu der Sachrüge auszuführen st, d e 
Auf k ärungsrüge auch unbegründet. Für d e Entsche dung der 
Strafvo streckungskammer über den Antrag des Gefangenen war 
es ohne Bedeutung, wodurch d e Störungen be  dem Empfang des 
Senders „Po sat“ verursacht worden s nd.

b) Aus dense ben Gründen st d e Rüge unzu äss g, d e Straf-
vo streckungskammer habe durch d e mange nde Beachtung des 
Bewe santrags den Anspruch des Gefangenen auf recht ches 
Gehör nach Art. 103 Abs. 1 GG ver etzt.

c) Erfo g os beanstandet d e Rechtsbeschwerde auch, dass d e 
Strafvo streckungskammer dem Gefangenen, der der deutschen 
Sprache n cht mächt g st, für das ger cht che Verfahren weder 
e nen Do metscher noch e nen be de Sprachen beherrschenden 
Rechtsanwa t be geordnet hat. Art. 6 Abs. 3 EMRK, auf den s ch 
d e Rechtsbeschwerde beruft, bez eht s ch nur auf ger cht che 
Verfahren, n denen über d e Begründethe t e nes strafrecht chen 
Vorwurfs zu bef nden st (vg . OLG Düsse dorf NStZ-RR 2001, 
211; Senat, Besch uss vom 12. Februar 2002 - 5 Ws 807/01 Vo z 
-). Dazu gehören Verfahren nach dem Strafvo zugsgesetz, n de-
nen es um Stre t gke ten zw schen dem Ansta ts e ter und e nem 
Gefangenen über d e Ausgesta tung des Vo zuges geht, n cht. Ab-
ge sehen davon geben d e n e nem ungewöhn ch aggress ven Ton 
verfassten Erk ärungen des Gefangenen, d e zu den Akten ge angt 
s nd, ke nen Grund für d e Besorgn s, dass er se ne Interessen 
ohne Sprachm tt er n cht ausre chend wahrnehmen konnte.

d) Dass d e Strafvo streckungskammer n cht geha ten st, 
über e nen Antrag auf Gewährung von Prozesskostenh fe vorab 
zu bef nden, hat der Senat w ederho t entsch eden (vg . Besch uss 
vom 17. November 2003 - 5 Ws 537/03 Vo z -)

2. D e Sachrüge st unbegründet. D e Strafvo stre ckungs kam-
mer hat den Antrag des Gefangenen m t durchweg zutreffenden 
Erwägungen abge ehnt. Der Gefangene hat ke nen Anspruch auf 
Austausch der Fernsehsender.

Zum nd v due en Fernsehempfang durch d e Gefangenen 
best mmt das Strafvo zugsgesetz n § 69 Abs. 2 ed g ch, dass 
e gene Fernsehgeräte unter den Voraussetzungen des § 70 zuge-
assen werden. Das Gesetz über ässt es m th n dem Ansta ts e ter, 
nach se nem pf chtgemäßem Ermessen zu rege n, n we cher We -
se er den Empfang durch e gene Fernsehgeräte der Gefan ge nen 
organ s ert und ausgesta tet. D e ger cht che Überprüfung der von 
hm getroffenen Maßnahmen beschränkt s ch nach § 115 Abs. 5 
StVo zG darauf zu k ären, ob er d e für d e Ermessensausübung 
wesent chen Tatsachen zutreffend erm tte t hat, s e n d e Entsche -
dungsf ndung e nbezogen hat und ob das Ergebn s der Abwägung 
vertretbar st (vg . Ca ess/Mü er-D etz, StVo zG 10. Auf ., § 115 
Rdnrn. 20, 21 m. Rsprnachw.).
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D ese Rechtsgrundsätze hat d e Strafvo streckungskammer 
beachtet und hrem Besch uss zutreffend zugrunde ge egt. Der 
Ansta ts e ter trägt be  der Auswah  des po n schsprach gen Fern-
sehsenders den Interessen der po n schen Gefangenen dadurch 
ausre chend Rechnung, dass er d e Gefangenen e nma  jähr ch 
vor der Ausr chtung der Sate tenempfangsan age durch d e F rma 
„e. GmbH“ nach hren Wünschen befragen ässt und das Ergebn s 
d eser Befragung n se ne Entsche dung e nbez eht. Anges chts 
des Aufwandes für e ne Insassenbefragung st es n cht zu bean-
standen, wenn er es auch be  e nem Ausfa  des zunächst bevor-
zugten Senders be  e ner jähr chen Befragung be ässt und s e der 
Auswah  des Ersatzsenders zugrunde egt. Da be  der Befragung 
der po n schen Gefangenen m Frühjahr 2004 d e Sender „Po sat“ 
und „TV Po on a“ fast g e ch v e e St mmen erha ten hatten, ent-
sprach es den für d e Entsche dung g e chermaßen bedeutsamen 
Be angen der Ansta t, denjen gen Sender zu wäh en, be  dem n 
der Vergangenhe t ke ne Störungen aufgetreten waren. Ob d e 
Störungen d e von dem Ansta ts e ter angenommene Ursache hat-
ten oder ob s e auf e ner e stungsschwachen Empfangsan age 
beruhten und der Ansta ts e ter das auch hätte erkennen können, 
st n d esem Zusammenhang n cht maßgebend. Denn der An-
sta ts e ter durfte a e n d e unstre t ge Tatsache des w ederho ten 
Auf tretens von Störungen be  dem Sender „Po sat“ zum An ass       
nehmen, s ch für den anderen Sender zu entsche den und Erör-
terungen m t der Betre berf rma über d e Gründe für d e Störungen 
und d e Mög chke ten hrer Bese t gung auf den Ze tpunkt der 
nächsten Ausr chtung der Sate tenempfangsan age zu versch e-
ben, um so b s zu d esem Ze tpunkt den Empfang e nes po n sch-
sprach gen Senders s cherzuste en.

Was d e Rechtsbeschwerde h ergegen noch vorbr ngt, verh ft 
hr n cht zum Erfo g. Ke n Gefangener hat n der Just zvo zugs-
an sta t e nen Anspruch darauf, dass hm der Empfang e nes be-
st mmten Fernsehsenders ermög cht w rd. E n so cher Anspruch 
fo gt auch n cht aus den n § 2, 3 StVo zG best mmten Vo zugs-
grund sätzen. Das Grundrecht des Gefangenen aus Art. 5 Abs. 1 
GG w rd durch d e E nspe sung des Senders „TV Po on a“ n cht 
ver etzt. Se ne Behauptung, d eser Sender nform ere erzkon-
servat v und e nse t g und verfüge über ke n ausgewogenes Pro-
gramm, g bt ed g ch se ne persön che, objekt v n ke ner We se 
be egte E nschätzung w eder.

D e Kostenentsche dung fo gt aus § 121 Abs. 4 StVo zG, § 
473 Abs. 1 Satz 1 StPO.

(E nsender: D e M tg eder des 5. Strafsenats des Kammer-
ge r chts Ber n)

§§ 69, 70 StVollzG (Kostentragung für 
Überprüfung der Rundfunk­ und Fern­
seh geräte)

Zur Zulässigkeit der Überbürdung der Kosten für 
Maß nahmen der technischen  und Sicherheitsüber prü­
fung in Justizvollzugsanstalten eingebrachter Rund­
funk­ und Fernsehgeräte auf den Gefangenen.

Besch uss des 1. Strafsenats des Brandenburg schen Ober-
an des ger chts vom 3. Januar 2005 - 1 Ws (Vo z) 18/04 -

Aus den Gründen

I.

Der Antragste er war b s Jun  2004 Strafgefangener m 
Straf vo  zug der Antragsgegner n, d e m Vo streckungsp an des 
Landes Brandenburg a s Just zvo zugsansta t für sogenannte 
Langstrafer ausgew esen st. Er beansprucht d e Rückerstattung 
hm aufer egter Kosten für d e von der Antragsgegner n n Auftrag 
gegebene tech n sche S cherhe tsüberprüfung n d e Just zvo -
zugs ansta t e ngebrachter gebrauchter, zunächst zu se ner Habe 
genommener techn scher Geräte. D e techn sche Überprüfung der 
be  der Habe bef nd chen, zur Benutzung durch den jewe gen 
Gefangenen fre zugebenden techn schen Geräte erfo gt be  der 

Antragsgegner n durch pr vate Unternehmer, für deren Le stungen 
den Straf ge fan ge nen n der ferneren Vergangenhe t pro Gerät 
15,00 DM, se t 1999 12,50 DM, n Rechnung geste t wurden. D e 
Kosten für d e Überprüfung werden dem Pr vat unter nehmen von 
den sogenannten Haftkonten der Strafgefangenen d rekt erstattet 
und d e vers ege ten Geräte den Insassen a sdann vers ege t zur 
Benutzung übergeben.

Der Antragste er wurde aus dem Maßrege vo zug der An-
trags gegner n zugeführt und von hr aufgenommen. Er hatte s ch 
ndes bere ts n den Jahren 1990 und 1999 m Strafvo zug der 
Antrags geg ner n befunden, wo hm für d e E nbr ngung jewe s 
e nes Fern sehers und e ner Kaffeemasch ne (1990 und 1999) so-
w e e nes Rad o weckers, e nes Rad orekorders und e nes Wasser-
kochers (1990) pro Gerät 15,00 DM bzw. 12,50 DM sogenannter 
Vers e ge ungskosten n Rechnung geste t worden waren. Be  der 
Aufnahme des Antragste ers am 14. November 2001 hatte d eser 
e nen CD-Rekorder m t Rad ote  des Typs Ph ps AZ 2020 aus 
dem Maß re ge  vo zug m tgebracht, der vorübergehend zu se -
ner Habe genommen wurde. Am 28. November 2001 beantragte 
der frühere Gefangene d e techn sche Überprüfung auch d eses 
Rad o re kor ders a s Voraussetzung für dessen Aushänd gung zur 
Benutzung n se nem Haftraum. Auf dem entsprechenden, von hm 
unterze chneten Antragsformu ar wurde er dah ngehend be ehrt, 
dass das Gerät vor Aushänd gung „auf se ne Kosten“ überprüft 
und vers ege t werde.

Der Antragste er hä t d e Prax s der Antragsgegner n, d e tech-
n sche und S cherhe tsüberprüfung e ngebrachter gebrauchter 
techn scher Geräte gegen Kostenerstattung dr ttse t g durchfüh-
ren zu assen, für rechtsw dr g. Er beruft s ch auf e nen n anderer 
Sache ergangenen Besch uss des Instanzger chts vom Ma  2001, 
der d e Antragsgegner n verpf chtet hatte, „d e Vers ege ung e nes 
m August 2000 durch Angehör ge des dort gen Antragste ers 
e ngebrachten or g na verpackten Wasserkochers auf e gene 
Kosten durchzuführen“. Er me nt, e ner nochma gen techn schen 
Überprüfung des 2001 e ngebrachten CD-Rekorders habe es 
n cht bedurft, we  d eser bere ts m Maßrege vo zug „e ektr sch 
überprüft“ worden se ; n der Gefangenenpersona akte des 
Antragste ers st e ne derart ge Überprüfung a erd ngs n cht do-
kument ert.

D e Antragsgegner n s eht s ch zur Ausg e chung der für d e 
Überprüfung e ngebrachter techn scher Geräte aufgewandten 
Kosten aus den den Strafgefangenen zur Verfügung stehenden 
Bar m tte n für berecht gt. S e beruft s ch h erzu, sowe t es d e 
E nbr ngung von Hörfunk- und Fernsehgeräten betr fft, auf § 69 
Abs. 2, 70 StVo zG . V. m. der Verwa tungsvorschr ft Nr. 2 Abs. 1 
Satz 2 zu § 69 StVo zG. Dabe  verwe st s e darauf, dass hr weder 
h nre chende techn sche M tte  noch Know-How zur techn schen 
Überprüfung von Phonogeräten n E genreg e zur Verfügung stün-
den. D e Antragsgegner n we st ferner darauf h n, dass es s ch be  
hr um e ne Vo zugsansta t hande t, d e aufgrund der Be egungs-
vor gaben äußerst hohen S cherhe tsstandards unter egt; aufgrund 
dessen müsse e ne techn sche Überprüfung e ektr scher Geräte 
aus Gründen der Ansta tsordnung durchgeführt werden; d e Kon-
tro e d ene n erster L n e der Prüfung, ob an den e ngebrachten 
Geräten man pu ert worden se  bzw. s ch n vorhandenen Hoh -
räu men verbotene Gegenstände befänden; daneben so ten auch 
Ge fah ren durch techn sche Defekte für Ansta ts nsassen und Be-
d ens  tete ausgesch ossen werden.

M t dem angefochtenen Besch uss vom 20. August 2004 hat 
d e auswärt ge Strafvo streckungskammer des Landger chts d e 
Ent sche dung der Antragsgegner n vom 12. Februar 2002, d e 
E n br ngung des CD-Rekorders m t Rad ote , Typ Ph ps AZ 2020, 
„von der b sher gen Beauftragung der F rma durch den Antrag-
ste er m t der Untersuchung des Gerätes abhäng g zu machen“, 
aufgehoben und d e Antragsgegner n m Wege der Fo gen be se -
t gung dazu verpf chtet, an den Antragste er d e hm n Rechnung 
geste ten Kosten von 6,39 Euro (= 12,50 DM) zu erstatten; den 
we tergehenden Antrag auf Erstattung der n den Jahren 1990 und 
1999 für techn sche Überprüfungen angefa enen und aus dem 
Haftkonto des Antragste ers beg chenen Kosten hat d e Kammer 
zurückgew esen. Zur Begründung verwe st s e darauf, d e n den 
Jahren 1990 und 1999 angefa enen Überprüfungskosten unter ä-
gen desha b ke ner Rückerstattung, we  d e zugrunde egenden 
Maß nahmen der Antragsgegner n n cht nnerha b e nes Jahres 
w rk sam angefochten worden se en (§ 113 Abs. 3 StVo zG ana-
og). Der we tergehende, nnerha b der gesetz ches Jahresfr st 
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anhäng g gemachte Antrag habe n der Sache Erfo g, da ke ne 
-       erforder che - gesetz che Grund age für d e Überbürdung 
an fa  ender Kosten für techn sche Überprüfungen ex st ere, ferner 
- jedenfa s für Rad o- und Fernsehgeräte - entsprechende Best m-
mun gen gegen Art. 5 Abs. 1 GG verst eßen und außerdem m t 
dem sogenannten Ang e chungsgrundsatz unvere nbar wären. Im 
Übr gen ergebe s ch „m tte bar aus § 50 StVo zG das Verbot ...‚ d e 
Gefangenen an den Kosten hrer Überwachung und Kontro e zu 
bete gen“; D eses Verbot dürfe n cht dadurch umgangen werden, 
dass begünst gendes Verwa tungshande n an “Kostentragungs auf-
agen“ geknüpft werde. Wegen der E nze he ten der Begründung 
w rd auf den Inha t der nstanzger cht chen Entsche dung Bezug 
genommen.

M t hrer Rechtsbeschwerde wendet s ch d e Antragsgegner n 
gegen d e Entsche dung der Strafvo streckungskammer, sowe t 
d ese für s e rechtsnachte g st. Ihrer Auffassung nach erg bt s ch 
d e Berecht gung, Strafgefangenen d e Kosten für e ne externe 
techn sche Überprüfung e ngebrachter Rundfunk- und Fernseh-
ge räte aufzuer egen, m tte bar aus §§ 19 Abs. 2, 70 Abs. 2 Nr. 2 
StVo zG: Wenn s e m E nze fa  berecht gt se , den Bes tz der-
art ger Gegenstände zu untersagen, dürfe s e d esen „de ma ore 
ad m nus“ an e ne vorher ge, kostenpf cht ge S cherhe tskontro e 
knüpfen; d e Verwa tungsvorschr ft Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 zu § 69 
StVo zG se  vor d esem H ntergrund ed g ch untergesetz che 
Aus gesta tung des a geme nen verwa tungsrecht chen Grund sat-
zes, begünst gendes Verwa tungshande n von Bearbe tungs ge-
büh ren oder e ner Kostenbete gung abhäng g zu machen; das 
Strafvo zugsgesetz sch eße e ne Bete gung von Gefangenen an 
den durch hre Unterbr ngung m Vo zug entstandenen Kosten zu-
dem n cht aus, w e d e nha t che Ausgesta tung des § 50 StVo zG 
bewe se; sowe t das StVo zG ke ne ausdrück che Rege ung zur 
Bete gung an S cherungsmaßnahmen treffe, ergebe s ch h e-
raus noch n cht deren Rechtsw dr gke t; m Gegente  mache § 50 
StVo zG a s Ausprägung des Ang e chungsgrundsatzes v e mehr 
deut ch, dass Gefangene zum ndest e ne M tverantwortung für d e 
durch s e veran assten Kosten zu tragen hätten; ge te d es bere ts 
dann, wenn d e Grundbedürfn sse - Verpf egung und Unterkunft 
- betroffen se en, müsse e ne Kostentragung „doch erst recht e n-
gefordert werden können, wenn d e Gefangenen auf hren Wunsch 
h n e nen CD-Rekorder m t Rad ote  n hrem Haftraum betre ben“ 
wo ten; § 3 Abs. 1 StVo zG a s a geme ne e nfachgesetz che 
Aus prä gung des sogenannten Ang e chungsgrundsatzes stehe 
der Überbürdung von für S cherhe ts- und Kontro maßnahmen 
entstandenen Kosten auf Strafgefangene n cht entgegen, we  d -
es auch n Fre he t rege mäß g - etwa be m Besuch von Sport ver-
an sta tungen - geschehe. 

II.

D e Rechtsbeschwerde hat Erfo g.

1. Das Rechtsm tte  st zu äss g. D e Nachprüfung der ange-
fochtenen Entsche dung st zur Fortb dung des mater e en Rechts 
geboten (§ 116 Abs. 1 StVo zG). Der vor egende E nze fa  g bt 
An ass dazu, Le tsätze für d e Aus egung gesetz cher Vorschr ften 
des mater e en (Strafvo zugs-)Rechts aufzuste en; nsowe t s nd 
mater e e Rechtsfragen zu k ären und r chtungswe send zu beur-
te en (vg . BGHSt 24, 15 f.; OLG Hamm ZfStrVo SH 1978, 49; OLG 
Nürnberg ZfStrVo 1983, 124): D e Zu äss gke t der Kostenüber-
bürdung für Maßnahmen der techn schen und S cherhe tsüber-
prü fung n Just zvo zugsansta ten e ngebrachter Rundfunk- und 
Fern sehgeräte st b s ang - sowe t ers cht ch - we tgehend noch 
n cht Gegenstand oberger cht cher Entsche dungen gewesen.

D e Rechtsbeschwerde der Antragsgegner n w rd m Übr gen 
den we teren Zu äss gke tsanforderungen der § 116 Abs. 1, 2, 4, 
118 StVo zG gerecht.

2. D e Rechtsbeschwerde st begründet. D e Strafvo  stre-
ckungs kammer hat d e Antragsgegner n durch d e angefochtene 
Entsche dung rechtsfeh erhaft verpf chtet, e nen vom Antragste er 
während dessen Haftdauer e ngezogenen Kostenbe trag 
von      umgerechnet 6,39 Euro für s cherhe tstechn sche 
Überprüfungsmaßnahmen an e nem gebrauchten CD-Rekorder 
zu erstatten. Entge gen der Rechtsauffassung des Instanzger chts 
war d e An trags  geg ner n zur Erhebung entsprechender Kosten - 
jedenfa s n der erfo gten Höhe - berecht gt.

Rechtsgrund age für d e Kostentragungspf cht des Gefange-
nen für d e sk zz erten techn schen Untersuchungsmaßnahmen 

ge ben d e §§ 69 Abs. 2, 70 Abs. 1,2 StVo zG . V. m. der Verwa -
tungs vorschr ft Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 zu § 69 StVo zG ab. Danach 
s nd Strafgefangenen e gene Hörfunk- und Fernsehgeräte zur 
Fort b  dung oder zur Fre ze tbeschäft gung m Haftraum zu über-
assen, wenn n cht hr Bes tz, d e Über assung oder d e Benutzung 
des Ge gen stands m t Strafe oder Ge dbuße bedroht wäre oder 
das Z e  des Strafvo zuges bzw. d e S cherhe t oder Ordnung 
der Just z vo  zugsansta t gefährden würde; d e Aushänd gung 
der Geräte darf nur erfo gen, wenn feststeht, dass s e den ge -
tenden Best m mun gen und Auf agen entsprechen und ke ne 
unzu äss gen Gegen stän de entha ten, wobe  d e h erzu erforder-
chen Überprüfungen se tens der Vo zugsansta t auf Kosten der 

Gefangenen veran asst werden.

Dass d e Kostentragungspf cht für S cherhe tsprüfungen e n-
gebrachter Hörfunk- und Fernsehgeräte n cht gesetz ch, sondern 
n e ner Verwa tungsvorschr ft gerege t worden st, unter egt dabe  
ke nen durchgre fenden recht chen Bedenken. Insbesondere ver-
angt n cht etwa das Rechtsstaatspr nz p (Art. 20 Abs. 3 GG) e ne 
gesetz che Rege ung der Kostentragungspf cht. Zwar geb etet 
das Rechtsstaatspr nz p des Grundgesetzes d e Rege ung für d e 
Grundrechtsausübung wesent cher Rechtsfragen durch den Ge-
setz geber. H erum hande t es s ch vor egend jedoch n cht. D e d e 
sk zz erte Kostentragung statu erende untergesetz che normat ve 
Rege ung der Verwa tungsvorschr ft Nr. 2 zu § 69 StVo zG schränkt 
d e Grundrechte der betroffenen Gefangenen näm ch n cht unm t-
te bar se bst wesent ch e n. V e mehr st s e a s tatsäch ch und 
recht ch unse bstständ ger Annex der d e Benutzung e gener Hör-
funk- und Fernsehgeräte e nschränkenden, gesetz ch f x erten Re-
ge ung der §§ 69 Abs. 2, 70 StVo zG anzusehen. Der d e Infor ma-
t onsgew nnung durch Strafgefangene betreffende E ngr ff n den 
grundrecht chen Schutzbere ch des Art. 5 Abs. 1 GG f ndet bere ts 
auf der Ebene der d e e ngebrachten Phonogeräte betreffenden 
Zu assungsentsche dung statt, während d e Kosten für d e d ese 
Entsche dung vorbere tenden techn schen Untersuchungen se bst 
ke nen für d e Grundrechtsausübung wesent chen e genen Re-
ge ungs geha t bes tzen. Vor d esem H ntergrund ste t es s ch a s 
recht ch vertretbar dar, dass n § 50 StVo zG ke ne ausdrück che 
gesetz che Grund age für d e Bete gung von Strafgefangenen 
an S cherhe ts- und Überprüfungsmaßnahmen während h-
rer Haft dau er getroffen worden st. Der Senat braucht vor dem 
H ntergrund des Vorstehenden auch n cht zu entsche den, ob § 
50 Abs. 1 StVo zG e ner dah ngehenden Aus egung zugäng ch 
st, dass techn sche Überprüfungsmaßnahmen für m Haftraum 
genutzte tech n scher Geräte a s Haftkostenbe trag abgerechnet 
werden können; h erfür könnte a erd ngs d e normat ve Fassung 
des § 50 Abs. 1 StVo zG sprechen, der an den strafprozessua en 
Grundge dan ken anknüpft, wonach dem Verurte ten d e Kosten 
des Straf ver fahrens zur Last fa en (§ 465 Abs. 1 Satz 1 StPO), 
zu denen gem. § 464 a Abs. 1 Satz 2 StPO auch d e durch d e 
Vo streckung der Rechtsfo gen der Tat entstehenden Kosten, a so 
auch Per so na - und Sachkosten, gehören (vg . Meyer-Goßner, 
StPO, 47. Auf a ge, § 464 a, Rz. 3). Auch wenn § 50 StVo zG 
den Haftkosten be  trag a s Ausprägung des n § 3 StVo zG a -
geme n gerege ten An g e  chungsgrundsatzes auf Aufwendungen 
beschränkt, d e durch den Lebensunterha t und d e Unterbr ngung 
des Gefangenen verursacht werden (vg . Ca ess/Mü er-D etz, 
StVo zG, 10. Auf age, § 50, Rz. 2 m. w. N.), könnten d e den 
Gegenstand h es gen Rechts  beschwerdeverfahrens b denden 
Kosten a s derart ge, durch d e Unterbr ngung des Gefangenen 
veran asste, Ge d e s tun gen anzusehen se en.

D e n Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 der \/erwa tungsvorschr ft zu § 69 
StVo zG getroffene Kostenrege ung st des We teren n cht wegen 
Verstoßes gegen Art. 5 Abs. 1 GG verfassungsw dr g. Zwar gre ft 
auch s e - w e dargeste t - a s Annex zu der n §§ 69 Abs. 2, 70 
StVo zG getroffenen Rege ung n den Schutzbere ch des Grund-
rechts auf fre e Me nungsäußerung e n, da s e d e Informat ons -
gew nnung durch Strafgefangene potent e  e nschränkt: D e 
Zur ver fü gungste ung e ngebrachter gebrauchter Rundfunk- und 
Fern  sehgeräte w rd rege mäß g entweder von der Erstattung der 
für hre techn sche Überprüfung angefa enen Kosten abhäng g 
ge macht oder erfo gt durch Zugr ff auf das Haftkonto der Straf ge-
fan genen se tens der Vo zugsansta t unm tte bar se bst, so dass 
d e Inhaft erten d e h erm t verbundene Vermögensm nderung nur 
durch Verz cht auf d e Zurverfügungste ung der e ngebrachten 
Ge räte verme den können oder mange s ausre chender Ge dm tte  
zur Durchführung des Zu assungsverfahrens nach § 70 StVo zG 
n cht n der Lage s nd. D e Informat onsgew nnungsfre he t nach 
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Art. 5 Abs. 1 GG w rd ndes durch d e h er verfahrensgegenständ-
che Kostentragungspf cht n cht ver etzt. Art. 5 GG s chert d e 

Fre  he t der Informat onsgew nnung n cht schranken os, steht 
v e mehr unter dem Vorbeha t verfassungskonformer a geme -
ner Ge set ze (Art. 5 Abs. 2 Satz 1 GG). In d esem S nne rege n 
§§ 69 Abs. 2, 70 StVo zG den Zugang von Strafgefangenen 
zu Informa t o nen über e gene n d e Haftansta t e ngebrachter 
Empfangs geräte. D e n d esen Vorschr ften getroffene Rege ung 
st verfassungskonform, s chert s e doch den grundsätz ch un-
beschränkten Zugang der Inhaft erten zu Informat onen, der - 
verfassungsrecht ch unbedenk ch - aus Gründen der S cherhe t 
und Ordnung n der Just zvo zugsansta t e ngeschränkt werden 
darf; d es g t umso mehr vor dem H ntergrund, dass § 69 Abs. 
1 StVo zG den Just z vo  zugsansta ten darüber h naus d e nur 
unter besonders engen Voraussetzungen e nzuschränkende 
Verpf chtung aufer egt, Hör funk- und Fernsehprogramme zum 
Geme nschaftsempfang auszustrah en. Unter Berücks cht gung 
dessen kann d e Zu assung e gener Hörfunk- und Fernsehgeräte 
von Strafgefangenen zur Nutzung m Haftraum an e ne vorausge-
hende techn sche Überprüfung geknüpft und können d e h erfür 
aufgewandten Kosten den Gefangenen auch n Rechnung geste t 
werden, zuma  deren grundsätz ch unbeschränkbarer Anspruch 
auf Informat ons gew n nung über Hörfunk- und Fernsehprogramme 
dadurch unberührt b e bt. D es g t jedenfa s sowe t, w e d e h erfür 
aufzuwendenden Kosten unter Berücks cht gung der besonderen 
Vermögens verhä t n sse von Strafgefangenen n edr g und von na-
hezu jedem Betrof fenen aufzubr ngen s nd. So egt der Fa  a er-
d ngs h er, da dem Antragste er Kosten von ed g ch 6,39 Euro auf-
gebürdet worden s nd, d e aus dem Guthaben se nes Haftkontos 
ohne we teres beg chen worden s nd. Aus Vorstehendem erg bt 
s ch zug e ch, dass d e Antragsgegner n n cht geha ten gewesen 
st, d e nach § 70 Abs. 1, 2 StVo zG gebotenen techn schen und 
S cherhe tskon tro  en n E genreg e vorzunehmen: Denn abge-
sehen davon, dass h er  durch kaum ger ngere - potent e  erstat-
tungsfäh ge - Persona - und Sachkosten angefa en wären, hat 
der Antragste er d e durch d e Fremdvergabe der erforder chen 
Überprüfungs e stungen entstandenen f nanz e en Aufwendungen 
von Rechts wegen zu tragen.

Sch eß ch verpf chtet auch n cht das n §§ 3, 50 StVo zG 
e nfachgesetz ch gerege te sogenannte Ang e chungspr nz p d e 
Antragsgegner n dazu, d e S cherhe tsüberprüfung des vom An-
trag  ste  er e ngebrachten gebrauchten Phonogerätes kostenfre  
durch  zuführen. Be de Vorschr ften beruhen auf dem gesetzgebe-
r schen Grundgedanken, der Strafgefangene müsse s ch jeden-
fa s nsowe t an den Haftkosten bete gen, w e er aufgrund se ner 
Inhaft erung auch n Fre he t anfa ende Aufwendungen erspart ha-
be. D esem Grundpr nz p des Strafvo zugs w rd d e Rege ung der 
Verwa tungsvorschr ft Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 zu § 69 StVo zG ndes 
gerecht, we , w e d e Rechtsbeschwerde zutreffend ausführt, d e 
Überbürdung von für S cherungsmaßnahmen aufgewandten Kos-
ten auf Verbraucher- bzw. Le stungsempfänger a geme n zu äss g 
st und n der Prax s zudem häuf g stattf ndet.

...

(M tgete t vom 1. Strafsenat des Brandenburg schen Ober-
andes ger chts)

§§ 23, 28 Abs. 1 S. 2 EGGVG (Zur Ver wir­
kung im Falle eines Antrags auf Fest stel­
lung der Rechtswidrigkeit)

Das Recht eines Untersuchungsgefangenen auf 
Fest steIlung der Rechtswidrigkeit der Zuweisung eines 
bestimmten Haftraumes ist grundsätzlich jedenfalls 
nach Ablauf eines Jahres ab dem Zeitpunkt, zu dem 
der Antragsteller von der einschlägigen Rechts lage 
hätte Kenntnis erlangen und gegen die Maßnahme der 
Vollzugsanstalt hätte vorgehen können, verwirkt.

Besch uss des 2. Senats des Ober andesger chts Kar sruhe 
vom 9. Dezember 2004 - 2 VAs 24/04 -

Gründe

Der Antragste Ier war vom 15.02.2003 b s zum 28.10.2003 
a s Untersuchungsgefangener n der Just zvo Izugsansta t O. n-
haft ert. M t am 11.5.2004 e ngekommenem Schre ben beantragt 
er, m Verfahren nach §§ 23 ff. EGGVG festzusteI en, dass d e 
Un ter br ngung n e nem m t e ner S chtb ende am Fenster aus-
gestatteten und zudem m t e nem we teren Gefangenen be egten 
Haftraum rechtsw dr g war. Außerdem hat er d e Gewährung von 
Prozess kos tenh fe beantragt. Se nem Begehren kann schon des-
ha b n cht entsprochen werden, we  das Rechtsm tte  unzu äss g 
st. 

Sowe t s ch der Antragste Ier gegen d e Unterbr ngung n e -
ner m t e nem m t S chtb ende versehenen Fenster ausgestatteten 
Ze e wendet, st zwar grundsätz ch der Rechtsweg nach den 
§§ 23 ff. EGGVG eröffnet. Denn be  der Zuwe sung e nes Haft-
raums hande t es s ch um e nen sogenannten Rea akt, der m t Au-
ßen w rkung d e Ange egenhe ten des Untersuchungsgefangenen 
rege t und som t e nen nach §§ 23 EGGVG anfechtbaren be asten-
den Verwa tungsakt darste t (vg . KK-Schore t zu § 23 EGGVG 
Rn. 21, 104; OLG Frankfurt NJW 2003, 2843 f. m.w.N. zu § 109 
StVo zG). Auch steht d e Subs d ar tät des Rechtswegs nach 
§§ 23 ff. EGGVG (vg . § 23 Abs. 3 EGGVG) e ner Überprüfung 
n cht entgegen, da d e Unterbr ngung des Betroffenen n e nem 
Haft raum m t für d e gesamte Ansta t ge tenden bau chen Beson-
der he ten n cht der Anordnungskompetenz des Haftr chters unter-
fä t (vg . KG JR 1979, 519 f.; Senat Just z 2004, 302; KK-Boujong 
zu § 119 StPO Rn. 103; LR-H ger zu § 119 StPO Rn. 161; Cassardt 
NStZ 1994, 523, 524). Doch st der Antrag desha b unzu äss g, we  
der AntragsteI er se n Recht auf FeststeI ung der Rechtsw dr gke t 
der - nach der EntIassung aus der Untersuchungshaft erIed gten 
- Maßnahme verw rkt hat. 

A erd ngs ässt d e m t der Beend gung der Unterbr n gungs s -
tu at on e ngetretene ErIed gung e ner Maßnahme e n berecht gtes 
In teresse an der FeststeI ung der Rechtsw dr gke t (§ 28 Abs. 1 
Satz 2 EGGVG) n cht entfa en. Steht d e Ver etzung der Men-
schen  würde (Art. 1 Abs. 1 GG) oder e ne andere t ef gre fende 
Grund  rechtsver etzung n Frage, so muss wegen der fortw rkenden 
d skr m n erenden W rkung der Maßnahme e n Rechts schutz be-
geh ren zur nachträg chen ger cht chen Überprüfung zu äss g 
se n. D es g t auch, wenn der Beschwerdeführer n angemessener 
Ze t vor ErIed gung der Maßnahmen Rechtschutz hätte er angen 
können (BVerfG StV 2002, 661 f.; OLG Frankfurt NJW 2003, 2843, 
2844 f.). Auch war d e Antragsfr st des § 26 Abs. 1 EGGVG vor-
egend n cht n Gang gesetzt, da d e Zuwe sung des Haftraums 

dem Antragste er n cht schr ft ch bekannt gemacht wurde (Thür. 
OLG ZfStrVO 2003, 306,308; K sse , GVG, zu § 26 EGGVG Rn. 3; 
Meyer-Goßner zu § 26 EGGVG Rn. 4; OLG Frankfurt NJW 2003, 
2843 f. zu § 112 Abs. 1 StVo zG). Doch g bt d es dem Antragste er 
n cht das Recht, ze t ch unbeschränkt d e Festste ung der Rechts-
w dr gke t e ner während der Dauer der Untersuchungshaft getrof-
fenen Maßnahme zu begehren. Dabe  kann dah nstehen, ob e n 
Antrag auf ger cht che Entsche dung nach Ab auf e nes Jahres 
se t der Bekanntgabe der Haftraumzuwe sung n entsprechender 
An wen dung des § 27 Abs. 3 EGGVG a s unzu äss g anzusehen 
st (so OLG Frankfurt NJW 2003,2843 f.; NStZ-RR 2004, 29 f.; 
a.A. Thür. OLG ZfStrVO 2003, 306, 308). Denn jedenfa Is tr tt b n-
nen e nes Jahres, nachdem der Antragste er spätestens von der 
e nsch äg gen Rechts age hätte Kenntn s er angen und gegen d e 
Maßnahme recht ch hätte vorgehen können, grundsätz ch e ne 
Verw rkung des Antragsrechts e n (Thür. OLG ZfStrVO 2003, 306, 
308 f.; OLG Frankfurt NStZ-RR 2004, 29 f.). Dem Rechts nst tut 
der Verw rkung egt - verfassungsrecht ch unbedenk ch (BVerfGE 
32, 305 = NJW 1972, 675 f.) - der Gedanke der Rechts cherhe t 
zugrunde, wonach d e Frage der Rechtsw dr gke t von Maß nah-
men n cht auf ängere, unbest mmte Dauer ungek ärt b e ben darf, 
sondern n angemessener Ze t e ner ger cht chen K ärung zuge-
führt werden so Ite. D es g t zuma  be  den m Vo zug der Unter-
suchungshaft angeordneten so genannten Rea akten, d e grund-
sätz ch dann, wenn der Antragste er gegenüber der Ansta t ke ne 
E nwendungen erhebt, n cht schr ft ch bekannt gegeben werden, 
so dass - etztend ch auch desha b, we  der AntragsteI er der 
Jus t z vo Izugsansta t ke nen An ass gegeben hat, d e Maßnahme 
zu überprüfen - d e Rechtsm tte fr st (§ 26 Abs. 1 EGGVG) n cht 
n Gang gesetzt w rd. 
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Nach d esen Grundsätzen hat der AntragsteI er be  se nem am 
11.05.2004 und dam t rund 15 Monate se t der Haftraumzuwe sung 
e ngekommenen Antrag se n Recht auf nachträg che FeststeI ung 
verw rkt. Dabe  kann dah nstehen, ob vor egend - den Sachvortrag 
des AntragsteI ers a s wahr untersteI t - e ne VerIetzung der Men-
schenwürde oder e n anderer schwerw egender Grund rechts e n-
gr ff zu besorgen war. D es ersche nt a erd ngs schon frag ch, we  
a e n das Vorhandense n von S chtbIenden - auch wenn d ese m 
E nzeIfa  rechtsw dr g angebracht se n mögen - anges chts des 
vorü bergehenden Charakters der Untersuchungshaft zunächst 
n cht gee gnet ersche nt, den AntragsteI er n se nem Anspruch auf 
Beachtung der mensch chen Würde zu verIetzen, und d e von hm 
behauptete Bee nträcht gung se nes Rechts auf körper che Un ver-
sehrt he t (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) - auch unter Berücks cht gung 
der Ausführungen n se nem Schre ben vom 02.12.2004 - durch 
d e S chtbIenden n cht näher konkret s ert wurde. Jedenfa Is be-
fand s ch der AntragsteI er nahezu neun Monate n Haft n e ner 
m t S chtb enden versehenen ZeI e, ohne dass er auch nur be  
der Ansta tsIe tung E nspruch gegen d ese Unterbr ngung erhoben 
hätte. Sowe t er vorträgt, hm se  d e Rechtsw dr gke t der Maß nah-
men erst später bekannt geworden, erk ärt d es anges chts der von 
hm behaupteten mass ven Bee nträcht gungen n cht, warum er n 
d eser S tuat on untät g geb eben st, n der vernünft gerwe se et-
was zur Wahrung des Rechts unternommen zu werden pf egt (vg . 
BVerfGE 32, 305 = NJW 1972, 675 f.). Unter d esen Umständen 
war es dem Antragste er mög ch und zumutbar, s ch um e ne 
Kenntn s der Rechts age zu bemühen, um d e hn be astende 
Maßnahme durch Ver egungsantrag oder ähn ches zu beenden 
oder aber e ne ger cht che K ärung der Rechtmäß gke t der S cht-
b enden herbe zuführen. Auch nach Ende der Untersuchungshaft 
hat er fünf Monate verstre chen assen, bevor er se nen Antrag 
be m Ober andesger cht e ngere cht hat. M t B ck h erauf ersche nt 
es dem Senat a s angemessen, von e ner Verw rkung des Antrags-
rechtes auszugehen. D es ver etzt den Antragste er auch n cht n 
se nem Recht aus Art. 19 Abs. 4 GG. D e Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsger chts zum Fortbestehen des Rechts schutz-
n teresses be  Ver etzung des Anspruchs auf mensch che Würde 
und anderen t ef gre fenden Grundrechtse ngr ffen ste t nur s cher, 
dass der von e ner so chen Ver etzung Betroffene n cht pr nz p e  
a e n desha b rechtsschutz os b e bt, we  der E ngr ff, gegen den 
er s ch m ger cht chen Verfahren wendet, s ch bere ts vor e ner 
Entsche dung oder gar vor Antragste ung er ed gt hat. S e hat aber 
n cht den S nn, dem von e nem Grundrechtse ngr ff Betroffenen d e 
E nha tung für d e Inanspruchnahme ger cht chen Rechtsschutzes 
a geme n ge tenden Rege n des jewe gen Verfahrensrechts 
zu ersparen (BVerfG NStZ-RR 2004, 59 f.), zu denen auch d e 
Grund sätze der Verw rkung e nes Antragsrechts zäh t (vg . OLG 
Frankfurt NStZ-RR 2004, 29). 

Sowe t der Antragste er außerdem d e Doppe be egung des 
Haftraums ge tend macht, besteht e ne Entsche  dungs zustän d g-
ke t des Ober andesger chts n cht. Über e ne der Rege  des § 
119 Abs. 2 StPO entgegenstehende Doppe be egung hat v e mehr 
gem. § 119 Abs. 3 StPO der Haftr chter zu entsche den (Senat 
Just z 2004, 302; Thür. OLG ZfStrVO 2003, 306, 307). 

Der Antrag auf Bew gung von Prozesskostenh fe st un-
begründet, we  d e beabs cht gte Rechtsverfo gung ke ne h n-
re chende Auss cht auf Erfo g b etet (§§ 29 Abs. 3 EGGVG, 114 
ZPO). 

D e Kostenentsche dung beruht auf den §§ 30 Abs. 1 EGGVG, 
2 Nr. 1 KostO. Der Geschäftswert wurde nach den §§ 30 Abs. 3 
EGGVG, 30 Abs. 2 KostO festgesetzt. 

(M tgete t von VR OLG Joach m Schubart, Kar sruhe)

§§ 24 Abs. 3, 84 Abs. 1, 2 StVollzG (Zur 
Durchsuchung eines Besuchers)

Eine mit einer Entkleidung verbundene Durch su­
chung eines Besuchers ist unzulässig.

Besch uss des 3. Strafsenats des Hanseat schen Ober andes-
ge r chts Hamburg vom 28. Dezember 2004 - 3 Vo z (Ws) 
130/04 -

Gründe

I.

D e Beschwerdeführer n, d e n der JVA F. der Be schwer de-
geg ner n se t 1993 a s ehrenamt che Vo zugshe fer n tät g st, st 
m t dem Strafgefangenen S. ver obt, der dort e ne Fre he tsstrafe 
verbüßt. 

Am 14.02.04 kam d e Beschwerdeführer n a s Besucher n 
hres Ver obten n d e JVA. Dort wurde s e von der Vo zugs be-
d ens teten T. n e ner Kab ne durchsucht. D e Beschwerdeführer n 
zog den Mante  aus und egte den Scha  ab, um s ch abtasten zu 
assen. Frau T. durchsuchte den Mante , tastete d e K e dung ab 
und erk ärte dann, d e Beschwerdeführer n müsse auch d e Jacke 
öffnen, unter der d e Beschwerdeführer n e n enges T-Sh rt trug. 
Frau T. hob das T-Sh rt hoch, gr ff von unten an den BH und zog 
dessen unteren Rand ab, dam t eventue  versteckte Gegenstände 
herausfa en könnten. 

M t hrem Antrag auf ger cht che Entsche dung begehrte d e 
Be schwerdeführer n d e nachträg che Festste ung der Rechts-
w d r gke t d eser Maßnahme. Der Antrag wurde durch d e Straf-
vo I stre ckungskammer durch den angefochtenen Besch uss ab-
ge ehnt. 

I .

D e gegen d ese Entsche dung form- und fr stgerecht e nge-
egte Rechtsbeschwerde st zu äss g und begründet. 

E ne Überprüfung der andger cht chen Entsche dung st ge-
mäß § 116 Abs. 1 StVo zG zur Fortb dung des Rechts gebo-
ten. So we t ers cht ch, st der zu äss ge Umfang der körper chen 
Durchsuchung e nes Besuchers e nes Strafgefangenen durch d e 
oberger cht che Rechtsprechung noch n cht entsch eden wor-
den. 

1. Der Antrag auf ger cht che Entsche dung st gemäß § 115 
Abs. 3 StVo zG zu äss g. D e Durchsuchung hat s ch m t deren 
Durchführung er ed gt. E n Festste ungs nteresse der Be schwer-
de führer n erg bt s ch aus e ner konkreten W ederho ungsgefahr. 
Der Ver obte der Beschwerdeführer n st we terh n Strafgefangener 
n der Vo zugsansta t der Beschwerdegegner n. D e Beschwer de-
geg ner n st der Auffassung, dass das Verha ten hrer Bed ensteten 
n cht rechtsw dr g war, so dass jederze t m t der W ederho ung e -
ner entsprechenden Durchsuchung gerechnet werden muss. 

2. Der Antrag auf ger cht che Entsche dung st auch begrün-
det. D e Sache st gemäß § 119 Abs. 4 S. 2 StVo IzG spruchre f, 
so dass der Senat an SteI e der Strafvo streckungskammer ent-
sch eden hat. 

D e Art und We se der Durchsuchung st n cht von § 24 Abs. 3 
StVo IzG gedeckt. Es feh t dam t an e ner erforder chen Ermäch-
t  gungsgrundIage für d ese n d e Rechte der Beschwerdeführer n 
e ngre fende Maßnahme. 

Gemäß § 24 Abs. 3 StVo zG kann e n Besuch zwar aus Grün-
den der S cherhe t davon abhäng g gemacht werden, dass s ch 
der Besucher durchsuchen Iässt. Bere ts e n VergIe ch m t § 84 
StVo IzG macht aber deut ch, dass dam t ke ne m t e ner Ent k e -
dung verbundene Durchsuchung geme nt se n kann. So regeIt 
§ 84 Abs. 1 StVo IzG ebenso w e § 24 Abs. 3 StVo zG das Recht 
zur Durchsuchung. A erd ngs feh t es n § 24 StVo IzG an e ner 
§ 84 Abs. 2 StVo IzG entsprechenden Rege ung, d e ausdrück ch 
e ne m t e ner Entk e dung verbundene körper che Durchsuchung 
be  Strafgefangenen unter we teren e nschränkenden Voraus-
set zun gen gestattet. Es egt auf der Hand, dass dem Straf ge-
fan ge nen aufgrund se ner SteI ung m Strafvo zug erheb chere 
E n schrän kungen se ner Rechtsste ung zugemutet werden a s 
dem Besucher (vg . Mü er-D etz, Mög chke ten und Grenzen der 
körper chen Durchsuchung von Besuchern, ZfStrVo 1995, 214, 
217). Insofern erg bt s ch bere ts aus dem VergIe ch d eser be den 
Vorschr ften e n deut cher H nwe s darauf, dass e ne m t e nem 
Ent k e den verbundene Durchsuchung von Besuchern vom Ge-
setz  geber genere  n cht gewo t war. 

E ne m t e ner Entk e dung verbundene Durchsuchung e nes 
Besuchers st danach unzu äss g (so auch LG Hamburg, ZfStrVo 
2000, 252, 254; Ca ess/Mü er-D etz, StVo IzG, 9. AufI., § 24 
StVo zG Rdnr. 6; Mü er-D etz, a.a.O. S. 214 ff.; AK zum StVo IzG-
Joester/Wegner, 4. Auf ., § 24 StVo zG Rdnr. 22; Schw nd-Böhm, 
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StVo IzG, 3. Auf ., § 24 StVo zG Rdnr. 15). 

In d esem Zusammenhang st ferner zu beachten, dass e ne 
m t e ner Entk e dung verbundene Durchsuchung e nen E ngr ff 
n d e durch Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG geschützte Int msphäre         
darste t, der zu se ner Rechtfert gung e ner ausdrück chen ge-
setz chen Grund age bedarf, d e d e m W derstre t stehenden 
Rechts güter durch d e Formu erung von E ngr ffsvoraussetzungen 
ge  gen e nander abwägt. Dabe  kann es ke nen Untersch ed ma-
chen, ob d e Oberbek e dung vo ständ g abge egt werden so  oder 
so we t hoch- oder heruntergezogen w rd, dass dem Vo zugs be-
d ensteten e n fre er B ck auf d e Unterwäsche oder e n Berühren 
der nackten Haut des Besuchers gestattet st. In a en genannten 
Konste at onen werden das Schamgefüh  des Besuchers und se -
ne Int msphäre n g e cher We se betroffen. 

Nach a em st den Vo zugsbed ensteten m Rahmen von § 24 
Abs. 3 StVo G n cht gestattet, den Besucher b s zur Entk e dung 
b s auf d e Unterwäsche zu veran assen bzw. d ese Entk e dung 
durch Anheben der Oberbek e dung e genhänd g vorzunehmen. 
S e haben s ch m Rahmen der Durchsuchung v e mehr darauf 
zu beschränken, den Körper durch d e Oberbek e dung nach ver-
botenen Gegenständen abzutasten oder/und m t dem E nsatz 
von Meta sonden abzusonden (so auch LG Hamburg, Ca ess/
Mü er-D etz, Mü er-D etz, AK-Joester/Wegner, Schw nd-Boehm 
jewe s a.a.O.). 

Sowe t d e Beschwerdegegner n ge tend macht, dass d e dar-
geste te Beschränkung hrer Durchsuchungskompetenzen das 
S cherhe tsr s ko erhöht, st dem entgegenzuha ten, dass d es das 
Erfordern s e ner gesetz chen E ngr ffsgrund age n cht entbehr ch 
macht. Im Übr gen stehen der Beschwerdegegner n unter den n 
§§ 25 ff. und § 84 StVo IzG genannten we teren Voraussetzungen 
we tere Instrumentar en zur Verfügung, um das E nschmugge n 
verbotener Gegenstände zu verh ndern. 

III.

D e Kostenentsche dung beruht auf §§ 121 Abs. 1, 4 StVo zG 
.V.m. § 467 Abs. 1 StPO. 

D e Festsetzung des Gegenstandswerts beruht auf §§ 52 
Abs. 1, 60 GKG. 

(E nsender: Der Vors tzende des 3. Strafsenats des Hanse at -
schen Ober an desger chts Hamburg)

§§ 11 Abs. 1 StVollzG, 57 Abs. 2 Nr. 2 
StGB, 454a Abs. 1 StPO (Zur Entwicklung 
des Gefangenen im Vollzug und Aus set­
zung der Rest strafe)

1. Besondere Umstände, welche eine Aussetzung der 
Reststrafe zum Halbstrafenzeitpunkt rechtfertigen, 
können sich trotz der Schwere der verübten Straf­
tat daraus ableiten, dass beim Verurteilten während 
des Strafvollzuges eine nachhaltige Entwicklung 
sei  ner Persönlichkeit eingetreten ist.

2. Werden einem Verurteilten während seiner Inhaf­
tierung Lockerungen, insbesondere die Zulassung 
zu einem freien Beschäftigungsverhältnis, gewährt 
und absolviert er diese über einen längeren Zeit­
raum hinweg beanstandungsfrei und zuverlässig, 
so kann eine solche Entwicklung zusammen mit 
anderen günstigen Umständen ein derartiges Ge­
wicht erlangen, dass sie die Gesamtwürdigung we­
sentlich beeinflusst und insgesamt zur Annahme 
besonderer Umstände i.S.d. § 57 Abs.2 Nr. 2 StGB 
führt.

Besch uss des 1. Strafsenats des Ober andesger chts Kar s-
ruhe vom 22. November 2004 - 1 Ws 383/04 -

Gründe

I.

Der Strafgefangene Z. wurde durch Urte  des Landger chts X 
vom 01.04.2003 wegen Betruges n 60 Fä en unter Auf ösung e -
ner Gesamtfre he tsstrafe aus dem Urte  des Landger chts X vom 
25.09.2002 zu e ner Gesamtfre he tsstrafe von sechs Jahren und 
sechs Monaten verurte t, we  er a s verantwort cher Inhaber e ner 
n U. ansäss gen F rmengruppe n e ner V e zah  von Fä en Kun -
den um e ngezah te Kaut onen bzw. vorausbezah te Kauf pre s-
e stungen n Höhe von mehr a s e ner M on DM betrogen hatte, 
ndem er unter anderem n Ze tungsanze gen n W rk chke t n cht 
vorhandene Waren zum Kauf angeboten hatte. Er bef ndet s ch 
se t 26.07.2001 n Haft. D e Hä fte der Strafe war am 24.10.2004 
verbüßt; der Zwe dr tte ze tpunkt st auf den 23.11.2005 not ert. 

M t Besch uss vom 22.09.2004 hat es d e Strafvo  stre ckungs-
kammer abge ehnt, d e Vo streckung der Restfre he tsstrafe nach 
Verbüßung der Hä fte auszusetzen. Gegen d esen Besch uss r ch-
tet s ch d e form- und fr stgerecht e nge egte sofort ge Beschwerde 
des Verurte ten. 

II.

Das Rechtsm tte  hat den aus dem Tenor ers cht chen Erfo g. 

Der Senat hat d e Vorraussetzungen des § 57 Abs. 2 Nr. 2 
StGB bejaht und den Ent assze tpunkt auf den 01.03.2005 fest-
gesetzt. 

Nach d eser Vorschr ft kann schon nach Verbüßung der Hä fte 
e ner Fre he tsstrafe d e Reststrafe zur Bewährung ausgesetzt 
wer den, wenn d e Gesamtwürd gung von Tat(en), Persön chke t 
des Verurte ten und dessen Entw ck ung während des Straf vo -
zugs erg bt, dass besondere Umstände vor egen, d e e ne m dere 
Beurte ung zu assen. Durchschn tt che oder e nfache Straf m -
derungsgründe rechtfert gen e ne ausnahmswe se Aussetzung 
der Vo streckung noch n cht. Es muss s ch v e mehr um m dernde 
Umstände hande n, d e von besonderem Gew cht s nd und dem 
Fa  m Rahmen der abwägenden Gesamtschau zugunsten des 
Täters e ne besondere Prägung geben. D e Umstände müssen d e 
Tat, hre Ausw rkungen bzw. d e Entw ck ung der Täterper sön ch-
ke t vom Durchschn tt verg e chbarer Fa gesta tungen so deut ch 
abheben und n e nem so m den L cht ersche nen assen, dass e -
ne Strafaussetzung ohne Gefährdung der a geme nen Interessen 
verantwortet werden kann (vg . h erzu Senat D e Just z 1987, 386; 
Trönd e/F scher, StGB, 52. Auf age 2004, § 57 Rn. 16). 

A erd ngs spr cht das Tatb d vor egend zunächst gegen e ne 
so che Wertung. Be  den Straftaten des Verurte ten hande t es s ch 
n cht um Bagate en, sondern er hat n ganz erheb chem Umfang 
Betrugsstraftaten auch zum Nachte  e ner V e zah  von K e n kun-
den begangen, wobe  er - worauf d e Strafvo streckungskammer 
zu Recht h ngew esen hat - p anmäß g und m t erheb cher kr m -
ne er Energ e vorgegangen st. A e n d e Schwere der Straftat 
steht jedoch e ner Ha bstrafenaussetzung n cht grundsätz ch 
entgegen, da der Gesetzgeber - entgegen der sog. Erstver bü-
ßer re ge ung n § 57 Abs. 2 Nr. 1 StGB - n § 57 Abs. 2 Nr. 2 StGB 
gerade ke ne ze t che Obergrenze für ze t ge Fre he tsstrafen nor-
m ert hat (OLG Kar sruhe NStZ-RR 1997, 323 f.; LK-Gr bbohm, 
11. Auf age 1992, § 57 Rn. 45). So che aus der Tatschwere resu -
t erenden Ges chtspunkte werden m Rege fa e aber m Rahmen 
der vorzunehmenden Gesamtwürd gung e ner Aussetzung des 
Straf restes nach § 57 Abs. 2 Nr. 2 StGB entgegenstehen und d e 
An ordnung der Haftfortdauer auch aus Gründen der Verte d gung 
der Rechtsordnung geb eten (KG Besch uss vom 04.10.2000, 
5 Ws 674/00; Trönd e/F scher, a.a.O., § 57 Rn. 29), auch wenn 
der Verurte te - w e h er - vor der Tat n cht vorbestraft war, n der 
Haupt  verhand ung e n Geständn s abge egt hat und s ch erstma s 
n Haft bef ndet. 

E ne h ervon abwe chende Beurte ung kann s ch a erd ngs 
dann ergeben, wenn be m Verurte ten während des Strafvo zuges 
e ne nachha t ge Entw ck ung se ner Persön chke t e ngetreten 
st und s ch h eraus e ne günst ge Soz a - und Kr m na prognose 
erg bt. In der oberger cht chen Rechtsprechung st se t angem 
anerkannt, dass n der Person egenden Umständen m E nze fa  
e ne maßgeb che Bedeutung be  der gebotenen Gesamtschau 
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be gemessen werden kann (OLG Zwe brücken MDR 1979, 600; 
OLG Hamburg StV 1983, 114; OLG Stuttgart StV 1983, 115; 
Trönd e, a.a.O.). 

Zu d esen Ges chtspunkten gehört nsbesondere auch d e 
Ent w ck ung des Verurte ten m Strafvo zug, denn d eser d ent 
vornehm ch der Resoz a s erung und W edere ng ederung des 
straffä g Gewordenen (§ 2 Satz 1 StVo zG; BVerfGE 45, 187 
ff., 239; Ca ess/Mü er-D etz, StVo zG, 7. Auf age 1998, § 2 Rn. 
6). Setzt s ch e n Verurte ter etwa während der Haft m t dem von 
hm begangenen Unrecht nachha t g ause nander, d stanz ert er 
s ch h ervon und ze gt durch se n Gesamtverha ten g aubwürd g 
E ns cht und Reue, so kommt dem besondere Bedeutung be  
(OLG Kar sruhe, Besch uss vom 26.01.2000, 3 Ws 256/99; OLG 
Ce e NStZ 1986, 573 f.; LK-Gr bbohm a.a.O.). 

Auch ste t es e nen besonders gew cht gen Umstand dar, 
wenn dem Verurte ten während se ner Inhaft erung Lockerungen 
gewährt werden und er d ese über e nen ängeren Ze traum be-
anstandungsfre  abso v ert. E ne so che Entw ck ung kann zusam-
men m t anderen günst gen Umständen e n derart ges Gew cht 
er angen, dass s e d e Gesamtwürd gung wesent ch bee nf usst 
und nsgesamt zur Annahme besonderer Umstände .S.d. § 57 
Abs. 2 Nr. 2 StGB führt (Senat, Besch uss vom 17.12.2002, 1 Ws 
387/02). 

So egt der Fa  h er. Der Verurte te, dem von der Straf vo  stre-
ckungs kammer a s Erstverbüßer zu Recht e ne günst ge Soz a -
prognose besche n gt wurde, bef ndet s ch se t 24.05.2004 a s 
Fre gänger n der Just zvo zugsansta t V. und st be  der F rma R. 
a s D sponent beschäft gt. Dort st er sowoh  für d e Tourenp anung 
a s auch d e Fahrere nte ung verantwort ch. Se n Vo zugsver -
ha  ten war nach M tte ung der Just zvo zugsansta t V. auch m 
Übr gen beanstandungsfre . Auch d e Ent assbed ngungen s nd 
günst g. So kann der Verurte te se ne Arbe tsste e beha ten und 
erhä t von der F rma e ne Woh nung zur Verfügung geste t. 

Wegen des früheren häuf gen Berufswechse  des Verurte ten 
und e ner h er n zum Ausdruck kommenden Unstet gke t hat es 
der Senat aber für geboten erachtet, d e we tere Entw ck ung des 
Verurte ten an se ner Arbe tsste e noch abzuwarten und hat unter 
Anwendung des § 454a Abs. 1 StPO den Ent assze tpunkt auf den 
01.03.2005 best mmt. 

Der Verurte te w rd darauf h ngew esen, dass er m t dem 
W derruf der Strafaussetzung zur Bewährung rechnen muss, 
wenn er erneut Straftaten begeht oder gröb ch oder beharr ch 
gegen d e hm erte ten We sungen verstößt und dadurch An ass 
zu der Besorgn s g bt, dass er erneut Straftaten begehen w rd. 

III.

D e Kostenentsche dung fo gt aus e ner entsprechender 
Anwendung des § 467 Abs. 1 StPO.

(M tgete t von R OLG K aus Böhm)

Bernd Müssig: Mord und Totschlag – Vorüberlegungen 
zu einem Differenzierungsansatz im Bereich des Tö­
tungs unrechts. Carl Heymanns Verlag. Köln 2005, Leinen 
XVII, 490 Seiten,  132,-.

Mord und Totsch ag, das st umgangssprach ch e n Sch ag-
wort zur Beschre bung höchster Gefährdung, ja Chaos. H er st 
es der T te  e nes umfangre chen rechtssystemat schen Werkes, 
das d e Gesch chte der D fferenz erung der vorsätz chen Tötungs-
de kte beschre bt und neue Wege für Untersche dungen aufze gt. 
D e Ergebn sse z e en auf e ne Nove erung des ge tenden Rechts, 
e ne Nove erung d e n Lehre und Prax s se t Langem gefordert 
w rd. Der Verfasser ze gt aber auch, w e se ne Über egungen für 
d e aktue e Rechtsprechung fruchtbar gemacht werden können. 

D e Mot ve für d e Tötung e nes M tmenschen s nd unter-
sch ed ch. Untersch ed ch st auch d e Art und We se, w e e n 
Tö tungs de kt begangen w rd. Schon früh versuchte das Recht, d e 
besonders gefähr chen und d e besonders verwerf chen Taten m t 
äußerster Strenge zu bestrafen und d ese von anderen wen ger 
gefähr chen, eher verständ chen abzugrenzen. Für das M tte a ter 
kommt Müss g zu dem Ergebn s, „dass d e schroffe Gegen über-
ste ung e ner ges nnungseth sch or ent erten deutsch- bzw. ger-
man sch-recht chen L n e e nerse ts und e ner re n psycho og -
s erenden, das Prämed tat onsmode  vorwegnehmenden röm sch 
recht chen L n e andererse ts“ (S. 35) n cht zu be egen st. Aus-
gehend von den modernen Frageste ungen hätten d e Forscher 
andere L n en w e den Bruch von Treue- und Fr edenspf chten 
und d e Bekämpfung des Vagantentums, der ,schäd chen Leute’, 
zu wen g beachtet. 

D e k arste Ausprägung des Prämed tat onsmode s f ndet 
der Verfasser n dem von Feuerbach entworfenen bayer schen 
StGB von 1813. Der Täter, der s ch m t Über egung über den 
psycho og schen Zwang des Gesetzes h nwegsetzt, verd ent d e 
Höchst stra fe. E ngehend w rd dann d e Vorgesch chte und d e 
Recht  sprechung ebenso w e d e w ssenschaft che Beg e tung der 
Straf rechts no ve e von 1941 m t se ner „Verwerf chke tskasu st k 
und ,Täter typ s erung’“ (S. 77) dargeste t und d skut ert. D e vom 
Gesetz erstma s entw cke ten Typen von ,Mörder’ und ,Totsch äger’ 
se en n cht nur dem nat ona soz a st schen Ze tge st zu ebe e n-
geführte Et  ket ten, s e hätten hre Grund age n der Substanz der 
neuen Re ge un gen. Der Oberste Ger chtshof für d e Br t sche Zone 
und später der BGH hätten desha b vore g d e Neufassung a s 
den „ vor äuf gen Absch uss’ e ner ängst vor 1933 e nsetzenden 
Entw ck ung“ und dam t n cht a s nat ona soz a st sches Recht n-
terpret ert (S. 79). Der Verfasser wendet s ch dann dem EStGB 
von 1962 zu, der a s Mord n erster L n e w e das ge tende Recht 
d e besondere s tt che Verwerf chke t, daneben aber auch d e 
Tötung m t Über egung qua f z ert. D e Ausführungen des ersten 
Kap te s enden n der Ause nandersetzung m t Esers Textvorsch ag 
für e nen neuen Mordparagraphen n se nem zur Vorbere tung des 
53. Deutschen Jur stentags m Jahre 1980 vorge egten Gutachten 
(S. 65). Der Verfasser kommt zu dem Sch uss, dass „d e b sher für 
Qua  f  ka t ons ansätze entw cke ten Kr ter en, Prämed tat on, Ver-
werf  chke t und Gefähr chke t“ mange s systemat scher Ver knüp-
fung m t recht chen Strukturen und Zurechnungspr nz p en n cht 
tragfäh g se en (S. 128). 

Im Fo genden entw cke t der Verfasser d e Grund agen 
(Kap. 2) und d e Grundzüge (Kap. 3) se nes neuart gen D fferen-
z erungs an satzes. An d e Sp tze d eses Hauptte s ste t er e ne 
,Vor be mer kung’, n der er auf wen g mehr a s zwe  Druckse ten se -
nen „Vor sch ag e nes normat ven D fferenz erungsansatzes kurz 
vorab sk z z ert“ (S. 129). Danach so en a geme ne Zurechnungs-
pr n z  p en Grund age der Untersche dung be  den vorsätz chen 
Tötungs  de kten se n. Täter und Opfer stehen n Verantwor tungs-
sphä ren, d e s ch objekt v abgrenzen assen. D e a e n ge Tat ver-
antwor tung des Täters führt zum Grundtatbestand des Tötungs -
unrechts, dem Mord, e ne M tverantwortung des Opfers zum 
Pr v eg e rungs tat be stand des Totsch ags. Be  der Abgrenzung der 
Verantwor tungs sphä ren se en persona e Zurechnungsmuster von 
nst tut one en zu untersche den, „auf d e E nb ndung der Person 
n herausgehobene normat ve Kontexte, nsbesondere n ausd f-
ferenz erte gese schaft che Organ sat onsstrukturen“. Be sp e e 
s nd der mörder sche Überfa  auf e nen Fremden e nerse ts und 
d e Herbe führung des Todes e nes Menschen, für dessen Woh  
der Täter etwa auf Grund e nes E tern-K nd-Verhä tn sses verant-
wort ch st, andererse ts. 

Buchbesprechungen
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Merkma e des Tatgeschehens m Bere ch der Verantwortungs-
sphäre des Opfers können den Täter ent asten, wenn das Opfer 
den Täter provoz ert hat oder n anderer We se Rechte des Täters 
ver etzt hat. Än ches g t für d e nst tut one e Verant wortungs-
sphä re be  e nem Treuebruch des Opfers oder, wenn das Treue-
ver hä t n s auf rgende ne We se se nen Inha t ver oren hat. H er 
se en auch Verha tenswe sen der Se bstgefährdung des Opfers 
zu berücks ch t gen. „Außerha b des Rechtsverhä tn sses von Täter 
und Opfer egende (eventue  den Täter ent astende) Umstände 
<se en> m Grund satz auf der Entschu d gungsebene zu verhan-
de n (S. 130). Nach a em gebe es für jedes Mordmerkma  für den 
Täter nach a geme nen Zurechnungskr ter en begründete Ent as-
tungs mög ch ke ten, d e n cht mehr durch dessen phänotyp sche 
Def n t on ausgesch ossen se en.“ 

Das Werk sch eßt m t e nem nteressanten Ausb ck: „Inter-
pre tat onsperspekt ven für d e Mordmerkma e de ege ata“ (S. 
423 ff.). H er ordnet der Verfasser d e Mordmerkma e des § 211 
Abs. 2 StGB den persona en und nst tut one en Zurechnungs-
mus tern zu. N edr ge Beweggründe b den nach dem persona en 
Zurech nungsmuster e nen normat v n cht gen Tatan ass, we  s e 
n ke nem akzeptab en Verhä tn s zur Tat stehen. D e „He mtücke“         
da gegen st der Bruch e nes nst tut one  verm tte ten Garant e -
ver hä t n sses. Schw er g b e bt auch be  d eser Interpretat ons per-
spek t ve d e grausame Tatausführung oder d e m t geme ngefähr-
chen M tte n.

Dem m t großer Sorgfa t und w ssenschaft cher Gründ chke t 
erarbe teten Werk st d e verd ente Beachtung auf dem Geb et 
der Rechts ehre s cher. Wann und w e we t se ne Gedanken n 
der Rechtspo t k w rksam werden können, st dagegen ungew ss. 
Konsequenz der Lehre st näm ch, d e Abschaffung oder wen gs-
tens e n gänz ch veränderter Umgang m t der ebens angen Fre -
he ts strafe (S. 114, 388, 414). Androhung und Ausspruch d eser 
abso uten Strafe s nd jedoch m Bewusstse n der Bevö kerung der 
demonstrat ve Gegensch ag auf höchststrafwürd ge Verbrechen 
(H. Schne der). E ne abgestufte Strafe auf Mord w rd be  der Be-
vö  kerung se bst dann, wenn am Ende der Stufen das Lebens-
äng ch stehen b ebe, d e Sorge aus ösen, d e Sankt on des 
Tötungsunrechts, ja das ganze Strafrecht so e aufgewe cht wer-
den. 

Kar  Peter Rotthaus

Bettina Kirschke: Medizinische Versorgung im Straf­
voll zug. Eine Untersuchung und Bewertung unter beson-
derer Beachtung des freien Beschäftigungsverhältnisses 
und versicherungsrechtlicher ProbIeme (Schriftenreihe 
Straf  recht in Forschung und Praxis, Bd. 29). Verlag Dr. 
Kovac: Hamburg 2003. XVIl, 227 S.  85,-.

D e He de berger D ssertat on hat s ch e ner b sher monogra-
f sch we tgehend vernachIäss gten FragesteI ung angenommen. 
Lange Ze t st d e Gesundhe tsfürsorge m Strafvo zug e n we t-
gehend unbeackertes FeId von Theor e und Prax s gewesen. Erst 
a Imäh ch hat man s ch – abgesehen von den Komment erungen 
des StVo zG – dam t beschäft gt. Inzw schen egt mmerh n e ne 
Re he von jur st schen SteI ungnahmen zu Deta fragen, med z -
n schen Erfahrungsber chten und spez eI en Be trägen zur Be-
hand ung HIV-Inf z erter, A dskranker und Drogenabhäng ger vor. 
Unter repräsent ert s nd vor a em VergIe che auf dem Geb et me-
d z  n scher Versorgung zw schen dem „norma en“ Strafgefan ge-
nen, dem Fre gänger und dem fre en, krankenvers cherten Bürger 
gewesen. D e Stud e von Bett na K rschke st e n sprechender 
Be eg dafür, we che Fü e von Deta fragen gerade d ese Themat k 
b rgt und wo d e neura g schen Aspekte n d esem überaus we tge-
fächerten Bere ch anzutreffen s nd. 

D e Arbe t verwe st aber auch auf das n se ner D mens on b s-
her woh  unterschätzte ProbIem, n we chem Maße das Strafvo I-
zugs recht m t anderen Rechtsmater en verk ammert, ja von hnen 
abhäng g st. So vermag auch und gerade auf dem Geb et der 
Ge sundhe tsfürsorge erst e ne Zusammenschau versch edener 
gesetz cher Rege ungen - vor a em des StVo IzG, des SGB V 
(Kran ken vers cherung) und des SGB XI  (Soz a h fe) - e n vo I-
ständ ges und h nre chend d fferenz ertes B d von der (Rechts-)

SteI ung des Straffä gen zu verm tte n. Das br ngt d e Verfasser n 
denn auch e n e tend zum Ausdruck (S. 2); und d eser Gedanke 
z eht s ch w e e n roter Faden durch d e ganze Darste ung. 

Im M tte punkt der Stud e steht d e Herausarbe tung der e n-
sch äg gen Rechts age, w e s e h ns cht ch der versch edenen 
Grup pen von Gefangenen – dem Gros der n cht Vers cherten, den 
we n gen Soz a vers cherten und den m fre en Beschäft  gungs-
ver hä tn s stehenden Fre gängern – m Verhä tn s zu krankenver-
s cherten fre en Bürgern gegenwärt g besteht. Dabe  muss d e 
etztere FeststeI ung fre ch m t e ner gew cht gen E nschränkung 
versehen werden. Se t Absch uss der Arbe t (ca. 2002) hat s ch d e 
recht che S tuat on aufgrund des Gesetzes zur Modern s erung 
der gesetz chen Krankenvers cherung (GKV Modern  s erungs-
ge setz – GMG) vom 14. November 2003 (BGBI. I, S. 2190) für           
gesetz ch Krankenvers cherte erheb ch geändert. S e haben 
gew cht ge E nschränkungen vor a em n Form von Zuzah ungs-
pf ch ten und von Le stungskürzungen m Kostensektor h nneh-
men müssen. Daraus st dann nfo ge der Verwe sungsnorm des 
§ 61 StVo zG d e Frage entstanden, ob und nw ewe t davon auch 
Straf ge fangene betroffen s nd (vg . z. B. B üthner, Kosten ose me-
d z n sche Versorgung m Just zvo Izug oder Zuzah ungspf cht für 
Gefangene?, ZfStrVo 2005, H. 2, S. 94 ff.). D eses ProbIem hat d e 
Ver fas ser n naturgemäß n cht mehr n hre ohneh n schon we taus-
gre fenden Über egungen e nbez ehen können. Im Übr gen st s e 
aber n d fferenz erter und deta erter We se den Fragen nachge-
gangen, d e der sk zz erte VergIe ch aufw rft. 

An der knappen gesch cht chen E n e tung - d e gew ss n 
der e nen oder anderen R chtung, etwa was d e Entwürfe zum 
StVo IzG anIangt, noch hätte vert eft werden können - w rd deut-
ch, dass d e med z n sche Versorgung m Strafvo zug erst re at v 

spät, beg nnend m t den Re chsratsgrundsätzen von 1923, aber 
e gent ch erst m StVo IzG, stärkere recht che Konturen erha ten 
hat. D e jetz ge Rechts age st (n cht nur) für d e Verfasser n ns-
besondere durch d e Zwe te ung der Insassen n so che Gefan-
ge nen, d e Anspruch auf Gesundhe tsfürsorge durch den Just z-
vo I zug haben, und durch d e Fre gänger gekennze chnet, d e n 
e nem fre en Be schäf t gungsverhäItn s stehen und desha b an 
der a I ge me nen med z n schen Versorgung nach Maßgabe der 
gesetz  chen Kranken vers cherung (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V) te -
haben. Dabe  tr tt e nma  mehr d e Bedeutung zwe er Aspekte des 
Fre  gangs hervor: d e tar fgerechte EntIohnung und d e We ter be-
schäf t gung nach der HaftentIassung. 

Das erfordert es zum e nen, d e Untersch ede zw schen ntra- 
und extramura en Arbe tsverhä tn ssen und hre jewe gen Kon-
se quen zen für den Status des Gefangenen m B ckw nke  von     
staat cher Gesundhe tsfürsorge m Rahmen des StVo IzG und 
med z n scher Versorgung auf der GrundIage des SGB V her  aus-
zuarbe ten. So we t Gefangene gesetz ch krankenvers chert s nd, 
ru  hen hre e nsch äg gen Ansprüche gegen d e Krankenkasse we-
gen der med z n schen Versorgung durch d e JVA. Das g t aber 
- der Ana yse der Verfasser n zufo ge – nur für d e n cht-monetären 
Le s tungen (wozu ja auch d e fre e Arztwah  des Kranken ver s -
cher ten zäh t). Und das tr fft auch auf das Verhä tn s der §§ 56 ff. 
StVo IzG zur Soz a h fe zu, so dass e n Gefangener nsowe t - be  
Vor egen der übr gen Voraussetzungen – monetäre Ansprüche ge-
gen den Soz a h feträger geItend machen kann, a s s e der Straf-
vo  zug „zur Überw ndung besonderer soz a er Schw er gke ten“ 
n cht erbr ngt. Der Fre gänger se bst kann umgekehrt nur Le s-
tun gen der Krankenkasse beanspruchen; desha b ruhen – zur 
Ver me  dung von DoppeI e stungen - se ne Ansprüche auf Ge sund-
he ts für sorge m Vo Izug (§ 62a StVo zG). 

D e e gent chen (recht chen) ProbIeme ze gen s ch n der 
Kon kret s erung des Le stungska atogs. Gerade Deta fragen as-
sen d e neura g schen Punkte oder BruchsteI en des gegenwär-
t gen Systems erkennen. H er f ndet der Test auf d e St mm gke t 
und Überzeugungskraft der e nzeInen Rege ungen statt, w e s e 
d e Erörterung der versch edenen Aspekte der med z n schen Ver-
sor gung erg bt. A e n schon e ne st chwortart ge Aufzäh ung, d e 
s ch n etwa am Kata og der Vers cherungsIe stungen or ent ert, 
verm tteIt e nen E ndruck von der V eIfa t der Themen: Fre e Arzt-
wah , Gesundhe tsuntersuchungen, Pr märprävent on und me-
d z n sche Vorsorge, Krankenbehand ung (z.B. Krankenpf ege, 
Kranken hausbehand ung, Arzne m tte  usw., Le stungen der Re -
ha b tat on, ärzt che Behand ung), med z n sche Rehab tat on für 
Mütter, Zahnbehand ung, KrankengeId, Sterbege d. D eses Spek-
trum an Le stungen w rd dann von der Verfasser n noch durch e ne 
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Re he we terer FragesteI ungen angere chert, d e ganz spe z eI e 
Prob eme der med z n schen Versorgung zum Gegenstand ha-
ben: E nw gung ( n den ärzt chen He e ngr ff, den He versuch, 
das Humanexper ment und n d e B utspende), frauenspez f sche 
ProbIeme (Schwangerschaft und Entb ndung, Empfängn s ver hü-
tung, Schwangerschaftsabbruch, Ster sat on, künst che Befruch-
tung) sow e Le chenfürsorge. M t d eser Fü e von Themen stößt 
d e D ssertat on schon an d e Grenzen, d e e ner so chen Unter-
suchung gezogen s nd (und denen erst recht e ne Besprechung 
unter egt, d e s ch zwangsIäuf g auf e ne Auswah  der behande-
Iten Fragen beschränken muss, ohne d e Antworten e ner näheren 
Prüfung unterz ehen zu können). 

Da steI t s ch d e ausnahmswe se genehm gte Heranz ehung 
e nes externen Arztes auf Kosten der Krankenkasse für den subs -
d är krankenvers cherten Pat enten (S. 82) noch a s re at v unpro-
b e mat sch dar. Schw er ger gesta tet s ch schon d e Kosten tra-
gung für d e Notfa behand ung e nes beur aubten Gefangenen, 
der d e für hn zuständ ge JVA (§ 60 StVo IzG) n cht (mehr) hat 
aufsuchen können. H er verm sst d e Verfasser n m t Recht e ne 
recht che Rege ung, d e den Vo Izug n d e Pf cht n mmt (S. 85). 
Um ge kehrt muss e ne Notfa behand ung des Fre gängers durch 
den Ansta tsarzt auf Kosten der Krankenkasse mög ch se n (S. 
88 f.). 

Ihrer Ana yse des Verg e chs zw schen den Le stungen der Ge -
sundhe tsfürsorge und der gesetz chen Krankenvers cherung egt 
B. K rschke e n Kr ter um zugrunde, das s e denn auch auf jede 
Fa IkonsteI at on konsequent anwendet: Danach s nd Unter sch e-
de n der med z n schen Versorgung nach den §§ 56 ff. StVo IzG 
und nach SGB V nur dann und nsowe t gerechtfert gt, a s s e n 
der besonderen Vo zugss tuat on begründet s nd. Prom  nen tes-
tes Be sp e  dafür steI t der Aussch uss der fre en Arztwah  dar, 
den d e Verfasser n schon aus prakt schen Gründen a s uner Iäss-
ch ans eht (S. 98 ff.). Für den Fa  e ner psychotherapeut schen 

Behand ung - d e von der Gesundhe tsfürsorge umfasst st - hä t 
s e ndessen m H nb ck auf das spez f sche Arzt-Pat enten-Ver-
hä t n s e ne Ausnahme für geboten (S. 122). E n SonderprobIem 
erb ckt s e dar n, dass der Krankenhausaufentha t des schwer-
kranken gefähr chen Pat enten, be  dem öffent che (S cherhe ts-
Interessen e ner Haftunterbrechung entgegenstehen (§ 455 Abs. 4 
Satz 2 StPO), vo  auf d e Strafe angerechnet w rd, während be m 
ungefähr chen Pat enten, dem Haftunterbrechung bew gt w rd, 
e ne Anrechnung aussche det (S. 112 f.). 

Sach ch ungerechtfert gte Benachte gungen Gefangener 
konstat ert B. K rschke etwa h ns cht ch der genere en Ver we  ge-
rung e nes Zuschusses zu Zahnprothesen m Fa e verschu deter 
Beschäd gung oder Zerstörung; h er tr tt s e für e nen Vorrang des 
§ 63 vor dem § 62 StVo IzG e n (S. 131 ff.). Vor a em aber ver angt 
hr zufo ge der Aussch uss best mmter Le stungen der Kranken-
ver s cherung für nhaft erte Frauen nach e ner Reform des geIten-
den Rechts (z.B. das Feh en von Ansprüchen auf Entb ndungsge d 
und auf empfängn sverhütende M tte , S. 158, 161). Ebenso muss 
danach auch e ner n cht vers cherten Gefangenen gemäß § 3 Abs. 
1 Satz 2 des „Gesetzes zur H fe für Frauen be  Schwanger schafts-
ab brüchen n besonderen Fä Ien“ (SchwHG) d e Mög chke t e n-
geräumt werden, e ne Kostenübernahme für e nen Schwanger-
schafts abbruch, der n cht mehr unter d e med z n sche Behand ung 
nach § 58 StVo zG fä t, be  e ner Krankenkasse zu beantragen 
(S. 164). 

B. K rschke z eht aus hrer überaus mater a re chen und deta -
gesätt gten Ana yse den zusammenfassenden Sch uss, dass d e 
Le stungen der med z n schen Versorgung für norma e Gefan gene 
und Fre gänger e nander we tgehend entsprechen, dass nsowe t 
aber auch sach ch n cht zu rechtfert gende Untersch ede beste-
hen - und d es obendre n vor dem H ntergrund, dass „d e Rea tät 
der Vo Izugsansta ten auf dem Geb et der Gesund he ts für sorge 
oft noch h nter dem gesetz chen Programm“ zurückb e be (S. 
179). D e absch eßende Untersuchung des derze t gen vers che-
rungsrecht chen Status ruft e nma  mehr d e schwer w egenden 
soz a en Nachte e n d e Er nnerung zurück, weIche d e man geI-
nde E nbez ehung der Gefangenen n d e Krankenvers cherung 
- nament ch für Angehör ge - und n d e Rentenvers cherung - für 
d e Inhaft erten se bst - hat (S. 206 f.). D e Sch usspassagen der 
nsgesamt geha tvo en und nformat ven Stud e steI en nsofern 
e n erneutes P ädoyer für d e eg s ator sche E n ösung des m 
StVo IzG ange egten soz a staat chen Programms dar. 

He nz Mü er-D etz

Gerd Pfeiffer: Strafprozessordnung. Kommentar. 5., neu 
bearbeitete Auflage. Verlag C.H. Beck: München 2005. XX, 
1183 S. In Leinen.  68,-. 

Se t Anfang des Jahres 2005 egt der Kommentar zur StPO 
von Gerd Pfe ffer, dem ehema gen Präs denten des Bundes ge-
r chts hofes, n der fünften Auf age vor. D e d chte Aufe nanderfo ge 
der Auf agen (zur dr tten vg . ZfStrVo 2003, 125) we st wen gstens 
auf zwe er e  h n: Zum e nen erfreut s ch das Er äuterungswerk 
wach sender Be ebthe t. Schon be  früherer Ge egenhe t konnte 
festgeste t werden, w e w cht g e ne gedrängte, übers cht ch ge-
g ederte, nsbesondere d e Rechtsprechung des BGH und des 
BVerfG w edergebende und auf dem jewe s neuesten Gesetz ge-
bungs stand bef nd che Komment erung – nament ch für d e straf-
prozessua e Prax s – st. E n hand ches Werk d eser Größen ord-
nung er e chtert das Nachsch agen und den Zugr ff auf d e jewe s 
re evanten Er äuterungen. 

Zum anderen br ngt das rasche Ersche nen von Neuauf agen 
zum Ausdruck, n we chem Maße und Tempo s ch das Strafver-
fah rensrecht we ter entw cke t. Se t der Vorauf age haben na-
ment ch fo gende Gesetze für e nschne dende und we tre chende 
Änderungen gesorgt oder zum ndest Ausw rkungen auf das 
Straf ver fah ren (srecht) geze t gt: Das Gesetz zur E nführung der 
nachträg  chen S cherungsverwahrung vom 23.7.2004 (BGBI. I, S. 
1838) hat – ebenso w e das Gesetz zur E nführung der vorbeha -
tenen S che rungs verwahrung - Fo gerungen für d e Begutachtung 
des Be schu  d gten und Angek agten nach s ch gezogen (§§ 80a, 
246a StPO). Das 34. Strafrechtsänderungsgesetz hat e ne ganze 
Re he von Änderungen – etwa auf den Geb eten strafprozessua er 
Erm tt ungs maßnahmen und Zwangse ngr ffe (z. B. Durchsuchung), 
aber auch der Verte d gung – m t s ch gebracht. Besonders nachha -
t ge Konsequenzen für d e Gesta tung des Strafverfahrens(rechts) 
s nd vor a em durch das Gesetz zur Verbesserung der Rechte 
von Ver etz ten – OpferRRG - vom 24.6.2004 (BGBI. I, S. 1354) 
und durch das erste Gesetz zur Modern s erung der Just z – 1. 
Just zmo der n  s erungsG – vom 24.8.2004 (BGBI. I, S. 2198) 
entstanden. E n Te  d eser Änderungen, d e nsbesondere den 
Bere ch der Daten ver arbe tung und -überm tt ung für verfahrens-
recht che Zwecke betreffen (§§ 483 ff. StPO), st aufgrund des Art. 
4 des Gesetzes zur effekt veren Nutzung von Date en m Bere ch 
der Staatsan wa t schaften vom 10.9.2004 (BGBI. I, S. 2318) erst 
am 1.3.2005 n Kraft getreten. 

Der Kommentar sp ege t n se ner Neuauf age mehr denn je 
e ne Rechtsentw ck ung w der, d e durch das Bestreben des Ge-
setz gebers gekennze chnet st, das Strafverfahren rat one er und 
effekt ver zu gesta ten. Aber v e e cht mehr noch zeugen Zuschn tt 
und Inha t der Er äuterungen von dem E nf uss, we che d e Recht-
sprechung (des BGH und des BVerfG) n zunehmendem Maße 
auf Handhabung und Fortentw ck ung des ge tenden Rechts 
n mmt. V e fach assen s ch nzw schen Grund- und E nze fragen 
der Verfahrensgesta tung nur mehr auf der Bas s des nzw schen 
n re chem Maße entstandenen R chterrechts beantworten – das 
n cht se ten fre ch n e ne ausgesprochene Kasu st k gemündet 
st. D e sen besonderen Aspekt hebt denn auch Gerd Pfe ffer n se -
nem  jetz gen Vorwort – ebenso w e n der esenswerten E n e tung 
– aus drück ch hervor. Indessen s nd n d esem Kontext d e verfas -
sungsrecht chen Prob eme n cht zu übersehen, d e mmer w eder 
Abwägungen zw schen dem Schutz von Grundrechten Betroffener 
und öffent chen Interessen an der Durchführung des Straf ver fah-
rens und der K ärung des Tatverdachts erfordern. Gerade darum 
st es zu begrüßen, dass der Kommentar so ches Gew cht auf d e 
W edergabe der Rechtsprechung egt. Der Benutzer kann a er-
d ngs anges chts des begrenzten Umfangs des Er äuterungs wer-
kes e nerse ts und der mmensen Stofffü e andererse ts n cht er-
warten, dass es jede nur erdenk che Deta frage mehr oder m nder 
ausführ ch zu beantworten vermag; d es g t natür ch auch für d e 
w ssenschaft che D skuss on – deren Erörterung h er auf grund-
sätz che Aspekte beschränkt st (w e z.B. d e Ause nandersetzung 
des Verfassers m t Absprachen m Strafverfahren ze gt, d e a s 
„Han   de  m t der Gerecht gke t“ rechtsstaat che Kr t k herausfor-
dern). 

Für d e Prax s des Just zvo zugs se bst s nd naturgemäß d e 
Er äuterungen der Vorschr ften über d e Ausgesta tung der Unter-
su chungshaft (§ 119 StPO) und für den Verkehr des nhaft erten 
Beschu d gten m t se nem Verte d ger (§§ 148, 148a StPO) von be-
sonderem Interesse. H er wartet der Kommentar m t e ner beacht-
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chen Fü e von Deta nformat onen auf. S e haben n cht zu etzt 
das Zusammentreffen von Straf- und Untersuchungshaft – m t Be-
zug auf § 122 StVo zG (§ 119 Rn. 6) –, d e Verschärfung der Haft-
be d ngungen m Fa e entsprechender Gefähr chke t des Unter su-
chungs gefangenen (§ 119 Rn. 7) sow e d e Kompetenzverte ung 
h ns cht ch des ger cht chen Rechtsschutzes (§ 119 Rn. 24) zum 
Gegenstand. D e Befugn sse, d e h ns cht ch der Unterbr ngung 
und Behand ung Untersuchungsgefangener dem Haftr chter und 
den Vo zugsansta ten e ngeräumt s nd, werden ebenso k ar he-
rausgearbe tet w e d e Schranken, d e e nsch äg gen Grundrechts-
e ngr ffen gezogen s nd. D e Ste ungnahmen des Verfassers knüp-
fen auch n Bezug auf d e Ausgesta tung der Untersuchungshaft 
we tgehend an d e höchstr chter che Rechtsprechung, nament ch 
an d ejen ge des BVerfG, an. 

Der Kommentar rechtfert gt auch n se ner Neubearbe tung 
vo auf d e früheren Empfeh ungen. Er hat s ch a s ged egenes und 
zuver äss ges Er äuterungswerk n der Prax s ängst bewährt und 
e nen Namen gemacht. 

He nz Mü er-D etz

Zum Beitrag von Prof. Dr. Wolfgang Klug „Fachlichkeit 
der Sozialen Arbeit im Strafvollzug“ ZfStrVo 2005, Heft 2, 
S. 90-94

M t großem Interesse habe ch vorbeze chneten Art ke  n Ihrer 
Fachze tschr ft zur Kenntn s genommen. A s M tarbe ter des rhe n-
and-pfä z schen Just zm n ster ums, der u.a. für d e Organ sat on 
und den D enstbetr eb der Soz a en D enste der Bewährungsh fe 
und des Strafvo zugs zuständ g st, habe ch auch erwartet, e n ge 
wertvo e Impu se für me nen Geschäftsbere ch zu erha ten, zuma  
w r uns m tten n der Qua tätsdebatte bef nden.

Das, was ch an Anforderungen für d e profess one e Tät gke t 
e nes Soz a arbe ters n der Just z ge esen habe, entspr cht n 
vo em Umfang der E nschätzung unseres Fachreferats; a s se bst 
aus der Soz a arbe t Kommender, kann ch es vo  unterstützen.

Etwas überrascht haben m ch dann doch e n ge skept sche 
E nschätzungen des Autors, d e ch n unserer Prax s so n cht fest-
ste en kann. S cher g bt es noch „A t asten“, d e s e a s „von den 
Gründerjahren geprägt“ def n eren; dem Gros unserer M tarbe  te-
r n nen und M tarbe ter kann ch n jedem Fa  e ne hohe  Fach ch-
ke t zuwe sen.

So st es be sp e swe se m Vo zug, w e e ne aktue e Umfrage 
unter den Ansta ten ergeben hat, ke nesfa s so, dass der Soz a e  
D enst m t se nen Ste ungnahmen vom psycho og schen D enst 
verdrängt w rd. V e mehr g bt es andeswe t Absprachen, wonach 
der Psycho og sche D enst erst ab e ner Haftdauer von e nem Jahr 
b s zu 18 Monaten Be träge zur Erz ehungsp anung, Lockerungen, 
vorze t gen Ent assung etc. unterbre tet. Ansonsten zäh t d es zum 
Tät gke tsbere ch der Soz a arbe ter nnen und Soz a arbe ter. Aus-
ge nom men s nd Fä e m t exp z t psycho og schen Frageste ungen 
oder aber Gefangene m t entsprechender Vorgesch chte (Gewa t-  
oder Sexua straftat), d e e ne Bete gung des Psycho og schen 
D enstes zw ngend erfordern.

D e Aussage von Herrn Professor Dr. Schm tt aus dem Jahre 
1995, wonach d e Bewährungsh fe zu schade se , um s e nur den 
Bewährungshe fern zu über assen, w rd durch ständ ges W eder-
ho en auch n cht aussagekräft ger. Ich hatte bere ts mehrfach Ge-
e gen  he t, m t hm persön ch über d ese D nge zu d skut eren und 
frage m ch, we chem Bed ensteten d eser Berufsgruppe er be  der 
Arbe t über d e Schu tern geschaut bzw. n we che aktenmäß ge 
Dokumentat on von Betreuungsverhä tn ssen und Arbe tsab äufen 
er e nen E nb ck hatte. Im Gegensatz dazu habe ch se bst m 
Rahmen der von m r durchgeführten Geschäftsprü fungen m So-
z a  d enst e nen sehr guten E nb ck n das beruf che Hande n       
unserer Soz a arbe ter nnen und Soz a arbe ter und kann hnen 
durch weg e n hohes Maß an Profess ona tät, Engagement und 
In no vat onsfreude besche n gen. D ese E nschätzung w rd n cht 
nur von den unm tte baren D enstvorgesetzten gete t, sondern st 
auch m Ergebn s der bundeswe ten Befragung „Bewährungsh fe 
m Me nungsb d“ durch d e Forschungsste e für Konf kt und 
Soz a  stu d en. (Ha e/Saa e vom Sept. 2003 ) be egt, an der aus 
Rhe n and-Pfa z 55 R chter nnen und R chter te genommen ha-
ben. H er egt d e Bewährungh fe n den Bere chen Kooperat on 
m t den Ge r ch ten, Zuver äss gke t der Ber chte und Zufr edenhe t 
m t der Bewährungsh fe jewe s m t knappem Abstand auf dem 
zwe ten Patz.

Bedeutsam sche nt m r aber zu se n, we che Ansprüche d e 
Berufsgruppen aus Bewährungsh fe und Vo zug jewe s an s ch 
se bst ste en. In den Jahren 2004 und 2005 haben zwe  getrennte 
Arbe tsgruppen unter Bete gung von R chtern und Le tern von 
Vo  zugsansta ten an e ner vom M n ster um der Just z e nberu-
fenen Ar be ts gruppe te genommen und geme nsam beruf che 
Standards erarbe tet, d e ch Ihnen h erm t gerne zur Verfügung 
ste e. Be  den h er def n erten Standards hande t es s ch um 
Pf chtaufgaben aus S cht der Betroffenen, n cht etwa um Kür unter 
opt ma en Bed n gun gen. D e beruf chen Standards s nd auch auf 
der Homepage der Just z www.just z.r p.de veröffent cht.

Ich hoffe, h erm t d e m r zum Te  etwas pess m st sch ersche -
nenden E nschätzungen n dem Art ke  e n wen g zurechtrücken 
zu können und wünsche m r, dass der vom Autor w ssenschaft ch 
begIe tete Entw ck ungsprozess für Standards n der Bewährungs-
h fe des Bayer schen Staatsm n ster ums der Just z we tere opt -
m st sche Perspekt ven aufze gen kann.

A fred Ju en

Leser schreiben uns
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